
Krisen vor der Tür
GENERALDEBATTE Konflikte von der Ukraine bis zum Irak beherrschen die Beratungen zum Haushalt

E
s ist noch gar nicht so lange
her, als in Leitartikeln und
Kommentaren zu lesen war,
dass es in der Politik im All-
gemeinen und im Bundestag
im Besonderen nicht mehr

um die ‚großen‘ Fragen und richtungswei-
senden Entscheidungen gehe. Wie rasch
sich Zeiten ändern können, wie schnell das
gestern Selbstverständliche plötzlich in Fra-
ge stehen kann – das haben außenpoliti-
schen Krisen dieses Jahres von der Ukraine
bis zum Irak unmissverständlich vor Augen
geführt. Plötzlich ist von einer Welt, die
aus den Fugen geraten ist, die Rede, von
der Zuspitzung und Parallelität der Krisen
und vom Gespenst der Geschichte, das mit
willkürlichen Grenzverschiebungen in
Europa wieder auftauche. Formulierungen,
die auch in Berlin in diesen Tagen die Run-
de machen. Und die – ganz ungewohnt –
die stets nach der Sommerpause anstehen-
den Etatberatungen prägten.

Grundsatzfrage Bereits Anfang September
war der Bundestag außerplanmäßig aus der
Sommerpause zu einer Sondersitzung zu-
sammengekommen, um über eine heikle
Frage zu debattieren: Soll man die Kurden
im Irak mit Waffen ausrüsten, um die vorrü-
ckenden Terrormilizen des „Islamischen
Staates“ (IS) in Schach zu halten? Für man-
chen Abgeordneten erschien dies wie die
Wahl zwischen Skylla und Charybdis. „Nie-
mand kann kontrollieren, wo die Waffen am
Ende landen und zu welchem Zweck sie ein-
gesetzt werden“, sagte etwa der Fraktions-
chef der Grünen, Anton Hofreiter. Vom
Grundsatz, keine Waffen in Krisengebiete zu
liefern, dürfe man nicht abweichen. SPD-
Fraktionschef Thomas Oppermann wieder-
um kam nach „wohlbegründeten Abwä-
gung“ zu dem Schluss, dass die Gefahr eines
„fortgesetzten Völkermordes und weiterer
Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ höher
zu bewerten sei als das „durchaus vorhande-
ne Risiko, dass unsere Waffen in falsche
Hände geraten“. Mit dieser Linie setzten sich
die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und
SPD am Ende durch: Sie unterstützten einen
Beschluss der Bundesregierung zur Ausrüs-
tung der kurdischen Peschmerga, der Streit-
kräfte der autonomen Region Kurdistan im
Nordirak.
Auch in der vergangenen Woche, in der die
Bundesregierung ihren Plan für einen ausge-
glichenen Haushalt konkret vorstellte, rück-
te die Außenpolitik schnell in den Vorder-
grund. Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) stellte in der Generaldebatte wieder-
holt klar, dass der Konflikt in der Ukraine
militärisch nicht zu lösen sei. Sie machte

sich dafür stark, dass die von der EU be-
schlossenen neuen Sanktionen gegenüber
Russland nun auch scharf gestellt werden –
diese traten am Freitag vergangene Woche in
Kraft. Zugleich betonte Merkel, dass die Tür
zu Verhandlungen offen bleibe und man die
Nato-Russland-Grundakte nicht aufkündi-
gen wolle.
Beim Kampf gegen den IS
sei entschlossenes Handeln
erforderlich – in einem
„Bündnis möglichst vieler
Staaten“, sagte Merkel und
verwies auf die mittlerweile
angelaufene Lieferung von
Rüstungsgütern an die Kur-
den. Die Bundesregierung
habe zudem bisher 50 Mil-
lionen Euro als Nothilfen
für die Menschen in der Re-
gion bereitgestellt.
Für den Vorsitzenden der
Linksfraktion, Gregor Gysi,
sind die Waffenlieferungen „falsch und blei-
ben falsch“. In der Region gebe es bereits ge-
nügend Waffen. Gysi forderte zudem ein
UN-Mandat für das Vorgehen gegen IS und

stellte über die Eiszeit im UN-Sicherheitsrat
einen Bezug zu Russland und zur Ukraine-
Krise her: Die internationalen Konflikte sei-
en nur mit und nicht ohne oder gar gegen
Russland lösbar. Insgesamt wirke die Außen-
politik der Regierung „hilflos, wirr und
durcheinander“.

Soweit gingen die Grünen in
ihrer Kritik nicht – in der
Russlandpolitik stellten sie
sich weitgehend hinter die
Regierung: „Putin hat die
Krim besetzt und die Ost-
ukraine, und er stellt damit
Europas Werte knallhart auf
die Probe“, sagte die Frakti-
onsvorsitzende Katrin Gö-
ring-Eckardt. Die Auswei-
tung der Sanktionen sei die
richtige Antwort. Ziel müsse
zudem sein, in der Energie-
versorgung unabhängiger
von Russland zu werden.

Göring-Eckardt kritisierte, dass die Bundes-
regierung kein erkennbares Konzept zu einer
deutschen Beteiligung im Kampf gegen IS
habe und bisher nur 50 Millionen Euro für

humanitäre Hilfe bereitgestellt habe – ge-
genüber einem Betrag von 70 Millionen
Euro für die Waffenlieferungen. In diesem
Punkt sah auch Unions-Fraktionschef Volker
Kauder die Regierung aufgefordert. Für die
Hilfe für Flüchtlinge im Nordirak müssten
EU-Mittel mobilisiert werden: „Das Geld ist
da. Ich habe die Bitte an die Bundesregie-
rung, Europa da einmal etwas Beine zu ma-
chen“, sagte Kauder.

Verbot Eine militärische Beteiligung an ei-
nem Kampfeinsatz gegen IS schloss die Bun-
desregierung am vergangenen Freitag aus.
Und sie setzte mit dem Verbot sämtlicher IS-
Aktivitäten in Deutschland noch ein anderes
Zeichen. „Wir müssen verhindern, dass radi-
kalisierte Islamisten ihren Dschihad in unse-
re Städte tragen“, sagte Innenminister Tho-
mas de Maizière (CDU). Der IS sei eine Be-
drohung auch für die öffentliche Sicherheit
in Deutschland. Verboten ist damit nunmehr
jede Beteiligung am IS, Propaganda im Inter-
net oder bei Demonstrationen und das An-
werben von Kämpfern. Auch das Tragen von
Kennzeichen oder das Spendensammeln ist
nicht mehr erlaubt. Alexander Heinrich T

KOPF DER WOCHE

Große Bürde für
neuen Premier
Haidar al-Abadi Er hat eine nahezu unlös-
bare Aufgabe vor sich: Inmitten der Kämpfe
gegen die Terrormiliz „Islamischer Staat“

wurde vergangene
Woche Haidar al-
Abadi zum neuen
Ministerpräsiden-
ten Iraks vor dem
Parlament in Bag-
dad vereidigt. Er
folgt dem nach
achtjähriger Herr-
schaft zurückge-
tretenen Nuri al-
Maliki, der in dem

vom Bürgerkrieg geplagten Land keine Basis
mehr für ein Weiterregieren hatte. Haidar al-
Abadi gehört wie sein Vorgänger der schiiti-
schen Dawa-Partei an und muss nun versu-
chen, die miteinander verfeindeten Sunniten,
Schiiten und Kurden wieder zusammenzu-
bringen. Der 62-Jährige ist promovierter
Elektroingenieur und verbrachte als Gegner
von Saddam Hussein viele Jahre im briti-
schen Exil. Nach Saddams Entmachtung
2003 durch die US-Invasion wurde er Kom-
munikationsminister. kru T
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In mehreren Weltregionen haben sich Krisen entzündet, die in der vergangenen Woche Thema im Bundestag waren.
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EDITORIAL

Notfalls
mit Gewalt

VON JÖRG BIALLAS

Es waren fünf Worte, die 2001 Applaus im
Deutschen Bundestag aufbrausen ließen: „Der
Kalte Krieg ist vorbei!“ Wladimir Putin, seiner-
zeit wie heute Präsident der Russischen Föde-
ration, hat diesen Satz markig und selbstbe-
wusst in den Saal geschleudert. Jener starke
Mann Russlands also, dessen Ukraine-Politik
jetzt erneut einen Keil zwischen seine Nation
und die übrige Welt treibt.
Putin schürt damit längst überwunden ge-
glaubte Gefühle. Die Sorge, der militärischen
Kraft der jeweils anderen Seite unterlegen sein
zu können, hat in Europa zwar über Jahrzehn-
te bewaffnete Konflikte verhindert. Aber es
war ein angespannter Frieden. Beide Blöcke
verkehrten wegen ihrer Rüstungsbemühungen
auf Augenhöhe und nicht etwa, weil Ost und
West sich nach dem Grauen auf den Schlacht-
feldern des 20. Jahrhunderts wirklich ausge-
söhnt hätten.
Und doch hat sich über die Jahrzehnte ein Pro-
zess der Entspannung eingestellt. Dieser Pro-
zess erweckte mitunter den Eindruck, fortan
seien militärische Aktionen keine Option der
politischen Strategie mehr. Die aktuellen Kri-
sen der Welt, mannigfach und schwerwiegend
wie lange nicht, lehren das Gegenteil. Im Ein-
zelfall muss ordnend eingegriffen werden. An-
dernfalls drohen humanitäre Katastrophen, die
sich zudem nicht unbedingt regional begren-
zen lassen.
Welche Mittel angemessen sind, um auf sol-
che Entwicklungen zu reagieren, ist immer ei-
ne schwierige politische Entscheidung. Reicht
es, wenn die Möglichkeit militärischen Enga-
gements nicht ausgeschlossen wird? Ist es
notwendig, wie jetzt mit dem Beschluss zur
Hilfe für die kurdischen Kämpfer im Nordirak,
eine Seite direkt mit Waffen zu unterstützen?
Oder müssen gar im Rahmen eines internatio-
nalen Mandats deutsche Soldaten in Krisenge-
biete entsandt werden?
Eine kluge Außenpolitik darf Gewalt nicht pro-
vozieren. Sie darf Gewalt als Mittel zum
Zweck der Befriedung und zur Wahrung von
Menschen- und Völkerrechten aber auch nicht
kategorisch ausschließen. In diesem Span-
nungsfeld bewegt sich jede parlamentarische
Entscheidung über Militäraktionen. Dabei ist
eine sensible Hand nötig. Und die Überzeu-
gung, die sich gerade aus der deutschen Ge-
schichte gewinnen lässt: Am Ende hat stets die
Demokratie die Oberhand.

»Die Tür zu
Verhandlungen

ist
und

bleibt
offen.«

Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU)

ZAHL DER WOCHE

145.000
zivile Todesopfer gibt es infolge kriegeri-
scher Auseinandersetzungen im Irak von
2003 bis heute. Allein in diesem Jahr wur-
den im Zweistromland bisher mehr als
11.000 zivile Todesopfer registriert.

ZITAT DER WOCHE

»Der Kampf
fordert ein
geschlossenes
Vorgehen aller.«
Kanzlerin Angela Merkel (CDU) in der Gene-
ralaussprache im Bundestag zur von ihr ge-
wünschten Bildung einer breiten Allianz ge-
gen die Terrormiliz Islamischer Staat (IS)
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Das Parlament
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Die Lektionen der Geschichte begreifen
GEDENKSTUNDE Bundestag erinnert im Zeichen aktueller Konflikte an den Ausbruch des Zweiten Weltkrieges vor 75 Jahren

Eine Frage stellte Bundestagspräsident
Norbert Lammert (CDU) seinen Zu-
hörern mehrfach: „Wo liegt die Was-
serscheide zwischen Generationen,

die nicht genug bezahlt haben, und Genera-
tionen, die zu viel bezahlt haben? Auf wel-
cher Seite stehen wir?“ Diese Frage des frühe-
ren Papstes Johannes Paul II., zitierte Lam-
mert in der Gedenkstunde des Bundestages
zum 75. Jahrestag des Ausbruchs des Zweiten
Weltkrieges nicht nur, um auf die Vergangen-
heit zu verweisen. „Auch heute zahlen Gene-
rationen viel für ihre Freiheit, ohne die Ge-
wissheit, sie tatsächlich zu erreichen“, sagte
Lammert unter Verweis auf aktuelle Kriege
wie in Syrien, im Irak und der Ukraine.
Am vergangenen Mittwoch erinnerte der Bun-
destag gemeinsam mit den wichtigsten Vertre-
tern der Verfassungsorgane, unter ihnen Bun-
despräsident Joachim Gauck, an den Aus-
bruch des „verheerendsten Krieges in der Ge-
schichte, für den Generationen viel, zu viel be-
zahlen mussten“, so Lammert. Er zeigte sich
bewegt darüber, dass der polnische Staatsprä-
sident Bronislaw Komorowski als Hauptred-
ner der Veranstaltung in den Bundestag ge-
kommen war, schließlich habe Polen länger
als andere unter deutscher Besatzung gelitten.

Wir dürften es nie vergessen, dass die Ereig-
nisse im September 1939 die Vorboten einer
beginnenden Katastrophe für das gesamte
Europa waren, mahnte Komorowski deshalb.
Nicht hoch genug könne vor diesem Hinter-
grund die deutsch-polnische Versöhnungs-
leistung der vergangenen Jahrzehnte bewertet
werden. Sie käme einem „kopernikanischen
Umbruch“ gleich, sagte Komorowski. Er

forderte Deutsche und Polen auf, diese Ba-
sis zu nutzen: „Unsere Länder sollten da-
für sorgen, dass eine neue Ost-West-Spal-
tung Europas verhindert wird. Wir brau-
chen eine deutsch-polnische Verantwor-
tungsgemeinschaft für die Zukunft
Europas.“ Diese müsse auch eine gemein-
same Antwort „auf die Gefahren in den
Nachbarländern finden“, sagte er unter

Bezug auf den Ukraine-Konflikt. Durch
den Angriff auf die Ukraine greife Russ-
land den fundamentalen Grundsatz einer
zivilisierten Welt an, das Prinzip der Ach-
tung vor der Souveränität von Staaten,
stellte Komorowski fest und forderte von
Europa mehr Geschlossenheit bei der Ver-
teidigung dieser Werte. Lammert sprach in
diesem Zusammenhang Bundespräsident
Gauck ausdrücklich seinen „Respekt“ da-
für aus, bei der Gedenkveranstaltung zum
Kriegsausbruch am 1. September in Dan-
zig „am richtigen Platz zum richtigen An-
lass das Richtige gesagt“ zu haben. Gauck
hatte in seiner Danziger Rede in unge-
wöhnlich deutlichen Worten die Politik
Moskaus kritisiert. So wurde auch aus der
Gedenkstunde des Bundestages schließlich
fast eine Aktuelle Stunde. (Wortlaut der
Reden in der Beilage „Debattendokumen-
tation“) Claudia Heine T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Norbert Lammert, Bronislaw Komorowski und Joachim Gauck (v.l.) vor dem Reichstag
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Exekutive Rechte
CONTRA Wäre es nicht schöner, transparenter und

vor allem demokratischer, wenn der
Bundestag über jeden Waffenexport
entscheiden würde? Wäre es richtig ge-

wesen, wenn der Bundestag und nicht die Bundesre-
gierung über die militärische Ausrüstungshilfe für die
Kurden im Irak befunden hätte? Nein. Weder fehlt
der Regierung die Legitimation, noch umgeht sie die
Mitwirkungsrechte des Parlaments.
Der Bundestag verabschiedet Gesetze, er stellt den
Haushalt auf, er allein entscheidet über die Ein-
schränkung von Grundrechten. Im Übrigen überträgt
er der Regierung exekutive Rechte. Und das ist rich-
tig so. Die Bundeskanzlerin muss eben nicht in allen
Einzelfragen den Bundestag befassen. Der Innenmi-
nister kann die Bundespolizei auch ohne Sonderman-
dat nach Gorleben schicken. Die Regierung kann und
muss entscheiden. Sie hat Kompetenzen übertragen
bekommen, die sie überhaupt erst handlungsfähig
machen. Umgekehrt kann sie nicht nach Belieben
heikle Entscheidungen ans Parlament delegieren.
Die Beteiligung bewaffneter Streitkräfte an Aus-
landseinsätzen ist eine Ausnahme von diesem Prin-
zip. Hier gilt der Parlamentsvorbehalt. Es geht um
Soldaten, bewaffnete Menschen in Uniform. Es geht
nicht nur um den Einsatz deutscher Waffen. Das ist
ein wichtiger Unterschied. Genau hier verläuft die
Grenze zwischen exekutivem Regierungshandeln
und Parlamentsvorbehalt.
Dem Bundestag ist dadurch nicht das Recht genom-
men, die Entscheidung zu debattieren. Er hat das im
Fall der Waffen für Kurdistan auch intensiv getan.
Und wenn das Parlament oder eine Koalitionsfrakti-
on zu dem Schluss kommt, dass die Regierung falsch
gehandelt hat, stürzt die Kanzlerin. Oder sie muss
sich eine neue Mehrheit suchen.

Mehr zum Thema der Woche auf Seite 1 bis 3
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Sven Siebert
»Sächsische Zeitung«,
Berlin-Büro
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GASTKOMMENTARE
WAFFENEXPORTE MIT PARLAMENTSVORBEHALT?

Politisch klug
PRO Waffenexporte zu genehmigen oder zu

versagen ist eigentlich eine klassi-
sche Aufgabe der Regierung. Und das
sollte auch so bleiben – eigentlich.

Ob und welches Land zu welchen Bedingungen
Waffen aus Deutschland erhalten darf, gehört in
das Feld der Wirtschafts- und noch mehr der Au-
ßenpolitik, die ja mit gutem Grund auch in ande-
ren Fragen auf ihrer diplomatischen Diskretion be-
steht.
Aber der jüngste Fall, die Waffenlieferung an Kur-
den im Irak, hat dann doch eine neue Qualität:
Hier mischt sich die Bundesrepublik direkt in einen
heißen Konflikt ein. Bliebe das die seltene Ausnah-
me, von der die Koalition spricht, müsste man
nicht weiter nachdenken. Doch das Modell „Hilfe
zur Selbsthilfe“ hat Zukunft. Die Erfahrungen mit
direkten Interventionen von Afghanistan bis Afrika
sind ernüchternd genug, um die Prognose zu er-
lauben, dass die Bundeswehr so bald keine größe-
re Expedition zur Befriedung ferner Länder unter-
nehmen wird. Bloß wegschauen ist indessen, wie
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen
(CDU) etwas voreilig, aber trotzdem richtig formu-
liert hat, keine Alternative.
Die „richtige“ einheimische Seite in einem Kon-
flikt mit Waffen und Ausrüstung zu unterstützen
wäre eine Alternative – der logische nächste
Schritt nach jener Ausbildungshilfe, wie sie die
Bundeswehr gerade in Mali leistet. Damit wird
aber die Grenze von der Außen(wirtschafts)politik
zur Kriegsbeteiligung überschritten. Und über
Krieg und Frieden sollte das Parlament entschei-
den, auch wenn es – vielleicht nur: zunächst? –
nicht um das Leben deutscher Soldaten geht. Ju-
ristisch mag das nicht zwingend sein. Politisch
klug wäre es trotzdem.

Robert Birnbaum
»Der Tagesspiegel«,
Berlin
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Herr Annen, US-Präsident Obama
hat kürzlich gesagt: „Wenn man die
Abendnachrichten sieht, fühlt es sich an,
als falle die Welt auseinander.“ Geht es
Ihnen ähnlich angesichts der Meldungen
aus der Ukraine und dem Nahen Osten?
Mir ist dieser Gedanke auch schon gekom-
men. Und dass etwas in der Welt aus den
Fugen geraten ist, merke ich vor allem an
den Reaktionen der Bürger. Im Bundestags-
wahlkampf vor einem Jahr ging es den
meisten vor allem um Rentenpolitik, Min-
destlöhne, Bildung. Das hat sich verändert.
Zum ersten Mal werde ich mit Blick auf die
Beziehungen zu Russland direkt gefragt:
„Kehrt der Krieg nach Europa zurück?“

Und was antworten Sie?
Ich bin nach wie vor optimistisch, dass wir
einen Krieg in der Ukraine vermeiden kön-
nen. Aber die deutsche Außenpolitik hat
im Moment alle Hände voll zu tun, eine
solche Option abzuwenden. Ohne Ängste
schüren zu wollen, aber das ist eine drama-
tische Entwicklung. Die aktuellen Konflik-
te finden in unserer unmittelbaren Nach-
barschaft statt. Sie bedrohen uns direkt.

Was macht den Ukraine-Konflikt,
aber auch den Vormarsch der radikalen
Miliz „Islamischer Staat“ (IS) in Syrien
und dem Irak, so gefährlich für uns?
In der Rhetorik von Russlands Präsident
Wladimir Putin deutet einiges darauf hin,
dass es sich bei der Annexion der Krim und
der Auseinandersetzung um die Ostukraine
nicht um einen Sonderfall handelt, son-
dern dass die einseitige Verschiebung von
Grenzen zur Realität in Europa werden
könnte. Wer das tut, spielt mit dem Feuer,
wie wir aus unserer eigenen Geschichte
wissen. Und IS will im Nahen Osten einen
Terrorstaat erschaffen – und auf dem Weg
zum Kalifat hat die Miliz große Geländege-
winne erzielt. Wir gehen davon aus, dass
mehr als 300 Deutsche für IS kämpfen
oder gekämpft haben. Die bringen ihre Er-
fahrungen und ihre Radikalisierung ir-
gendwann wieder mit nach Deutschland.
Die Gefahr von Anschlägen steigt auch
hierzulande.

Deutschland hat nun Waffen an die
kurdischen Peschmerga im Nordirak ge-
liefert, um sie im Kampf gegen IS zu un-
terstützen. Lehrt nicht die Erfahrung,
dass solche Waffen am Ende viel zu häu-
fig in die falschen Hände geraten?
Ja, wir sind in Sorge, dass die Waffen, die
wir liefern, möglicherweise für einen zu-
künftigen Unabhängigkeitskrieg genutzt
werden könnten. Aber auch Nichtstun hat
Konsequenzen. Wir mussten sehr schnell
eine schwierige Entscheidung treffen: Die
IS-Truppen standen nur 40 Kilometer vor
der Stadt Erbil. Wir mussten verhindern,
dass die Miliz die kurdische Region über-
rennt. Dort sind ja auch eine halbe Million
Flüchtlinge aus dem Irak und Syrien unter-
gekommen, die im Rahmen der sehr be-
grenzten Möglichkeiten der irakisch-kurdi-
schen Region versorgt werden.

Es wird berichtet, dass es nicht die
Peschmerga, sondern Kämpfer der in
Europa verbotenen Kurdenorganisation
PKK waren, die die Jesiden vor dem Vor-
rücken der IS gerettet haben. Gehen die
deutschen Waffen an die falsche Adresse?
Nein. Irakisch-Kurdistan ist die einzige Re-
gion im Irak, die vernünftig regiert wird.
Wenn sie zusammenbricht, dann wäre die
IS-Miliz ihrem Ziel, die Nachkriegsord-
nung des Nahen Ostens zu zerstören, ein
großes Stück nähergekommen. Richtig ist,
dass die kurdische YPG, die im Grunde ge-
nommen ein Ableger der PKK ist, im Nor-
den Syriens ebenfalls 100.000 Flüchtlinge
versorgt. Das verdient unsere Unterstüt-
zung. Wir müssen in dieser Situation bereit
sein, mit allen zu reden, auch mit YPG und
PKK.

Auch mit Syriens Präsident Assad?
IS konnte nur wegen der verbrecherischen
Politik vom Assad überhaupt so erfolgreich
werden. Ich kann mir deshalb nicht vor-
stellen, dass er eine Rolle spielen kann. Die
einzige Rolle, die er spielen sollte, ist die
vor einem Kriegsverbrechertribunal.

Über die Waffenlieferungen hat der
Bundestag in einer Sondersitzung debat-
tiert und symbolisch abgestimmt. Jetzt
werden Forderungen nach einer Auswei-
tung des Parlamentsvorbehalts laut. Soll-

te das Parlament in Zukunft zustimmen
müssen, bevor Deutschland Ausstattungs-
hilfe leistet?
Es ist legitim, über eine Ausweitung des
Parlamentsvorbehalts nachzudenken. An
der Debatte beteilige ich mich auch gerne.
Bisher gilt der Vorbehalt ja nur, wenn be-
waffnete Streitkräfte in Auslandseinsätze
entsendet werden sollen. Ich bin mir aber
nicht sicher, ob ich wirklich über jede ein-
zelne Waffenlieferung im Bundestag ab-
stimmen möchte. Diese Entscheidungen
sollten Sache der Regierung bleiben.

Die USA wollen IS jetzt mit Luftschlä-
gen auch in Syrien bekämpfen. Wird sich
Deutschland daran beteiligen? Einige Au-
ßenpolitiker der Union befürworten dies.
Das ist ausgeschlossen. Unser Ziel sollte es
sein, die demokratischen Kräfte in der Re-
gion in die Lage zu versetzen, diesen
Kampf zu gewinnen. Dafür brauchen sie
eine möglichst breite politische Unterstüt-
zung der internationalen Gemeinschaft.
Meine Hoffnung ist, dass es einen neuen
Anlauf der Vereinten Nationen für einen
Waffenstillstand in Syrien gibt und die
neue irakische Einheitsregierung unter
Führung von Haidar al-Abadi eine politi-
sche Stabilisierung des Landes in Gang set-
zen kann. Diesen Prozess wollen wir tat-
kräftig unterstützen.

Sie haben die vielen Flüchtlinge in der
Region erwähnt. Die Bundesregierung
betont immer wieder, dass deshalb nun
vor allem humanitäre Hilfe geleistet wer-
den muss. Wie ist dann zu erklären, dass
die Mittel hierfür im kommenden Jahr
um 38 Prozent gekürzt werden sollen?
Das ist nicht zu erklären. Ich bin mir si-
cher, dass am Ende der Haushaltsberatun-
gen ein signifikant höherer Betrag für hu-
manitäre Hilfe bereitgestellt werden wird.
Die Ressourcen der deutschen Außenpoli-
tik müssen dauerhaft gestärkt werden.

Sprechen wir noch mal über die Ukraine.
Die Nato zeigt mehr Präsenz in Osteuro-
pa, die Sanktionen werden weiter ver-
schärft. Sind wir nicht längst mittendrin
in der Logik eines neuen Kalten Krieges?
Gegen diesen Eindruck wehre ich mich ve-
hement. Der Konflikt hat einen ganz ande-
ren Charakter, wenngleich dieser nicht we-
niger besorgniserregend ist. Putin hat kürz-
lich auf einer Tagung vor Jugendverbands-
vertretern öffentlich daran erinnert, dass er
über Atomwaffen verfügt. Dies ist eine Ver-
schärfung der Rhetorik, wie wir sie seit
Chruschtschow nicht mehr erlebt haben.

Wie kann eine weitere Eskalation verhin-
dert werden?
Viele glauben, dass man jetzt auf Abschre-
ckung und Militär, etwa auf eine Aufrüs-
tung der Nato, setzen muss. Polens Präsi-
dent Bronislaw Komorowski hat am Mitt-
woch im Bundestag genau diese Botschaft
an uns gerichtet. Ich nehme das ernst, habe
aber meine Zweifel. Wir müssen jetzt erst
recht miteinander im Gespräch bleiben.
Wenn man weiß, dass man keine militäri-
schen Möglichkeiten hat, sollte man auch
nicht so tun, als wären sie eine Option.
Russland ist eine Nuklearmacht!

Aber die Sorgen, insbesondere der Po-
len und Balten, können die anderen Eu-
ropäer doch nicht einfach ignorieren.
Nein, und genau hier liegt für mich die
neue Verantwortung der deutschen Außen-
politik. Wir müssen eine Politik formulie-
ren, die gegenüber Russland klar ist, die
aber gleichzeitig die Ängste unserer euro-
päischen Partner berücksichtigt. Europa
zusammenhalten – das hat jetzt oberste
Priorität. Deshalb ist Außenminister Stein-
meier ins Baltikum gereist, deshalb war
Bundeskanzlerin Merkel in Polen, deshalb
halten wir permanenten Kontakt auch auf
parlamentarischer Ebene. T

Das Gespräch führte
Johanna Metz.

Niels Annen (41) ist außenpolitischer
Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Brauchen
politische
Lösung«
NIELS ANNEN Der SPD-Außen-
experte schließt eine deutsche
Beteiligung an Luftschlägen gegen
die radikale IS-Miliz aus
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Der Nachrücker: Tobias Lindner

Braucht die Bundeswehr angesichts der Vielzahl an Krisen
in der Welt mehr Geld? Tobias Lindner, Haushaltspolitiker
und Berichterstatter der Grünen für den Wehretat, beant-
wortet die Frage mit einem klaren Nein. Erst im vergange-

nen Jahr habe schließlich Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen (CDU) 1,5 Milliarden Euro an nicht verbrauchten Haushalts-
mitteln an den Finanzminister zurückgegeben. „Es mangelt der
Bundeswehr nicht an Geld. Sie hat eher ein Problem beim Umgang
damit“, lautet die Einschätzung Lindners. Mehr Geld auszugeben
als die Bundesregierung derzeit plant, ist für den 32-jährigen
Volkswirt jedoch kein Tabu. „Die Krisen werden uns Geld kosten.
Vor allem bei der humanitären Hilfe“, sagt er.
Einer der aktuellen Krisenherde ist der Irak. Die Bundesregierung
will sich mit Waffenlieferungen am Kampf gegen die Terrorgruppe
„Islamischer Staat“ beteiligen. Die Grünen-Fraktion stimmte dem
nicht zu. „Im Irak fehlt es nicht an Waffen“, sagt Lindner und ver-
weist auf die Problematik des möglichen Missbrauchs der gelie-
ferten Waffen. Als Plädoyer für ein Nichtstun und Wegschauen sei
dies jedoch nicht zu verstehen, betont der Grünen-Politiker. Seiner
Ansicht nach sollten sich die Vereinten Nationen mit dem Thema
befassen. „Wenn es einen UN-Beschluss geben sollte, etwas zu
unternehmen, darf sich auch Deutschland dem nicht entziehen.
Das gilt für die Lieferung von Waffen, für die Aufnahme von
Flüchtlingen sowieso, aber in letzter Konsequenz auch für einen
eventuellen militärischen Beitrag, wenn die internationale Ge-
meinschaft das für unabdingbar hält“, fordert der 32-Jährige.

Die Vielzahl der Krisen derzeit könnte auch Einfluss auf die eu-
ropäische Verteidigungspolitik der Zukunft haben, glaubt er.
Stichwort: Pooling und Sharing, die Zusammenlegung und ge-
meinsame Nutzung militärischer Fähigkeiten. „Eine Debatte,
die ich bislang als sehr theoretisch erlebt habe: Jeder ist irgend-
wie dafür – wenn es konkret wird, sind die Beharrungskräfte
aber sehr groß“, findet Lindner. In Deutschland habe das mit
dem Parlamentsvorbehalt zu tun. „Eine der wichtigsten Errun-
genschaften des Bundestages.“ Doch auch bei den Europäi-

schen Partnern gelten Außen- und Sicherheitspolitik als konstitu-
ierende Elemente eines Staates. „Es wird sich zeigen, ob die
Staaten bereit sind, hier etwas abzugeben. Ich glaube, die derzei-
tige Multikrisensituation treibt das voran. Jedes Land erkennt,
dass es allein militärisch nichts mehr ausrichten kann“, sagt der
Grünen-Politiker, der nicht nur Obmann im Haushaltsausschuss,
sondern auch Mitglied des Verteidigungsausschusses ist.

Und das, obwohl er erst seit Juni 2011 Bundestagsabgeord-
neter ist. Oder vielleicht auch gerade deswegen. Als „Nach-
Nach-Nachrücker“ für Ulrike Höfken, die Umweltministerin
in Rheinland-Pfalz wurde, kam Lindner in den Bundestag.
Nachdem zwei eigentlich vorgesehene Grünen-Politiker auf
den Schritt nach Berlin verzichtet hatten. Lindner, promo-
vierter Volkswirt, ging sofort in den Haushaltsausschuss
und übernahm den Platz des ebenfalls aus dem Parlament
ausgeschiedenen Alexander Bonde. „Als Neuer im Aus-
schuss wurde mir der Verteidigungsetat zugewiesen“, erin-
nert sich Lindner. Einmal mit der Materie vertraut, wurde er
von seiner Fraktion in den Euro-Hawk-Untersuchungsaus-
schuss geschickt. Zum Dank für erfolgreiches Wirken dort
nun also der Verteidigungsausschuss. „Da gibt es ganz gute
Synergieeffekte mit dem Haushaltsausschuss“, findet er.
Ambitionen für Positionen ganz oben hatte Tobias Lindner
schon als 18-jähriger Jungspund. „Damals wollte ich Be-
rufspolitiker werden, am liebsten Bundeskanzler.“ Zwei
Jahre später aber sah das schon ganz anders aus. Lindner
studierte und plante ein ganz normales Berufsleben. Ne-
benbei machte er Kommunalpolitik – zuletzt als Mitglied
des Kreistages Germersheim. Sein Zwischenfazit nach drei
Jahren Bundestag: „Ich mache die Arbeit gerne und will sie
auch gerne weitermachen. Aber wer mit 29 Jahren in den
Bundestag kommt, sollte nicht mit 79 wieder herausgetra-
gen werden.“ Götz Hausding T

.....................................................................................................................................................

»Es mangelt der Bundes-
wehr nicht an Geld. Sie
hat eher ein Problem
beim Umgang damit.«
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Vermintes Gelände
RÜSTUNG »Politische Grundsätze« setzen Waffenexporten Grenzen, lassen der Exekutive aber auch Spielraum zur Abwägung

V
erantwortung bedeutet oft
Abwägung zwischen
schlechten und noch
schlechteren Optionen.“
Dieser Satz fiel Sylke Tem-
pel, Chefredakteurin der

Zeitschrift „Internationale Politik“, ange-
sichts aktueller Krisen zu der im Frühjahr
von mehreren Politikern erhobenen Forde-
rung nach „mehr Verantwortung“ Deutsch-
lands ein. Zu den „noch schlechteren Op-
tionen“ gehört für sie „ein von einer geno-
zidalen Miliz geführter Terrorstaat mit Zu-
griff auf Ölressourcen“. Als lediglich
schlechte und damit vorzuziehende Opti-
on bewertet sie Waffenlieferungen an die
irakisch-kurdischen Peschmerga-Milizen,
die sich den Mördern des „Islamischen
Staats“ (IS) entgegenstellen.
Einem solchen Verständnis von Verant-
wortung entsprechend liefert die Bundes-
regierung nun Waffen an die Peschmerga.
Sie verstößt damit gegen den hochgehalte-
nen Grundsatz, keine Waffen in Span-
nungsgebiete zu liefern. Streng genom-
men haben allerdings auch schon frühere
Bundesregierung gegen diesen Grundsatz
verstoßen. Sonst hätten sie während des
Nordirland-Konflikts keine Waffenge-
schäfte mit Großbritannien zulassen dür-
fen und erst recht keine mit der Türkei,
die sich zeitweise bürgerkriegsähnliche
Auseinandersetzungen mit kurdischen Se-
paratisten lieferte.
Freilich sind Großbritannien und die Tür-
kei Nato-Partner. An diese dürfen deutsche
Waffen grundsätzlich exportiert werden,
ebenso wie an EU-Staaten und die „Nato-
gleichgestellten Länder“ Australien, Japan,
Neuseeland und Schweiz, „es sei denn,
dass aus besonderen politischen Gründen
in Einzelfällen eine Beschränkung geboten
ist“. So steht es in den „Politischen Grund-
sätzen der Bundesregierung für den Export
von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungs-
gütern“. Für alle übrigen Länder gilt die
umgekehrte Einschränkung: Es dürfen kei-
ne Kriegswaffen exportiert werden, „es sei
denn, dass im Einzelfall besondere außen-
oder sicherheitspolitische Interessen der
Bundesrepublik Deutschland unter Berück-
sichtigung der Bündnisinteressen für eine
ausnahmsweise zu erteilende Genehmi-
gung sprechen“.

Grundsätze Die „Politischen Grundsätze“
sind neben dem „Gemeinsamen Stand-
punkt der EU betreffend gemeinsame Re-
geln für die Kontrolle der Ausfuhr von Mi-
litärtechnologie und Militärgütern“ die
Grundlage für Entscheidungen der Bundes-
regierung, wobei die jeweils strengeren Re-
gelungen, – meist sind das die deutschen –
Vorrang haben. Unter anderem wird „der
Beachtung der Menschenrechte im Bestim-
mungs- und Endverbleibsland besonderes
Gewicht beigemessen“, wie es in den „Poli-
tischen Grundsätzen“ heißt. Zudem solle
nicht in Länder exportiert werden, „die in
bewaffnete Auseinandersetzungen verwi-
ckelt sind oder wo eine solche droht“.
Die Richtlinien sind so formuliert, dass sie
immer noch einen gewissen Raum für die
politische Abwägung lassen, sozusagen

zwischen „schlecht“ und „noch schlechter“.
Beim Ergebnis solcher Abwägungen sah
sich die jeweilige Bundesregierung aller-
dings oft dem Vorwurf ausgesetzt, sie habe
sachfremde Kriterien wie den Erhalt von
Arbeitsplätzen in der Rüstungsindustrie
mit einfließen lassen. So war es zuletzt
beim in der schwarz-gelben Regierungszeit
sich anbahnenden Panzerexport nach Sau-
di-Arabien, einem Land, in dem Men-
schenrechte wenig gelten und das zudem
mitten in einer Konfliktre-
gion liegt. Von Regierungs-
seite wurden damals Expor-
te dorthin noch immer mit
der stabilisierenden Rolle
Saudi-Arabiens begründet,
die gerade in dieser kon-
fliktreichen Region von ho-
hem Wert sei.

Verfahren Politisch um-
stritten ist nicht nur das Er-
gebnis mancher Entschei-
dungen, sondern schon der
Weg dorthin. Eine Firma,
die Rüstungsgüter exportieren will, muss
sich an den Bundeswirtschaftsminister
wenden. Meist geschieht dies in Form einer
Voranfrage, bevor ein formeller Exportan-
trag gestellt wird. Kommt das Ministerium,
eventuell nach Rücksprache mit anderen
Ressorts, zu dem Ergebnis, dass ein Export
offensichtlich gegen die politischen Krite-
rien verstoßen würde, kann es ihn direkt
ablehnen. Andernfalls bringt der Bundes-
wirtschaftsminister die Voranfrage oder
den Antrag in den Bundessicherheitsrat
ein, einen Ausschuss des Bundeskabinetts.
Dieser besteht aus der Bundeskanzlerin als
Vorsitzender, den Ministern für Wirtschaft,
Auswärtiges, Inneres, Justiz, Finanzen, Ver-
teidigung und wirtschaftliche Zusammen-
arbeit sowie dem Chef des Kanzleramts.
Der gesamte Entscheidungsprozess ist ge-
heim und bleibt es im Fall einer Ableh-

nung auch. Nur bei einer Genehmigung
werden das Parlament und die Öffentlich-
keit im Nachhinein unterrichtet.
Gegen diese Praxis läuft derzeit eine Klage
der Grünen-Abgeordneten Hans-Christian
Ströbele, Claudia Roth und Katja Keul vor
dem Bundesverfassungsgericht. Die drei
hatten im Juli 2011 von der Bundesregie-
rung wissen wollen, ob Presseberichte
stimmen, wonach der Bundessicherheitsrat
die Lieferung von 200 Leopard-Kampfpan-

zern nach Saudi-Arabien
grundsätzlich gebilligt hat.
Da die Bundesregierung ei-
ne Antwort verweigerte,
gingen die Abgeordneten
nach Karlsruhe. Eine Ent-
scheidung wird in nächster
Zeit erwartet.
In ihrer Klage bezweifeln
die Antragsteller auch, dass
der Bundessicherheitsrat
überhaupt über Rüstungs-
exporte entscheiden darf.
Denn nach Artikel 26 des
Grundgesetzes sei dafür die

gesamte Bundesregierung zuständig. Meh-
rere Verfassungsrechtler, darunter der frü-
here Verfassungsgerichtspräsident Hans-
Jürgen Papier, haben sich dieser Rechtsauf-
fassung angeschlossen. Auch die Bundesre-
gierung bestritt sie nicht, brachte aber in
Karlsruhe vor, die Genehmigungsentschei-
dungen seien überhaupt nicht an den Bun-
dessicherheitsrat delegiert worden. Dieser
werde lediglich vorbereitend tätig. Das
wiederum verwunderte viele langjährige
Beobachter der Rüstungsexportpolitik, die
stets von verbindlichen Entscheidungen
des Bundessicherheitsrats ausgegangen wa-
ren.

Unterrichtung Allerdings ist dies nur ein
Nebenaspekt. In der wichtigeren Frage, der
Unterrichtung des Parlaments, ist die neue
Bundesregierung den Klägern inzwischen

entgegengekommen. Nachdem der Bun-
destag im Mai dieses Jahres einen Antrag
der Koalitions-Fraktionen CDU/CSU und
SPD namens „Mehr Transparenz bei Rüs-
tungsexportentscheidungen sicherstellen“
18/1334) angenommen hatte, beschloss
das Kabinett im Juni eine entsprechende
Änderung der Geschäftsordnung des Bun-
dessicherheitsrates (18/1626). Über „ab-
schließende Genehmigungsentscheidun-
gen, denen eine Befassung des Bundessi-
cherheitsrates vorangegangen ist“, unter-
richtet die Bundesregierung nun innerhalb
von zwei Wochen mehrere Ausschüsse des
Bundestages schriftlich. Zusätzliche münd-
liche Erläuterungen sind möglich. Insoweit
wurde die bisher geltende Geheimhal-
tungspflicht aufgehoben.
Zudem hat die Bundesregierung den Rüs-
tungsexportbericht über die Genehmigun-
gen des Vorjahres, der bisher immer erst
zum Jahresende vorgelegt wurde, diesmal
schon im Juni veröffentlicht (18/1790).
Darüberhinaus soll es künftig jeweils im
Herbst einen Zwischenbericht über die im
ersten Halbjahr erteilten Ausfuhrgenehmi-
gungen geben. Auskünfte über Vorent-
scheidungen, wie von den Klägern ge-
wünscht, soll es allerdings auch künftig
nicht geben.

Abwägung Unterdessen macht Bundes-
wirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD)
Ernst mit seiner Ankündigung zum Amts-
antritt, Exportgenehmigungen in Nicht-
Bündnisstaaten sehr viel restriktiver zu er-
teilen. Bei einem Branchentreffen Gabriels
mit Managern, Betriebsräten und Gewerk-
schaftern der Rüstungsindustrie Anfang
September wurde die Sorge um Geschäfte
und Arbeitsplätze angesichts vieler abge-
lehnter Exportanträge deutlich. Gabriel
versicherte, die Regierung habe ein Interes-
se an einer leistungsfähigen heimischen
Rüstungsindustrie. Er habe mit Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) verabre-
det, dass sich die Koalition bald darauf ver-
ständigt, welche wehrtechnischen Fähig-
keiten Deutschland zum Erhalt seiner Ver-
teidigungsfähigkeit brauche.
Das Problem ist, dass die deutsche Rüs-
tungsindustrie mit den Bestellungen der
Bundeswehr und der Bündnispartner allein
oft nicht auf die Stückzahlen kommt, die
angesichts hoher Entwicklungskosten für
eine wirtschaftliche Produktion nötig sind.
Sollten also die Exporte in Drittstaaten
weitgehend wegfallen und die seit dem En-
de des Kalten Krieges stark zurückgegange-
nen Bestellungen deutscher und verbünde-
ter Streitkräfte nicht deutlich wachsen,
könnte vielen Produktlinien oder sogar
ganzen Unternehmen das Aus drohen. Die
Bundeswehr wäre damit sehr viel abhängi-
ger davon, was andere Länder von ihrer
Spitzentechnologie herauszugeben bereit
sind.

Gabriels restriktive Rüstungsexportpolitik
könnte auch mit einem Projekt von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel in Konflikt ge-
raten, der „Ertüchtigungsinitiative“. Dahin-
ter steckt die Idee, bei gefährlichen Ent-
wicklungen irgendwo auf der Welt nicht
mit eigenen Kräften einzugreifen, sondern
Partner in der Region in die Lage zu verset-
zen, selbst für Sicherheit zu sorgen. Ein
Beispiel ist die Befähigung der Regierungs-
truppen in Mali, mit den islamistischen
Milizen im Norden des Landes fertig zu
werden. So etwas wird nicht immer nur
mit Ausbildung und Beratung zu bewerk-
stelligen sein, sondern oft auch die Liefe-
rung von Ausrüstung erfordern.

Andererseits kämpfen die Rebellen in Mali
mit Waffen auch westlicher Herkunft, die
aus den Arsenalen des gestürzten libyschen
Herrschers Gaddafi stammen. Ähnlich ist
es mit den Waffen, welche die IS-Kämpfer
in Syrien und dem Irak aus irakischen Ar-
meebeständen erbeutet haben. Waffen, die
jetzt zum Kampf gegen sie geliefert wer-
den, könnten in Zukunft ebenso viel Un-
heil anrichten. Genau damit argumentie-
ren die Gegner solcher Waffenexporte. De-
nen, die wie die irakischen Jesiden und
Christen akut und unmittelbar bedroht
sind, dürfte eine solche Argumentation al-
lerdings wie von einem anderem Planeten
erscheinen. Peter Stützle T
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Nomos

1914 und 1999 – 
Zwei Kriege gegen Serbien

Auf dem Weg zum Demokratischen Frieden? 

Mit Neueditionen von 

Karl Kautsky und Heinz Loquai

Peter HandkePeter HandkePeter HandkePeter Handke

> STICHWORT
Rüstungsexporte aus Deutschland

> Umfang Der Gesamtwert der tatsächlich erfolgten Rüstungsexporte aus Deutschland lag
2013 laut Bundesregierung bei 933 Millionen Euro. Ein Drittel der Lieferungen ging in EU-,
Nato- und der Nato gleichgestellte Länder. Hauptempfänger unter den Drittländern waren
Südkorea, die Vereinigten Arabischen Emirate, Algerien und Singapur.

> Ausfuhrgenehmigungen Der Wert der im Jahr 2013 erteilten Einzelausfuhrgenehmigun-
gen für Rüstungsgüter betrug 5,85 Milliarden Euro, davon betrafen 38 Prozent EU-, Nato-
und der Nato gleichgestellte Länder und bei den Drittstaaten vor allem Algerien, Katar, Sau-
di-Arabien und Indonesien als Empfänger.

> Beteiligung Das Stockholmer Friedensforschungsinstitut Sipri führt die Bundesrepublik
auf Position drei der größten Lieferantenländer mit einem Marktanteil von sieben Prozent.
An erster Stelle stehen die USA mit 29 Prozent, gefolgt von Russland mit 27 Prozent.

Protest gegen Pläne zu einem Export von „Leopard“-Panzern nach Saudi-Arabien
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Die Bundes-
regierung
hat bei der

Unterrichtung
des Parlaments
Zugeständnisse

gemacht.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Unter anderem mit der Panzerabwehrwaffe Milan (links) sollen kurdische Peschmerga-Kräfte ausgestattet werden. Außerdem hat die Bundesregierung bislang Hilfsgüter in Höhe von 50 Millionen Euro für die Flüchtlinge im Nordirak zur Verfügung gestellt.
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Das Lächeln der Haushälter
HAUSHALT 2015 Das Wirtschaften auf Pump soll ein Ende haben. Grüne: Leben von der Substanz

D
ie Koalition war sich ei-
nig: Die Vorlage eines
Etats ohne neue Schul-
den, die lange angekün-
digte Schwarze Null im
Haushaltsentwurf 2015,

war ein Grund, stolz und froh zu sein. Die-
se gute Laune zog sich bei den meisten Ab-
geordneten von CDU/CSU und SPD
gleichbleibend durch die viertägigen Haus-
haltsberatungen von der Einbringung des
Regierungsentwurfs (18/2000) am Diens-
tag durch Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU), über die Beratungen des
Kanzleretats in der sogenannten Elefanten-
runde am Mittwoch bis zur Schlussrunde
am Freitag.
Am besten brachte die Stimmung der
haushaltspolitische Sprecher der Unions-
fraktion, Norbert Barthle (CDU), auf den
Punkt. Die Zeiten änderten sich wirklich,
sagt er: „Während die Haushaltspolitiker
noch vor nicht allzu langer Zeit von der
Euro-Krise geschüttelt wurden, haben der-
zeit unsere Außenpolitiker Sorgenfalten im
Gesicht. Die Haushälter dagegen haben ein
Lächeln auf dem Gesicht. Haushalts- und Fi-
nanzpolitik macht derzeit wirklich Freude.“

Auch für Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) ist der Etatentwurf ein „besonderer
Haushalt“: Zum ersten Mal seit 1969 seien
für 2015 keine neuen Schulden vorgese-
hen. Der ausgeglichene Haushalt sei ein
wichtiger Beitrag für die Zukunft des Lan-
des und für die soziale Gerechtigkeit. „Wir
können stolz sein, dass wir
gemeinsam dieses Ziel er-
reicht haben“, sagte sie.
Dieser Kurs solle fortgesetzt
und das Wirtschaften auf
Pump ein Ende haben.
Dies sieht Bundesfinanz-
minister Wolfgang Schäu-
ble (CDU) genauso: „Die
Schwarze Null ist kein
Selbstzweck. Sie steht da-
für, dass wir halten, was
wir versprochen haben“,
sagte Schäuble zu Beginn
der Haushaltswoche. Die
Konflikte im Nahen Osten und in der
Ukraine bedrohten die gute wirtschaftliche
Lage und zugleich schwächele das europäi-
sche Wirtschaftsumfeld. Voreiligen Pessi-
mismus hielt er jedoch für unangebracht,
denn die Konjunktur sei robust. Gerade

deshalb müsse die „verlässliche, stabilitäts-
orientierte Politik entschlossen und unauf-
geregt“ fortgesetzt werden. „Wir müssen
uns mit Ernsthaftigkeit und Disziplin auf
das Wesentliche fokussieren und unseren
Kurs halten.“ Nur so könne das Vertrauen
in den Wirtschaftsstandort Deutschland er-

halten werden, betonte der
Minister. Der Bundeshaus-
halt 2015 stehe für Verläss-
lichkeit, die elementar sei
für Unternehmen und Ver-
braucher.
Nicht so recht freuen über
die Schwarze Null konnte
sich der Vorsitzende der
Linksfraktion, Gregor Gysi:
„Für ein sehr zweifelhaftes
Denkmal verzichten Sie auf
alles, was Zukunft aus-
macht“, sagte er in Rich-
tung der Kanzlerin. Des-

halb werde alles, was wichtig sei, verscho-
ben oder ausgelassen. Notwendig seien je-
doch Investitionen in Bildung, Kitas, Infra-
struktur oder digitale Netze. Er warnte da-
vor, Investitionen zu privatisieren und dem
Staat seine Zuständigkeit für Energie- und

Wasserpreise, Krankenhäuser und Bildung
zu nehmen.
Auch der Vorsitzende der SPD-Fraktion,
Thomas Oppermann, hält mehr Investitio-
nen zum Erhalt der Infrastruktur für not-
wendig. „Der Investitionsstau in Deutsch-
land ist ein real existierendes Problem“,
sagte er. Allein bei Straßen, Brücken und
Schienen müssten jährlich sieben Milliar-
den Euro mehr investiert werden. Daher
dürfe die Maut-Debatte nicht auf die Pkw-
Maut verengt werden. Es müsse vielmehr
„rasch“ die Lkw-Maut auf alle Bundesstra-
ßen ausgeweitet werden. Wichtig sei auch,
dass man mehr privates Kapital für den Er-
halt der Infrastruktur aktiviere.
Für Katrin Göring-Eckardt, Fraktionsvorsit-
zende der Grünen, ist die Schwarze Null
ein PR-Gag und kein Grund zur Freude. Sie
warf der Koalition vor, Politik zu Lasten
künftiger Generationen zu machen. Die
mangelnden Investitionen in die Zukunft
seien das Gegenteil von Generationenge-
rechtigkeit. Deutschland lebe von der Sub-
stanz. Der Finanzminister habe lediglich
umgeschichtet: Statt von den Banken hole
er sich nun das Geld bei der Krankenkasse
und der Rentenversicherung. Der Vorsit-

zende der CDU/CSU-Fraktion, Volker Kau-
der, betonte, dass mit dem ausgeglichenen
Haushalt die Grundlage gelegt werde, um
die derzeitigen Herausforderungen zu lö-
sen. Dazu zählte er den Konflikt in der
Ukraine, den Kampf gegen islamistische
Terrorgruppen und die Förderung des Wirt-
schaftswachstums.
Dies solle vor allem im Bereich des Inter-
nets geschehen. Er betonte noch einmal,
dass es mit der Union keine Steuererhö-
hungen geben werde, um diese Herausfor-
derungen zu finanzieren.

Die Bundestag überwies vergangenen Frei-
tag den Etatentwurf 2015 zur weiteren Be-
ratung an die Ausschüsse. Der Bundestag
wird den Gesetzentwurf in der Woche vom
24. bis 28. November in geänderter Fas-
sung beschließen. Michael Klein T

Wolfgang Schäuble und Kanzlerin Angela Merkel (beide CDU) freuen sich über die Schwarze Null im Aktenkoffer des Finanzministers.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

> STICHWORT
Bundeshaushalt 2015: Die Schwarze Null steht

> Einnahmen Die Einnahmen des Bundes sollen im kommenden Jahr 299,5 Milliarden Euro
(2014: 296,5 Milliarden Euro) betragen. Davon sind 278,8 Milliarden Euro (268,42 Milliar-
den Euro) Steuereinnahmen.

> Ausgaben Bei den Ausgaben von 299,5 Milliarden Euro gehen allein 124,84 Milliarden
Euro zum Bundesminsterium für Arbeit und Soziales.

> Schwarze Null Erstmals seit 1969 soll im kommenden Jahr der Haushalt des Bundes ohne
neue Schulden auskommen. Ob es klappt, zeigt sich Ende 2015.

»Haushalts-
und Finanz-

politik macht
derzeit
wirklich
Freude.«

Norbert Barthle (CDU)

4 HAUSHALT 2015 Das Parlament - Nr. 38-39 - 15. September 2014



Das Parlament - Nr. 38-39 - 15. September 2014 HAUSHALT 2015 5

Nichts ist, wie es einmal war
AUSWÄRTIGES Die Krisen in der Ukraine und im Irak beherrschten die Debatte um Steinmeiers Etat. Kritik gab es vor allem an den geplanten Kürzungen bei der humanitären Hilfe

Für das Abklopfen von Zahlen bleibt we-
nig Zeit: Die Zuspitzungen und Häufungen
der Krisen in der Welt standen vergange-
nen Donnerstag in der ersten Lesung des
Haushaltsentwurfs der Bundesregierung
für das Auswärtige Amt im Jahr 2015 (18/
2000, Einzelplan 05) im Vordergrund –
und das hat sicherlich auch damit zu tun,
dass mit dem Konflikt in der Ukraine für
Europa etwas in Frage gestellt wird, was bis
gestern eigentlich noch selbstverständlich
galt. Nichts ist im Verhältnis zu Russland
mehr so wie es in den vergangenen Jahren
war, da wollte der Außenminister gar
nichts klein- oder schönreden: Die Ukrai-
ne-Krise ist die gefährlichste Krise seit Jahr-
zehnten, sagte Frank-Walter Steinmeier
(SPD).
Mit Verve widersprach er jedoch jenen
Stimmen, die der Bundesregierung eine
Kuschel-Politik gegenüber Russland vor-
werfen. „Keiner verurteilt den völkerrechts-
widrigen Angriff auf die Krim und das Ver-
halten Russlands in der Ostukraine deutli-
cher als wir.“ Der Vergleich zum Münche-
ner Abkommen 1938 und zur Beschwichti-
gungspolitik gegenüber dem aggressiven
nationalsozialistischen Deutschen Reich
sei gefährlich, sagte Steinmeier. Wohin ein
„Abbruch, Abschottung, Gesprächslosigkeit
und der Ausfall von Außenpolitik“ führt,
habe vielmehr das Jahr 1914 und der Be-
ginn des Ersten Weltkrieges gezeigt. „Wir
wollen nicht den Kalten Krieg, wir wollen
erst recht nicht den heißen Krieg, wir wol-
len die europäische Friedensordnung er-

halten“, sagte Steinmeier. Dazu gehöre, die
„Gesprächsfäden“ nach Moskau nicht ab-
reißen zu lassen. Es sei richtig, den „politi-
schen und ökonomischen Druck“ gegen-
über Russland aufrechtzuerhalten, zugleich
aber an der Nato-Russland-Grundakte fest-
zuhalten, sagte Steinmeier: Eine Position,
mit der sich die Bundesregierung auf dem
jüngsten Nato-Gipfel in Wales habe durch-
setzen können.
Wolfgang Gehrcke (Die Linke) erinnerte
daran, dass Sicherheit in Europa nur mit
und nicht gegen Russland möglich sei. Am
schlechten Verhältnis zu Russland hätten
die EU und die Bundesregierung einen „er-
heblichen Anteil“. Gehrcke kritisierte, in

der gegenwärtigen Situation des Waffen-
stillstands in der Ostukraine weitere Sank-
tionen gegenüber Russland in Gang setzen
zu wollen und ergänzte: „Eine einseitige
Unterstützung Kiews macht noch keine
Friedensordnung.“ Gehrcke wandte sich
zudem gegen eine Äußerung Steinmeiers,
dass Deutschland zu groß sei, um die
Weltpolitik von der Außenlinie zu kom-
mentieren. Immer wenn Deutschland in
seiner Geschichte einen Anspruch als
Großmacht erhoben habe, sei das schlecht
für Deutschland und für die Welt gewe-
sen, sagte der Linken-Abgeordnete.
„Deutschland darf nicht Großmacht spie-
len.“

Andreas Schockenhoff (CDU) hielt sei-
nem Vorredner mit Blick auf Krisen in
Nordafrika, Nahost und im Osten
Europas entgegen, dass die „Herausforde-
rungen für unsere Sicherheit angesichts
einer unsicheren Nachbarschaft im Os-
ten, im Südosten und im Süden weiter
wachsen und uns vor neue Aufgaben“
stellen würden. „Eine Kultur des Heraus-
haltens können wir uns nicht leisten.“
Mit Blick auf die Ukraine sprach Scho-
ckenhoff von einem „kriegerischen Akt
gegen einen souveränen Staat“ in Europa:
„Russland hat Krieg nach Europa getra-
gen.“ Sollte Moskau den Friedensplan un-
tergraben oder gar den Waffenstillstand
nutzen, um seine militärische Position
auszubauen, dann werde die EU die
jüngst beschlossenen Sanktionen vollzie-
hen – eine Ankündigung, die die EU
dann am vergangenen Freitag später
wahrmachte (siehe Seite 12). Präsident
Putin werde es zudem nicht gelingen, die
Partner in Nato und EU „auseinanderzu-
dividieren“, sagte Schockenhoff. Es sei
selbstverständlich, dass sich Deutschland
an der in Wales beschlossenen „Schnellen
Eingreiftruppe“ der Nato beteiligt: Die Al-
lianz werde kein Ausgreifen „Putins hy-
brider Kriegsführung“ auf eines ihrer Mit-
glieder zulassen.

Eskalation Frithjof Schmidt (Bündnis 90/
Die Grünen) nannte sowohl die Politik
der EU in der Ukraine-Krise als auch die
Erhöhung der Einsatzbereitschaft der

Nato „richtig“. Er warnte jedoch davor,
mit Forderungen nach massiver Erhö-
hung der Rüstungsausgaben und einer
Ausrichtung der geplanten Nato-Raketen-
abwehr auf Russland ein „gefährliches
Spiel mit der Eskalation“ zu treiben und
einen neuen Rüstungswettlauf anzufa-
chen. Die Nato könne bei der Lösung der
Ukraine-Krise keine zentrale Rolle spie-
len: „Das ist das falsche Feld“, sagte
Schmidt. Gefragt seien vielmehr die EU
und die Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE).
Scharfe Kritik übte Schmidt zudem am
Etatentwurf, der eine Kürzung der Ausga-
ben für humanitäre Hilfe um 38 Prozent
vorsehe. Das sei in dieser Weltlage „ab-
surd“: „Diese Kürzungen müssen Sie zu-
rücknehmen.“

Auch Niels Annen (SPD) stellte die Frage in
den Raum, wie „die neuen Erwartungen
und Herausforderungen an die deutsche
Außenpolitik“ auch finanziell zu unterle-
gen seien. Angesichts mehrerer Millionen
Flüchtlinge allein infolge des Bürgerkriegs
in Syrien und des Vormarschs von „Isis“ im
Irak – aber auch angesichts weiterer Krisen
in Libyen, Mali, der Zentralafrikanischen
Republik und im Südsudan – müsse man
im Etat auf „veränderte Gefährdungslagen
eingehen“ und zudem „mehr für humani-
täre Hilfe tun“.
Auch Steinmeier machte sich dafür stark, in
den weiteren Haushaltsberatungen in die-
sem Punkt nachzusteuern: „Wenn wir hu-
manitäre Hilfe nicht nur versprechen, son-
dern leisten wollen, dann werden wir das
mit den gegenwärtigen Ansätzen im Haus-
halt nicht hinbekommen.“
Der Etatentwurf sieht für das Auswärtige
Amt im kommenden Jahr Ausgaben in Hö-
he von 3,42 Milliarden Euro vor, das sind
rund 218,7 Millionen Euro weniger als
2014. Für humanitäre Hilfe und Krisenprä-
vention sollen 2015 insgesamt 280 Millio-
nen Euro zur Verfügung stehen – das wären
118,2 Millionen Euro weniger als im laufen-
den Haushaltsjahr. Alexander Heinrich T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Außenminister Frank-Walter Steinmeier (Mitte) mit Bundeskanzlerin Angela Merkel und
dem ukrainischen Präsidenten Petro Poroschenko (links) beim Nato-Gipfel in Wales
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eutschlands Verteidi-
gungsausgaben werden
in den kommenden Jah-
ren wohl wieder anstei-
gen. Dies offenbarte sich
in der vergangenen Wo-

che in der ersten Lesung des Wehretats
2015 im Bundestag. Der Haushaltsentwurf
der Regierung (18/2000) sieht für das
nächste Jahr zwar noch einmal eine leichte
Absenkung der Ausgaben um 174 Millio-
nen auf 32,26 Milliarden Euro vor. Der
verteidigungspolitische Sprecher der Uni-
onsfraktion, Henning Otte (CDU), stellte
aber unumwunden fest: „Die Zeit der soge-
nannten Friedensdividende ist vorbei. Die
Zeit ist vorbei, in der aus dem Verteidi-
gungsetat immer noch ein Stück herausge-
nommen werden konnte.“ Als Gründe da-
für nannte Otte die neuen Herausforde-
rungen durch islamistische Terrormilizen
wie Boko Haram in Afrika und Islamischer
Staat (IS) in Syrien und Irak, vor allem
aber das Vorgehen Russlands auf der Krim
und in der Ukraine.

Ziele der Nato Diesem Vorgehen, so
mahnte auch Verteidigungsministerin Ur-
sula von der Leyen (CDU), „müssen Gren-
zen gesetzt werden“. Deshalb werde sich
Deutschland an der auf dem Nato-Gipfel
in Wales beschlossenen neuen schnellen
Einsatztruppe beteiligen, zusammen mit
Polen und Dänemark das multinationale
Korps Nordost sowie militärische Präsenz
der Bundeswehr im Baltikum verstärken.
Diese neuen Aufgaben müsse die Truppe
parallel zu den laufenden 17 Auslandsein-
sätzen und der noch nicht abgeschlossenen
Streitkräftereform stemmen. Henning Otte
sprach sich gar dafür aus, die Reform an
die veränderte Sicherheitslage anzupassen.
Noch habe man ein Zeitfenster, dies ohne
„große personelle oder auch finanzielle
Anstrengungen vornehmen“ zu können.
Von der Leyen betonte zwar ausdrücklich,
dass sie für das kommende Jahr keine Er-
höhung ihres Etats fordere, warnte aller-
dings eingehend vor „Kürzungen in aller-
letzter Minute“ während der Haushaltsbe-
ratungen. Noch während der Beratungen
für den Etat 2014 hatten ihr die Haushälter
der Koalitionsfraktionen eine globale Min-
derausgabe von 400 Millionen Euro aufer-
legt. Zugleich bekannte sich die Ministerin
zu dem von der Nato erneuerten Ziel, auf
Dauer zwei Prozent des Bruttoinlandpro-
duktes für Verteidigung aufzubringen und
20 Prozent des Wehretats für die Moderni-
sierung der Ausrüstung.
Der verteidigungspolitische Sprecher der
SPD-Fraktion, Rainer Arnold, bezeichnete
das Zwei-Prozent-Ziel der Nato jedoch für
„Deutschland nicht machbar“. Dann müss-
te die Bundesrepublik rund 52 Milliarden
Euro für den Wehretat aufbringen, rechne-
te Arnold vor. Er warnte zudem. vor dem
Hintergrund der Krisen in der Ukraine und
im Mittleren Osten, „die Gunst der Stunde
nutzen zu wollen, um eine Debatte über
mehr Geld führen zu müssen“. Allerdings
räumte auch er ein, dass die Truppe in Zu-
kunft mehr Geld benötige, wenn die ver-
späteten Rüstungsprojekte wie der Militär-
transporter Airbus 400M oder der Schüt-
zenpanzer „Puma“ ausgeliefert werden.
Entscheidender sei aber, so forderte Ar-
nold, dass die Verteidigungs- und Rüs-
tungspolitik zwischen den europäischen
und den Nato-Verbündeten besser aufei-
nander abgestimmt und die knappen Gel-
der intelligenter ausgegeben werden. Die
Bundeswehr solle sich auf ihre Kernfähig-
keiten konzentrieren. Arnold widersprach
damit seinem CDU-Kollegen Otte, der sich
für das Prinzip „Breite vor Tiefe“, ein um-

fassendes Spektrum an militärischen Fä-
higkeiten, ausgesprochen hatte.
Scharf attackierte der Haushaltsexperte To-
bias Lindner (Bündnis 90/Die Grünen) die
Verteidigungsministerin für ihr Vorgehen
bei den großen Beschaffungsvorhaben der

Bundeswehr. Sie habe zwar die Statusbe-
richte von 15 Rüstungsprojekten aus dem
Ministerium nicht gebilligt, lasse aber le-
diglich neun der 15 Projekte durch eine ex-
terne Unternehmensberatung überprüfen.
„Was ist eigentlich mit den restlichen sechs
Projekten? Haben sie die Berichte in die
Tonne getreten? Haben Sie sich von alleine
gesund geschrieben?“, fragte Lindner. Die
Informationspolitik von der Leyens habe
nichts mit der von ihr zugesagten Transpa-
renz gegenüber dem Parlament zu tun. Die
großen Rüstungsprojekte hätten sich um
4,3 Milliarden Euro verteuert und
zeitgleich hätten sich 1.300 Verspätungs-
monate bei der Auslieferung an die Truppe
angehäuft, rechnete Lindner der Ministerin
vor.

Kritik an Auslandseinsätzen Fundamenta-
le Kritik an der Verteidigungspolitik der Re-
gierung übte für die Linksfraktion deren Si-
cherheitspolitiker Alexander Neu. Nach

Nato-Kriterien gebe Deutschland in Wirk-
lichkeit 35,1 Milliarden Euro aus und ver-
füge somit „über den viertgrößten Militär-
haushalt“ im Bündnis und den siebtgröß-
ten weltweit. Dies zeuge vom Verständnis
einer militarisierten Außen- und Sicher-
heitspolitik in einer Zeit, „in der Deutsch-
land nicht einmal ansatzweise bedroht
wird“, sagte Neu. Nun würden mit „der Re-
aktivierung des altes Feindbildes Russland“
neue Haushaltserhöhungen begründet. Da
gebe die Nato insgesamt für Verteidigung
bereits das Zehnfache an Geld aus als Russ-
land, argumentierte der Abgeordnete. Und
obwohl bislang die politischen Ziele aller
Auslandseinsätze der Bundeswehr geschei-
tert seien, halte die Regierung am Kurs der
militarisierten Außenpolitik fest.
Henning Otte hielt Neu im Gegenzug vor,
seine Darstellung des russischen Vorgehens
sei eine Verunglimpfung der Ängste in Po-
len und käme einer Geschichtsfälschung
gleich. Alexander Weinlein T

Derzeit patroullieren vier deutsche Eurofighter im Luftraum der Nato-Verbündeten Lettland, Estland und Litauen.
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Teure Krisen
VERTEIDIGUNG Ministerin von der Leyen warnt vor
Kürzungen und fordert mehr Geld für die Zukunft

Am Bedarf vorbei
ENTWICKLUNG Opposition: Etat wird Lage nicht gerecht

Es war ein emotionaler Appell, den Ent-
wicklungsminister Gerd Müller (CSU) in
seiner Rede an die Haushaltspolitiker der
Bundestags-Fraktionen richtete: „Wir müs-
sen uns jetzt um Winterquartiere und Infra-
struktur für Millionen Menschen küm-
mern“, sagte er in der ersten Lesung des
Haushaltes für das Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ; 18/2000). Es drohe ein
„dramatischer Winter“, deshalb müsse es
jetzt „grünes Licht für die Winterhilfe“ ge-
ben. Der Minister verwies auf die große
Zahl von Flüchtlingen, insbesondere in Sy-
rien und im Irak, denen es oft am Nötigsten
fehle: an Toiletten, Strom, Wasser, Schulen.
Und er machte klar, dass die Probleme mit
dem vorliegenden Haushalt „nicht zufrie-
denstellend gelöst“ werden können. Seine
Erwartungen richtete er insbesondere an die
Europäische Union: 100 Millionen Euro
solle sie zusätzlich für die Flüchtlingshilfe
bereitstellen, forderte Müller.
Die Oppositionsfraktionen sicherten ihm
hierfür ihre Unterstützung zu. und ließen
darüberhinaus kein gutes Haar an dem Ent-
wurf. Auch aus den Reihen der SPD war
deutliche Kritik zu vernehmen. Immer wie-
der kritisierten die Redner der drei Fraktio-
nen, dass sich die aktuellen großen Krisen
in der Welt im Etat überhaupt nicht abbil-
deten. „Der Bedarf an humanitärer Hilfe
und Entwicklungsleistungen ist so groß wie
nie“, sagte Annette Groth (Die Linke).
Denn noch nie habe es so viele Flüchtlinge
gegeben wie jetzt: 51 Millionen Menschen.
Die westlichen Staaten müssten endlich an-
gemessen auf diese humanitäre Katastrophe
reagieren, appellierte Groth an die Bundes-
regierung. Dazu gehöre es auch, Flüchtlin-
gen die Möglichkeit einzuräumen legal in
die EU zu kommen.

»Treten auf der Stelle« Aus Sicht von Anja
Hajduk (Grüne) besteht ein „Ungleichge-
wicht“ zwischen den beschlossenen Waffen-
lieferungen an die Kurden im Nordirak, die
einen Wert von 70 Millionen Euro hätten,
und den bereitgestellten Mitteln für die hu-
manitäre Hilfe in Höhe von 50 Millionen
Euro. Außerdem stagnierten die mittelfristi-
gen Mittel im BMZ-Etat für entwicklungs-
fördernde und strukturbildende Übergangs-
hilfen. „Sie treten mit Ihren 49 Millionen
Euro auf der Stelle“, warf sie der Regierung
vor. Da reiche auch der Hinweis auf die
Sonderinitiative „Fluchtursachen bekämp-
fen, Flüchtlinge reintegrieren“ nicht aus, für
die 2015 Barmittel in Höhe von 60 Millio-
nen Euro veranschlagt sind.
Als eine „richtig gute Initiative“, bezeichnete
Sonja Steffen (SPD) das Programm. Aber auch
sie fragte sich, ob die Mittel dafür reichten.
„Das reicht nicht“, stellte sie selbst klar. „Das ist
nicht die richtige Antwort auf die neue Dimen-
sion, mit der wir es zu tun haben.“
Steffens Parteikollegin Gabriela Heinrich
verwies darauf, dass es zwar wichtig sei, an-
gesichts der aktuellen Krisen kurzfristig
schnelle Hilfe zu leisten. Es gehe aber auch
darum, vorausschauend zu handeln. Hier
komme die Entwicklungspolitik ins Spiel.
„Entwicklungspolitik ist Friedenspolitik“,
betonte Heinrich. „Wenn wir mehr wollen,
als nur reagieren, dann werden wir stärker
in die Prävention von Krisen investieren
müssen“, zeigte sie sich überzeugt. Der
BMZ-Etat habe da „noch deutlich Luft nach
oben“, befand die SPD-Abgeordnete.
Immer wieder kam in der Debatte die so ge-
nannte „ODA-Quote“ zur Sprache.

Deutschland hat, wie andere Geberländer
auch, international zugesagt, die Ausgaben
für Entwicklung auf 0,7 Prozent des Brut-
tonationaleinkommens zu erhöhen. Diese
Zusage hat Deutschland bisher nicht erfüllt.
Derzeit wendet Deutschland nur 0,38 Pro-
zent seines BNP für Entwicklung auf und
im kommenden Haushaltsjahr wird es
kaum mehr sein. „Das ist beschämend“, ur-
teilte Heike Hänsel.
Die Gesamt ausgaben des BMZ sollen 2015
nur geringfügig steigen: um 1,84 Millionen
Euro auf insgesamt 6,44 Milliarden Euro.
Ein Großteil davon, nämlich 2,97 Milliar-
den Euro, soll für die bilaterale staatliche
Zusammenarbeit aufgewendet werden. Das
sind 67,93 Millionen Euro weniger als im
laufenden Haushaltsjahr.
Neben der Sonderinitiative zur Bekämp-
fung von Fluchtursachen legt das Ministeri-
um einen weiteren Schwerpunkt auf die Be-
kämpfung des Hungers: 100 Millionen Euro
sollen im kommenden Jahr in die Sonder-
initiative „Eine Welt ohne Hunger“ fließen.
Im laufenden Haushalt sind es 70 Millio-
nen Euro. Entwicklungsminister Müller ent-
warf ein klares Ziel: „Meine Vision ist es, bis
zum Jahr 2030 eine Welt ohne Hunger zu
haben.“ Dies sei machbar, betonte er, biete
der Planet doch die Ernährungsgrundlage

für zehn Milliarden Menschen. Umso skan-
dalöser sei es, dass täglich immer noch
20.000 Kinder an Hunger sterben müssten.

Größter Geber Die verfehlte ODA-Quote
kritisierte auch Jürgen Klimke (CDU). Er
sicherte aber zu, dass die Bundesregierung
daran arbeite, in diesem Punkt „vernünftig
voranzukommen“. Davon abgesehen zeigte
er sich mit dem Etatentwurf zufrieden. Er
sehe keinen Bereich, den der Minister ver-
nachlässigen würde. Dieser greife vielmehr
mit „frischen Ansätzen“ drängende Fragen
dieser Zeit auf. Klimke erinnerte daran,
dass das Ministerium im Rahmen von So-
fortmaßnahmen für den Irak und für
Gaza jeweils 20 Millionen Euro bereitge-
stellt habe. Johannes Selle (CDU) betonte,
Deutschland sei preis- und wechselkursbe-
reinigt größter Geber nach den Vereinigten
Staaten „Und wir bleiben mit diesem Haus-
halt führend.“
Gerd Müller machte auf die bisherigen Er-
folge seines Ressorts aufmerksam. Wenn
die Leute ihn fragten: „Was nutzt denn Ent-
wicklungspolitik?“, verweise er oft auf die
Gesundheitspolitik. Polio sei heute
durch die Impfung von 450 Millionen Kin-
dern in den letzten 20 Jahren praktisch
kein Thema mehr, ebenso Masern. „Da bin
ich ein Stück weit begeistert“, erklärte der
Minister. Johanna Metz T



Dobrindt steuert sein Amt mit Optimisums
VERKEHR CSU-Minister nennt die Pkw-Maut »fair und sinnvoll«. Opposition spricht von Schlagbaummentalität

Bundesverkehrsminister Alexander Dob-
rindt (CSU) hat vor dem Bundestag die
Pläne für eine Pkw-Maut ebenso verteidigt,
wie das Festhalten an ÖPP-Projekten (öf-
fentlich-private Partnerschaft). Bei der Ein-
bringung des Haushalts (Einzelplan 12)
am vergangenen Freitag nannte er die Pkw-
Maut „fair und sinnvoll“. Zugleich betonte
er, gute Erfahrungen mit ÖPP-Projekten ge-
macht zu haben. Dobrindts Aussagen stie-
ßen auf heftige Kritik bei der Opposition.
Der Minister lebe in einer Parallelwelt,
wenn er glaube, die Bevölkerung wolle die
Pkw-Maut, sagte der Haushaltsexperte der

Grünen, Sven-Christian Kindler. Linken-
Haushälter Roland Claus zeigte sich er-
staunt, dass die Kanzlerin zulasse, dass ein
Minister „während der Arbeitszeit seinem
Hobby nachgeht“.
Unterstützung fand Dobrindt beim CDU-
Verkehrsexperten Arnold Vaatz. Es könne
nicht kritikwürdig sein, über eine Nutzerfi-
nanzierung, wie sie unsere Nachbarländer
auch praktizieren würden, nachzudenken.
Bettina Hagedorn (SPD) übte wiederum
Kritik am Verkehrsminister für die ohne
Rücksprache mit den Haushältern erfolgte
Freigabe von 27 Straßen-Neubauprojekten.
Für den Bereich Verkehr und digitale Infra-
struktur sind laut Etat (18/2000) Ausgaben
von 23,13 Milliarden Euro vorgesehen.
Das sind 269,89 Millionen Euro mehr als
in diesem Jahr (2014: 22,86 Milliarden
Euro). Die Investitionen sollen 2015 um
230,73 Millionen Euro auf insgesamt

12,78 Milliarden Euro (12,55 Milliarden
Euro) steigen. Bis Oktober, so kündigte
Verkehrsminister Dobrindt an, werde ein
Gesetzentwurf für eine Infrastrukturabgabe

vorgelegt. Diese Abgabe, hinter der sich die
Pkw-Maut verbirgt, habe eine hohe Akzep-
tanz in der Bevölkerung, sagte Dobrindt.
Für seine Pläne zur Pkw-Maut habe Minis-
ter Dobrindt auch Kritik von der Schwes-
terpartei CDU erfahren, sagte Roland Claus
(Linke). Zu Recht, wie Claus fand. Käme
die Maut, würde diese zwei Prozent des
Verkehrsetats ausmachen. „Wieso darf ein
Mitglied der Bundesregierung nur zwei
Prozent Leistung bringen gegenüber 98
Prozent Arbeitsverweigerung“, fragte der
Linkenabgeordnete.
Kindler sprach von einer Schlagbaummen-
talität Dobrindts. „Hören Sie auf mit dieser
europafeindlichen Stimmungsmache. Hö-
ren Sie auf mit dieser geistigen Brandstif-
tung“, sagte der Grünenabgeordnete an
den Minister gewandt. Die „CSU-Maut“
habe auf deutschen Straßen nichts zu su-
chen, urteilte er.

Mit Blick auf die Lkw-Maut machte Bettina
Hagedorn deutlich, dass es wichtig sei, bis
15. Februar 2015 die Call-Option zu zie-
hen, damit der Bund künftige selber das
Maut-System betreiben könne. So sei es
auch im Koalitionsvertrag festgehalten.
Nicht so optimistisch wie Dobrindt äußer-
te sich Hagedorn, die auch Vorsitzende des
Rechnungsprüfungsausschusses ist, zu

ÖPP-Projekten. Man müsse aufpassen, da-
mit diese – wie zuletzt erlebt – nicht teurer
würden als geplant. Positiver bewertete
Vaatz die ÖPP. Die Proekte stellten eine
ganz wichtige Möglichkeit zur Ergänzung
des Finanzierungskomplexes dar. Es sei
aber völlig klar, dass die Verkehrsinfra-
struktur in öffentlicher Hand bleiben wer-
de, machte er deutlich. Götz Hausding T

D
ie deutsche Wirtschaft be-
findet sich nach Ansicht
der Großen Koalition in
ausgezeichneter Verfas-
sung. Sie sei „krisenfest
und stark“, erklärte Wirt-

schaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) am
Mittwoch in der Debatte des Bundestages
über den Haushaltsentwurf 2015 des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Energie
(18/2000, Einzelplan 09). Die Beschäfti-
gungszahlen würden ebenso steigen wie Löh-
ne und Gehälter, die Arbeitslosenzahlen wür-
den sinken: Und auch im jetzt schwierigeren
Umfeld angesichts der internationalen Krisen
würden sich Arbeitsmarkt, Beschäftigung und
die Wirtschaft insgesamt als robust erweisen,
freute sich Gabriel, der den Rückgang des
Wachstums im zweiten Quartal auf Vorzieh-
effekte in der Bauwirtschaft wegen des mil-
den Winters zurückführte.
Wichtiger für die Menschen sei die Entwick-
lung des Arbeitsmarktes: „Wir haben mit
über 42 Millionen Beschäftigten ein Rekord-

niveau an Arbeitsplätzen in Deutschland.“
Genau so äußerte sich die Joachim Pfeiffer
(CDU): „Wir eilen von Rekord zu Rekord.“
Auch Wolfgang Tiefensee (SPD) verwies auf
die Zufriedenheit in der Wirtschaft. So hätten
sich in einer Umfrage 86 Prozent der Hand-
werksbetriebe zufrieden über ihre Lage geäu-
ßert.

Die Probleme Allerdings wies Gabriel auch
auf Probleme hin: „Wenn Deutschland eine
Achillesferse hat, dann sind es die fehlenden
Investitionen – und das schon seit mehr als
zehn Jahren.“ Man weise gerne auf den Titel
des Exportweltmeisters hin, „aber Investiti-
onsweltmeister sind wir sehr, sehr lange nicht
mehr“.
Es gehe dabei nicht nur um zu geringe Inves-
titionen in öffentliche Infrastruktur, sondern
es gebe seit mehr als zehn Jahren eine zu ge-
ringe Investitionsquote in der privaten Wirt-
schaft. „Das gefährdet auf Dauer die Wettbe-
werbsfähigkeit unseres Landes ganz erheb-
lich. Wir dürfen nicht zulassen, dass Deutsch-
land im Kern seiner Leistungsstärke auf Dau-
er von der Substanz lebt“, warnte Gabriel,
der eine Stabilisierung der Energiepreise als
eine entscheidende Rahmenbedingung
zur Stärkung der Investitionstätigkeit be-
zeichnete.
In diesem Punkt fand Gabriel die Unterstüt-
zung der CDU/CSU-Fraktion. Deren wirt-
schaftspolitischer Sprecher Michael Fuchs sah
trotz aller guten Zahlen „ein paar dunkle
Wolken am Himmel“. Neben nachlässiger
Dynamik auf Auslandsmärkten gehörten da-
zu Streiks kleiner Gruppen in Deutschland.
Noch eindringlicher als Gabriel schilderte
Fuchs die nachlassende Investitionstätigkeit
im öffentlichen wie im privaten Bereich. Be-
sonders in der energieintensiven Industrie ge-

be es zu wenige Investitionen, sagte er und
verwies auf die hohen deutschen Energieprei-
se: „Irgendwo investieren sie. Jedenfalls nicht
in Deutschland.“ Fuchs sprach von einem
„Investitionsattentismus“, den er auf die zu
hohen Energiepreise zurückführte. Dagegen
seien die Energiepreise in den USA sehr viel
niedriger, was auch an dem unter dem Begriff
Fracking bekannten Förderverfahren liege.
Zuvor hatte Fuchs zur wirtschaftlichen Lage
festgestellt: „Ich fühle mich zurzeit in
Deutschland ausgesprochen wohl. Uns geht
es auch ausgesprochen gut.“
Kritisch äußerten sich die Oppositionsfrak-
tionen. Für Roland Claus (Linke) steht fest,
dass die falschen Schwerpunkte gesetzt wer-
den: „Fast die Hälfte dieses Etats wird für
Subventionen bei Steinkohle und Luft- und
Raumfahrt aufgebraucht.“ Bei der Kohle ste-
he man im Wort, aber bei der Luft- und
Raumfahrt handele es sich um die „Subven-
tionierung staatsnaher Monopolisten“.
Nur ein Drittel dessen, was in die Luft- und
Raumfahrt gehe, werde für Forschung und In-
novationsförderung kleiner und mittlerer
Unternehmen ausgegeben. Angesichts der
Herausforderungen sei das viel zu wenig, sag-
te Claus, der auch auf den Nachholbedarf der
neuen Bundesländer in vielen Bereichen hin-
wies. Daher müssten Mittel vom Luft- und
Raumfahrtprogramm zugunsten der Mittel-
standsförderung umgeschichtet werden.

Investitionslücke Auch Kerstin Andreae
(Grüne) verwies auf die Investitionslücke:
„Seit Jahren investiert der Staat weniger als
zum Erhalt der Infrastruktur notwendig wä-
re.“ Es würden zwar im Augenblick keine
Kredite bei Banken aufgenommen, „aber Sie
mindern das Erbe unserer Kinder und ver-
schulden sich an der Zukunft. Es bröckelt an

allen Ecken und Kanten – bei Straßen, Brü-
cken, Schulen.“
Andreae forderte, statt auf Neubauten stärker
auf den Erhalt von Straßen zu setzen. Auch
zur Verbesserung der digitalen Infrastruktur
passiere fast nichts. 1,4 Milliarden Euro wür-
den in Luft- und Raumfahrt investiert, aber
nur 73 Millionen Euro in neue Informations-
und Kommunikationstechnologien. Es fehle
eine „offensive Breitbandtechnologie“. Zu-
dem sprach sich Andreae für eine steuerliche
Forschungsförderung aus.
Insgesamt hat die Regierung für den Etat des
Ministeriums für Wirtschaft und Energie im
kommenden Jahr Ausgaben von 7,12 Milliar-
den Euro vorgesehen. Das sind 293 Millio-
nen Euro weniger als in diesem Jahr (7,42
Milliarden Euro). Für Investitionen sind 2015
1,47 Milliarden Euro (1,48 Milliarden Euro)
eingeplant, für Zuweisungen und Zuschüsse
(ohne Investitionen) sind 4,74 Milliarden
Euro (5,06 Milliarden Euro) vorgesehen.
Davon sind 543,47 Millionen Euro für das
Zentrale Investitionsprogramm Mittelstand
(ZIM) reserviert. Die Personalausgaben in
diesem Einzelplan werden von der Regierung
mit 687,14 Millionen Euro (670,35 Millio-
nen Euro) beziffert. Die Einnahmen sollen
459,91 Millionen Euro (627,09 Millionen
Euro) betragen.
Von den 20 größten Finanzhilfen des Bundes
fallen laut Regierung acht in den Bereich des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Ener-
gie. So sind im kommenden Jahr unter ande-
rem 1,22 Milliarden Euro an Zuschüssen an
die staatliche KfW-Bankengruppe im Rah-
men des Programms „Energetisch sanieren –
Kohlendioxid-Gebäudesanierungspro-
gramm“ vorgesehen sowie 1,09 Milliarden
Euro an Zuschüssen für den Absatz deutscher
Steinkohle . hleT
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WIRTSCHAFT Grundsätzlich läuft die
Wirtschaft in Deutschland rund, die
Wachstumsziele sind noch erreichbar.
Aber internationale Krisen und Proble-
me auf Exportmärkten schieben sich wie
dunkle Wolken in das schöne Bild

Der Warnow-Tunnel bei Rostock ist das erste deutsche ÖPP-Straßenbauprojekt.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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2,3 Millionen Euro für Künstlerhilfe
BUNDESPRÄSIDIALAMT Der Bundespräsi-
dent und das Bundespräsidialamt sollen 2015
über 33,68 Millionen Euro (2014: 33,11 Millio-
nen Euro) verfügen können.
Dabei sollen die Personalausgaben von 18,48
Millionen Euro auf 19,33 Millionen Euro stei-
gen. demgegenüber sollen die sächlichen Ver-
waltungsausgaben von 9,64 Millionen Euro
auf 9,03 Millionen Euro fallen. Für Investitio-
nen sind nach 1,04 Millionen Euro in diesem
Jahr für kommendes Jahr 1,35 Millionen Euro
eingeplant. Für Zuweisungen und Zuschüsse
(ohne Investitionen) sind 3,96 Millionen Euro
(3,95 Millionen Euro) vorgesehen.
Die Ausgaben des Bundespräsidenten sollen
beinahe unverändert 4,73 Millionen Euro
(4,72 Millionen Euro) betragen. Dabei sind für
Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitio-
nen) wie bisher 3,65 Millionen Euro vorgese-
hen.
2,3 Millionen Euro davon sind gleichbleibend
für die Deutsche Künstlerhilfe reserviert. 1,35
Millionen Euro sind wie in diesem Jahr vorge-
sehen für die Gewährung von Ehrengaben an

Alters- und Ehejubilare, Übernahme von Pa-
tenschaften und die Ausgaben aus besonderer
Veranlassung. So übernimmt der Bundespräsi-
dent traditionell die Patenschaft für das siebte
Kind einer Familie. Die Bezüge des Bundesprä-
sidenten sollen 226.000 Euro (214.000) betra-
gen.
Für das Bundespräsidialamt sind für 2015 ins-
gesamt 20,02 Millionen Euro (19,18 Millionen
Euro) vorgesehen. Davon geht der größte Teil
mit 12,25 Millionen Euro (11,63 Millionen
Euro) an das Personal. Die sächlichen Verwal-
tungsausgaben sollen von 6,52 Millionen Euro
in diesem Jahr auf 6,43 Millionen Euro im
kommenden Jahr fallen. Die Kosten aus Anlass
von Staatsbesuchen und Reisen des Bundes-
präsidenten ins Ausland sollen von 1,5 Millio-
nen Euro auf 1,25 Millionen Euro fallen.
Das Büro der Gemeinsamen Wissenschaftskon-
ferenz (GWK) soll im kommenden Jahr über
1,84 Millionen Euro verfügen können. Das sind
48.000 Euro weniger als 2014. Die Personal-
ausgaben betragen hier 1,21 Millionen Euro
(1,25 Millionen Euro). mik T

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Erneut mehr Steuereinnahmen
FINANZVERWALTUNG Im kommenden Jahr
sollen die Einnahmen um rund zehn Milliarden
Euro auf 286 Milliarden Euro (2014: 276,99
Milliarden Euro) steigen. Im Wesentlichen
stammen die Einnahmen aus Steuern und
steuerähnlichen Abgaben, die 2015 insgesamt
278,8 Milliarden Euro (268,42 Milliarden Euro)
betragen sollen. Die Verwaltungseinnahmen
sollen hingegen von 7,09 Milliarden Euro auf
6,81 Milliarden Euro fallen.
Im Einzelnen erwartet die Regierung bei den
Einnahmen des Bundes aus der Umsatzsteuer
eine Steigerung von 81,56 Milliarden Euro auf
84,68 Milliarden Euro. Für Einnahmen aus der
Lohnsteuer sind 75,82 Milliarden Euro (71,27
Milliarden Euro) vorgesehen. Der 50-prozenti-
ge Anteil des Bundes an der Körperschaftsteu-
er soll 9,87 Milliarden Euro (9,03 Milliarden
Euro) betragen.
Die Einnahmen aus den Energiesteuern sollen
insgesamt 39,37 Milliarden Euro (39,45 Milli-
arden Euro) betragen. Fallen sollen die Einnah-
men aus der Tabaksteuer von 14,3 Milliarden
Euro auf 13,93 Milliarden Euro. Die Einnah-
men aus der Kaffeesteuer sollen gleichblei-
bend 1,04 Milliarden Euro betragen.
Die Einnahmen aus der Versicherungsteuer
sollen bei 12,8 Milliarden Euro (11,95 Milliar-
den Euro) liegen. Die Kfz-Steuer soll wie in
diesem Jahr 8,4 Milliarden Euro bringen. Fast
unverändert sollen mit 990 Millionen Euro die
Einnahmen aus der Luftverkehrsteuer sein.
Der Anteil des Bundes am Reingewinn der
Deutschen Bundesbank soll 2015 wie in die-

sem Jahr insgesamt 2,5 Milliarden Euro betra-
gen. Aus dem Verkauf von Beteiligungen und
aus der Verwertung von Kapitalvermögen er-
wartet die Regierung Einnahmen von 898 Mil-
lionen Euro (975 Millionen Euro). Dazu gehö-
ren auch der Börsengang der Deutschen Bahn
AG. Die Privatisierungen sollen kapitalmarkt-
gerecht erfolgen, heißt es im Gesetzentwúrf
der Regieerung.

Privatisierungen geplant Weiter gehören
dazu unter anderem die Beteiligungen an der
Deutsche Telekom AG, der Deutsche Post AG,
der Anteile an den Flughäfen Köln/Bonn und
München sowie die Einnahmen aus der Neu-
ordnung der ERP-Wirtschaftsförderung.
Im Bereich „Leistungen im Zusammenhang
mit der Deutschen Einheit“ sollen die Gesamt-
ausgaben im kommenden Jahr 371,8 Millio-
nen Euro (371,42 Millionen Euro) betragen.
Dabei werden die Zuweisungen an den Ent-
schädigungsfonds auf 200 Millionen Euro (250
Millionen Euro) gesenkt.
Die Ausgaben des Einzelplans summieren sich
auf 14,15 Milliarden Euro, 2,13 Milliarden
Euro weniger als 2014. Zuweisungen und Zu-
schüsse machen davon wiederum mit 11,33
Milliarden Euro (2014: 11,22 Milliarden Euro)
den Löwenanteil aus.
25,55 Milliarden Euro sollen als sogenannte
BNE-Eigenmittel der EU (berechnet auf der Ba-
sis des Bruttonationaleinkommens) an die Eu-
ropäische Union abgeführt werden (2014:
23,48 Milliarden Euro). Michael Klein T

Mehr Geld wegen G8-Gipfel
BUNDESKANZLERAMT Der Etat der Bun-
deskanzlerin und des Bundeskanzleramtes
kann 2015 über 2,1 Milliarden Euro verfü-
gen. Das sind 8,99 Millionen Euro mehr als
in diesem Jahr (2014: 2,09 Milliarden Euro).
Während für das Personal insgesamt 265,36
Millionen Euro (267,94 Millionen Euro) ein-
geplant sind, sollen die sächlichen Verwal-
tungsausgaben 763,69 Millionen Euro
(690,36 Millionen Euro) betragen. Für Zu-
weisungen und Zuschüsse (ohne Investitio-
nen) sind nach 920,65 Millionen Euro 2015
insgesamt 879,17 Millionen Euro einge-
plant.
Den größten Anteil am Gesamtetat hat der
Beauftragte der Bundesregierung für Kultur
und Medien. Hier sollen 1,07 Milliarden
Euro (1,13 Milliarden Euro) zur Verfügung
stehen. (Siehe Seite 8).
Für die Bundeskanzlerin und ihr Amt sind
55,44 Millionen Euro (52,41 Millionen Euro)
eingeplant. Hier sollen die Personalausga-
ben von 33,55 Millionen Euro in diesem
Jahr auf 34,63 Millionen Euro im kommen-
den Jahr steigen.

Die Ausgaben des Presse- und Informati-
onsamtes der Bundesregierung sollen von
96,44 Millionen Euro auf 111,23 Millionen
Euro steigen. Die Steigerung ist hier vor al-
lem auf die Durchführung des G8-Gipfels
auf Schloss Elmau in Bayern am 4. und 5.
Juni 2015 zurückzuführen. Das Bundesar-
chiv soll über 56,49 Millionen Euro (57,2
Millionen Euro) verfügen können.
Der Zuschuss an den Bundesnachrichten-
dienst beträgt 614,58 Millionen Euro
(558,59 Millionen Euro).
Der Haushalt des Bundesbeauftragten für
die Unterlagen des Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen DDR soll im kommen-
den Jahr 102,86 Millionen Euro (101,33
Millionen Euro) umfassen und für die Be-
auftragte der Bundesregierung für Migrati-
on, Flüchtlinge und Integration sind 5,05
Millionen Euro (4,92 Millionen Euro) bereit-
gestellt.
Die Ausgaben des Bundesinstituts für Kultur
und Geschichte der Deutschen im östlichen
Europa sollen wie bisher 1,03 Millionen
Euro betragen. mik T



Enttäuschte Erwartungen
UMWELT Etat steigt an. Opposition fordert von Ministerin Hendricks Taten statt Ankündigungen

M
ehr Geld in den Haus-
halt einzustellen,
schützt nicht vor Kritik
aus der Opposition.
Diese Erfahrung muss-
te am vergangenen

Donnerstag bei den Beratungen des Etatan-
satzes für den Bereich Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit die zu-
ständige Ministerin Barbara Hendricks
(SPD) machen. Knapp 238
Millionen Euro mehr als
2014 soll Hendricks ausge-
ben dürfen. Doch Grüne
und Linke kritisierten die
Ministerin während der
Debatte dafür, dass sie voll-
mundigen Ankündigungen
keine Taten folgen lasse.
Versäumnisse sahen sie so-
wohl im Bereich Bauen als
auch beim Klimaschutz.
Die Redner der Koalition-
fraktionen verwiesen indes
auf Verbesserungen beim
Wohngeld und der Städtebauförderung.
Zugleich forderten sie die Opposition auf,
die Ministerin bei ihren Bemühungen um
einen besseren Klimaschutz zu unterstüt-
zen.
Insgesamt soll Hendricks im Jahr 2015 3,91
Milliarden Euro ausgeben können. Ein
Großteil davon entfällt auf den Bereich
Wohnungswesen und Städtebau. 2,28 Mil-
liarden Euro sind hierfür veranschlagt und

damit 208,24 Millionen Euro mehr als
2014. Die Ausgaben für den Klimaschutz
sollen im kommenden Jahr indes geringfü-
gig sinken, dies aber, nachdem sie sich
2014 mehr als verdoppelt hatten. Insgesamt
sollen 2015 342,13 Millionen Euro für den
Klimaschutz aufgewendet werden – 44,07
Millionen Euro weniger als im laufenden
Haushaltsjahr.
Für Hendricks ist der Etatentwurf „ein ech-

ter Fortschritt“. Es zeige sich,
dass sich die Bereiche Bau
und Stadtentwicklung her-
vorragend mit den klassi-
schen Aufgaben des Um-
weltministeriums zusam-
menfügen ließen. Bei den
vielfältigen Themen des Res-
sorts bedenke man immer
auch immer die sozialen
Fragen, sicherte die Ministe-
rin zu. „Wir machen Politik
für die Menschen und mit
den Menschen“, sagte sie.
So sei der Betrag für das

Wohngeld von 500 Millionen Euro auf 630
Millionen Euro erhöht worden. Hendricks
kündigte zudem an, die Heizkostenpau-
schale wieder einführen zu wollen. Und sie
versprach, sich auf dem Klimagipfel in Pa-
ris Ende 2015 für die Verabschiedung eines
internationalen Klimaschutzabkommens
einsetzen zu wollen.
Heidrun Bluhm (Die Linke) bemängelte,
die Ministerin habe hehre Ziele, verbleibe

aber im „Ankündigungsmodus“. Nach
neunmonatiger Amtszeit müsse man kon-
statieren, dass sich die Hoffnungen ange-
sichts des neuen Zuschnitts des Ministeri-
ums ebenso wenig erfüllt hätten, wie die
Hoffnung auf das Wirken einer sozialde-
mokratischen Umweltministerin. Stattdes-
sen werde deutlich, dass sich der Bund
selbst an „Mietpreistreiberei“ beteilige, in-
dem er bundeseigene Wohnungen zu Beträ-
gen verkaufe, die nur die
Umwandlung in Luxuswoh-
nungen zur Folge haben
könnten. „Es scheint so, als
wäre ihnen die kurzfristige
Schwarze Null wichtiger, als
grundlegende Existenzbe-
dürfnisse der Menschen“,
konstatierte Bluhm.
Christian Haase (CDU) be-
fand hingegen, der Haus-
haltsentwurf für 2015 stelle
einen Meilenstein dar. Im
Interesse der nachfolgen-
den Generationen mache
man keine neue Schulden und investiere
trotzdem in Bildung, Arbeitsplätze, Infra-
struktur sowie Umwelt- und Klimaschutz.
Der Unionsabgeordnete zeigte sich zudem
erfreut darüber, dass in der Frage der Endla-
gerung radioaktiver Abfälle beim Bundes-
amt für Strahlenschutz alle notwendigen
Projekte „mit Hochdruck bearbeitet“ wür-
den. Zu begrüßen sei in diesem Zusam-
menhang, dass für den Asse-Fonds im kom-

menden Haushaltsjahr zwei Millionen
Euro zusätzlich zur Verfügung stehen sol-
len.
Der Haushaltsexperte der Grünen, Sven-
Christian Kindler, ging mit der Klimapoli-
tik der Bundesregierung hart ins Gericht:
Sie fahre die Energiewende „bewusst an die
Wand“. Die Umweltministerin sehe nur zu,
wie Bundeswirtschaftsminister Sigmar Ga-
briel (SPD) die erneuerbaren Energien ab-

würge und die Kohle förde-
re, warf er Hendricks vor.
Ihm sei bewusst, sagte
Kindler, dass Hendricks für
die Energiewende keine
Verantwortung habe. „Als
Umweltministerin müssen
Sie aber bei dem Thema
Verantwortung überneh-
men und Kampfgeist zei-
gen“, forderte er. Ihr „Ein-
knicken“ sei ein Armuts-
zeugnis für eine Klima- und
Umweltministerin. Dabei,
fuhr Kindler fort, sei auch

der Ministerin klar, dass Deutschland das
Klimaziel für 2020 verfehlen werde, „wenn
nicht drastisch umgesteuert wird“. Der
Grünen-Abgeordnete forderte daher: „Mit
der Kohlepolitik muss endlich Schluss
sein.“
Steffen Claudio Lemme (SPD) versicherte,
seine Partei stehe in der Regierungsverant-
wortung und wolle Verbesserungen herbei-
führen. Im Baubereich beträfe das Investi-

tionen in „lebenswerte Nachbarschaften“,
um das Zusammenleben von Menschen
zu verbessern und das Auseinanderdriften
in arme und reiche Wohnviertel zu verhin-
dern. Daher habe man das Programm „So-
ziale Stadt“ mit 150 Millionen Euro zum
Herzstück der Städtebauförderung ge-
macht, sagte Lemme. Auch das Programm
„Stadtumbau Ost“ sei als wichtige Säule
der Städtebauförderung hervorzuheben.
Was die Klimapolitik angeht, forderte der
SPD-Politiker, beim Klimagipfel 2015 in
Paris die letzte Chance auf ein internatio-
nales Klimaschutzabkommen zu nutzen.
Zugleich machte er deutlich, dass aus sei-
ner Sicht die im Haushalt eingeplanten
Mitteln für den Klimaschutz nicht ausrei-
chend sind. Götz Hausding T

Der Klimaschutz steht im kommenden Jahr ganz oben auf der internationalen Agenda: Ende 2015 will die Staatengemeinschaft in Paris neue, verbindliche Klimaziele verabschieden.
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»Wir machen
Politik
für die

Menschen
und mit den
Menschen.«

Barbara Hendricks (SPD)

»Sie fahren
die Energie-

wende
bewusst
an die

Wand.«
Sven-Chr. Kindler (Grüne)
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AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Mehr für Bildung und Forschung
BILDUNG UND FORSCHUNG Deutschland
sei im Moment ein Forschungsstandort und
ein Innovationsstandort, „der in den Rankings
ganz, ganz oben steht“, sagte Bundesbil-
dungsministerin Johanna Wanka (CDU) bei der
Vorstellung ihres Haushalts für 2015 (18/2000,
Einzelplan 30) am vergangenen Donnerstag.
Entscheidend für diesen Erfolg sei die Tatsa-
che, dass seit 2005 die Ausgaben für Bildung
und Forschung im Bund jedes Jahr gestiegen
seien. Auch 2015 gebe es im Vergleich zu die-
sem Jahr wieder eine Steigerung. „1,2 Milliar-
den Cash mehr“, sagte die Ministerin über den
Etat, der sich laut Haushaltsplanentwurf auf
insgesamt 15,26 Milliarden Euro beläuft.
Die Ministerin verwies auch auf den jüngsten
OECD-Bericht zum Bildungswesen. Er sei das
„beste Zeugnis, das wir bis jetzt je bekommen
haben, das allerbeste von den Indikatoren“.
Als konkrete Erfolge nannte Wanka unter an-
derem die hohe Prozentzahl (96 Prozent) von
Vierjährigen in einer Kindereinrichtung, die
Halbierung des Anteils der Schulabbrecher von
zwölf auf sechs Prozent, die Steigerung des
Anteils von Frauen bei Abschlüssen in natur-
wissenschaftlichen Studiengängen, die Über-
nahme der Bafög-Leistungen durch den Bund
und die Bafög-Novellierung.
Die Abgeordneten Roland Claus von der Frak-
tion Die Linke und Ekin Deligöz (Bündnis 90/

Die Grünen) warfen der Bundesregierung vor,
die vielen Milliarden Euro aus dem Etat des
Ministeriums würden ineffektiv eingesetzt. Der
Vertreter der Linksfraktion bezeichnete es als
entscheidend, „dass Deutschland seine soziale
Spaltung über sein Bildungssystem regelrecht
reproduziert“. Unter den entwickelten Indus-
trieländern habe Deutschland die ungerechtes-
te Verteilung der Einkommen und damit auch
der Bildungschancen.
Auch Deligöz erklärte, es gehe nicht nur um
das Volumen des Haushalts. „Die Prioritäten,
die Sie setzen, sind komplett falsch“, sagte die
Abgeordnete. Konkret warf sie der Ministerin
vor, sie kürze trotz Fachkräftemangel bei der
Berufsorientierung, bei überbetrieblichen Aus-
bildungsstätten und der beruflichen Aufstiegs-
fortbildung.
Swen Schulz (SPD) lobte, die Bundesregierung
habe einen beachtlichen Haushaltsplanent-
wurf vorgelegt, „Die Grundlinie stimmt“, sag-
te er.
Auch Stefan Kaufmann (CDU) sagte, die Bun-
desregierung beweise, dass beides gehe: den
Haushalt konsolidieren und mehr in Bildung
investieren. Anders als die Opposition behaup-
te, würden die Mittel aus dem Haushalt nicht
gekürzt, sondern umgeschichtet. Die Daten
des Haushalts stünden wir „wirklich gute Re-
gierungsarbeit“. Annette Rollmann T

Im Schatten der Ukraine-Krise
LANDWIRTSCHAFT Das meiste Geld ist für die Sozialversicherungen der Bauern reserviert

Agrarminister Christian Schmidt (CSU)
sieht mit Sorge auf die Entwicklung in
Russland und in der Ukraine. In der Debat-
te über den Etatentwurf 2015 des Bundes-
ministeriums für Ernährung und Landwirt-
schaft (18/2000; Einzelplan 10) unterstrich
Schmidt am vergangenen Donnerstag, dass
es der Landwirtschaftsbranche mit Blick
auf Absatzeinbußen aufgrund der Krise
derzeit nicht um „schiere“ Umsatzzahlen
gehe, sondern auch um die Frage nach der
Zukunft der Friedensordnung in Europa.
„Ich habe die Hoffnung, dass wir über die-
se schwierige Situation hinwegkommen“,
sagte Schmidt. Dennoch behielt er sich
vor, dass bei weiterer Verschärfung der ge-
genseitigen Sanktionen eine Debatte über
die Folgen und etwaige Hilfen angestoßen
werden muss.
Insgesamt sollen dem Ernährungs- und
Landwirtschaftsminister im nächsten Jahr
5,32 Milliarden Euro zur Verfügung stehen.
Dass mit 3,7 Milliarden Euro rund 70 Pro-
zent der eingesetzten Mittel des Haushaltes
in die landwirtschaftliche Sozialpolitik
fließen sollen, nahm Roland Claus für die
Fraktion Die Linke zustimmend zur Kennt-
nis. Er kritisierte weniger den Haushalts-
plan als den dahinter stehenden fehlenden
Gestaltungswillen. „Denn die Agrarpolitik
wird nicht mehr im Parlament, sondern an

der Börse gemacht.“ Die Spekulation auf
Nahrungsgüter müsse durch die Politik
verboten werden. Doch durch die Vielfalt
an Freihandelsabkommen werde diesem
Trend „Tür und Tor“ geöffnet. .
Als wichtige Punkte aus Sicht der Koalition
hob Wilhelm Priesmeier (SPD) die Eiweiß-
strategie hervor, die im Haushalt 2015 von
drei auf vier Millionen Euro erhöht werden
soll. „Wenn wir durch heimisches Eiweiß
importiertes Eiweiß ersetzen können, stei-
gert das die Wertschöpfung im ländlichen
Raum.“ Diese Chance gelte es zu nutzen.
Scharf gingen Nicole Maisch von Bündnis

90/Die Grünen mit Schmidt ins Gericht.
„Der Minister sollte sich nicht nur als Ex-
port-, sondern als Ernährungsminister ver-
stehen“, sagte sie und bezeichnete die Bun-
desrepublik im Bereich der Schulverpfle-
gung von Kindern als ein „Drittweltland“.
Die Qualität des Schulessens sei häufig un-
genügend. Doch die Koalition würde mit
dem Haushaltsentwurf die Mittel für
Schulvernetzungsstellen auslaufen lassen.
Für Johannes Röring (CDU) bedeutet Ex-
portförderung nicht Exporterstattung son-
dern Handelserleichterungen und Veteri-
närabkommen.
Vor dem Hintergrund des Ukrainekonflikts
sei es außerdem gut, dass Deutschland
nicht so abhängig von Lebensmitteln sei
wie von Gas. „Der Absatz unserer Erzeug-
nisse ist wichtig für unsere Wirtschaft“,
stellte Röring fest und sprach sich für die
Fortführung der Gespräche über die Frei-
handelsabkommen mit den USA und mit
Kanada aus. Jan Eisel T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

KURZ NOTIERT

Mehr Geld für die
Volksvertretung
Der Deutsche Bundestag, der Wehrbe-
auftragte des Deutschen Bundestages
und die Mitglieder des Europäischen
Parlaments können im Jahr 2015 über
802,78 Millionen Euro verfügen. Das
sind 17,18 Millionen Euro mehr als im
vergangenen Jahr (2014: 765,4 Millio-
nen Euro). Die meisten Mittel sind da-
bei für das Personal reserviert. Die
Ausgaben betragen dafür insgesamt
540,2 Millionen Euro (522,65 Millio-
nen Euro). Für Investitionen sind 31,52
Millionen Euro (16,08 Millionen Euro)
eingeplant und für sächliche Verwal-
tungsausgaben 135,13 Millionen Euro
(131,85 Millionen Euro). Für Zuwei-
sungen und Zuschüsse (ohne Investi-
tionen) sind 95,94 Millionen Euro
(94,82 Millionen Euro) vorgesehen.
Die Gesamtausgaben des Wehrbeauf-
tragten des Deutschen Bundestages
sollen 2015 rund 4,3 Millionen Euro
(4,14 Millionen Euro) betragen. Für die
96 deutschen Abgeordneten im Euro-
päischen Parlament stehen in diesem
Jahr insgesamt 6,74 MillionenEuro
(6,23 Millionen Euro) bereit.. mik T

Prüfungsämter des Bundes
sollen weniger ausgeben

Die Ausgaben des Bundesrechnungs-
hofes sollen 2015 auf 136,03 Millio-
nen Euro (2014: 135,99 Millionen
Euro) steigen. Davon ist der weitaus
größte Teil für Personalausgaben vor-
gesehen, die von 113,35 Millionen
Euro auf 112,69 Millionen Euro fallen
sollen. Die sächlichen Verwaltungsaus-
gaben sollen ebenfalls von 17,02 Mil-
lionen Euro auf 16,84 Millionen Euro
steigen. Die Investitionen sollen von
1,98 Millionen Euro auf 1,56 Millionen
Euro fallen. Die Zuweisungen und Zu-
schüsse sollen von 3,64 Millionen Euro
auf 4,94 Millionen Euro steigen. Für
die sieben Prüfungsämter des Bundes
mit Sitz in Berlin, Frankfurt am Main,
Hamburg, Hannover, Koblenz, Mün-
chen und Stuttgart sollen die Ausga-
ben 36,15 Millionen Euro (37,56 Mil-
lionen Euro) betragen. mik T

Weniger Ausgaben der
Regierung für die Zinsen
Nach dem Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung sollen die Gesamtausgaben bei
der Bundesschuld 2015 rund 28,16 Milli-
arden Euro betragen. Das sind 390,29
Millionen Euro weniger als dieses Jahr
(2014: 28,55 Milliarden Euro). Der Schul-
dendienst soll 26,97 Milliarden Euro
(27,62 Milliarden Euro) betragen. Für In-
vestitionen sind 1,15 Milliarden Euro
(900 Millionen Euro) vorgesehen. Die
sächlichen Verwaltungsausgaben sollen
um 34,09 Millionen Euro auf 42 M illio-
nen Euro steigen. fallen. mik T

Regierung für das Jahr
2012 entlastet
Gegen die Stimmen der beiden Oppositi-
onsfraktionen hat der Deutsche Bundes-
tag in der vergangenen Woche auf Emp-
fehlung des Haushaltsausschusses
(18/1971) die Bundesregierung für das
Haushaltsjahr 2012 entlastet. Das Parla-
ment stimmte der Entlastung aufgrund
der Anträge des Bundesfinanzministeri-
ums (17/14009, 17/14010) sowie den Be-
merkungen des Bundesrechnungshofes
(18/1220) zu. mik T
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E
ine arbeitsmarktpolitische
Generaldebatte ohne das The-
ma Mindestlohn – das gab es
in den vergangenen Jahren
selten. Andere Themen gerie-
ten dabei oft in den Hinter-

grund. Bei der Debatte über den Haushalt
des Bundesministeriums für Arbeit und So-
ziales 2015 (18/2000, Einzelplan 11) am
vergangenen Donnerstag zeigte sich je-
doch, dass es der Ministerin und den Abge-
ordneten nicht an anderen Schwerpunkt-
themen mangelte, die es schnellstmöglich
umzusetzen gelte.
Unter Bezug auf die jüngsten Streiks von
Lokführern und Piloten, die „Klientelpoli-
tik für Wenige“ betrieben, kündigte etwa
die Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les,, Andrea Nahles (SPD), an, das Prinzip
der Tarifeinheit wieder stärken zu wollen.
„Ein Betrieb – ein Tarifvertrag“, dies müsse
wieder gelten. Es könne nicht sein, dass
Spartengewerkschaften zentrale Teile unse-
res Landes lahmlegen, sagte Nahles. Unter-
stützt wurde sie in dieser Haltung von Sa-
bine Weiss, der stellvertretenden Vorsitzen-
den der Unionsfraktion für die Bereiche
Arbeit und Soziales. „Streikbelastungen
werden zu einem Problem für die Allge-
meinheit. Wir erleben hier Machtkämpfe
zwischen den einzelnen Gewerkschaften“,
kritisierte sie. Deshalb müsse das Gesetz
zur Tarifeinheit so schnell wie möglich
kommen.

Stolperstein beseitigen Als weitere wich-
tige Ziele benannte die Ministerin unter
anderem einen verbesserten Übergang von
der Schule zum Beruf. „Da verlieren wir zu
viele Jugendliche“, mahnte sie und machte
klar, dass dieser Übergang keine Stolperfal-
le mehr sein dürfe. 500 Millionen Euro
würden deshalb in die Berufseinstiegsbe-
gleitung in den nächsten Jahren investiert.
Auch für den Abbau der Langzeitarbeitslo-
sigkeit stünden 900 Millionen Euro bereit,
denn deren hohe Zahl stagniere seit 2009.
Für den Herbst kündigte sie außerdem eine
„Partnerschaft für Fachkräfte“ aus Arbeitge-
bern, Arbeitnehmern und Gewerkschaften
an, um „das Thema der Zukunft“, die Fach-
kräftesicherung , anzugehen. Im Dezember
sollen auch erste Vorschläge einer Arbeits-
gruppe zur „Flexi-Rente“ vorliegen. CDU-
Frau Weiss betonte in diesem Zusammen-
hang, die Losung der Zukunft könne nicht
sein, dass Menschen immer früher in Rente
gehen können, sondern dass Möglichkei-
ten für ein längeres Arbeiten geschaffen
werden.
Für die Opposition liegt der Handlungs-
druck beim Thema Rente woanders. Sie kritisierte in der Debatte, dass die Bundes-

regierung das Problem der drohenden Al-
tersarmut verdränge.
So forderte Gesine Lötzsch (Die Linke),
Vorsitzende des Haushaltsausschusses des
Bundestages, die Wiedereinführung der
Rentenbeiträge für Bezieher von Hartz-IV-
Leistungen. „Das wäre ein kleiner Schritt
zur Bekämpfung der Altersarmut. Ihre bis-
herige Rentenpolitik war kein Beitrag zur
Verhinderung von Altersarmut. An dieser
Stelle müssen wir im Bundestag dringend
nachbessern“, appellierte sie.
Ekin Deligöz, Haushaltsexpertin der Grü-
nen, betonte, mit 125 Milliarden Euro sei
der Sozial-Etat zwar der größte Einzelpos-
ten des Bundeshaushaltes. „Aber, wenn wir
ehrlich wären, müsste der Etat noch höher

ausfallen.“ Damit erneuerte sie die Kritik
der Grünen an der Finanzierung der Kos-
ten des Rentenpaktes durch Beitragsmittel.
Auch kritisierte sie, dass die Regierung
nichts gegen die Altersarmut tue und warb
für das grüne Modell einer Garantierente.
Ewald Schurer (SPD) sagte, ein zentrales
Zukunftsprojekt sei es, dafür zu sorgen,
dass die Menschen möglichst lange am Be-
rufsleben teilhaben können. Ebenso wich-
tig sei es aber, mehr Menschen, zum Bei-
spiel solche mit Behinderungen, besser in
die Arbeitswelt zu integrieren. Vorbereitet
werde deshalb ein Bundesteilhabegesetz,
eine „Herkulesaufgabe“, so Schurer.
Der Haushalt des Bundesministeriums für
Arbeit und Soziales ist der größte Einzel-
posten im Bundeshaushalt 2015. Er sieht

insgesamt Ausgaben von 124,84 Milliar-
den Euro (214: 121, 98 Milliarden Euro)
vor. Den größten Posten machen Leistun-
gen an die Rentenversicherung aus. Diese
belaufen sich auf 84,86 Milliarden Euro
(82,96 Milliarden Euro). Dazu gehört un-
ter anderem die Beteiligung an den Kosten
für die Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung, für die der Bund 5,88
Milliarden Euro (5,47 Milliarden Euro)
ausgibt. Für Leistungen der Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende sind 31,76 Milli-
arden Euro (31,06 Milliarden Euro) einge-
plant. Davon entfallen 19,2 Milliarden
Euro (wie 2014) auf das Arbeitslosengeld II
und 4,6 Milliarden Euro (3,9 Milliarden
Euro) auf die Leistungen für Unterkunft
und Heizung. Claudia Heine T

Leere Flughäfen wegen Streiks von Spartengewerkschaften soll es nach dem Willen von Andrea Nahles bald nicht mehr geben.
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Tarifeinheit auf
der Startbahn
ARBEIT UND SOZIALES Regierung plant Ende der

Spartengewerkschaften und »Partnerschaft für Fachkräfte«

Kritik trotz Zuwachses
FAMILIE Etat soll auf 8,46 Milliarden Euro erhöht werden

Trotz der geplanten Erhöhung um 497
Millionen auf 8,46 Milliarden Euro stößt
der Etatentwurf der Bundesregierung für
das Ministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (18/2000, Einzel-
plan17) bei der Opposition auf scharfe
Kritik. Die Erhöhung sei weitestgehend
den steigenden Ausgaben beim „unsinni-
gen“ Betreuungsgeld geschuldet, kritisier-
ten Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
am vergangenen Donnerstag in der ersten
Lesung des Haushaltsentwurfs überein-
stimmend. Ministerin Manuela Schwesig
(SPD) und die Koalitionsfraktionen CDU/
CSU und SPD lobten den ausgeglichenen
Bundeshaushalt als den besten Beitrag für
die Generationengerechtigkeit.
Nach den Planungen der Regierung wer-
den sich die Kosten für das Betreuungsgeld
im kommenden Jahr von 515 Millionen
auf rund eine Milliarde Euro erhöhen. Um
weitere 30 Millionen auf 5,4 Milliarden
Euro sollen die Ausgaben beim Elterngeld
steigen. Zusammen mit dem Kindergeld

und dem Kinderzuschlag (498 Millionen
Euro), dem Unterhaltsvorschuss (295 Mil-
lionen) und den Mitteln für die Familien-
pflegezeit (1,5 Millionen) sollen insgesamt
7,48 Milliarden Euro in die gesetzlichen
Leistungen für Familien fließen. Hinzu
kommen sollen die Zuweisungen des Bun-
des an die Conterganstiftung (155 Millio-
nen) und die Einlage in die Stiftung Mutter
und Kind (92 Millionen).
Mit 265 Millionen Euro kalkuliert die Bun-
desregierung die Ausgaben für die Freiwil-
ligendienste, elf Millionen weniger als im
laufenden Jahr. Davon sollen unverändert
93 Millionen Euro an die Freiwilligen-
dienste der Bundesländer fließen und 167
Millionen an den Bundesfreiwilligen-
dienst. Weitere 75 Millionen sind für die
Familien-, Gleichstellungs- und Senioren-
politik sowie die Stärkung der Zivilgesell-
schaft eingeplant, elf Millionen Euro mehr
als 2014. Für die Kinder- und Jugendpoli-
tik sind unverändert 384 Millionen Euro
vorgesehen. aw T

Politik für Verbraucher
JUSTIZ Heiko Maas will die Banken in die Pflicht nehmen

Der Etat des Bundesministeriums für Justiz
und Verbraucherschutz wird im kommen-
den Jahr leicht erhöht. Der Einzelplan 07
des Bundeshaushaltsplans 2015 (18/2000)
sieht für das um das Thema Verbraucher-
schutz erweiterte Haus von Bundesjustiz-
minister Heiko Maas (SPD) ein Ausgabe-
volumen von 663,02 Millionen Euro vor,
das sind 14,88 Millionen Euro mehr als
2014. Den Löwenanteil der Ausgaben
schlucken die Personalausgaben von
442,75 Millionen Euro, die aber mehr als
gedeckt werden durch die Einnahmen von
gut 480,33 Millionen Euro.
Darauf wies auch der Bundesminister in
seiner Rede hin: „72 Prozent der Ausgaben
sind durch Einnahmen gedeckt“, sagte er.

Im kommenden Jahr will Maas mehrere
Strafrechtsbarkeitslücken im Sexualstraf-
recht und beim Cybermobbing schließen
sowie beim Verbraucherschutz die Banken
stärker in die Pflicht nehmen. Gerade der
Verbraucherschutz bleibt für Tobias Lind-
ner von den Grünen allerdings „chronisch
unterfinanziert“. Elisabeth Winkelmeier-
Becker (CDU), befürwortete die Einfüh-
rung der Frauenquote, warnte aber vor
Umsetzungsschwierigkeiten. Für die Linke
kritisierte Roland Claus das Fehlen von
Mitteln für die Aufarbeitung von Justizver-
sagen. Dennis Rohde (SPD) sagte, die Per-
sonalstruktur des Deutschen Marken- und
Patentamts (DPMA) müsse einer kritischen
Betrachtung unterzogen werden. jbb T

Sinkende Ausgaben
KULTUR Etat soll um 64 Millionen Euro verkleinert werden

Kulturstaatsministerin Monika Grütters
(CDU) soll im kommenden Jahr erstmals
mit weniger Geld auskommen. Mit 1,07
Milliarden Euro soll das Budget für Kultur
und Medien gegenüber diesem Jahr um
rund 64 Millionen Euro sinken. Hinzu
kommen die Etats der Stasi-Unterlagen-Be-
hörde (103 Millionen), des Bundesarchivs
(56 Millionen) und des Bundesinstituts für
Kultur und Geschichte der Deutschen in
Osteuropa (1 Million), die ebenfalls im
Verantwortungsbereich von Grütters liegen.
Für Die Linke kritisierte Harald Petzold,
der Haushaltsentwurf folge „ideologi-
schem Ballast“ und sei „unausgewogen“.
Grütters wolle zwölf Millionen Euro für
den Wiederaufbau der Garnisonskirche in

Potsdam bereitstellen. Diese sei aber ein
„Symbol für den preußischen Militarismus
und die nationalsozialistische Machtergrei-
fung“. Dies müsse verhindert werden.
Tabea Rößner (Grüne) monierte unter an-
derem die geplanten Kürzungen beim
Filmförderfonds um zehn auf 50 Millio-
nen Euro. 2013 seien es noch 70 Millionen
Euro gewesen. Wenn dies so weitergehe, sei
der Fonds bis 2020 „abgewickelt“.
Hiltrud Lotze (SPD) hielt entgegen, dass
der Etat gut aufgestellt sei und die Kultur-
politik auf „hohem Niveau“ fortgeführt
werden könne. Zudem sei es bislang im-
mer gelungen, den Kulturetat während der
Haushaltsberatungen noch einmal zu er-
höhen. aw T
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Weiter Zank um Asylrechtsreform
INNERES Einstufung von Westbalkan-Ländern als sichere Herkunftsstaaten umstritten. Initiative zu EU-Flüchtlingspolitik

Bundesinnenminister Thomas de Maizière
(CDU) dringt auf eine „gemeinsame euro-
päische Antwort auf die steigenden Flücht-
lingszahlen und die verheerende Situation
im Mittelmeerraum“. Wie der Ressortchef
bei der Bundestagsdebatte über den Haus-
halt 2015 seines Ministeriums sagte, sieht
ein gemeinsamer Brief von ihm und seinen
Amtskollegen aus Frankreich, Großbritan-
nien, Polen und Spanien an die EU-Kom-
mission in Brüssel dazu sieben Punkte vor.
Dazu zähle die Bereitschaft zu Gesprächen,
„ob wir auf freiwilliger Basis zeitlich befris-
tet die Länder entlasten, die überproportio-
nal viele Flüchtlinge aufnehmen“. Dies
müsse unter Anrechnung der Lasten ge-
schehen, „die die Länder bereits schultern,
die besonders viele Flüchtlinge aufgenom-
men haben“.
Auch müssten sich alle Länder an die von
ihnen unterschriebenen Regeln halten,
mahnte der Minister. Alle Flüchtlinge
müssten registriert werden und „in den
Ländern, in denen sie ankommen, men-
schenwürdig und anständig aufgenommen
werden“. Ferner zählen zu den sieben
Punkten nach den Worten de Maizières
unter anderem eine bessere Kontrolle der
externen EU-Grenzen und eine verstärkte
Bekämpfung des Menschenhandels.
Wie der Ressortchef warben auch Vertreter
der Koalitionsfraktionen in der Debatte für
eine Zustimmung des Bundesrates zu dem
vom Bundestag verabschiedeten Gesetzent-
wurf der Bundesregierung zur Einstufung
von Serbien, Mazedonien und Bosnien-

Herzegowina als asylrechtlich sichere Her-
kunftsstaaten (18/1528, 18/1954). Durch
diese Einstufung kann festgelegt werden,
dass Asylanträge von Menschen aus diesen
Ländern als „offensichtlich unbegründet“
abzulehnen sind. Die Vorlage steht am
Freitag dieser Woche auf der Tagesordnung
des Bundesrates, ohne dessen Zustimmung
das Gesetz nicht zustande kommt. Für eine
entsprechende Mehrheit ist Schwarz-Rot
auf Stimmen aus den Reihen der Länder
mit Regierungsbeteiligung der Grünen
oder Linken angewiesen.
Der CSU-Parlamentarier Stephan Mayer
verwies darauf, dass in diesem Jahr voraus-
sichtlich mehr als 200.000 Erstanträge auf
Asyl in Deutschland gestellt und zudem
weitere Flüchtlinge aus Syrien aufgenom-
men würden. Dabei kämen 20 Prozent al-
ler Asylbewerber in der Bundesrepublik aus
den drei Westbalkan-Staaten. Wenn aber

die Schutzquote bei diesen Asylbewerbern
bei maximal 0,2 Prozent liege, müsse man
die vorhandenen Kapazitäten „in erster Li-
nie für die freihalten, die in höchstem Ma-
ße schutzbedürftig sind“. Daher liege nun
„der Ball (...) im Spielfeld der Grünen“.
SPD-Fraktionsvize Eva Högl betonte, sie
„hoffe sehr“ auf eine Zustimmung des
Bundesrates zu dem Gesetzentwurf. Es ge-
he darum, „dass wir die wichtige Entschei-
dung treffen können, wer von denen, die
hier Schutz suchen, bleiben kann“.
Der Grünen-Abgeordnete Volker Beck wies
es dagegen als „unanständig“ zurück,
Flüchtlingsgruppen vom Balkan gegen sol-
che aus Syrien und dem Irak auszuspielen.
Die Hypothese, man könne ein ganzes
Land pauschal als sicher für alle Gruppen
bezeichnen, stimme einfach nicht. In den
drei Balkan-Staaten würden die Gruppe
der Roma und die der Homosexuellen dis-

kriminiert und verfolgt. Daher könne man
nicht sagen, dies nicht mehr „im Sinne des
individuellen Grundrechts auf Asyl“ zu
prüfen. „Das ist das falsche Konzept. Des-
halb lehnen wir das ab“, fügte Beck hinzu.
Für Die Linke kritisierte ihre Parlamenta-
rierin Ulla Jelpke, dass nach den Regie-
rungsplänen Asylanträge von Menschen
aus den drei Westbalkan-Staaten pauschal
abgelehnt werden sollten. Dabei habe die
Koalition die Verletzung von Menschen-
rechten insbesondere der Roma aus diesen
Ländern „massiv bagatellisiert“. Die Linke
werde ihren Beitrag dazu leisten, dass der
Gesetzentwurf im Bundesrat scheitert.
Der Bundesinnenminister zeigte sich in der
Debatte zugleich besorgt über die Reisebe-
wegungen radikalisierter Islamisten aus
Deutschland. Seit 2012 wisse man von
mehr als 400 Ausreisen aus Deutschland in
syrische Kampfgebiete, „vermehrt auch in
den Irak“, sagte de Maizière. Mehr als 100
Islamisten seien bisher zurückgekehrt, da-
runter auch solche mit Kampferfahrung.
„Wir wollen verhindern, dass diese radika-
lisierten Kämpfer ihren Dschihad in unsere
deutschen Städte tragen“, fügte der Minis-
ter hinzu. CSU-Mann Mayer forderte, man
müsse dagegen vorgehen, dass auf deut-
schen Straßen und Plätzen Fahnen mit
dem Logo der Terrororganisation „Islami-
scher Staat“ geschwenkt werden. Er plä-
dierte dafür, die Sympathiewerbung für ter-
roristische Organisationen wieder unter
Strafe zu stellen, wie es bis 2003 der Fall
gewesen sei.
Der Innen-Etat 2015 (18/2000, Einzelplan
06) umfasst nach dem Regierungsentwurf
Ausgaben von gut 5,73 Milliarden Euro
und damit fast 167 Millionen Euro weni-
ger als 2014. Rund zwei Drittel der Ausga-
ben sollen für Sicherheitsbehörden aufge-
wandt werden. Helmut Stoltenberg T

Flüchtlinge aus Afrika bei einer Erstaufnahmestelle im thüringischen Suhl
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Gröhe mit Reformeifer
GESUNDHEIT Etat wächst. Sorge um Ebola-Epidemie

Die dramatische Ebola-Krise in Westafrika
ist nun auch als Thema im Bundestag an-
gekommen. Bei der ersten Beratung des
Gesundheitsetats für 2015 nutzte Minister
Hermann Gröhe (CDU) seine Redezeit
nicht nur für die Darstellung der nächsten
Reformvorhaben, sondern auch, um seine
Betroffenheit über die schwerste Ebola-Epi-
demie seit dem ersten Ausbruch 1976
deutlich zu machen. Die afrikanischen
Staaten seien mit der Bekämpfung der töd-
lichen Virusinfektion überfordert, hätten
weder die nötige Infrastruktur noch das
Personal, um den Ausbruch in den Griff zu
bekommen, sagte Gröhe und folgte damit
den Warnungen der Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO), der zufolge bislang mehr
als 2.400 Ebola-Tote zu beklagen sind und
knapp 4.800 Infizierte, vor allem in Libe-
ria, Guinea und Sierra Leone. Laut WHO
fehlen auch etwa Schutzanzüge und Lei-
chensäcke.
Gröhe betonte: „Sie brauchen die Solidari-
tät der Staatengemeinschaft.“ Außerdem
sollen Mittel für ein Trainingsprogramm
des Robert-Koch-Instituts (RKI) zum Um-

gang mit Ebola-Verdachtsfällen bereitge-
stellt werden, denn oft haben Helfer vor al-
lem Angst, sich selbst anzustecken. Gesine
Lötzsch (Linke) sagte, angesichts der Ebo-
la-Krise sei es verwunderlich, weshalb die
Etatmittel für internationale Aufgaben ge-
kürzt würden. Die Grünen-Abgeordnete
Ekin Deligöz forderte in dem Zusammen-
hang mehr Mittel zur Erforschung seltener
Krankheiten.
Der Gesundheitsetat wächst durch die nun
wieder um eine Milliarde Euro höheren
Zuweisungen des Bundes an den Gesund-
heitsfonds von rund 11,05 Milliarden Euro
in diesem Jahr auf rund 12,05 Milliarden
Euro 2015. Der zwischen 2013 bis 2015 ge-
genüber der gesetzlichen Vorgabe von
14 Milliarden Euro drastisch gesenkte Bun-
deszuschuss sorgte dabei erneut für hefti-
gen Streit. Die Opposition sieht darin fi-
nanzpolitische Willkür zulasten der Kran-
kenversicherten. Die Koalition betont stets,
die Gelder würden aus den prallen Rückla-
gen ausgeglichen, keine Leistung werde ge-
kürzt.
Gröhe ließ sich auf den Streit gar nicht
mehr ein und schoss stattdessen ein Feuer-
werk an Reformvorhaben ab. Neben dem
laufenden Projekt zur Verbesserung der
Pflegeleistungen sollen noch in diesem
Jahr ein Versorgungsstärkungsgesetz, ein
Präventionsgesetz und ein sogenanntes
E-Health-Gesetz vorgelegt werden. Die
ärztliche Versorgung auf dem Land soll mit
den Reformen ebenso verbessert werden
wie das gesundheitsbewusste Verhalten in
Kitas, Schulen und Jobs. Der SPD-Gesund-
heitsexperte Karl Lauterbach räumte ein,
dass mehr getan werden müsse gegen den
zunehmenden Stress am Arbeitsplatz. Un-
ter anderem mit dem Präventionsgesetz ge-
he die Koalition dieses Thema auch rasch
an. Claus Peter Kosfeld T
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Friedrich Ebert (SPD), Vorsitzender des Rats der Volksbeauftragten, begrüßt im Dezember 1918 in Berlin heimkehrende deutsche Frontsoldaten.
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Vom Burgfrieden zum Umsturz
ERSTER WELTKRIEG Trotz aller Unwägbarkeiten und Zerrüttungen kam der Parlamentarismus voran, doch zu spät

D
ie Bilder gehören längst
zur historischen Ikono-
graphie: Die dicht ge-
drängte Menschenmenge
auf dem Berliner Schloß-
platz, die dem Kaiser auf

dem fernen Balkon jubelnd applaudiert;
die Gruppen junger Männer, die ihre Arme,
teilweise mit weißen Strohhüten, begeistert
in die Höhe recken und im Freudentaumel
die Prachtstraße Unter den Linden erobern;
die geschmückten und mit feurigen Parolen
bemalten Eisenbahnwaggons („Ist Frank-
reich erledigt, wird den Russen gepre-
digt!“), aus deren geöffneten Fenstern fröh-
liche Soldaten mit ihren Mützen und Kap-
pen winken, als führen sie zu einem fröhli-
chen Betriebsausflug; die gesitteten Damen,
die feschen Jünglingen im Feldgrau hüb-
sche Blumensträußchen an die Uniform-
brust heften.
Es sind Fotos jener euphorischen Wochen,
als Kaiser-Deutschland 1914 in den Krieg
zog. Als kollektives „Augusterlebnis“ wer-
den sie in den Geschichtsbüchern notiert.
Die „verspätete Nation“ erging sich in einer
suggestiven Stimmung freudig-martialischer
Hybris. Doch die wirkungsmächtigen Jubel-
bilder sind das Resultat einer damals schon
emsigen, aber manipulativen Kriegspropa-
ganda. Ganz so emphatisch war die Seelen-
lage nämlich nicht. In den letzten Juli-Ta-
gen hatten Hunderttausende in vielen deut-
schen Städten gegen einen Krieg demons-
triert. Nach den Kriegserklärungen gegen-
über Russland und Frankreich in den ersten
August-Tagen 1914 verstärkten sich die ge-
spaltenen Gefühle. Dem Enthusiasmus bei
den maßgebenden Elitegruppierungen wie
Adel und Militär und dem arrivierten Bür-
gertum standen Skepsis, ja sogar Verzweif-
lung in den Arbeiterschichten und der
Landbevölkerung gegenüber, in der Erwar-
tung der kommenden Belastungen.

Unheilvolle Sätze Dennoch gelang es,
durch die höchst dramatische Beschwörung
der Bedrohung von außen die Konsensbrü-
cke nach innen zu schlagen. Als Wilhelm II.
am 4. August die Mitglieder des Reichstags
zur Thronrede im Weißen Saal des Berliner
Schlosses empfing, bezeichnete der Mo-
narch den Krieg als „Ergebnis eines seit Jah-
ren tätigen Übelwollens gegen Macht und
Gedeihen des Deutschen Reiches“. Und
dann fielen jene unheilvollen, weil zwei-
deutigen Sätze: „Ich kenne keine Parteien
mehr. Ich kenne nur Deutsche.“
Doch die Mystifikation reichte. Als Reichs-
kanzler Theobald von Bethmann Hollweg
wenige Stunden später um die Bewilligung
der Kriegskredite warb, benutzte er den Be-
griff des Verteidigungskrieges: „Wir sind
jetzt in der Notwehr; und Notwehr kennt
kein Gebot!“ Die Zustimmung der konser-
vativen und bürgerlichen Parteien war
selbstverständlich. Aber auch die Sozialde-
mokraten, jahrzehntelang als „vaterlandslo-
se Gesellen“ geächtet, inzwischen jedoch
mit 34,8 Prozent stärkste Partei im Reichs-
tag, gaben ihr Einverständnis. „Wir lassen
in der Stunde der Gefahr das eigene Volk
nicht im Stich“, begründete Hugo Haase,
Mit-Vorsitzender der SPD, das positive Vo-

tum seiner Fraktion. So wurde offiziell die
Politik des „Burgfriedens“ besiegelt. Die Ab-
sicht war klar: Das brüchige Herrschaftssys-
tem mit seinen festgefügten sozialen Hie-
rarchien sollte durch den Krieg stabilisiert
werden. Mit Argwohn und Sorge hatten
Konservative und Rechte den Aufstieg von
Sozialdemokraten und Linksliberalen ver-
folgt. Damit verbanden sich Demokratisie-
rung und Parlamentarisierung, infektiöse
Bedrohungen für das autoritäre Gefüge. Die
Sozialdemokraten nunmehr in den „Burg-
frieden“ eingebunden zu
haben, und dies ohne Re-
formkonzessionen: Das be-
deutete bei Kriegsbeginn ei-
ne enorme strategische
Dreingabe für die alten Pro-
tagonisten.
Der politische Gleichklang
erhielt bald einen gedankli-
chen Überbau mit den „Ide-
en von 1914“, ein Begriff,
der auf den Münsteraner
Staatswissenschaftler Jo-
hann Plenge zurückzufüh-
ren ist. Die inhaltlichen Ver-
satzstücke bildeten Einheit
der Nation, deutsche Frei-
heit, Ordnung und Pflichterfüllung, Gleich-
heit und Kameradschaftlichkeit. Auch For-
meln wie nationaler Sozialismus und
Volksgemeinschaft tauchten auf. Vor allem
aber verstanden sich die „Ideen von 1914“
als Gegenentwurf zu den Ideen von 1789,
den Idealen der Französischen Revolution
mit Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit. Der
Unterschied von westlicher Zivilisation und
deutscher Kultur, von jeher eine zweckmä-
ßige Unterfütterung des politischen Sonder-
wegs, avancierte wieder zum bewussten
Kristallisationspunkt.
Erstaunlich und deprimierend zugleich, wie
sich nicht nur die traditionellen Eliten, son-
dern auch Scharen von Intellektuellen,Wis-
senschaftlern, Künstlern in den Dienst die-
ser Sache stellten, zumeist verbunden mit
bornierter Kriegsverherrlichung. Über 4.000
Hochschullehrer glaubten, dass „für die
ganze Kultur Europas das Heil an dem Sie-
ge hängt“. Max Weber schwärmte vom „gro-
ßen wunderbaren Krieg“, Thomas Mann
steigerte sich zur „Reinigung“. Die Franzo-
sen als Volk der Dekadenz und Arroganz,
die Engländer als Händler und Krämer, die
Russen in der Finsternis der zaristischen
Despotie – so der Tenor. Und über allem
Germania superbia. Wer Friedrich August
von Kaulbachs überlebensgroßes Bild der
kriegsbewehrten Walküre mit dem Titel
„Deutschland – August 1914“ betrachtet,
augenblicklich im Deutschen Historischen
Museum zu Berlin ausgestellt, bekommt
von dieser Überheblichkeit einen Eindruck.
In diesem zwanghaften „Burgfrieden“ war
kein Platz für politische und soziale Re-
formkonzepte. Demokratie wurde als Cha-
os und Anarchie diskriminiert, der preu-
ßisch-deutsche Militarismus, einer der fata-
len Ursachen des Kriegsausbruchs, als adä-
quate Organisationsform bei der Umstel-
lung auf die Kriegswirtschaft, ja sogar für
die Ordnung der ganzen Gesellschaft be-
trachtet. Zugleich nahmen die Kriegszieldis-

kussionen immer weiter ausgreifende Vor-
stellungen und Forderungen an, im Westen
wie im Osten, der deutsche Hegemonialan-
spruch in Europa sollte unumstößlich fest-
geschrieben werden. Das wilhelminische
Kaiserreich träumte sich eine ignorante
Selbstvermessenheit.
Erst die zermürbenden Stellungskriege, mit
Hunderttausenden von Toten und Verwun-
deten, die erfolglosen Abnutzungsstrate-
gien, mit dem Einsatz immer ruinöserer
Waffen wie Gas, U-Boote, Flugzeuge, Tanks,

bringen 1916 die Diskus-
sionen um innere Refor-
men wieder in Gang. Zu-
mal da die Heimatgesell-
schaften den sich abzeich-
nenden totalen Krieg direkt
zu spüren bekommen: Ent-
behrung und Not, Mangel
und Zwang ziehen tiefe
Spuren, Hungerrevolten
und Streiks sorgen für Un-
ruhe. Der sprichwörtliche
„Steckrübenwinter“ 1916/
17 ist dafür ein oft zitiertes
Beispiel. Das Terrain des
„Burgfriedens“ erodiert.
Unter dem niederschmet-

ternden Kriegsgeschehen, draußen wie
drinnen, bricht nun „das Modernisierungs-
dilemma des wachsenden Abstands zwi-
schen beschleunigter sozialökonomischer
Entwicklung und erstarrtem politischen
Ordnungsgefüge“ mit aller Wucht durch,
das der Historiker Hans-Ulrich Wehler als
„das“ Kennzeichen des spät-wilhelmini-
schen Kaiserreiches bezeichnet hat.

Neue Ideen Die Kritik an der überkomme-
nen Gesellschaftskonstellation durchdringt
mehr und mehr die Öffentlichkeit. Max
Weber, inzwischen von seinen nationalisti-
schen Leitbildern abgerückt, proklamiert
im Herbst 1916 seine „Ideen von 1917“ als
Gegenstück zu den „Ideen von 1914“: Be-
seitigung des „persönlichen Regiments“
Wilhelm II., Abschaffung des Dreiklassen-
wahlrechts in Preußen, Parlamentarisierung

des politischen Systems und Föderalisie-
rung des Reiches. Aufgeklärte Geister wie
Albert Einstein und Max Planck äußern sich
ebenfalls zunehmend skeptisch. Im Mai
1917 beginnen auch im Reichstag Beratun-
gen über Verfassungsreformen.
In dieser Stimmungslage wagt der Zen-
trumsabgeordnete Mathias Erzberger, früher
ebenfalls strenggläubiger Nationalist, einen
mutigen Vorstoß. Im Hauptausschuß des
Reichstages brandmarkt er die Fehlleistun-
gen der Reichsleitung, vor allem den unein-
geschränkten U-Boot-Krieg,
gleichzeitig rügt er Kriegs-
dauer und Ernährungslage.
Über Erzbergers Rede for-
miert sich ein Interfraktio-
neller Ausschuss aus Sozial-
demokraten, katholischem
Zentrum und liberaler Fort-
schrittspartei. Der Aus-
schuss bringt eine „Frie-
densresolution“ zustande,
die am 19. Juli im Reichstag
mit 214 gegen 116 bei 17
Enthaltungen angenom-
men wird. Darin heißt es:
„Der Reichstag erstrebt ei-
nen Frieden der Verständi-
gung und der dauernden Versöhnung der
Völker. Mit einem solchen Frieden sind er-
zwungene Gebietserwerbungen und politi-
sche, wirtschaftliche und finanzielle Verge-
waltigungen unvereinbar.“
Die neue Mitte-Links-Mehrheit – es sind ge-
nau die Parteien der späteren „Weimarer
Koalition“ – setzte sich damit bewusst ge-
gen Reichsleitung und Militärführung. Der
Freiburger Historiker Jörn Leonhard nennt
daher diesen Akt „eine Wegscheide des
deutschen Parlamentarismus“, sein Kollege
Ulrich Herbert spricht von einer „Zäsur“.
Wenn dies dennoch nicht konsequent zur
Parlamentarisierung der Monarchie führte,
dann lag es an dem extremen Beharrungs-
vermögen und der enormen Machtkonzen-
tration bei den einflussreichen Autoritäten.
Mit der Ernennung der 3. Obersten Heeres-
leitung (OHL) unter Führung von Paul von

Hindenburg und Erich Ludendorff Ende
August 1916 hatten die alten Cliquen eine
traumhafte Vorgabe erhalten. Denn die bei-
den Kommandeure, der eine als populäre
Galionsfigur, der andere als reaktionärer
Einflüsterer, setzten rücksichtslos den Pri-
mat der Militärs vor dem der Politik durch.
Das „Hindenburg-Programm“ zur Forcie-
rung der Kriegswirtschaft und das „Hilfs-
dienstgesetz“, das alle männlichen Deut-
schen zwischen 17 und 60 Jahren zur Ar-
beitspflicht zwang, waren die adäquaten In-

strumente. Mit ihrer fakti-
schen Militärdiktatur, bei
der sogar der Kaiser an den
Rand gedrängt wurde, ver-
schärften sie die innenpoli-
tischen Konfrontationen.
Mitte 1917 betrieb die OHL
den Sturz des Reichskanz-
lers Bethmann Hollweg,
von den Nationalisten
schon lange als „Flauma-
cher“ diffamiert. Durch die
Gründung der Deutschen
Vaterlandspartei, eine Reak-
tion der Konservativen und
Rechten auf die „Friedensre-
solution“ der neuen Reichs-

tagsmehrheit, entstand eine willige Propa-
ganda-Organisation für die unverbesserli-
chen „Siegfrieden“-Losungen und die im-
mer ausgreifenderen annexionistischen
Kriegsziele.
Bei diesem aufgeladenen Klima kam es für
die Reform des Wahlrechts und des Steuer-
systems zu einer langen Hängepartie. Auch
die Sozialdemokraten, in ihrer „Burgfrie-
den“-Politik gefangen, scheuten eine ein-
deutige Kurskorrektur – um den Preis der
inneren Spaltung. Die Mehrheit der Reichs-
tagsfraktion grenzte die Kriegsgegner aus
ihren Reihen aus, so dass es im April 1917
zur Gründung der USPD kam. Die damali-
ge Spaltung der Arbeiterbewegung, eine tra-
gische Hypothek der Weimarer Republik,
wirkt bis heute nach.
Eine Möglichkeit zur Änderung der inneren
Herrschaftsstrukturen ergab sich erst, als es
eigentlich schon zu spät war. Die militäri-
schen Erfolge der deutschen Heeresleitung
im Osten in den Wirrnissen von Lenins Ok-
toberrevolution und der „Diktatfrieden“
von Brest-Litowsk bildeten nur eine trügeri-
sche Atempause. An der Westfront wurde
die Lage immer aussichtsloser, es kam zu
massenhaften Absetzbewegungen der Sol-
daten. Den völlige Zusammenbruch vor
Augen, forderten Hindenburg und Luden-
dorff Ende September 1918 die Reichsregie-
rung ultimativ auf, innerhalb weniger Tage
Waffenstillstandssondierungen auf der
Grundlage des 14-Punkte-Programms des
US-Präsidenten Wilson aufzunehmen, um
günstige Bedingungen für einen Friedens-
vertrag herauszuholen. Zudem sollte eine
Parlamentarisierung der Berliner Regierung
zügig umgesetzt werden, mit Vertretern der
neuen Mehrheitsparteien im Kabinett. „Die
sollen nun den Frieden schließen, der jetzt
geschlossen werden muss. Sie sollen die
Suppe essen, die sie uns eingebrockt ha-
ben!“, erläuterte Ludendorff. Das gedankli-
che Rüstzeug für die spätere bösartige

„Dolchstoßlegende“, dass nämlich die
Truppen an der Front unbesiegt blieben,
während die Heimatfront ihnen in den Rü-
cken fiel, wurde beizeiten zynisch zurecht
gelegt – und damit die Diffamierung der
Demokratie früh grundiert.
Als Ende Oktober 1918 unter Prinz Max
von Baden, dem ersten parlamentarisch le-
gitimierten, aber zugleich letzten Kanzler
des Kaiserreichs, die Verfassungsreformen in
Kraft traten, natürlich im konstitutionellen
Rahmen, waren sie von den Realitäten
längst überholt. Massenstreiks hatten seit
Monaten das Land aufgewühlt. Die Meute-
reien der Marine, von Kiel ausgehend, brei-
teten sich schnell aus, die Aufruhr griff auf
andere Großstädte über, Arbeiter- und Sol-
datenräte übernahmen die Macht. Anfang
November erreichte die Welle Berlin, Revo-
lution lag in der Luft. Am 9.November ver-
kündete Max von Baden den Rücktritt des
Kaisers, ohne Einwilligung Wilhelms II.,
und übergab die Regierungsgeschäfte an
den Vorsitzenden der Mehrheitssozialde-
mokraten, Friedrich Ebert. Sein Parteige-
nosse Scheidemann rief die „Deutsche Re-
publik“ aus, der Linke Karl Liebknecht die
„Sozialistische Republik“. In einem matten
Umsturz, ganz anders als in Russland, ging
die Preußen-Monarchie aus falschem Glanz
und mit illusorischen Ambitionen unter –
und in dem fast lautlosen Zusammenbruch
äußerten sich die erschöpften Bizarrerien
dieses überkommenen Relikts.

Fragwürdiges Flickwerk Gewiss, die längst
überfällige Demokratisierung und Parla-
mentarisierung des anachronistischen Herr-
schaftssystems geriet zuletzt zu einem frag-
würdigen Flickwerk: zu zögerlich, zu unzu-
länglich, zu spät. Dennoch ergab sich aus
den fehlgeschlagenen Reformbemühungen
ein keineswegs belangloser Aspekt. Die Ko-
operation von Sozialdemokraten, Zen-
trumsleuten und Linksliberalen im Inter-
fraktionellen Ausschuss war gleichsam Vor-
schule für Regierungsverantwortung. Sie be-
stand eine respektable Bewährungsprobe,
als in Berlin die Revolution auf der Straße
lag. Denn diese Parteien füllten nun das
plötzliche Vakuum.
Ohne die vorherige zähe Diskussionsproze-
dur im Reichstag, zu der auch Einübung
von Kompromisssuche gehörte, wäre wohl
das umstürzlerische Potenzial im Novem-
ber 1918 weit brutaler und destruktiver
durchgebrochen. Im Chaos des gesellschaft-
lichen und strukturellen Zerfalls im
Deutschland des Übergangs bildete dies ei-
ne einmalige Chance für einen Neuanfang.
Dass diese Konstellation nicht dauerhaft
bestand, sondern bei der Reichstagswahl
1920 unterging, zählt zu den tragischen Ur-
sachen für das Scheitern der Demokratie
von Weimar. Heinz Verfürth T

Der Autor ist Freier Journalist in Berlin.

Eine Fotomontage erinnert an die Ausrufung der deutschen Republik am 9. November 1918.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Das brüchige
Herrschafts-

system
sollte durch
den Krieg
stabilisiert

werden.

Im Chaos
des Zerfalls
bildete sich

eine einmalige
Chance

für einen
Neuanfang.
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Dauerstreitthema radioaktiver Abfall: Die Suche nach einem Endlager in Deutschland geht weiter. Niemand will den Atommüll in seiner Nähe haben. Eine Fachkommission berät über Lösungswege.
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Die CDU bleibt in Sachsen tonangebend
LANDTAGSWAHL Ministerpräsident Tillich sucht neuen Bündnispartner. Sondierungen mit SPD und Grünen

Schon ungewöhnlich: Da ändert die
Landtagswahl im Sachsen erwartungsge-
mäß nur wenig an den Machtverhältnis-
sen, doch das Votum sorgt bundesweit für
hitzige Debatten: FDP und NPD fliegen
aus dem Parlament, der eurokritischen Al-
ternative für Deutschland (AfD) gelingt
erstmals der Einzug in einen Landtag und
die Wahlbeteiligung ist so schwach, dass
Sachsen zum demokratischen Entwick-
lungsland zu verkümmern scheint.

Ewiger Sieger Ministerpräsident Stanis-
law Tillich (CDU) sprach am Wahlabend
des 31. August gleichwohl von einem „Su-
perergebnis“. Wie schon seit 1990 blieb
die CDU mit 39,4 Prozent (59 Sitze) mit
Abstand stärkste Kraft, wenn auch mit ei-
nem für sächsische Verhältnisse schwa-
chen Resultat. Es folgen die Linkspartei
mit 18,9 Prozent (27 Sitze), die SPD mit
12,4 Prozent (18 Sitze), die AfD mit 9,7
Prozent (14 Sitze) und die Grünen mit
5,7 Prozent (8 Sitze). Landespolitisch än-

dert das wenig. Die tonangebende CDU
büßte gegenüber 2009 lediglich 0,8 Pro-
zentpunkte ein. Sie muss sich nach der Ab-
wahl der FDP aber einen neuen Bündnis-
partner suchen. Auch Linke, SPD und Grü-
ne bewegten sich prozentual wenig. Seit
fast 25 Jahren regiert die CDU und hat sich
mit geordneten Finanzen profiliert. Dass
Sachsen für die Fast-Pleite und den Notver-

kauf der Landesbank noch immer viel
Geld zahlt, gerät gerne in Vergessenheit.
Gleiches gilt für ein weiteres Desaster: Jah-
relang lebte das rechtsextreme NSU-Terror-
trio unerkannt im Freistaat. Die Sachsen
stimmten gleichwohl für Kontinuität. Zur
Kehrseite gehört das Desinteresse. Schon
an der Wahl 2009 beteiligten sich nur 52,2
Prozent der Bürger, nun waren es gar nur

49,2 Prozent, der bisher zweitniedrigste
Wert bei einer Landtagswahl. Erfahrungsge-
mäß profitieren vom Desinteresse die poli-
tischen Ränder. Zwar verfehlte die rechtsex-
treme NPD mit 4,9 Prozent knapp den
dritten Wiedereinzug in den Landtag. Da-
für gehört die AfD zu den Siegern. Aller-
dings erlitt die Neupartei gleich nach der
Wahl einen Rückschlag. Als über rechtslas-
tige Verbindungen des AfD-Abgeordneten
Detlev Spangenberg berichtet wurde, ver-
zichtete dieser auf das Amt des Alterspräsi-
denten im Landtag.
Als Juniorpartner der CDU kommt die AfD
nicht in Frage. Tillich schloss eine Koaliti-
on aber erst am Wahlabend definitiv aus.
Er setzt auf ein Bündnis mit SPD oder Grü-
nen. Beide kamen bereits zu Sondierungen
zusammen und vereinbarten ein zweites
Treffen. Allerdings ist eine Annäherung
beim Thema Braunkohleabbau fraglich.
Als wahrscheinlicher gilt eine Neuauflage
der CDU/SPD-Koalition, die es schon von
2004 bis 2009 gab. SPD-Chef Martin Du-
lig will den Stellenabbau im öffentlichen
Dienst stoppen und mehr Lehrer und Er-
zieher einstellen. Das sind keine unüber-
windbaren Gräben. Eine erste Sondierung
hat es schon gegeben. Marius Zippe T

Der Autor ist Journalist in Dresden.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Ausgaben der
Fraktionen
FRAKTIONSBILANZ Die vier Bundestags-
fraktionen von CDU/CSU, SPD, Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen haben im zu-
rückliegenden Jahr 2013 insgesamt Ausga-
ben in Höhe von rund 74 Millionen Euro
verbucht. Das geht aus einer Unterrichtung
von Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) (18/2380) auf der Basis der geprüf-
ten Rechnungen der Fraktionen für das Ka-
lenderjahr 2013 hervor.
Demnach kam die Unionsfraktion, die
größte im Haus, auf Ausgaben in Höhe
von rund 26,63 Millionen Euro. Die Frakti-
on der Sozialdemokraten verbuchte knapp
23 Millionen Euro an Ausgaben, die Links-
fraktion rund 12,63 Millionen und die
Grünen-Fraktion knapp zwölf Millionen
Euro.
Der weitaus größte Posten waren die Perso-
nalausgaben. Hinzu kamen unter anderem
„Leistungen an Fraktionsmitglieder für die
Wahrnehmung besonderer Funktionen in
der Fraktion“, die in der Summe gut drei
Millionen Euro ergaben. So verbuchte die
Unionsfraktion hier Ausgaben in Höhe
von rund 1,5 Millionen Euro, bei der SPD-
Fraktion waren es gut 1,1 Millionen Euro,
bei der Linksfraktion rund 105.000 Euro,
bei den Grünen rund 300.000 Euro.
Die Bilanz der nach der Bundestagswahl
2013 aus dem Parlament ausgeschiedenen
FDP-Fraktion wurde für den Zeitraum
1. Januar bis 22. Oktober 2013 bereits ge-
sondert veröffentlicht (18/1485). Dem-
nach kamen die Liberalen im Bundestag
auf Gesamtausgaben in Höhe von rund
15,66 Millionen Euro, darunter etwa
580.000 Euro für Fraktionsmitglieder mit
besonderen Funktionen. pk T

Parlamentspreis
ausgeschrieben
DEUTSCH-FRANZÖSISCHER PREIS Fran-
zösische und deutsche Wissenschaftler
können sich wieder für den mit 10.000
Euro dotierten Deutsch-Französischen Par-
lamentspreis bewerben. Der Deutsche Bun-
destag und die Assemblée nationale, das
Unterhaus des französischen Parlaments,
haben den Preis in diesem Jahr erneut aus-
geschrieben.
Die Auszeichnung wird seit 2004 alle zwei
Jahre für wissenschaftliche Arbeiten verlie-
hen, die zu einer besseren gegenseitigen
Kenntnis der beiden Nachbarländer beitra-
gen. Eingereicht werden können Arbeiten
beispielsweise aus den Bereichen Recht,
Wirtschaft, Politik oder anderen Geistes-
wissenschaften. Die Werke sollten als
selbstständige Veröffentlichungen erschie-
nen und müssen in Deutsch oder Franzö-
sisch abgefasst sein. Jeder Bewerber kann
nur einen Beitrag einreichen. Es werden so-
wohl Eigenbewerbungen als auch Nomi-
nierungen durch Dritte akzeptiert.
Die Preise, die jeweils an einen Deutschen
und einen Franzosen gehen, werden bei
den gemeinsamen Sitzungen der Parla-
mentspräsidien verliehen. Die Jury unter
Vorsitz der Parlamentspräsidenten setzt
sich aus jeweils zwei Abgeordneten und
Wissenschaftlern beider Länder zusam-
men. Bundestagspräsident Norbert Lam-
mert (CDU) sagte, gerade weil die beiden
Nationen unterschiedliche Traditionen,
Vorstellungen und Interessen hätten, blei-
be ihre wechselseitige Verständigung un-
verzichtbar für die Zukunft Europas
Bewerbungsschluss ist der 7. November
2014. Mehr Informationen auf www.bun-
destag.de- pk T

Ritual auf dem Prüfstand
FRAGESTUNDE Opposition will Debatte mit mehr Schwung

Was in Frankreich oder Großbritannien als
ein Höhepunkt des Parlamentarismus vom
Publikum und den Abgeordneten offen-
kundig hoch geschätzt wird, grenzt hierzu-
lande leider des öfteren an reine Routine:
Die Fragestunde im Bundestag reißt nie-
manden vor Begeisterung von den Sitzen,
denn der Ablauf ist ähnlich vorhersehbar
wie eine Marschformation bei einem mili-
tärischen Appell und lässt für spontane Re-
deduelle zumeist ebenso wenig Platz wie
für überraschende Erkenntnisse.
Um der Fragerunde mehr Schwung zu ver-
leihen, verlangt Parlamentspräsident Nor-
bert Lammert (CDU) schon länger ein leb-
hafteres Debattenformat. Lammert rüffelte
die Fragestunde im Bundestag unlängst als
den „schwächsten Teil des deutschen Parla-
mentarismus“, der in dieser Form auch
„politisch sinnlos“ sei.
In der französischen Nationalversamm-
lung oder im britischen Unterhaus etwa
kommt es regelmäßig zur direkten Kon-
frontation zwischen Ministern und Abge-
ordneten, Regierungschefs und Oppositi-
onsführern. Auch heikle politische Fragen
werden ohne lange Vorbereitung live und
vor TV-Publikum erörtert, was einige An-
sprüche an die Redekunst stellt. Gute,
schlagfertige Redner können hier glänzen,
wer kaum einen Satz frei zu sprechen ver-

mag und sich dann noch argumentativ ver-
zettelt, kann leicht ein politisches Debakel
erleben. Das Parlament als Arena – ohne
jede Gewähr.
Diesen Gefahren versierter Oppositions-
Rhetorik muss sich die Bundesregierung
derzeit nicht stellen. Das als Kontrollrecht
für Abgeordnete gedachte Format sieht vor,
dass jeder Parlamentarier in jeder Sitzungs-
woche bis zu zwei Fragen an die Bundesre-
gierung richten darf. Dass Bundesminister
oder die Kanzlerin auf die zuvor schriftlich
eingereichten Fragen antworten müssen, ist
nicht vorgeschrieben. Antworten werden
zumeist von Parlamentarischen Staatsse-
kretären oder Staatsministern sachlich vor-
getragen, das öffentliche Interesse daran ist
nachvollziehbar mäßig.
Die Fragestunde gibt es in der Form schon
seit 1952. Nun wagt die Grünen-Fraktion
einen neuerlichen Vorstoß, an den Ritua-
len zu rütteln und schlägt vor, die Bundes-
regierung und die Kanzlerin müssten sich
den Fragen der Abgeordneten regelmäßig
persönlich stellen. Nach den Vorstellungen
der Grünen sollten die Minister zu den
Fragerunden immer erscheinen und die
Kanzlerin mindestens einmal im Monat.
Vor wichtigen Sitzungen des Europäischen
Rates sollte es ferner zusätzliche Fragemög-
lichkeiten geben. Claus Peter Kosfeld T

Wohin mit dem Atommüll?
ENDLAGER-KOMMISSION Bundesumweltministerin Hendricks fordert Debatte »ohne Denkverbote«

S
ollte es am Ende eine Volksab-
stimmung über ein mögliches
Atommüll-Endlager geben? Für
Bundesumweltministerin Bar-
bara Hendricks (SPD) ist das
keine Option. Einem solchen

Referendum wäre eine „riesige Mehrheit“
zwar wohl sicher, vermutete die Ministerin
am vergangenen Montag in der dritten Sit-
zung der Kommission zur Lagerung hoch
radioaktiver Abfallstoffe (Endlager-Kom-
mission). Aber die regional Betroffenen
würden damit nicht glücklich sein. Ein
tragfähiger gesellschaftlicher Konsens sei in
dieser Frage jedoch notwendig. „Die Bevöl-
kerung mitzunehmen, ist die größte He-
rausforderung“, betonte Hendricks.
Das 33-köpfige Gremium, besetzt mit Ver-
tretern gesellschaftlicher Gruppen, Wissen-
schaftlern, Abgeordneten des Bundestages
sowie Mitgliedern der Landesregierungen,
soll laut Gesetz bis Ende 2015 Kriterien für
die Suche nach einem Endlager für hoch
radioaktiven Atommüll entwickeln. Allein
10.550 Tonnen Schwermetall in Form von
abgebrannten Brennelementen müssen
laut Bundesamt für Strahlenschutz ver-
wahrt werden. Das Endlager soll bis 2031
gefunden und danach erschlossen werden.
Die Anregung, zu diesem Thema eine
Volksabstimmung abzuhalten, kam von
Jörg Sommer, der in seiner Funktion als
Vorsitzender der Deutschen Umweltstif-
tung in der Kommission sitzt. Das Jahr

2031 als Frist für die Endlagersuche be-
zeichnete er in der Sitzung als „illusorisch“.
Erst müsse ein „gesellschaftlicher Konsens“
hergestellt werden. Der Zeitbedarf hierfür
sei aber nicht planbar. Ähnlich äußerte
sich der niedersächsische Umweltminister
Stefan Wenzel (Grüne). Vor einer Entschei-
dung müsse die Atommüllforschung in
Deutschland zunächst „breiter aufgestellt“
werden. Hendricks hält am Zeitplan fest.
Es sei ihr „logisch
nicht ersichtlich“,
den gesellschaftli-
chen Konsens ge-
gen den Zeitplan
zu stellen. Bis 2031
seien noch 17 Jahre
Zeit. „Wie lange
wollen Sie eine De-
batte führen, wenn
wir doch alle wis-
sen, dass wir einen
Endlager-Standort brauchen?“

Schacht Konrad Fast nebenbei nannte
Hendricks in der Sitzung ein Datum, das
viele Kommissionsmitglieder aufhorchen
ließ: Das Endlager für schwach und mittel-
radioaktiven Atommüll im Schacht Konrad
werde wohl erst 2022 in Betrieb gehen,
teilte die Ministerin mit. Bisher sollte es im
Jahr 2019 fertig sein, nachdem sich der
Starttermin zuvor schon immer weiter ver-
zögert hatte.

Viel Raum nahm in der Sitzung das Reiz-
thema Gorleben ein. Die Frage, ob das
Atommülllager im Wendland in die Stand-
ortsuche einbezogen werden sollte, hatte
schon vor Beginn der Kommissionsarbeit
die Gemüter erhitzt. Vor allem die Um-
weltverbände sind dagegen und fordern,
die sogenannte Veränderungssperre für den
Standort abzuschaffen. Sie legt fest, dass
im Salzstock nichts verändert werden darf,

was eine spä-
tere Nutzung
als Endlager
gefährden
könnte. Die
Verbände be-
fürchten hier-
durch eine
Vorfestlegung
auf Gorleben.
„Es kann
nicht von ei-

ner weißen Landkarte gesprochen werden“,
kritisierte Klaus Brunsmeier vom Umwelt-
verband BUND in der Sitzung. Die Sperre
müsse aufgehoben oder auch für andere
mögliche Standorte verhängt werden. Hen-
dricks wies das zurück. Gorleben sei als
Standort nicht ausgeschlossen. Die Verän-
derungssperre sei daher nötig, um die
Möglichkeit der Lagerung zu erhalten. Die
Ministerin appellierte an die Kommission,
eine „ehrliche, kreative Debatte ohne
Denkverbote, Blockaden und Vorfestlegun-

gen“ zu führen. Das bedeute auch, „Gorle-
ben einzubeziehen“.

Keine Vorentscheidungen In Bezug auf
das Bundesamt für kerntechnische Entsor-
gung (BfE), das am 1. September seine Ar-
beit aufgenommen hat, hob Hendricks
dessen „vorläufigen“ Charakter hervor. Das
neue Amt, das die Endlagersuche auf Ver-
waltungsebene begleiten soll, ist im Gesetz
vorgesehen. Kritiker befürchten jedoch,
dass damit institutionelle Fakten geschaf-
fen werden, bevor die Endlager-Kommissi-
on das Gesetz überhaupt überprüft hat.
Hendricks versicherte, im BfE finde derzeit
nichts statt, „was die kerntechnische Ent-
sorgung betrifft“. Bisher würden nur Rech-
nungen über die Offenhaltungskosten in

Gorleben ausgestellt. Diese werden von
den Stromkonzernen getragen. Auch Sor-
gen, mit dem Nationalen Entsorgungspro-
gramm für radioaktive Abfälle, das die
Bundesregierung Mitte 2015 der EU-Kom-
mission vorlegen muss, würden Fakten ge-
schaffen, versuchte Hendricks zu zerstreu-
en: Der Arbeit der Endlager-Kommission
werde nicht vorgegriffen, betonte sie. In
dem Programm werde auf die Arbeit der
Kommission hingewiesen.
In der Sitzung stellte die Kommission zu-
dem die Weichen, um stärker in die inhalt-
liche Arbeit einzusteigen. In der nächsten
Sitzung soll zum Beispiel die Frage der
Rückholbarkeit des Atommülls angegan-
gen werden. Das Gremium tagt wieder am
22. September. Sören Christian Reimer T

»Es kann nicht von
einer weißen Land-
karte gesprochen
werden.«
Klaus Brunsmeier (BUND)
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> STICHWORT
NEUSTART DER ENDLAGERSUCHE — Das Standortauswahlgesetz

> Grundlage Nach langer Debatte haben sich die Parteien in Bundestag und Bundesrat En-
de Juli 2013 auf das Standortauswahlgesetz geeinigt.

> Verfahren Ausgangspunkt des Verfahrens ist die Endlager-Kommission. Sie soll das Gesetz
evaluieren und Kriterien für die Auswahl des Standortes erarbeiten. Bis 2031 soll unter Be-
teiligung der Öffentlichkeit ein Standort gefunden werden.

> Kritik Umweltverbände kritisieren unter anderem, dass das Gesetz Gorleben ausdrücklich
nicht ausschließt. Ein Großteil der Verbände und Initiativen verweigerte sich dem Verfahren.
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Das Denkmal der Russischen Revolution 1905 in Riga (linkes Bild), Brücke über den Grenzfluss Narva mit russischer Grenzstation.
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EU-Abkommen
wird ratifiziert
UKRAINE Das ukrainische Parlament will
am 16. September das Assoziierungsab-
kommen mit der Europäischen Union rati-
fizieren. Das erklärte Präsident Petro Poro-
schenko am vergangenen Freitag in Kiew
auf einer Konferenz zur Förderung der
ukrainischen Anbindung an Westeuropa.
Die Ratifizierung bezeichnete er als einen
„historischen Moment“ für sein Land.
Ebenfalls in dieser Woche wird das Euro-
päische Parlament über das Abkommen
abstimmen. Es sieht eine vertiefte politi-
sche Assoziierung und ein umfassendes
Freihandelsabkommen vor. Nach erfolgrei-
cher Ratifizierung durch beide Parlamente
könnte die Bestimmungen bereits zum 1.
November 2014 in Kraft treten.
Das Abkommen mit Brüssel sollte als
Schritt auf dem langen Weg zur EU-Mit-
gliedschaft bereits im November vergange-
nen Jahres unterzeichnet werden. Der da-
malige Präsident Wiktor Janukowitsch hat-
te es jedoch kurz zuvor gestoppt und sich
wieder stärker Russland zugewandt. Das
war Auslöser des bis heute anhaltenden
Konflikts in der Ukraine, bei dem in den
vergangenen fünf Monaten mehr als 3.000
Menschen umgekommen sind.
Poroschenko äußerte am Freitag die Hoff-
nung, dass der zwischen ukrainischen Re-
gierungstruppen und prorussischen Sepa-
ratisten vor einer Woche geschlossene Waf-
fenstillstand hält. Bisher hat es nur kleine-
re Verstöße gegeben.
In der Ukraine finden am 26. Oktober Par-
lamentswahlen statt. Erste Priorität nach
der Abstimmung hätten Wirtschaftsrefor-
men sowie eine Bekämpfung der Korrupti-
on, sagte Poroschenko. joh T

Der Preis der Krim
RUSSLAND Wenn es um den eigenen Wohlstand geht, dürfte die Begeisterung vieler Russen für den Kurs des Kremls enden

„Krim nasch“, „die Krim gehört uns“, lautet
der geflügelte Begriff mit dem Russen den
Anschluss der Schwarzmeer-Halbinsel in die
Russische Föderation gutheißen. Ein halbes
Jahr liegt das Referendum über den An-
schluss zurück, der Zuspruch ist gerade auf
73 Prozent gestiegen, im März lag der Anteil
noch bei 64 Prozent. Das ist das Ergebnis
der jüngsten Umfrage des Moskauer Lewa-
da-Zentrums, das breite Anerkennung für
seine unabhängigen Befragungen genießt.
Die, aus russischer Sicht, „Wiedervereini-
gung“ mit der Krim hat auch die Zustim-
mung zur Politik von Präsident Wladimir
Putin in den vergangenen Monaten massiv
in die Höhe getrieben. Anfang August er-
reichte der Zuspruch für sein Handeln den
Rekordwert von 87 Prozent – trotz wach-
sender internationaler Isolation, Sanktio-
nen des Westens sowie Moskaus Gegen-
maßnahme: das Importverbot von Lebens-
mitteln.
Dass eine überwältigende Mehrheit den
Kurs des Präsidenten unterstützt führen So-
ziologen und Politologen auf mehrere Fak-
toren zurück: Putin zeigt Entschlossenheit
und Stärke, was bei der Mehrheit der über-
wiegend konservativen Bürger gut an-
kommt. Gleiches gilt für Moskaus Kurs ge-
genüber dem Westen, vor allem gegenüber
USA und Nato: Ein knappes Vierteljahr-

hundert nach dem Ende des Kalten Krieges
sei Russland wieder ein gewichtiger und
somit ernstzunehmender internationaler
Akteur – ein Wunsch vieler seit dem Zerfall
der Sowjetunion. Patriotische Berichterstat-
tung und das Propaganda-Dauerfeuer der

meisten Medien
untermauern den
Zuspruch für den
Präsidenten.
Die Krise habe die
Sicht auf die Politik
des Kreml grundle-
gend verändert, er-
klärt Lew Gudkow,
Leiter des Lewada-
Zentrums. Nicht nur
Staatsmedien und
Regierung, auch gro-
ße Teile der Bevölke-
rung habe sich an
ein anti-westliche
Ideologie gewöhnt;

an die Wahrnehmung: „wir gegen die“.
So gibt die Mehrheit dem Westen die Verant-
wortung für den Ukraine-Konflikt. Putins
Politik betrachten sie als Schutz geopoliti-
scher, ethnischer und ökonomischer Interes-
sen Russlands. Einen militärischen Konflikt
mit dem oder im Nachbarland lehnen die
meisten Russen allerdings ab. In einer Um-

frage von Ende Juli sprachen sich zwar viele
für eine Unterstützung der prorussischen Re-
gionen im Südosten der Ukraine aus –
meinten damit allerdings humanitären und
diplomatischen Beistand. Die aktuelle Stim-
mung in der russischen Bevölkerung wird je-
doch nicht lange andauern, meinen Exper-
ten. Bereits Ende August ist der Zuspruch für
Präsident Putin um einige Prozentpunkte
gesunken. Beobachter erwarten, dass die Un-
terstützung des Kreml-Kurses zum Jahresen-
de bis auf das deutlich niedrigere Niveau vor
der Ukraine-Krise zurückfällt.
Noch aber lenke die Krise die Öffentlichkeit
von inneren Problemen ab, sagt Gudkow.
Die konservative Mehrheit reagiere erst mit
einiger Verzögerung auf aktuelle Gescheh-
nisse. Der Lewada-Chef erwartet, dass sich
im November erstmals ein Stimmungsum-
schwung bemerkbar macht. Die Folgen der
aktuellen Politik sind bereits zu spüren. Der
Anfang August verhängte Importstopp ge-
gen Lebensmittel aus dem Westen führt in-
zwischen zu einem teils gravierenden Preis-
anstieg: Geflügel-, Schweine- und Rind-
fleisch kosten in einigen Regionen bis zu
30, 40 und sogar 60 Prozent mehr.
Teure Lebensmittel und steigende Inflation
stoppen den Reallohnzuwachs, schwacher
Rubel und lahmende Wirtschaft setzten Russ-
land zusätzlich zu, das Land schlittert in eine

Rezession. Zudem muss Moskau Milliarden
für die Krim aufwenden. Bei den Bürgern
aber endet die Begeisterung für den Krim-An-
schluss, wenn es um den eigenen Wohlstand
geht. Einen persönlichen Anteil für die
Kreml-Politik zu zahlen – dazu sind deutlich
weniger Russen bereit.

Sanktionen Dass man um diese Befind-
lichkeiten auch im Kreml weiß, zeigt die
Reaktion Putins am vergangenen Freitag
auf die neuerliche Verschärfung der Sank-
tionen durch die EU und die USA. Diese
zielen unter anderem auf den Zugang gro-
ßer russischer Rüstungs- und Energiekon-
zernen zu den EU-Finanzmärkten. Putin
nannte diese Maßnahmen „wenig effektiv“
und „antirussisch“. Seine Regierung werde
Gegensanktionen vorbereiten, sagte der
Präsident, nicht ohne zu ergänzen, dass
diese aber den Interessen Russlands nicht
schaden dürften. Oliver Bilger T

Der Autor ist freier Korrespondent in Moskau.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Russlands Präsident
Wladimir Putin
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Geteilte Gesellschaft
BALTIKUM Die russische Minderheit schätzt die Vorzüge der EU, wirklich integriert ist sie aber nicht

D
Von früh bis spät staut
sich der Verkehr am Ufer
des Daugavaflusses im
Zentrum von Riga. Ne-
ben den Wartenden er-
heben sich zwei riesige

Bronzefiguren, die Kämpfer des Denkmals
der Russischen Revolution von 1905. Sym-
bole russischer Geschichte sind überall
präsent in der lettischen Hauptstadt. Dabei
ist den Letten ihre Unabhängigkeit von
Moskau so wichtig. Mit Erleichterung hat
man deshalb die Nachrichten über die
neue Nato Eingreiftruppe verfolgt, die als
rotierende „Speerspitze“ in den baltischen
Ländern stationiert werden soll. Jeweils ei-
nige hundert Soldaten mit leichtem Gerät,
zeitlich begrenzt. „Endlich nimmt die Nato
unsere Furcht vor einem Angriff Russlands
ernst“, verkündete der Oberkommandeur
der lettischen Streitkräfte, Raimondas
Graube.

Erinnerung an 1991 Mit Sorge verfolgen
Letten, Esten und Litauer die Krise in der
Ukraine. Vor 23 Jahren erkämpften die Bal-
ten ihre Unabhängigkeit von Moskau. Aus
Solidarität und Angst protestierten die Men-
schen in den vergangenen Monaten wieder-
holt gegen den Vormarsch russischer Trup-
pen in der Ukraine. „Auch wir wurden 1991
von sowjetischen Panzern bedroht und setz-
ten uns auf den Barrikaden zur Wehr“, sagt
eine Passantin. „Aber jetzt fühle ich mich si-

cher, weil wir in der Europäischen Union
und in der NATO sind.“ Man solle sich an
1940 erinnern, entgegnet ein Passant. Lett-
land sei damals Mitglied im Völkerbund ge-
wesen trotzdem habe niemand den Hitler-
Stalin-Pakt oder die sowjetische Besatzung
der drei baltischen Länder gestoppt. „Ich
habe Angst, dass sich die Geschichte wieder-
holt.“
Die baltischen Länder sind besorgt, dass
Moskau plötzlich einmarschieren könnte –
unter dem Vorwand die russische Minder-
heit zu schützen. Anders als in Litauen ist
in Lettland und Estland immerhin jeder
Dritte russischer Herkunft. Die meisten
wurden im Sozialismus angesiedelt. Im
Alltag gab die russische Sprache den Ton
an. Seit der Unabhängigkeit werden von je-
dem Arbeitnehmer Kenntnisse der estni-
schen, lettischen oder litauischen Sprache
verlangt.
In Litauen ist nur jeder zwanzigste russi-
scher Herkunft, deshalb erhielten hier nach
der Unabhängigkeit alle sofort einen li-
tauischen Pass. Lettland und Estland hand-
haben die Vergabe der Staatsbürgerschaft
bis heute hingegen sehr rigide. Nur die
Neugeborenen bekommen seit ein paar Jah-
ren automatisch die Staatsbürgerschaft. Wer
aber von den einst angesiedelten Russen in
Lettland und Estland einen Pass erhalten
möchte, muss zuerst eine Prüfung auf in let-
tischer oder estnischer Sprache bestehen.
Noch immer verfügt die Hälfte der russi-

schen Minderheit in beiden Ländern nur
über einen sogenannten „Nichtbürgerpass“:
Dessen Inhaber darf nicht wählen oder im
Staatsdienst arbeiten, sich aber frei in der
EU bewegen. Gerade die ältere Generation
der russischsprachigen Minderheit sieht sich
häufig als Bürger zweiter Klasse.

Zwiespalt Heute seien Lettland und Est-
land eine zweigeteilte Gesellschaft, sagt der
Soziologe Arnis Kaktins. Mit lettischen und
russischen Schulen, mit eigenen Theatern
und einem Vertrauen in unterschiedliche
Meinungsmacher. Während lettische Me-
dien von Protesten gegen Putin berichten,
loben russischsprachige Zeitungen vor al-
lem den Militäreinsatz in der Ukraine. Die
Letten unterstützten die Ukraine, die Russen
in Lettland und Estland hingegen bewun-
derten Putin, sagt Arnis Kaktins. „Sie sind in
Russland geboren oder haben dort Freunde
und Verwandte.“
Um der Propaganda entgegenzuwirken,
haben Lettland und Litauen drei Monate
lang die Ausstrahlung des russischen
Staatsfernsehens unterbrochen. Heute ver-
suchen die baltischen Länder mit eigenen
Sendungen in russischer Sprache ihrer rus-
sischen Minderheit entgegenzukommen.
Neuere Umfragen zeigen, dass sich die
meisten Russen eindeutig für die balti-
schen Ländern entschieden haben. Die
Leute hätten längst die Vorteile von einem
Leben in der Europäischen Union erkannt,

sagt Katri Raik, Leiterin des „Narva Col-
lege“ im estnischen Narva.
Die Kleinstadt liegt im Nordosten des Lan-
des direkt an der russischen Grenze. Eine
russischsprachige Enklave in Estland, in
der nahezu alle 65.000 Einwohner russi-
scher Herkunft sind und allein 20.000
noch immer über einen russischen Pass
verfügen. Viele von ihnen sprechen zwar
kein Estnisch, passieren aber auf dem Weg
zur Arbeit Tag für Tag die Brücke ins russi-
sche Ivangorod. So könnten sie eben auch
hautnah die Lebensbedingungen in Russ-
land und Estland vergleichen, sagt Katri
Raik. „Niemand hat den Wunsch, sich
plötzlich Russland anzuschließen, aber wir
dürfen unsere russische Minderheit nicht
vernachlässigen.“

Die Sorge vor einer Mobilisierung der russi-
schen Minderheit ist im Baltikum nicht ge-
bannt. Deshalb haben die Innenminister al-
ler drei Länder soeben einen gemeinsamen
Aktionsplan beschlossen, zur Förderung der
Integration und Beobachtung der inneren Si-
cherheit. Auffällig ist eine kleine Gruppe, die
sich „Baltikum für Neurussland“ nennt und
in Estland, Lettland und Litauen humanitäre
Hilfsgüter für die Russen in Donezk und Lu-
hansk sammelt. Junge Leute, die auf einem
Trip in die Bürgerkriegsregion radikalisiert
werden könnten um nach ihrer Rückkehr im
Baltikum für Unruhe zu sorgen, fürchtet der
lettische Geheimdienst. Birgit Johannsmeier T

Die Autorin ist
freie Korrespondentin in Riga.

> STICHWORT
Russische Minderheit im Baltikum

> Estland 300.000 Bürger – und damit rund ein Viertel der Gesamtbevölkerung – gehören zur
russischsprachigen Minderheit. Rund 100.000 von ihnen haben mittlerweile den estnischen
Pass, 110.000 den russischen. Hinzu kommen Staatenlose mit sogenannten „Fremdenpass“.

> Lettland Mehr als 30 Prozent der Einwohner haben eine andere Muttersprache als Let-
tisch. Die Hälfte von ihnen (rund 290.000 ) sind Einwohner, die zwischen 1940 und 1991
aus verschiedenen Sowjetrepubliken nach Lettland gekommen waren und nach der Unab-
hängigkeit 1991 von den Einbürgerungsangeboten keinen Gebrauch gemacht haben. Sie
genießen für Lettland ein Daueraufenthaltsrecht mit Arbeitserlaubnis.

Hilfen für
Landwirte
EUROPA Das europäische Parlament wird
am Montagnachmittag (15. September)
über die Auswirkungen des russischen Em-
bargos auf die europäische Landwirtschaft
beraten. Unter anderem wird der zuständi-
ge Kommissar für Landwirtschaft, Dacian
Ciolos, erläutern, wie die EU den europäi-
schen Landwirten helfen will.
Als Reaktion auf die Sanktionen der Euro-
päischen Union hat die russische Regie-
rung Anfang August verboten, Obst und
Gemüse, Milch, Fleisch und Fisch aus der
EU nach Russland einzuführen. Das Im-
portverbot gilt für ein Jahr.
Den Bauern fehlt damit ein wichtiger Ab-
satzmarkt – allein im vergangenen Jahr hat
die EU landwirtschaftliche Erzeugnisse im
Wert von 11,9 Milliarden Euro nach Russ-
land exportiert. Besonders betroffen ist Po-
len als großer Apfelproduzent.
Um die Umsatzeinbrüche abzufedern, hat
die EU bereits ein erstes Hilfsprogramm
mit einem Umfang von 32,7 Millionen
Euro umgesetzt. Weitere Hilfen – nicht nur
finanzieller Art – sollen folgen. So fordern
die Abgeordneten des Europäischen Parla-
ments auch, Bauern bei der Erschließung
alternativer Absatzmärkte zu unterstützen.
Polens Landwirtschaftsminister Marek Sa-
wicki hat am Rande eines Sondertreffens
der EU-Agrarminister vor zwei Wochen in
Brüssel eine Aufstockung der Mittel gefor-
dert. Unklar ist allerdings, woher das zu-
sätzliche Geld kommen soll. Die Mittel im
Agrarhaushalt sind fast verplant. Mitglieder
des Agrarausschusses im EU-Parlament ha-
ben deshalb vorgeschlagen, auch Mittel au-
ßerhalb des europäischen Agrarhaushalts
zu nutzen. joh T

Jetzt auch als E-Paper.

Mehr Information. 

Mehr Themen. 

Mehr Hintergrund. 

Mehr Köpfe. 

Mehr Parlament.

www.das-parlament.de
parlament@fs-medien.de
Telefon 069-75014253 

DAS WILL ICH ONLINE LESEN!

Direkt 
zum E-Paper



Das Parlament - Nr. 38-39 - 15. September 2014 EUROPA UND DIE WELT 13

Wahl zwischen Scheidung und Zweckehe
REFERENDUM Am 18. September stimmen die Schotten über die Unabhängigkeit von Großbritannien ab

Am 18. September stimmen in Schottland
4,2 Millionen Wähler darüber ab, ob bei
Alisdair Houston vor der Haustüre wieder
eine Grenze verläuft. Der Schotte lebt in
Gretna Green, einem Dorf an der Linie, die
vor über 300 Jahren schon einmal die
schottisch-englische Grenze markierte. Das
Dorf wurde zu einer der berühmtesten
Hochzeitsorte im ganzen Königreich. Das
lag auch an den unterschiedlichen Heirats-
gesetzen von Schotten und Engländern, die
Generationen von englischen Paaren nach
Schottland zur Trauung lockten.
Bald schon könnte der Ort aber zum Syno-
nym für eine erneute Teilung des Vereinig-
ten Königreichs werden. Setzt sich die
Schottische Nationalpartei (SNP) mit ih-
rem Parteivorsitzenden Alex Salmond
beim Referendum durch, lebt Alisdair
Houston wieder in einer Grenzstadt –
möglicherweise mit höchst unterschiedli-
chen Gesetzen auf beiden Seiten. „Schei-
dungen produzieren selten zwei glückliche
Partner“, sagt Houston mit Blick auf sein
Hochzeitsgeschäft und das Referendum.
Statt einer Unabhängigkeit Schottlands
spricht er sich für mehr Autonomie im Ver-
bund des Königreichs aus, mit mehr Ent-
scheidungsgewalt für das 1999 eingesetzte
schottische Regionalparlament in Edin-
burgh. Alles andere hält er für zu kompli-
ziert, schließlich müssten sich ein neuer
schottischer Staat und der verbleibende
britische Reststaat über kaum lösbare Fra-
gen einigen: Wie trennt man Staatsschul-
den, die Währung, das Gesundheitssystem
und die Landesverteidigung auf? Houston
will deshalb auch in Zukunft auf zwei Din-
ge stolz sein dürfen: auf Schottland und
auf das Vereinigte Königreich.
Angus Robertson versucht alles, derlei Vor-
behalte auszuräumen. Der Fraktionsführer

der Schottischen Nationalpartei (SNP) im
britischen Unterhaus ist Organisator der
Kampagne „Sag Ja zu Schottland“. Bis zum
Wahltag wirbt er um jede Stimme für sei-
nen Traum eines unabhängigen Schott-
lands – mit zuletzt beachtlichem Erfolg: Ei-
ne von der Zeitung Sunday Times veröf-
fentliche Umfrage sah Anfang September
erstmals die Unabhängigkeitsbefürworter
mit 51 zu 49 Prozent vorne. Kurz vor Re-
daktionsschluss waren jedoch die Unab-
hängigkeitsgegner der „Better Toget-
her“-Kampagne wieder obenauf.
Robertson sagt: „Unsere Kampagne mobili-
siert die Leute in den sozial schwachen Ge-
genden Schottlands, in denen zuletzt gar
keiner mehr zu Wahl gegangen ist.“ Er hält
sein Anliegen deshalb auch für eine durch
und durch demokratische Angelegenheit.

„Mehr als die Hälfte meines Lebens wurde
Schottland von einer britischen Regierung
geführt, die hier niemand gewählt hat.“
Das Referendum und das Ja zur Unabhän-
gigkeit sei Schottlands große Chance, künf-
tig in einer ganz normalen Demokratie le-
ben zu können. Ein unabhängiges Schott-
land sei auch der beste Schutz davor, zu-
sammen mit dem Vereinigten Königreich
aus der EU auszuscheiden, sagt Robertson.
Denn für Robertson ist das vom konserva-
tiven Premierminister David Cameron für
2017 versprochene Referendum über Groß-
britanniens Verbleib in der EU ein Votum
mit Austrittsgarantie. „Ein Ja zur Unabhän-
gigkeit ist deshalb auch ein Ja zu Schott-
land in der EU.“
Pawel Swidlicki vom Londoner Think Tank
„Open Europe‘ hält eine solche Aussage für

gewagt. In einer Studie hat er die Auswir-
kungen einer Abspaltung Schottlands aus
dem Vereinigten Königreich auf die EU un-
tersucht. Sein Ergebnis: Schottland könne
nicht automatisch mit der EU-Vollmit-
gliedschaft rechnen, insbesondere nicht so-
fort. Als einen der Hauptgründe sieht
Swidlicki ausgerechnet Großbritanniens
schwieriges Verhältnis mit der EU an. Ins-
besondere der für die Briten reduzierte Bei-
trag zum Gemeinschaftshaushalt, auch
„Rebate“ genannt, dürfte für ein unabhän-
giges Schottland wegfallen. Swidlicki rech-
net in diesem Fall mit zähen Verhandlun-
gen, die sich einige Zeit hinziehen dürften.

Drohende Reformblockade Besonders
die Reform der Institutionen der EU selbst
sieht Swidlicki durch ein Ja zu Schottlands
Unabhängigkeit in Gefahr: „Es ist schlicht
undenkbar, dass in Brüssel über eine ambi-
tionierte Reform der Europäischen Union
verhandelt werden könnte, während zeit-
gleich das Vereinigte Königreich juristisch
zerlegt wird.“
Scheitert das Referendum, dann rechnet
der Forscher damit, dass die Unabhängig-
keitsdebatte dem Königreich dennoch er-
halten bleibt. Dann eben innerhalb des
Verbunds: „Westminister und Schottland
werden politisch in jedem Fall weiter aus-
einanderdriften.“ Richard Fuchs T

Der Autor ist Korrespondent der
Deutschen Welle in Berlin.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Kopf-an-Kopf-Rennen kurz vor der Abstimmung: 52 Prozent der Schotten sind für einen
Verbleib im Vereinigten Königreich, 48 Prozent für die Unabhängigkeit.
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»Nicht nachvollziehbar«
EUROPA EU-Parlamentarier kritisieren neue Kommissare

Der künftige EU-Kommissionspräsident
Jean Claude Juncker wird mit einer neuen
Führungsstruktur an den Start gehen. Am
vergangenen Mittwoch stellte er die Aufga-
benverteilung seiner Kommission vor, die
dank der herausgehobenen Position von
sieben Vizepräsidenten künftig straffer or-
ganisiert sein soll. Er wünsche sich eine
Politik „aus einem Guss“, sagte Juncker.
Der Deutsche Günther Oettinger, bisher
Vizepräsident, wird in der kommenden
Amtszeit Kommissar für digitale Wirtschaft
und Gesellschaft. Unter den sieben Vize-
präsidenten hat der Niederländer Frans
Timmermans, bisher Außenminister, als
erster Stellvertreter Junckers eine herausge-
hobene Position. Er wird künftig für Büro-
kratieabbau zuständig sein.

Auf Bewährung Die Vizepräsidenten, die
bis auf die Hohe Beauftragte für Auswärti-
ges, der Italienerin Federica Mogherini, alle
aus kleinen Ländern stammen, sollen
künftig als Filter agieren. Ohne ihre Zu-
stimmung kann kein Kommissar einen
Vorschlag vorlegen. Oettinger, der an den
Vizepräsidenten für den digitalen Binnen-
markt, dem Esten Andrus Ansip, berichten
muss, sagte, die neue Struktur müsse sich
„noch bewähren“. Nach dem EU-Vertrag
sind Kommissare alle gleichberechtigt. Jun-
cker betonte ausdrücklich, dass die Vize-
Präsidenten keine Superkommissare seien.
Ungeklärt ist auch, wie sich die beiden gro-
ßen wirtschaftlichen Themenbereiche von
einander abgrenzen lassen. Valdis Dom-
brovskis, Ex-Premier Lettlands, verantwor-
tet den Euro und den sozialen Dialog. Jyrki
Katainen, früher Ministerpräsident von
Finnland, ist für Arbeitsplätze, Wachstum,
Investitionen und Wettbewerbsfähigkeit
zuständig.

Einige Ressortzuteilungen kamen überra-
schend. Die Bundesregierung hatte für
Oettinger ursprünglich das Ressort Handel
bevorzugt. Oettinger zeigte sich jedoch
„glücklich“ über seine neue Aufgabe und
betonte, am Ende der Amtszeit in fünf Jah-
ren werde niemand mehr bezweifeln, dass
Digitales ein wichtiges Ressort sei.
Aus dem Europäischen Parlament ist be-
reits laute Kritik zu hören. So sei der kon-
servative Brite Jonathan Hill nicht für das
Finanzmarktressort geeignet. Der SPD-Ab-
geordnete Udo Bullmann bezeichnete die-
se Personalentscheidung als „nicht nach-
vollziehbar“ und argumentiert: „Die briti-
sche Regierung schützt computergestützten
Hochfrequenzhandel, undurchsichtige Fi-
nanzprodukte und ausufernde Millionen-
gehälter für antisoziale Zockerei. Wenn wir
eine weitere Finanzkrise verhindern wol-
len, darf diese Politik nicht weiter in
Europa grassieren.“ Der CDU-Abgeordnete
Burkard Balz kritisiert außerdem die Beru-
fung von Pierre Moscovici als Währungs-
kommissar als „Wagnis“ wegen dessen un-
solider Haushaltsführung als französischer
Finanzminister.
Angesichts dessen dürften die Anhörungen
der Kommissare im Europäischen Parla-
ment (EP) spannend werden. Sie finden in
der Woche vom 29. September statt. Am
21. Oktober wird das EP über die neue
Kommission als Ganzes abstimmen. Am 1.
November soll das Team um Juncker antre-
ten. Der Zeitplan wird sich nur halten las-
sen, wenn das Parlament keine Auswechs-
lungen anmahnt. Sicher ist nur, dass der
neue Ratspräsident Donald Tusk sein Amt
am 1. Dezember antritt. Silke Wettach T

Die Autorin ist Korrespondentin der
„Wirtschaftswoche“ in Brüssel.

M
it Waffenlieferungen
wollen Deutschland
und Großbritannien
die Truppen der auto-
nomen Region Kur-
distans (KRG) im Irak

im Kampf gegen die mörderische Miliz „Is-
lamischer Staat“ (IS) unterstützen. Die
USA hatten schon kurz nach dem Start ih-
rer Luftangriffe auf IS-Stellungen vor ei-
nem Monat begonnen, Gewehre, Munition
und Panzerabwehrgranaten zu den Kurden
im Irak zu schicken. Nun will US-Präsident
Barack Obama die Luftschläge auch auf Sy-
rien ausweiten. Damit verliert IS seine si-
cheren Rückzugsgebiete und Nachschub-
wege von Syrien aus in den Irak. „Etwas
Besseres konnte uns nicht passieren“, sagte
Magdid Harki, Oberst der kurdischen Pe-
schmerga-Truppen. „US-Bomben und Waf-
fen aus Großbritannien und Deutschland.
Wir können zufrieden sein.“
Die Kurden sind die neuen Freunde des
Westens, obwohl man sie angesichts ihrer
Unabhängigkeitsbestrebungen immer
misstrauisch beäugt hatte. Eine öffentliche
Schelte am geplanten Referendum der
KRG-Regierung über einen eigenständigen
Staat innerhalb des Iraks hat es nicht gege-
ben. Die Kurden sollen diesmal die Retter
in der Not sein. Nach dem Debakel der
USA im Irak will der Westen selbst keine
Bodentruppen schicken. Die Kurden sollen
die extremistischen Islamisten bekämpfen
und dabei die religiösen Minderheiten, die
Christen und Jesiden, schützen.

Kampflos aufgegeben Bei so viel Vertrau-
en wird oft vergessen, dass die Autonome
Region Kurdistan nur auf dem Papier eine
Demokratie ist. Sie wird vom Familienklan
des Präsidenten Masoud Barsani regiert.
Presse- und Meinungsfreiheit existieren
nur eingeschränkt. Unliebsame Journalis-
ten setzt man unter Druck und sie können
auch mal verschwinden. Und das so hoch-
gelobte kurdische Militär? Die Peschmerga
sind zersplittert, leiden an mangelnder Ko-
ordination und einer klaren Befehlshierar-
chie. Ihr Einsatzwille für nicht-sunnitisch
kurdische Minderheiten ist zögerlich.
„Wenn es darauf ankommt, halten sie
nicht die Frontlinie“, sagte ein Kurdistan-
Experte, der anonym bleiben will.
Die Peschmerga hatten Karakosch, mit
50.000 Einwohnern die größte christliche
Stadt der Region, kampflos aufgeben. Auch
der Jesidenort Sindschar wurde ohne Wi-
derstand geräumt.
Von solchen „Unterstellungen“ will Oberst
Harki jedoch nichts wissen. „Das waren
taktisch notwendige Rückzüge“, erklärte er
in seinem Zelt in Khazer, einem Peschmer-
ga-Stützpunkt, etwa 45 Kilometer von der
Hauptstadt Erbil entfernt. Allerdings be-
haupten jesidische Flüchtlinge aus Sind-
schar: „Sie sind doch alle wie die Hasen
davon gelaufen. Kaum, dass der IS im An-
marsch war, haben die Peschmerga zusam-
mengepackt.“ Was dem „taktischen Rück-
zug“ folgte, war ein Blutbad. Über 500 Jesi-
den wurden brutal ermordet, mehr als
1.500 Frauen als Geiseln verschleppt und
auf dem Markt in Mossul als Sklavinnen
feilgeboten.
Auch bei der Rettung von zehntausenden
Jesiden, die auf den Bergrücken von Sind-
schar Zuflucht gesucht hatten, ist die Rolle
der Peschmerga zweifelhaft. Die Hilfe
schien wenig professionell und halbherzig.

„Wir haben keine Hilfslieferungen gese-
hen“, erzählt Said, der mit seine Familie
über eine Woche auf dem Berg ausharrte.
Auf lokalen Fernsehsendern wurden die Pe-
schmerga als Helden der Befreiung der Jesi-
den gefeiert. „Alles Blödsinn“, behaupten
Said und eine Reihe anderer Flüchtlinge.
„Wir sind von der PKK gerettet worden, die
einen Fluchtkorridor freimachte.“ Man ha-
be die Flüchtlinge zuerst nach Syrien und
dann in den Irak gebracht. Die PKK ist die
Miliz der türkischen Kurdischen Arbeiter-
partei. Sie kämpft mittlerweile auf breiter

Front gemeinsam mit den Peschmerga im
Irak. „Wir sind Brüder und haben ein ge-
meinsames Schicksal“, sagte KRG-Präsident
Masud Barsani, der PKK-Kämpfer an der
Front besuchte. Was für eine Kehrtwende:
Vor der Juni-Invasion des IS im Irak galten
die PKK und al-Qaida noch als „Ableger ein
und derselben terroristischen Henne“. Von
den USA und der EU wird die PKK noch als
Terrororganisation gelistet. Angst scheint
der Westen keine zu haben, dass die an die
Peschmerga gelieferten Waffen womöglich
in „falsche Hände“ geraten. Die PKK könn-

te sie gegen die Türkei einsetzen, mit der
man sich drei Jahrzehnte bekriegte. Es gibt
zwar Friedensverhandlungen, aber außer ei-
nem Waffenstillstand ist dabei nichts Nen-
nenswertes herausgekommen.
Die zweite kurdische Miliz aus dem Aus-
land, die im Irak kämpft, sind die Volksver-
teidigungskräfte (YPG) aus Syrien. Sie sind
in der Region Sindschar aktiv. Die YPG gel-
ten als Ableger der PKK, wobei sie selbst je-
doch immer wieder ihren unabhängigen
Status als syrisch-kurdische Bewegung beto-
nen. Seit über einem Jahr stehen sie im

Krieg mit IS, der das kurdische Gebiet im
Norden Syriens mit aller Gewalt erobern
will. Dort werden 60 Prozent des syrischen
Erdöls und Gas gefördert, es existiert eine
prosperierende Landwirtschaft und das Ge-
biet grenzt an die Türkei und an den Irak –
ein strategisch so wichtiger wie profitabler
Standort. Die YPG konnten bisher alle An-
griffe des IS erfolgreich abwehren und eini-
ge der von den Radikalen besetzten Gebiete
zurückgewinnen.

Demokratisches Projekt Kennzeichnend
für die Miliz der YPG und ihren politischen
Arm, die Demokratische Einheitspartei
(YPD), ist der Schutz und die Integration
der Minderheiten wie Christen, Jesiden
oder Turkmanen. Anfang dieses Jahres wur-
de ein neues, demokratisches Projekt gestar-
tet und eine Übergangsregierung gebildet.
„Wir glauben an ein demokratisches ‚self
management‘“, sagte Akram Heso, einer der
Präsidenten der neuen Regierung. „Daran
partizipieren alle ethnischen und religiösen
Gruppen gleichberechtigt.“
Eigentlich ist das ein Idealfall. Wie sehr hat-
te der Westen händeringend auf derartige
Projekte im Nahen Osten gehofft. Aber eine
Unterstützung für dieses syrische Projekt
blieb aus, obwohl es richtungsweisend für
die gesamte Region sein könnte. Ebenso
wenig kam es zu einer Militärhilfe für die
YPG, die den Extremisten der IS-Terrorgrup-
pe waffentechnisch weit unterlegen sind.
Doch selbst in den letzten beiden Monaten,
als IS die US-Waffen einsetzte, die sie in
Mosul erbeutet hatte, konnten die YPG den
Extremisten Paroli bieten. Ihre Nachteile
machen sie durch Motivation, Training und
eine funktionierende, hierarchische Militär-
struktur wett. Die YPG haben außerdem
Truppen zu ihren kurdischen Brüdern im
Irak entsandt – eine Hilfe, die keineswegs
selbstverständlich ist. Noch im April dieses
Jahres ließ die KRG-Regierung die Grenzen
zum kurdischen Teils Syrien schließen und
einen Graben entlang beider Länder ziehen.
Gerade für die Zivilbevölkerung, die seit
Jahren mit den Mangelerscheinungen eines
Krieges leben musste, war es ein Desaster.
Die KRG-Regierung rechtfertigte die Grenz-
schließung damit, man müsse sich gegen
die Terroristen der YPG schützen.

Ideologische Gräben Vorerst sind alte Riva-
litäten begraben. Die Grenzen sind wieder
offen. Der gemeinsame Feind macht es
möglich. Allerdings sollte man sich keine
Illusionen machen, dass die kurdische
Freundschaft in der Zeit nach IS weiter be-
stehen könnte. Zu groß sind die ideologi-
schen Gräben zwischen den führenden Par-
teien der KRG, der PKK und den YPG. Eine
egalitäre Gesellschaft und ein möglichst de-
mokratisches politisches System, wie man
es im kurdischen Teil Syriens praktiziert,
daran haben irakischen Kurden kein Inte-
resse – selbst, wenn das Land unabhängig
werden sollte. Sie werden aber jetzt vom
Westen militärisch unterstützt. Eine Hilfe,
die die Kurden im syrischen Teil bitter nötig
hätten. „Wir führen den Kampf gegen die
Islamisten schon weitaus länger als die
KRG“, stellte Akram Heso von der neuen
syrisch-kurdischen Regierung fest. „Nur uns
will keiner. Damit müssen wir uns abfin-
den.“ . Alfred Hackensberger T

Der Autor berichtet als freier
Korrespondent aus dem Irak.

Die kurdischen Peschmerga sollen – ausgestattet auch mit deutschen Waffen – eine Schlüsselrolle im Kampf gegen IS spielen.
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Brüchige Allianz
NAHER OSTEN Die einst verfeindeten Kurden in Syrien und
im Irak haben sich gegen die Dschihadisten von IS verbündet

Zustimmung
im Nachhinein?
BUNDESWEHR Der Parlamentsvorbehalt bei
Einsätzen der Bundeswehr hat sich bewährt.
Diese Einschätzung teilten Experten am ver-
gangenen Donnerstag während einer Anhö-
rung der Kommission zur Überprüfung und
Sicherung der Parlamentsrechte bei der
Mandatierung von Auslandseinsätzen der
Bundeswehr. Vor dem Hintergrund einer zu-
nehmenden Integration europäischer Streit-
kräfte regten mehrere Experten jedoch Mo-
difikationen an.
So schlug Markus Kaim von der Stiftung
Wissenschaft und Politik mit Blick auf die
flexible integrierte Kommandostruktur der
NATO vor, die Beteiligung von Bundeswehr-
soldaten an ständigen multinational besetz-
ten Stäben und Hauptquartieren nicht als
Einsatz im Sinne des Gesetzes zu bewerten.
Nach Ansicht des Politikwissenschaftlers Jo-

hannes Varwick von der Universität Halle-
Wittenberg sollte die Bundesregierung für
den Fall, dass eine Entscheidung des Bun-
destages nicht rechtzeitig herbeigeführt wer-
den kann, künftig berechtigt werden, be-
waffnete Streitkräfte „vorläufig“ einzuset-
zen. Der Einsatz müsse nach den Vorstellun-
gen Varwicks sofort beendet werden, wenn
der Bundestag dem nicht innerhalb von 30
Tagen zustimmt. Nach Einschätzung von
Winfried Nachtwei, früher Bundestagsabge-
ordneter der Grünen, müssten Truppen und
Einsatzkräfte ebenso wie Anteile an schnel-
len Eingreifverbänden, „auf jeden Fall“ dem
Einzelfall-Parlamentsvorbehalt unterworfen
bleiben, da sie dessen Kernbereich beträfen.
Keinen Änderungsbedarf, „auch nicht in An-
passung an die zunehmende militärische In-
tegration innerhalb der NATO und der EU“,
erkannte hingegen Wolfgang Wagner von
der Universität Amsterdam.
In der Frage, ob es in naher Zukunft zu Ko-
operationsformen bei der Zusammenlegung
und gemeinsamen Nutzung militärischer
Fähigkeiten (Pooling und Sharing) kommt,
wie es auch der Kommissionsvorsitzende
Volker Rühe (CDU) forderte, zeigten sich
die Experten skeptisch. Es existierten zwar
zahlreiche Willensbekundungen, sagte Si-
cherheitsexperte Kaim. Vieles davon sei je-
doch „politische Rhetorik, die politisch we-
nig unterlegt ist“. Gefragt, ob Frankreich im
Falle von Pooling und Sharing bereit sei
zum Verzicht auf einzelne eigene militäri-
sche Zweige, antwortete Dominique David
vom Französischen Institut für internationa-
le Beziehungen: Es gehe darum, gemeinsa-
me Konzepte als Antwort auf Krisen zu ent-
wickeln. Erst wenn dies geschafft sei, könne
man über den Verzicht auf etwas nachden-
ken. Götz HausdingT

Ex-Verteidigungsminister Volker Rühe (71)

©
pi

ct
ur

e-
al

lia
nc

e/
ZB



ORTSTERMIN: »TAG DER EIN- UND AUSBLICKE« IM BUNDESTAG

Besuch in der »Herzkammer der Demokratie«
Die Sonne strahlt, das Blasorchester Köpenick spielt den
Beatles-Hit „Yesterday“, als Bundestagsvizepräsident Jo-
hannes Singhammer (CSU) an das Mikrofon auf den Stu-
fen des Westportals des Reichstagsgebäudes tritt, um den
„Tag der Ein- und Ausblicke“ zu eröffnen. Sichtlich gut
gelaunt begrüßt Singhammer die schon wartenden Gäste.
Bereits zum elften Mal öffnete der Bundestag seine Türen
für die Öffentlichkeit, doch in diesem Jahr fiel die Veran-
staltung auf ein ganz besonderes Datum: den 7. Septem-
ber. 65 Jahre zuvor hatte sich der Bundestag zum ersten
Mal konstituiert. „Das ist ein denkwürdiger, wichtiger
und herausragender historischer Tag“, sagte Singhammer.
Der Vizepräsident lud die Bürger dazu ein, das Parlament
– die „Herzkammer der Demokratie“ – zu entdecken und
zu erkunden. „Politik ist nichts Geheimnisvolles, sondern
etwas Transparentes“, sagte Singhammer.
Zu entdecken und zu erkunden gab es viel: So konnten
die rund 23.000 Besucher große Teil des Reichstagsgebäu-
des, des Paul-Löbe-Hauses und des Marie-Elisabeth-Lü-

ders-Hauses besichtigen. Ausschüsse und Bundestags-
dienste stellten ihre Arbeit vor und unterhielten mit Füh-
rungen oder kleinen Wettbewerben. Auf der Besuchertri-
büne des Plenarsaals diskutierten die Vizepräsidenten des
Bundestages mit Besuchern über die Arbeit des Gremi-
ums. Großer Andrang herrschte auch auf der Fraktions-
ebene. Dort präsentierten die Fraktionen ihre Arbeit. Aus-
blicke boten Podiumsdiskussionen zu brandaktuellen
Themen wie dem Mindestlohn oder der Arbeit des Petiti-
onsausschusses.
Tief einblicken konnten Besucher in die Arbeit des Parla-
mentsarchivs – das Langzeitgedächtnis des Parlaments.
Jens Längert führte durch die Katakomben, wo auf mehre-
ren tausend Quadratmetern Akten aus Verwaltung und
Politik gelagert werden. „Aneinandergereiht würden sich
die Ordner und Bände über eine Länge von neun Kilome-
tern erstrecken“, berichtete der Diplom-Dokumentar.
Sein Arbeitsschwerpunkt ist die Gesetzesdokumentation.
Doch auch Akten aus der Verwaltung werden archiviert.

„Wir haben Allgemeines und Repräsentatives sowie das
Besondere“, sagte Längert – zum Beispiel die Personalakte
eines Mitarbeiters, der es vom Boten zum Referenten ge-
bracht habe. Auch wenn nur ein kleiner Teil der Verwal-
tungsakten letztlich aktiviert werden würden, der Platz
wird langsam eng. 2017 wäre die Kapazitätsgrenze er-
reicht, doch mit dem Anbau an das Lüders-Haus werden
auch neue Flächen für das Parlamentsarchiv verfügbar.
Mit Raumnot muss sich Ursula Freyschmidt, Leiterin der
Bibliothek des Deutschen Bundestages, derzeit nicht be-
schäftigen: „Wir haben noch für die nächsten zehn Jahre
genug Platz“, sagte Freyschmidt bei einer Führung durch
das unterirdische Magazin. Außer Unmengen an Büchern
– der Bestand umfasst etwa 1,4 Millionen Bände – zeigte
Freyschmidt den vielleicht skurrilsten Einblick des Tages:
Eine Pinnwand voll jener Dinge, die Benutzer in den Bü-
chern gelassen haben – wenig überraschende Notizzettel,
aber auch persönliche Fotos, Postkarten und Bordkarten
für Flugzeuge. Sören Christian Reimer T

Bundestagsvizepräsident Johannes Singhammer (CSU) begrüßt die Besucher am Tag der Ein- und Ausblicke des Bundestages am Haupteingang des Reichstagsgebäudes.
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AUFGEKEHRT

Die schöne neue
Welt der Äpfel

Millionen Gläubige auf der
ganzen Welt versammelten
sich vergangene Woche
wieder vor den Bildschir-

men, um die neueste Offenbarung ihres
Messias zu verfolgen. Nein, dabei han-
delt es sich nicht um die Zeugen Jehovas
sondern um die fanatischen Fans des
amerikanischen Technologiekonzerns
Apple. Dessen Chef, Tim Cook, stellte
die neuesten Produkte des Unterneh-
mens vor. Oh, und was für welche das
sind: Ein neues iPhone für die Jünger,
Nummer sechs schon. Technisch zwar
nicht an vorderster Front, dafür aber mit
größerem Display und Bezahlfunktion.
Mit dieser soll zukünftig an der Super-
marktkasse die EC-Karte ersetzt werden,
das Handy reicht aus. Dazu kommt
noch eine Armbanduhr der Firma mit
dem Apfel, die passenderweise ohne viel
Demut nicht iWatch, sondern einfach
nur Apple Watch genannt wurde. Damit
bietet der Konzern inzwischen Geräte
für (fast) alle Lebenslagen an, damit
kein Grund besteht, aus dem Kosmos
des Apfels zu entfliehen. Welch schöne
neue Welt, George Orwell lässt grüßen.
Einzig die miesesepetrigen Datenschüt-
zer werden jetzt wieder meckern: Über-
wachung! Digitale Selbstbestimmtung!
Datensicherheit! Alles kein Problem,
sagt der Konzern. Dutzende Schauspie-
lerinnen und Supermodels sehen das
vermutlich anders. Deren Konten des
Apple-Speicherherdiensts iCloud sind
zuletzt gehackt worden und ihre Nackt-
und Aktbilder infolgedessen wohl auf
Ewigkeit in den Tiefen des Internets un-
terwegs. Wer braucht da noch Nachrich-
tendienste wie die NSA, wenn es Kon-
zerne wie Apple, Google, Facebook gibt,
denen wir unsere Daten auch noch frei-
willig geben, weil es doch alles so schön
bequem macht? Julian Burgert T

VOR 60 JAHREN...

Der
Seitenwechsler
17. September 1954: John-Ausschuss
eingesetzt Am Abend des 20. Juli
1954 überquerte der Präsident des
Bundesamtes für Verfassungsschutz,
Otto John, die Sektorengrenze in Rich-
tung Sowjetzone. Am Steuer seines
Wagens ein Freund, der Frauenarzt
Wolfgang Wohlgemuth. Drei Tage spä-
ter tauchte eine Tonbandaufnahme
auf, auf der John erklärt, er sei freiwil-
lig übergelaufen. Am 11. August warf

John in einer Pressekonferenz in Ost-
Berlin der Bundesregierung Kriegstrei-
berei vor und warnte vor einer „Rena-
zifizierung in Westdeutschland“. In
Bonn war man geschockt. Was könnte
der scheinbar übergelaufene Geheim-
dienstchef im Osten verraten? Und un-
ter welchen Umständen hat er tatsäch-
lich die Bundesrepublik verlassen? Das
sollte ein Untersuchungsausschuss klä-
ren, den der Bundestag nach zweitägi-
ger Debatte am 17. September einsetz-
te. Im Juli 1957 legte der Ausschuss
seine Ergebnisse vor: „Die letzte Klar-
heit über die Vorgänge am 20. Juli
1954 (...) kann heute noch nicht ge-
schaffen werden“, schreiben die Abge-
ordneten darin.
Zu diesem Zeitpunkt ist John längst
wieder im Westen und erzählt, Wohl-
gemuth – angeblich KGB-Agent – habe
ihn betäubt und bewusstlos in den Os-
ten gebracht. Geglaubt wurde John
diese Geschichte nicht. Ende 1956
wurde er wegen „landesverräterischer
Fälschung und Konspiration“ zu vier
Jahren Zuchthaus verurteilt. Bis zu sei-
nem Tod 1997 kämpfte John vergeb-
lich um Rehabilitation. Forscher strei-
ten sich bis heute, ob er Verräter oder
Opfer war. Benjamin Stahl T

Otto John, erster Präsident des Bundes-
amtes für Verfassungsschutz
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LESERPOST

Zur Ausgabe 35-37 vom 25.8.2014, „Die
Zukunft strahlt mit Sicherheit“ auf Sei-
te 6:
Der Traum von der sauberen und preis-
werten Atomenergie ist endgültig ausge-
träumt, weil am Beginn der Atomener-
giegewinnung keine Überlegungen ange-
stellt wurden, was mit dem radioaktiven
Abfall/Müll passieren soll. Noch im Jahr
1969 war der deutsche Physiker Carl
Friedrich von Weizsäcker sich sicher, dass
die Entsorgung kein Problem ist. Die
Probleme sind aber hinsichtlich des rich-
tigen Lagerverfahrens und der Kosten ge-
waltig.
Wer über eine Endlagerbestandsdauer für
eine Million Jahre redet, ist sich der Zeit-
dauer nicht bewusst. Eine Million Jahre
entsprechen 33.000 kom-
menden Generationen,
die sich dann um das
Endlager kümmern müs-
sen. Selbst eine Zeitspan-
ne von 100 Jahren ist kri-
tisch zu sehen, bedingt
durch die generell unsi-
cherer werdende politi-
sche Weltlage. Nicht um-
sonst wird um das Gor
lebener Zwischenlagerge-
bäude eine zehn Meter
hohe Schutzwand errich-
tet. Eine finale Tiefenlage-
rung des Atommülls ist
wegen der ungelösten
Probleme immer un-
wahrscheinlicher.
Nur eine gut gesicherte
Rückhollagerung mit spe-
zifizierten Lagerungsda-
ten ist realitätsnah und
hält die Möglichkeit für
eine kommende techni-

sche Entwicklung offen, die den radioak-
tiven Abfall vielleicht neutralisiert. Die
Sicherheit von Mensch und Natur muss
das oberste Ziel sein.

Hans-Dieter Seul ,
Berlin

Zur Ausgabe 33/34 vom 11.8.2014, „Die
Atomkraft als Option“ auf Seite 10:
Vorsichtig gehen Sie auch auf Interessen-
gegensätze zwischen Polen und Deutsch-
land im Energiebereich ein. Polen hat
die in 20 Jahren etablierte Klimapolitik
der EU, konzipiert von den West-EU-
Staaten im Sinne einer Vorreiterrolle, in
den vergangenen Jahren mithilfe des Ve-
to-Rechts regelrecht ‚zerschossen‘. Wenn
das Klimathema die Bedeutung hat, von

der ich überzeugt bin, dann ist das schon
eine Missetat von historischer Dimensi-
on. Das gehört nicht unter den Teppich
gekehrt. In dezenter Sprache muss man
das zum Thema machen. Ohne Wahrheit
in wesentlichen Konflikten kann es keine
ernstliche Partnerschaft geben.

Jochen Luhmann,
Wuppertal

Zur Ausgabe 28-30 vom 7.7.2014, „Bes-
ser Schlafen“ auf Seite 4:
Artikel 1 Absatz 1 unseres Grundgesetzes
lautet: „Die Würde des Menschen ist un-
antastbar. Sie zu achten und zu schützen
ist Verpflichtung aller staatlichen Ge-
walt.“ Nur ein gerechter Verdienst für ge-
leistete Arbeit ermöglicht den Menschen

ein gutes und selbstbestimmtes Leben.
So dient die Einführung eines Mindest-
lohnes in der Bundesrepublik Deutsch-
land der Würde und der Selbstachtung
zahlloser Menschen in unserem Land.

Peter W. Hendl,
Dachau

Zur Ausgabe 33/34 vom 11.8.2014,
„Seitenblick“ auf Seite 14:
„Die Raute kriege ich auch noch hin?“
Nein, es wird Sigmar Gabriel partout
nicht gelingen! Nicht aus politischem
Zusammenhang, sondern aus geome-
trischem.
Eine Raute ist ein Viereck mit vier
gleich langen Seiten. Nun sind beim
Menschen Daumen und Zeigefinger

nicht gleich lang, also
liegt bei dieser Hände-
haltung keine Raute vor.
Ich las sogar von der
„Raute der Macht“ bei
unserer Bundeskanzle-
rin. Ihre Händehaltung
ist tatsächlich ein Dra-
chenviereck! Nun ist es
durchaus amüsant, bei
ihr von einem „Drachen
der Macht“ zu reden.

Volker Weyerhäuser,
Ginsheim-Gustavsburg

SEITENBLICKE

PANNENMELDER
In den Leserbrief von
Horst Steinkamp auf Seite
14 in der Ausgabe 33-34
vom 11. August 2014 hat
sich ein Fehler eingeschli-
chen. Im Fall von Saudi
Arabien ging es um 200,
nicht um 2.000 gelieferte
Leopardpanzer.

Haben Sie Anregungen,
Fragen oder Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parla-
ment@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht
die Meinung der Redak-
tion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe
zu kürzen.

Die nächste Ausgabe
von „Das Parlament“
erscheint am 29.
September.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

PERSONALIA

>Fritz Gerstl †
Bundestagsabgeordneter 1972-1987, SPD
Am 21. August starb Fritz Gerstl im Alter
von 91 Jahren. Der Bundesbahnbeamte und
spätere Geschäftsführer schloss sich 1952
der SPD an. 1960 wurde er Mitglied des Be-
zirksausschusses des SPD-Bezirks Nieder-
bayern/Oberpfalz, gehörte seit 1968 einige
Jahre dem Landesvorstand seiner Partei in
Bayern an und war von 1971 bis 1990 Un-
terbezirksvorsitzender. Von 1964 bis 1970
amtierte Gerstl, der sich seit 1955 auch
mehrere Jahrzehnte kommunalpolitisch be-
tätigte, als Landrat des Kreises Passau. Im
Bundestag gehörte er in allen vier Wahlperi-
oden dem Verteidigungsausschuss an.

>Heinz Wagner
Bundestagsabgeordneter 1990, CDU
Heinz Wagner vollendet am 19. September
sein 75. Lebensjahr. Der Zimmermann und
Bauingenieur aus St. Egidien/Kreis Zwickau
war 1968 der CDU in der DDR beigetreten
und gehörte von März bis Oktober 1990 der
ersten frei gewählten Volkskammer an. Da-
nach war Wagner bis Dezember Mitglied
des Bundestags.

>Josef Linsmeier
Bundestagsabgeordneter 1980-1990,
CSU
Am 17. September wird Josef Linsmeier
70 Jahre alt. Der Rechtsanwalt aus Haar bei
München trat 1968 der CSU bei, war da-
nach Gemeinde- und Kreistagsmitglied so-
wie ehrenamtlicher Zweiter Bürgermeister.
Der Direktkandidat des Wahlkreises Mün-
chen-Land arbeitete im Bundestag im Aus-
schuss für das Post- und Fernmeldewesen
sowie im Ausschuss für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau mit.

>Hermann Rappe
Bundestagsabgeordneter 1972-1998,
SPD
Am 20. September vollendet Hermann Rap-
pe sein 85. Lebensjahr. Der Gewerkschafts-
sekretär und Vorsitzende der IG Chemie, Pa-
pier, Keramik von 1982 bis 1995 trat 1947
der SPD bei und war später Vorstandsmit-
glied des Unterbezirks Hildesheim. Rappe,
der sich in den 1980er-Jahren vor allem in
Fragen von zukunftsweisenden Arbeitszeit-
regelungen einen Namen gemacht hatte,
stand von 1988 bis 1995 zudem an der
Spitze der internationalen Föderation von
Chemie-, Energie- und Fabrikarbeiterver-
bänden und amtierte von 1988 bis 1995 als
Präsident der Europäischen Föderation von
Chemiegewerkschaften. Der Direktkandidat
des Wahlkreises Hildesheim engagierte sich
im Bundestag vorwiegend im Ausschuss für
Arbeit und Sozialordnung, dessen Vorsitz er
von 1976 bis 1983 inne hatte.

>Rolf Rau
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
CDU
Am 20. September wird Rolf Rau 70 Jahre
alt. Der Diplom-Ingenieur aus Borsdorf/Kreis
Leipzig trat 1976 der CDU in der DDR bei,
war 1989/90 Bezirksvorsitzender seiner Par-
tei in Leipzig und wurde im März 1990
stellvertretender sächsischer CDU-Landes-
vorsitzender. Von März bis Oktober 1990
gehörte Rau der ersten frei gewählten
Volkskammer an. Im Bundestag engagierte
sich der Direktkandidat des Wahlkreises
Leipzig-Land -- Borna -- Geithain im Aus-
schuss für Raumordnung, Bauwesen und
Städtebau sowie im Sportausschuss.

>Gottfried Wurche
Bundestagsabgeordneter 1972-1975,
SPD
Am 24. September feiert Gottfried Wurche
seinen 85. Geburtstag. Der technische An-
gestellte und spätere Geschäftsführer aus
Berlin, SPD-Mitglied seit 1946, wurde 1962
Kreisvorsitzender seiner Partei im Bezirk
Tiergarten und amtierte dort seit 1971 als
stellvertretender Bürgermeister bzw. von
1975 bis 1979 als Bürgermeister. Von 1963
bis 1965 sowie von 1979 bis 1986 gehörte
Wurche dem Berliner Abgeordnetenhaus
an. Im Bundestag engagierte er sich im Ver-
kehrsausschuss.

>Werner Simmling
Bundestagsabgeordneter 2009-2013,
FDP
Am 27. September wird Werner Simmling
70 Jahre alt. Der aus Hohenstadt/Kreis Göp-
pingen stammende Diplom-Volkswirt war
von 2006 bis 2009 Kreisvorsitzender seiner
Partei in Göppingen. Dieses Amt bekleidet
er wieder seit 2011. Außerdem engagierte
er sich in seiner Heimatgemeinde mehrere
Jahre kommunalpolitisch und ist zur Zeit
Mitglied des FDP-Landesfachausschusses
Verkehr. Im Bundestag gehörte Simmling
dem Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung an. bmh T

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 22. – 26.9.2014

Bankenabwicklung (Do),
Elterngeld Plus (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie
die Debatten im Livestream
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DOKUMENTATION
Gedenkstunde aus Anlass des 75. Jahrestages des Beginns des Zweiten Weltkrieges / 18. Deutscher Bundestag am 10. September 2014

Prof. Dr. Norbert Lammert, CDU/CSU, Bundestagspräsident:

Bekenntnis zur Verantwortung
und zu den Lehren der Geschichte

Norbert Lammert (*1948)
Bundestagspräsident

Als Johannes Paul II., der
große, unvergessene polni-
sche Papst, 1996 das wie-

dervereinigte Deutschland besuch-
te, führte ihn sein Weg natürlich
auch nach Berlin. Unweit vom
Reichstagsgebäude ging er durch
das offene Brandenburger Tor. Sei-
nen Begleitern soll er damals ge-
sagt haben, der
Zweite Weltkrieg ha-
be nun endlich sein
Ende gefunden. Die-
ser Zweite Weltkrieg,
der mit dem deut-
schen Überfall auf
Polen vor 75 Jahren
begann, dauerte
sechs Jahre. Doch er
wirkte Jahrzehnte
nach, in denen Staaten und Ge-
sellschaften Europas die Folgen zu
tragen hatten. Er wirkte nach in
Familiengeschichten und unzähli-
gen biografischen Schicksalen
weltweit.

Gerade als Pole war dem Papst
die fortwährende Gegenwart der
Geschichte bewusst. Als junger
Mann hatte Karol Wojtyła in Kra-
kau unter deutscher Besatzung ge-
litten. Er erlebte als Student, wie
die deutsche Sicherheitspolizei
fast 200 Professoren und Mitarbei-
ter der berühmten Jagiellonen-
Universität in die Konzentrations-
lager Sachsenhausen und Dachau
verschleppte. Ihn selbst verpflich-
teten die Deutschen zu harter
Zwangsarbeit. Diese Vergangen-
heit vor Augen hat Johannes Paul
II. später einmal die Freiheit als
„fortwährende Eroberung“ be-
schrieben. Er hat gefragt:

Wo liegt die Wasserscheide zwi-
schen Generationen, die nicht ge-

nug bezahlt haben, und Genera-
tionen, die zu viel bezahlt haben?
Wir, auf welcher Seite stehen wir?

Wir erinnern heute an den ver-
heerendsten Krieg in der Ge-
schichte, an einen von Deutsch-
land mutwillig herbeigeführten
Krieg, für den Generationen viel,
zu viel bezahlen mussten. Zu-
gleich sehen wir täglich die scho-
ckierende Gewalt und das
menschliche Leid gegenwärtiger
Kriege in Syrien, im Irak, im Süd-
sudan, im Nahen Osten, in der
Ukraine. Auch heute zahlen Gene-
rationen viel für ihre Freiheit oh-
ne die Gewissheit, sie tatsächlich
zu erreichen. Auf welcher Seite ste-
hen wir? Diese Frage stellt sich für
jede Generation neu. Und für uns
Deutsche stellt sie sich ganz be-
sonders.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, vor der Sommerpause haben
wir in einer Gedenkstunde an den

Ausbruch, die Ursa-
chen und Folgen des
Ersten Weltkriegs
vor 100 Jahren erin-
nert. Die Epoche,
die sich an den
Sommer 1914 an-
schloss, wird nicht
zu Unrecht gele-
gentlich als „Zweiter
Dreißigjähriger

Krieg“ bezeichnet. Denn nur 20
Jahre nach Ende des ersten löste
das nationalsozialistische
Deutschland den zweiten der bei-
den Weltkriege aus, die den euro-
päischen Kontinent im 20. Jahr-
hundert verwüsteten.

Seine schreckliche Bilanz: über
50 Millionen Kriegstote weltweit,
Abermillionen entwurzelte Men-
schen Deportierte, Vertriebene,
Flüchtlinge; ein zerstörtes Europa,
geteilt durch einen Eisernen Vor-
hang in rivalisierende politisch-
ideologische Blöcke, vor allem je-
doch gekennzeichnet von bislang
beispiellosen Verbrechen gegen
die Menschlichkeit. Mit der anders
als 1918 totalen Niederlage war
Deutschland nicht nur militärisch
besiegt, sondern es hatte sich auch
moralisch diskreditiert.

Indem wir an diese deutsche
Schuld erinnern, bekennen wir
uns zu unserer Verantwortung und
zu den Lehren, die wir aus dieser

Geschichte gezogen haben. Wir
sind dankbar für die Chance, die
unserem Land zuteil wurde, in die
Gemeinschaft der Nationen zu-
rückkehren zu dürfen. Uns ist be-
wusst, dass es dazu der Bereit-
schaft zur Versöhnung all derjeni-
gen Nationen bedurfte, die unter
der deutschen Besatzung schwer
gelitten und unter hohen Verlus-
ten aufseiten der Gegner Hitler-
Deutschlands gekämpft haben.

Ihr Besuch, Herr Staatspräsi-
dent, unterstreicht die besondere
Bedeutung, die dabei den Bezie-
hungen zu unseren polnischen
Nachbarn zukommt. Polen wurde
das erste Opfer des Zweiten Welt-
kriegs; Ihre Landsleute litten län-
ger als alle anderen unter der
deutschen Besatzung. Umso mehr
muss es in der Tat als Wunder gel-
ten, „dass Polen und Deutsche
heute nicht nur Nachbarn sind,
die sich vertragen, sondern Freun-
de, die sich mögen“, wie unser
Bundespräsident aus Anlass des
70. Jahrestages des Warschauer
Aufstandes zu Recht hervorgeho-
ben hat.

Herr Staatspräsident Komo-
rowski, ich danke Ihnen im Na-
men dieses Hauses für den beson-
deren Beitrag, den Sie persönlich
dazu geleistet haben, und für die
Bereitschaft, heute zu uns zu spre-
chen. Seien Sie uns herzlich will-
kommen!

Ihnen, Herr Bundespräsident,
möchte ich meinen Respekt dafür
ausdrücken, dass Sie und wie Sie
in der vergangenen Woche in
Danzig zum richtigen Anlass am
richtigen Platz das Richtige und
Notwendige gesagt haben.

Als Hitler am 1. September
1939 kurz nach 10 Uhr vor das
gleichgeschaltete Parlament trat
nicht mehr hier im ausgebrannten
Reichstagsgebäude, sondern ge-
genüber in der Kroll-Oper , lag
Polen bereits seit Stunden unter
Feuer. Kurz vor Sonnenaufgang
hatte das Schulschiff „Schleswig-
Holstein“, das perfide genug zu ei-
nem Freundschaftsbesuch in Dan-
zig war und dort vor Anker lag,
damit begonnen, die polnische
Garnison auf der Westerplatte zu
beschießen. Zur gleichen Zeit wur-
de die Stadt Wielun östlich von
Breslau unter hohen zivilen Ver-

lusten von deutschen Kampfbom-
bern dem Erdboden gleichge-
macht.

Dem deutschen Überfall war
ein diplomatisches Schurkenstück
vorausgegangen: Der deutsch-sow-
jetische Nichtangriffspakt, den
Hitler am 23. August mit Stalin
geschlossen hatte, war in seiner
Absicht und seiner Wirkung ein
Angriffspakt zweier ideologischer
Antipoden, die sich in einem ge-
heimen Zusatzpro-
tokoll darauf ver-
ständigt hatten, Mit-
telosteuropa mit im-
perialer Brutalität in
Einflusssphären un-
tereinander aufzu-
teilen: von Finnland
über die baltischen
Staaten und Polen
bis nach Rumänien.
Am 17. September 1939 mar-
schierte die Rote Armee in Ostpo-
len ein, mit der zynischen Begrün-
dung, den Polen Ordnung und
Ruhe zu bringen, vor allem aber
die Ukrainer und Weißrussen
schützen zu wollen. Es folgten De-
portationen und massenhafte Exe-
kutionen, darunter das Massaker
an Tausenden Offizieren in Katyn
im Frühjahr 1940.

Auf deutscher Seite war das, was
die deutsche Propaganda als „Po-
lenfeldzug“ verharmloste, tatsäch-
lich der Auftakt zu einem ge-
schichtlich beispiellosen Rassen-
krieg der sich bald auch gegen die
Sowjetunion richten sollte. Die
deutschen Eroberungen im Osten
hatten bereits im Überfall auf Po-
len den Charakter eines kühl kal-
kulierten Vernichtungskrieges. In
einer Geheimkonferenz mit rang-
höchsten Vertretern der Wehr-
macht hatte Hitler am 22. August
1939 seine Vorstellungen des be-
vorstehenden Krieges unmissver-
ständlich klargemacht. Es gibt ver-
schiedene Aufzeichnungen dieser
Unterredung mit unterschiedli-
chem Wortlaut. In der Tendenz ist
immer wieder das Gleiche zu le-
sen: Es geht um die „restlose Zer-
trümmerung Polens“, um Verfol-
gung bis zur „völligen Vernich-
tung“.

Zum Opfer fielen den Massener-
schießungen vorrangig Angehöri-
ge der gesellschaftlichen Elite, Ver-
treter des Staates, Bürgermeister,
Richter, Geistliche, Adelige, Ge-
werkschafter, Wissenschaftler und
Künstler, Kaufleute, Lehrer, Anwäl-
te und Ärzte. Die ersten Massaker
geschahen bereits unmittelbar
nach Kriegsbeginn in kaschubi-
schen Wäldern. Zugleich wurde
mit nie dagewesener Härte eine

jahrhundertealte jüdische Traditi-
on ausgelöscht. Als Hauptschau-
platz der industriellen Vernich-
tung der europäischen Juden, die
aus allen besetzten Gebieten de-
portiert wurden, wurde Polen in
den Worten seines großen Litera-
ten Andrzej Szczypiorski zum
„größten Friedhof der Zivilisati-
on“.

Im Gedenken an diese von
Deutschen verübten Verbrechen

erinnern wir auch
an all diejenigen,
die in schier aus-
sichtsloser Lage in
Deutschland wie in
den besetzten Nach-
barländern mutigen
Widerstand leisteten
und ihn mit ihrem
Leben bezahlten, et-
wa im Warschauer

Ghetto 1943 oder beim Warschau-
er Aufstand der polnischen Hei-
matarmee 1944. Wir erinnern an
die Frauen und Männer der Wei-
ßen Rose und des 20. Juli.

Deutsche und Polen haben
nicht nur eine gemeinsame Gren-
ze, sie teilen sich vor allem eine
gemeinsame Geschichte. In ihr ha-
ben Grenzen freilich eine unheil-
volle Bedeutung gespielt, vor al-
lem seit Brandenburg-Preußen zur
europäischen Macht aufgestiegen
war. Der große Preußenkönig
Friedrich II. war kein Freund Po-
lens. Er blickte mit demonstrativer
Geringschätzung auf die aus dem
16. Jahrhundert überkommene
polnische Adelsrepublik. Kaltblü-
tig nutzte er 1772 die Gelegenheit,
auf ihre Kosten sein Territorium
zu vergrößern. Polen, seiner Frei-
heit beraubt, wurde zum Spielball
Preußens, Habsburgs und Russ-
lands, die ihre machtpolitischen
Ambitionen zulasten eines Nach-
barn durchsetzten.

Gedemütigt nahmen die Polen
in der Folge vorweg, was später
Preußen nach der eigenen Nieder-
lage gegen Napoleon tat: Sie leite-
ten große Reformen ein. 1791 ver-
abschiedeten sie die erste schriftli-
che Verfassung, die es in Europa
überhaupt gab, auf den Tag genau
vier Monate vor der französischen
Nationalversammlung. Was da-
rauf folgte, waren militärische
Strafaktionen der politischen Re-
aktion in Berlin und Sankt Peters-
burg. Mit der zweiten und dritten
polnischen Teilung 1793 und
1795 war der polnische Staat nach
800 Jahren Existenz von der euro-
päischen Landkarte getilgt. Das
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Fortsetzung auf nächster Seite

Dem deutschen
Überfall
war ein

diplomatisches
Schurkenstück

vorausgegangen.

Ihre Landsleute
litten länger

als alle
anderen unter
der deutschen

Besatzung.
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preußische Territorium hatte sich
dafür verdoppelt. „Wo liegt die
Wasserscheide zwischen Genera-
tionen, die nicht genug bezahlt
haben, und Generationen, die zu
viel bezahlt haben?“

Die Polen haben festgehalten an
der Idee nationaler Einheit. Mit
ihrem Durchhaltewillen wurden
sie auch den Liberalen in Deutsch-
land zum Vorbild. „Denn ohne
Polens Freiheit keine deutsche
Freiheit. Ohne Polens Freiheit
kein dauernder Friede“, hieß es
beim Hambacher
Fest 1832, als man
neben der schwarz-
rot-goldenen auch
die polnische weiß-
rote Fahne hisste.
Die proklamierte
Verbindung aus
deutschem Einheits-
streben und polni-
scher Unabhängig-
keit hatte allerdings
nur rhetorische Bedeutung. In der
Revolution 1848 dominierten be-
reits wieder die nationalen Töne,
auch in der Paulskirche, als die
Frankfurter Nationalversammlung
gegen die Proteste der Polen die
preußische Provinz „Großherzog-
tum Posen“ in den Deutschen
Bund eingliederte. Wer heute gele-
gentlich in aktuellen Zusammen-
hängen vermeintliche „polnische
Empfindlichkeiten“ beklagt, hat
offenbar keine Vorstellung von
dem Trauma einer Nation, die
über mehrere Jahrzehnte und
Jahrhunderte als Staat von der
Landkarte verschwunden war.

Das Ende des Ersten Weltkrieges
brachte für viele Völker in Mittel-
osteuropa die Gründung eigener
Nationalstaaten. Auch die Polen
nahmen 1918/19 ihr nationales
Selbstbestimmungsrecht wieder in
eigenen Grenzen wahr nach über
120 Jahren Fremdherrschaft. Die
neue Friedensordnung, die der
Versailler Vertrag geschaffen hatte,
sah unter anderem einen Sonder-
status für Danzig vor als völker-
rechtlich selbstständiges Gebilde
einer vom Völkerbund kontrol-
lierten Freien Stadt. Ein Korridor
verhalf dem neuen polnischen
Staat zum Zugang zum Meer und
trennte zugleich Ostpreußen vom
Rest Deutschlands ein Umstand,
den Hitler als Vorwand zu nutzen
wusste, um 1939 den von ihm
lange angestrebten Krieg vom Zau-
ne zu brechen.

Deutsche haben 1939 den Krieg
begonnen. Sie haben ihn 1945
verloren. Aber sie haben nicht al-
leine dafür bezahlt. Die bedin-
gungslose Kapitulation, die wir
Deutschen heute als Befreiung er-
kennen, brachte für die Polen zu-
nächst keine Freiheit. Es gehört
zur polnischen Tragödie im 20.
Jahrhundert, dass dem Sieg über
Hitler bleierne Jahrzehnte folgten,
in denen den Polen – und mit ih-
nen allen, die unter sowjetische

Herrschaft kamen – die Selbstbe-
stimmung weiter vorenthalten
blieb.

Nach 1945 erlebte Polen eine
gigantische Westverschiebung des
eigenen Landes, die für Millionen
Menschen den Verlust der Heimat
bedeutete. Wenn wir heute auch
des Leids gedenken, das dabei
Deutsche, meist persönlich
schuldlos, als Opfer politischer
Entwicklungen erlitten haben,
dann können wir dies nur deswe-
gen, weil wir zugleich keinen

Zweifel über Ursa-
che und Wirkung
lassen. Hitlers un-
bändiger Vernich-
tungswille, unter
dem Völker und Na-
tionen von der At-
lantikküste bis in
den Kaukasus, vom
Nordkap bis nach
Nordafrika so un-
endlich schwer gelit-

ten haben, schlug am Ende gegen
das eigene Volk zurück. Bei flä-
chendeckenden Bombardements
auf deutsche Städte starben Hun-
derttausende Zivilisten, jahrhun-
dertealte Stadtbilder wurden aus-
gelöscht, für Millionen Soldaten
folgten Jahre der Kriegsgefangen-
schaft, viele kehrten nie mehr
heim. Das Land blieb auf Jahr-
zehnte geteilt.

In der Trauer über den erlitte-
nen Verlust fehlt es in Deutsch-
land gelegentlich noch heute an
Wissen über und an Verständnis
für das Vertreibungsschicksal der
Polen. Beispielhaft dafür ist die
Familiengeschichte unseres Staats-
gastes: Er trägt den Namen seines
Onkels, der 1943 mit 16 Jahren
wegen seiner Mitwirkung im pol-
nischen Untergrund in Vilnius auf
deutschen Befehl erschossen wur-
de. Die Wurzeln der Familie Ko-
morowski liegen im heutigen Li-
tauen. Nach deren Vertreibung
durch die sowjetischen Besatzer
kam Bronisław Komorowski in
der Nähe von Breslau zur Welt –
in einem Haus, das vorher Deut-
schen gehört hatte. Sie, verehrter
Herr Staatspräsident, sagen des-
halb:

Ein Europa, in dem jedes Volk
sich auf das Leid der eigenen Op-
fer konzentrierte, wäre ein grauen-
voller Kontinent. Die Vergangen-
heit soll uns dazu verpflichten,
eine gemeinsame Zukunft zu
planen.

Möglich geworden ist dies erst
durch die großen Umwälzungen,
die 1989 mit maßgeblicher polni-
scher Beteiligung Europa verän-
dert haben. Die deutsch-polnische
Geschichte im 20. Jahrhundert
manifestiert sich mehr als anders-
wo in Danzig. Mehr noch: Diese
Stadt ist zu einem europäischen
Erinnerungsort geworden. Mit
dem Versailler Vertrag war sie Me-
netekel für einen neuen europäi-
schen Konflikt, 1939 wurde sie

zum Ort des Kriegsausbruchs. Spä-
ter jedoch, mit der Solidarnosc-
Bewegung, wurde aus der ehedem
Freien Stadt Danzig die Stadt der
Freiheit – ein Schauplatz der fried-
lichen Revolutionen in ganz
Ost- und Mittelosteuropa.

An die großen polnischen Ver-
dienste um die deutsche Einheit
und die Freiheit in einem verein-
ten Europa erinnert seit 2009 an
der Ostfassade des Reichstagsge-
bäudes ein Mauerstück der ehe-
maligen Danziger Lenin-Werft. In
Ihrer Amtszeit als Sejm-Marschall,
lieber Herr Komorowski, haben
wir es gemeinsam enthüllt. Im Ge-
genzug verweist in Kreisau, auf
dem Gut der Familie Moltke, ein
Stück der Berliner Mauer auf den
9. November 1989. Dieser heraus-
ragende Ort des deutschen Wider-
standes steht für den Aufbruch in
den deutsch-polnischen Bezie-
hungen nach Ende des Ost-West-
Konflikts. Hier nahmen am 12.
November 1989 Helmut Kohl
und Tadeusz Mazowiecki an einer
Versöhnungsmesse teil, nachdem
der deutsche Bundeskanzler sei-
nen Staatsbesuch in Polen wegen

des Falls der Berliner Mauer unter-
brochen hatte.

Die Mauern, in Danzig wie in
Berlin, sind durch Bürgerrechtler,
durch zivilgesellschaftliches Enga-
gement überwunden worden.
Herr Staatspräsident, Sie haben
beide Mauerstücke, das der Berli-
ner Mauer und das der Danziger
Werft, als „Symbole der Integrati-
on, des Dialogs und der Verständi-
gung“ bezeichnet. Die Aussöh-
nung zwischen unseren beiden
Nationen mit ihrer jahrhunderte-
alten Geschichte leidvoller territo-
rialer Veränderungen beweist, dass
Frieden in Europa nur möglich ist,
wenn die territoriale Integrität der
Staaten nicht mehr infrage gestellt
wird eine Erkenntnis, um die auch
in Deutschland lange, auch noch
im Kontext der Wiedervereinigung
und der Diskussion über die
deutsch-polnische Grenze, gerun-
gen wurde. Diese Erkenntnis ist
im heutigen Europa aktueller
denn je. Gerade deshalb ist die
Wahl eines polnischen Minister-
präsidenten zum Präsidenten des
Europäischen Rates ein starkes
Signal und ein Symbol für das

Selbstverständnis dieser Europäi-
schen Union.

„Wo liegt die Wasserscheide
zwischen Generationen, die nicht
genug bezahlt haben, und Genera-
tionen, die zu viel bezahlt haben?
Wir, auf welcher Seite stehen wir?“
Der 1. September 1939 und seine
Folgen sind und bleiben für uns
Deutsche ein Stück Geschichte,
das nicht einfach Vergangenheit
ist. Sie beschämt uns, und sie
stärkt uns in unserem Willen und
der Selbstverpflichtung unserer
Verfassung, gemeinsam mit allen
unseren Nachbarn und Partnern
„als gleichberechtigtes Glied in ei-
nem freien Europa dem Frieden in
der Welt zu dienen“. Dass Polen
und Deutsche daran gemeinsam
arbeiten als Nachbarn, als Partner,
als Freunde , ist ein ermutigendes
Beispiel dafür, dass wir aus der
Geschichte lernen können, wenn
wir ihre Lektionen begriffen
haben.
Ihre Anwesenheit heute im Deut-
schen Bundestag, Herr Staatspräsi-
dent, bestätigt diesen Zusammen-
hang. Wir freuen uns auf Ihre
Rede.

Deutsche haben
den Krieg 1945

verloren.
Aber sie haben

nicht alleine
dafür bezahlt.

Bronisław Komorowski, Präsident der Republik Polen:

Europa braucht
eine Wertedebatte

Bronisław Komorowski (*1952)
Staatspräsident Polens

Dass ich heute als Präsi-
dent des freien, demo-
kratischen Polens im

Deutschen Bundestag, im Herzen
der deutschen Demokratie, spre-
chen kann, bewegt mich zutiefst.
Dass ich hier, im Herzen des deut-
schen Staates, der Polen so nahe
und freundschaftlich verbunden
ist, anlässlich des 75. Jahrestags
des Ausbruchs des Zweiten Welt-
kriegs sprechen kann, ruft nicht
nur diese innere Bewegtheit her-
vor, sondern auch ein Gefühl des
Glücks, das die Generation beglei-
tet, deren Eltern nicht nur den
Albtraum des Krieges überlebten,
sondern auch in gegenseitiger
Feindschaft lebten. Dieser Augen-
blick ist für mich ein Grund, um
stolz zu sein auf die Leistungen

unserer Generation auf dem Weg
zur Versöhnung und Wiedererlan-
gung des Gefühls der gegenseiti-
gen Nähe und Fähigkeit zur Zu-
sammenarbeit.

Wir erinnern und dürfen es nie
vergessen, dass im September
1939 – vor 75 Jahren – die Schüs-
se vom Panzerkreuzer Schleswig-
Holstein auf die Westerplatte in
Danzig und der in
ganz Polen ausgelös-
te Fliegeralarm die
Vorboten einer be-
ginnenden Katastro-
phe nicht nur für
mein Land, sondern
für das gesamte
Europa waren. Da-
mals begann der
Zweite Weltkrieg.
Wir gedenken des 1.
September und vergessen dabei
nie den 17. September, als sowje-
tische Streitkräfte, die Verbündete
Hitlerdeutschlands waren, nach
Polen einmarschierten.

Der Krieg brachte für Dutzende
Millionen Opfer den grausamen
Tod und Hunderten Millionen
von unschuldigen Menschen ein
verheerendes Schicksal.

Die Schrecken jener Zeit, der or-
ganisierte Terror sowie die syste-
matischen Massenmorde an de-
nen, die von einer wahnsinnigen
Ideologie als Untermenschen gal-

ten, sind bis heute in unserem eu-
ropäischen Gedächtnis geblieben.
Noch immer bleiben in der Erin-
nerung der Menschen jene Zeiten
wach, deren Symbol der Holo-
caust und die bewussten, planmä-
ßigen, sich gegen die Eliten der er-
oberten Völker richtenden Ver-
nichtungsaktionen waren. Fast je-
de polnische Familie, darunter

auch die meine, er-
lebte nicht nur den
heldenhaften
Kampf, sondern er-
fuhr auch die Schre-
cken der Razzien,
der Versklavung in
Lagern, der Brutali-
tät von Umsiedlun-
gen und der Mas-
senhinrichtungen
von damals. Erin-

nert werden sollte auch daran,,
dass letztendlich nicht nur die
Opfer des Angriffs, sondern alle,
auch die Einwohner der Aggres-
sorstaaten, von Unglück und Leid
betroffen waren.
Mit umso größerer Bewunderung
dürfen wir daher die Menschen
nicht vergessen, die sich der
deutsch-polnischen Aussöhnung
widmeten: die polnischen Bischö-
fe, die 1965 an die deutschen Bi-
schöfe den berühmten Brief über
das gegenseitige Vergeben als Ant-
wort auf die damals anhaltenden
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Diskussionen unter den deutschen
Christen schrieben, die Menschen
von der Aktion Sühnezeichen Frie-
densdienste, die Politiker Willy
Brandt, Helmut Kohl, Tadeusz
Mazowiecki und auch Władysław
Bartoszewski. Er, der ehemalige
Auschwitz-Häftling, später Mit-
glied der Żegota, einer Hilfsorga-
nisation für vom Holocaust be-
drohte Juden, und langjähriger
Häftling in der Stalinzeit, mit dem
ich während des Kriegszustands in
einem Lager interniert war, sagte
vor 19 Jahren hier im Bundestag,
als er bereits Außenminister eines
unabhängigen Polens war: „Die
[deutsch-polnischen] Beziehun-
gen haben heute eine europäische
Dimension erlangt. Unsere Nach-
barschaft wird in hohem Maße
darüber entscheiden, ob und
wann das geteilte Europa zusam-
menwachsen wird. Die Zusam-
menarbeit beider Staaten im ge-
einten Europa gehört heute zu
den wichtigsten Zielen und Be-
gründungen unserer bilateralen
Beziehungen.“

Die vollständige Versöhnung,
bereits unter den Bedingungen der
von der polnischen „Solidarność“
erkämpften Freiheit, war die Krö-
nung der langjährigen Bestrebun-
gen zugunsten ei-
nes neuen An-
fangs in den
deutsch-polni-
schen Beziehun-
gen. Eines neuen
Anfangs in einer
neuen, unge-
wöhnlichen Ära
einer guten
Schicksalsgemein-
schaft, die 1989 ihren Anfang
nahm.

Das war eine ungewöhnliche
Zeit, als Tadeusz Mazowiecki be-
reits Ministerpräsident des zu Frei-
heit drängenden Polens und erster
nichtkommunistischer Regie-
rungschef in unserem Teil Europas
war, und als die ersten Risse in der
Berliner Mauer, die das deutsche
Volk in zwei deutsche Staaten teil-
te, sichtbar wurden. Ich kann
mich noch erinnern, wie die ers-
ten DDR-Flüchtlinge Ende August
1989 nach Polen kamen. Mit kei-
nem einzigen Staat des damaligen
Westens hatten wir eine gemeinsa-
me Grenze, doch die Ostdeut-
schen erwarteten mit Recht, dass
die in Polen eingetretenen Verän-
derungen ihnen die Hoffnung ge-
ben würden, frei zu sein und in
die Bundesrepublik gelangen zu
können. Für uns war die Organi-
sation der Durchreise dieser Men-
schen nach Westdeutschland eine
wichtige Erfahrung, ein Signal,
dass sich der Fatalismus der
deutsch-polnischen Beziehungen
überwinden lässt und dass freie
Polen und freie Deutsche sich ver-
ständigen und zusammenarbeiten
können.

In solidaritätsgeprägtem Polen

schauten wir mit viel Sympathie
auf all die mutigen Menschen, die
es in Ostdeutschland riskierten,
auf die Straße zu gehen und die
Achtung der Bürgerrechte einzu-
fordern. „Wir sind das Volk“ – die-
ser Spruch war ein Ruf nach Aner-
kennung als souveräne und unab-
hängige Bürger gegenüber dem
Staat. Roland Jahn, der jetzige
Bundesbeauftragte für die Unterla-
gen des Staatssicherheitsdienstes
der ehemaligen Deutschen Demo-
kratischen Republik, ein ehemali-
ger Oppositioneller, sprach davon,
dass in diesem Herbst der Wende
„die Solidarność mit uns auf dem
Leipziger Ring mitmarschierte“.
Wir in Polen verfolgten hoff-
nungsvoll die Gebete und Proteste
vor der Nikolaikirche in Leipzig.
Wir wussten, dass wir den Erfolg
der Freiheit nur gemeinsam dauer-
haft sichern können. Damals bete-
ten wir gemeinsam mit den Men-
schen in der Nikolaikirche um
Freiheit, um unsere gemeinsame
Sache. Es war nicht der Sieg der
Diplomatie oder der Bündnisse,
der Europa veränderte, es war der
Wille des Volkes, der nach Freiheit
dürstenden Menschen.

Unsere Völker haben die dama-
lige historische Konjunktur nicht

verpasst. Die letzten 25
Jahre stehen für eine
geradezu unglaubliche
Geschichte des von
Deutschen und Polen
zusammen vorange-
triebenen Aufbaus ei-
nes gemeinsamen
Europas. Dies ist eine
einmalige Geschichte
der Versöhnung, die

der Millionen Gräber gedenkt, an
die mit dem Rauch der Kremato-
rien aufsteigende Asche, an die
Ruinen des aufständischen War-
schaus und an die Trümmer Ber-
lins erinnert, die wunderbare Tra-
dition des Jahres 1989 trägt und
eine neue Hoffnung für Europa
und die Welt aufbaut.

Und heute, sich dieser grausa-
men, bitteren, aber auch glorrei-
chen Geschichte der Völker Mittel-
und Osteuropas im 20. Jahrhun-
dert bewusst, stehe ich vor Ihnen,
meine Damen und Herren, als le-
bendiger Zeuge dieses Wunders
der Versöhnung, der außerge-
wöhnlichen Gegenwart, in der die
junge Generation von Deutschen
und Polen zum ersten Mal seit
Jahrhunderten zusammen lernen
und arbeiten sowie die gemeinsa-
me Zukunft der Völker eines ge-
einten Europas gestalten kann. Ich
freue mich, dass wir dieses koper-
nikanischen Umbruchs in der Ge-
schichte der deutsch-polnischen
Beziehungen gemeinsam geden-
ken wollen, wovon ein symboli-
sches Stück der in unmittelbarer
Nähe des Reichstagsgebäudes auf-
gestellten Danziger Werftmauer
oder auch die heute Warschau
und Berlin verbindende Autobahn

der Freiheit zeugen.
Dieses Jahr begehen wir nicht

nur den 75. Jahrestag des Aus-
bruchs des Zweiten Weltkriegs,
sondern auch den 100. Jahrestag
des Ausbruchs des Ersten Welt-
kriegs.

Beide Kriege trennt nur eine Ge-
neration voneinander. Bemerkens-
wert ist jedoch, dass zwei Genera-
tionen von Europäern, die von
den Kriegen so schmerzhaft be-
troffen waren, aus den erlebten
Katastrophen so unterschiedliche
Schlussfolgerungen gezogen ha-
ben. Nach dem Ersten Weltkrieg
beschritt Europa den Weg der Stär-
kung der nationalen Egoismen,
des verstärkten Strebens nach ei-
ner Revision der Kriegsergebnisse
und einer Revanche für erlittene
Verluste. Diese Phänomene be-
günstigten die Ausweitung linker
und rechter Radikalismen und be-
förderten die Entstehung von au-
toritären und totalitären Syste-
men.

Es brauchte erst des Dramas des
Zweiten Weltkriegs, damit Europa
sich wieder darauf besinnen kann,
was die europäischen Völker ver-
bindet und nicht trennt, damit es
sich bewegt in Richtung Integrati-
on, Stärkung des freien Marktes
und der Demokratie, in Richtung
einer Sicherheit, die auf dem
Wohlstand und der Zusammenar-
beit mit den Nachbarn beruht.

Der Erfolg der europäischen In-
tegration hatte seine Wurzeln in
der Kultur, in einem ähnlichen
Verständnis der Rolle des Men-
schen in der Welt. Denn den Kern
der europäischen Kultur bildet der
Personalismus. Dieser kann aus
dem Christentum abgeleitet wer-
den, das das Konzept eines Men-
schen geschaffen hatte, der sich

selbst als „Person“ wahrnimmt. Er
kann aber genauso auf die Traditi-
on der Aufklärung zurückgeführt
werden, wo er präzise von Imma-
nuel Kant beschrieben wurde. Was
die Europäer verbindet, ist die
Überzeugung, dass die Würde je-
des menschlichen Wesens unver-
äußerbar ist. Im Sin-
ne dieser Überzeu-
gung gilt es, das ge-
samte Bildungswe-
sen und die Rechts-
ordnung aufzubau-
en, das wirtschaftli-
che Geschehen zu
gestalten und Insti-
tutionen des Staates
einzurichten. Um
diesen Personalismus herum müs-
sen wir heute eine möglichst brei-
te „anthropologische Koalition“
von globaler Reichweite aufbauen,
die das Primat der Person voraus-
setzt. Dies ist uns eine grundle-
gende Botschaft, die heute von
Europa auszugehen hat und die
dem Kontinent zu verkünden ist.
Dieses Menschenkonzept gilt es zu
verteidigen: Der Mensch als Per-
son, als denkendes, freies und so-
ziales Wesen, das mit unendlicher
Würde ausgestattet ist. Die Ge-
schichte bestätigt uns in dem Be-
wusstsein, dass wenn die mensch-
liche Würde bedroht ist, ein Kom-
promiss nicht mehr als ein Wert
an sich angesehen werden kann.

Das Wort „Wert“ wurde von mir
bewusst verwendet, denn, nach-
dem Polen der Kultur den Vorrang
vor der Wirtschaft und der Politik
gab, dies ist die universelle Di-
mension der polnischen Erfahrun-
gen. Das Phänomen der „Solidar-
ność“ war nämlich seinem Wesen
nach ein ethisches Phänomen.
Aus dem Glauben an die Grund-

werte, an die menschliche Würde,
entstand die „Macht der Machtlo-
sen“. Sie war es, die der „Solidar-
ność“ ihre Wirksamkeit verlieh
und somit den friedlichen Zerfall
des blutigsten Imperiums in der
Weltgeschichte bewirken konnte.

Auch Deutschland kennt diese
Erfahrung. Den gro-
ßen sozialen und
wirtschaftlichen Er-
folg eines nach dem
Zweiten Weltkrieg
zerstörten Deutsch-
lands begleitete
nämlich eine Debat-
te über die Grund-
werte, über die ethi-
schen Fundamente

der wiedergeborenen deutschen
Staatlichkeit. Eine solche Debatte
hat Europa heute dringend nötig!
Die europäische Einheit kann nur
dann tief und wirksam sein, wenn
sie auf gemeinsamen Werten be-
ruht.

„Europa ist nicht zustande ge-
kommen, wir haben den Krieg ge-
habt“ (Schuman-Erklärung,
1950), schrieben die Gründerväter
der Europäischen Gemeinschaften
und schufen daher mit Konse-
quenz und Entschlossenheit die
einzelnen europäischen Institutio-
nen im Bestreben, den Integrati-
onsraum zu vertiefen und zu er-
weitern. Denn sie verstanden sehr
wohl, dass nur ein geeintes
Europa zum Europa ohne Krieg
werden kann. So wurden die Fun-
damente des Friedens – die Ach-
tung der Menschen- und Bürger-
rechte, der demokratische Rechts-
staat sowie die Achtung der Min-
derheitenrechte – für die nächsten

Fortsetzung auf nächster Seite
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Jahrzehnte zum Aushängeschild
des Kontinents. Hierzu gehört
auch die Fähigkeit, auf kreative Art
und Weise Kompromisse zu
schließen, zu denen wir auch heu-
te bereit sein sollten, um den vor
uns allen stehenden Herausforde-
rungen die Stirn bieten zu kön-
nen.

Für Europa hat die Verbindung
der Sorge des Staates um die Ent-
wicklung aller Staatsbürgerinnen
und Staatsbürger mit einer leis-
tungsfähigen Wirtschaft eine
Schlüsselbedeutung. Nur ein vom
Unternehmergeist ermutigtes
Europa, das die Aktivitäten der
kleinen und mittelständischen
Unternehmen in der ganzen Ge-
meinschaft fördert und auch ein
der industriellen Entwicklung för-
derliches Klima ermöglicht, kann
sich im internationalen Wettlauf
erfolgreich behaupten. Wir brau-
chen heute eine kreative Anknüp-
fung an das Konzept einer freien
und sozialen Marktwirtschaft, die
es vermag, Subsidiarität und Soli-
darität sowie die Interessen des
Einzelnen mit dem Gemeinwohl
miteinander zu verbinden. Die Er-
fahrungen der polnischen Verän-
derungen zeigen, dass mutige Re-
formen und gute Regelungen
wichtig sind, dass jedoch System-
veränderungen auf die Befreiung
der menschlichen Energie und der
schöpferischen Fähigkeiten auszu-
richten sind.

Unsere nächste Aufgabe besteht
in einer Stärkung des Euroraums,
sodass dieser widerstandsfähiger
gegen auftretende Erschütterungen
wird. Die aus der letzten Krise ge-
zogenen Schlussfolgerungen sowie
weitere im Euroraum durchzufüh-
rende Reformen sollten weitere
Staaten, darunter auch Polen, da-
zu ermuntern, den Euro gemäß
den mit dem Beitritt in die Euro-
päische Union eingegangenen Ver-
pflichtungen in nicht allzu ferner
Zukunft einzufüh-
ren. Aber auch das
Gefühl der Sicher-
heit und eine stär-
kere Solidarität aller
Mitglieder des Euro-
raums können eine
gewisse Anzie-
hungskraft entfal-
ten. Deshalb lohnt
sich die Mühe, von
allen Staaten des Euroraums Re-
formen und Verantwortung für de-
ren Umsetzung zu verlangen

Verstärkt zeichnen sich vor uns
immer deutlicher Probleme der
europäischen Sicherheit in ihrem
gesamten Spektrum ab – von der
Energieversorgungssicherheit über
den Schutz der Bevölkerung vor
Terrorakten und die Verteidigung
der territorialen Integrität der uns
nahe stehenden Staaten bis hin
zur notwendigen Stärkung der ei-
genen Verteidigungsbereitschaft
angesichts der Gefahr für die Welt,
für unseren Kontinent und nicht

nur für die Ostflanke der NATO,
die die Rückkehr zur Anwendung
von Macht und militärischer Ag-
gression hier, in unserer Nähe, in
Europa darstellt.

Ich spreche von diesen Heraus-
forderungen zum 10. Jahrestag der
Osterweiterung der Europäischen
Union und meine damit auch un-
sere Zukunft. Es sind die beiden
Nachbarn, Deutschland als größ-
tes Land der „alten“ Union und
Polen als das größte Land der
„neuen“ Union, die heute ande-
ren ein Beispiel sein sollten nicht
nur darin, wie eine schwierige Ver-
gangenheit zu überwinden ist,
sondern auch darin, wie ein siche-
res Europa für die nachkommen-
den Generationen aufzubauen ist.
Unsere beiden Ländersollten sich
zur Aufgabe machen, dass die alte
Ost-West-Spaltung des Kontinents
begraben und eine neue Spaltung
verhindert wird. Genauso wie
Herr Bundespräsident Joachim
Gauck, bin auch ich überzeugt,
dass „wir nur gemeinsam das de-
mokratische und friedliche
Europa der Zukunft bauen kön-
nen. Und nur gemeinsam können
wir es verteidigen. Wir brauchen
eine deutsch-polnische Verantwor-
tungsgemeinschaft für die Zukunft
Europas.

Um diese gemeinsame Zukunft
wirksam aufbauen zu können,
müssen wir uns dessen bewusst
sein, was nicht darf nicht tun dür-
fen, damit die Fallen einer ober-
flächlichen Integration, die ledig-
lich eine Fassade darstellt, vermie-
den werden können. Es braucht
heute Mut, um sagen zu können,
dass es trotz vieler schöner Träu-
me und Projekte nicht möglich
ist, zügig voranzuschreiten und
die Integration zu beschleunigen.
Leichtfertige Versuche, weitere In-
tegrationsschritte zu unternehmen
ohne dass die Fundamente gefes-
tigt werden, können kontrapro-

duktiv wirken und
eher eine Abschwä-
chung und Desinte-
gration der EU be-
fördern, als dass sie
sich stärkend auswir-
ken. Einem Zusam-
menhalt Europas
können weder von
oben unternomme-
ne Versuche der Ho-

mogenisierung des Kontinents för-
derlich sein, die trotz des allzu sel-
ten angewandten Prinzips der
„Einheit in Vielfalt“ unternom-
men werden, noch bürokratische
Regelungen in weiteren Bereichen
des wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Lebens. Dies hemmt
nur die Entwicklungsdynamik, die
durch die natürlichen, kreativen
Kräfte in den beiden Lebensberei-
chen gespeist wird. Die Subsidiari-
tät, eine der Grundlagen des Ge-
meinschaftsrechts, wird in der Pra-
xis allzu oft ignoriert.

Vor der neuen europäischen

Führung steht daher die riesige
Aufgabe, diese Einheit angesichts
der sich abzeichnenden unver-
meidbaren Differenzen in konkre-
ten Integrationsbereichen auf-
rechtzuerhalten. Diese Verantwor-
tung tragen weitgehend die größ-
ten EU-Staaten, die in den letzten
Jahren manchmal Neigungen zum
Unilateralismus zeigten und somit
auch Aktivitäten entwickelten, die
nicht ausreichend die Interessen
der gesamten EU berücksichtigten.
Zentrifugale Verhaltensweisen
können sich jedoch gegenseitig
stärken. Und indem sie ähnliche
Reaktionen hervorrufen, können
sie nicht nur die Union schwä-
chen, sie können sie sogar ausei-
nanderreißen.

In Zeiten, in denen wir, die freie
Welt, uns fundamentalen Heraus-
forderungen stellen müssen, endet
die deutsch-polnische Verantwor-
tung nicht an der Europäischen
Union. Deutschland und Polen
sowie andere Staaten verbindet ei-
ne gemeinsame Verantwortung für
die transatlantischen Beziehungen
und das Nordatlantische Bündnis,
das eine gewichtige und stabilisie-
rende Funktion in der gesamten,
globalen internationalen Ord-
nung erfüllt. Daher sollten wir,
trotz manchmal auftretender Mei-
nungsunterschiede, keine weiteren
Anstrengungen scheuen, um das
transatlantische Vertrauen, das
manchmal leider ernsthaft er-
schüttert wurde, wieder aufzubau-
en. Dies ist eine große Aufgabe für
Regierungen und zivilgesellschaft-
liche Einrichtungen auf beiden
Seiten des Atlantiks.

Diese stabilisierende Rolle des
Bündnisses beruht auf Washing-
toner Vertrag als Grundlage, auf
der Bereitschaft, der gegenseitigen
Beistandspflicht in Notsituationen
nachzukommen. Wir haben uns
verpflichtet, dass die Mitgliedstaa-
ten „einzeln und gemeinsam
durch ständige, wirksame Selbst-
hilfe und gegenseitige Unterstüt-
zung die Kraft des einzelnen Staa-
tes und der Gesamtheit der Staa-
ten, einem bewaffneten Angriff
Widerstand zu leisten, aufrechter-
halten und entwickeln“ werden
(Art. 3). Diese Verpflichtungen
bilden die Voraussetzung für unse-
re Überlegungen von einem siche-
ren Europa und den transatlanti-
schen Verbindungen. Deshalb ist
es wichtig, dass der jüngste Gipfel
in Wales diese Verpflichtungen be-
stätigt hat. Ich denke, dass es uns
nicht an Konsequenz in der Um-
setzung der dort gefassten Be-
schlüsse fehlen wird und dass wir
es nicht zulassen, dass uns die
Hände gebunden werden durch
Vereinbarungen mit Dritten, die
ihren Verpflichtungen nicht nach-
kommen. Es ist eine sehr gute
Nachricht, dass eine der Antwor-
ten auf den Krieg in der Ukraine
sein wird, die Ostflanke der NATO
durch die ständige Präsenz von

Streitkräften des Bündnisses und
durch eine vorgeschobene logisti-
sche Infrastruktur in den Grenz-
staaten zu stärken sowie die Be-
reitschaft der Eingreiftruppe zu er-
höhen und die Rolle des Haupt-
quartiers des Multinationale
Corps Nord-Ost in Stettin zu er-
weitern, dessen Kern aus polni-
schen, deutschen
und dänischen Sol-
daten besteht. Wir
haben es nicht ver-
gessen, dass der Er-
folg des westlichen
Nachkriegseuropas
und auch der Erfolg
von Deutschland
selbst dank der Zu-
sammenarbeit mit
den Vereinigten
Staaten von Amerika und dank
des Schutzschirms der NATO
möglich waren. Die NATO schuf
den notwendigen Sicherheitsraum
für die Entwicklung und tut dies
auch noch bis heute. Heute, da
wir uns erneut den Herausforde-
rungen auf dem Gebiet der Sicher-
heit stellen, muss die NATO ein
effizientes Militärbündnis bleiben
können, sodass es uns ermöglicht,
Entscheidungen zu treffen ohne
Drohungen anderer fürchten zu
müssen. Abschreckung bildet kei-
nen Widerspruch zu Zusammen-
arbeit und Dialog, sondern ist de-
ren notwendige Ergänzung. Denn
es gibt Mächte in der Welt, die auf
eingegangene Verpflichtungen kei-
ne Rücksicht nehmen, sobald sie
bei ihren Partnern militärische
Schwäche oder fehlende Ent-
schlossenheit verspüren.

Die Beziehungen zu Nordame-
rika dürfen sich jedoch nicht aus-
schließlich auf Sicherheitsfragen
beschränken. Die Transatlantische
Handels- und Investitionspartner-
schaft versteht sich als eine Ver-
wirklichung des Plans, der fast
zeitgleich mit der Entstehung des
Bündnisses in der Überzeugung
entstanden sind, dass die transat-
lantische Gemeinschaft durch die
Einrichtung eines gemeinsamen
Wirtschaftsraumes belebt werden
kann. Wir sind uns dessen be-
wusst, dass die lange Entstehungs-
geschichte dieser Idee davon
zeugt, dass sie für jede der Seiten
schwierig ist und gewisse Risiken
verbirgt. Die Transatlantische
Handels- und Investitionspartner-
schaft ist aber nicht nur bloß eine
Handelsvereinbarung, sondern
eher der fehlende Teil einer trans-
atlantischen Sicherheitsgemein-
schaft, eines Projektes von zivilisa-
torischer Dimension. Wollen wir
die Lebendigkeit der Gemein-
schaft aufrechterhalten, müssen
wir in den Erfolg dieser Idee inves-
tieren. Während sich das Gewicht
der Welt in Richtung Asien verla-
gert, wollen wir doch der westli-
chen Welt mehr Stabilität sichern.
Die Aufrechterhaltung der politi-
schen, militärischen, wirtschaftli-

chen und gesellschaftlichen trans-
atlantischen Beziehungen stellt ei-
ne gute Investition in die Zukunft
dar. In unsere Zukunft!

Die Stärkung der Einheit und
der Solidarität der Europäischen
Union sowie der weit verstande-
nen westlichen Gemeinschaft ist
in Zeiten großer Unsicherheit eine

schwierige Aufgabe.
Die Herausforde-
rung ist umso grö-
ßer, da wir durch die
Veränderung
Europas und die
Stärkung der transat-
lantischen Gemein-
schaft gleichzeitig
auch eine gemeinsa-
me Antwort auf die
geostrategischen He-

rausforderungen in unserer Umge-
bung finden müssen. Die von mir
postulierte deutsch-polnische Ver-
antwortungsgemeinschaft muss
auch eine gemeinsame Antwort
auf Gefahren in den Nachbarlän-
dern finden. Die Zeiten der Frie-
densdividende nach dem Ende
des Kalten Krieges sind nun vor-
bei. Wir müssen zunehmend jene
Herausforderungen ernst nehmen,
die immer klarerden Charakter ei-
ner militärischen Aggression auf-
weisen.

Als Antwort auf die im Westbal-
kan geführten Kriege entstanden
unter anderem mit großer Mühe
die Gemeinsame Sicherheits- und
Verteidigungspolitik sowie die Ge-
meinsame Außenpolitik. Wir hoff-
ten, dass wir nach den Erfahrun-
gen von Bosnien, nach den Erfah-
rungen des belagerten Sarajevo
und den Verbrechen von Srebreni-
ca, in der Lage sein werden, auf
die nächste Krise, sobald sie ge-
kommen ist, eine Antwort zu fin-
den. Stellt nicht das, was wir in
unserer unmittelbaren Nachbar-
schaft sehen, in der Ukraine, in
Syrien, Libyen oder auch dem
Irak, nicht unseren Glauben in die
eigenen Kräfte und nicht die Effi-
zienz jener Institutionen in Frage,
die wir mit so viel Mühe geschaf-
fen haben? Wenn wir an den uni-
versellen Charakter unserer Werte
glauben, müssen wir in uns die
Entschlossenheit aufbringen, diese
Werte auch zu verteidigen.
Es gibt verschiedene Bewegungen
und Ereignisse, die die Freiheit be-
drohen; sie sind verschieden im
Irak, in Syrien, Libyen, der Ukrai-
ne oder in Russland. Aber eins ist
ihnen jedoch gemeinsam: Sie ver-
achten Menschenrechte, Rechts-
staatlichkeit und bürgerliche Frei-
heiten. Eine Verachtung von Men-
schen, die nach Freiheit und Soli-
darität streben, die ein demokrati-
sches Volk sein möchten. Es ist
kein Zufall, dass für muslimische
Fundamentalisten Wahllokale, in
denen das Volk über die eigene
Zukunft entscheiden kann, zur
Zielscheibe werden. Es ist kein Zu-
fall, dass die Ukrainer, die auf

Unsere
nächste

Aufgabe besteht
in einer

Stärkung des
Euroraums.
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Friedensdivi-
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dem Ende des
Kalten Krieges

sind nun vorbei.
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dem Kiewer Majdan verkündeten,
sie seien der eigentliche Souverän
im eigenen Staat, Wut bei einer
benachbarten Großmacht auslös-
ten, die sich später für eine euro-
paweit beispiellose Aggression
entschied. Vor unseren Augen
vollzieht sich nämlich die Wieder-
geburt einer nationalistischen
Ideologie, die unter dem Deck-
mantel humanitärer Parolen über
den Schutz von nationalen Min-
derheiten die Menschenrechte
und das Völkerrecht verletzt. Wir
kennen das allzu gut aus den 30er
Jahren des 20. Jahrhunderts. In
diesem Kontext bekommen die
Worte des Bundespräsidenten Ri-
chard von Weizsäcker einen be-
sonders deutlichen Klang: „Wer
aber vor der Vergangenheit die Au-
gen verschließt, wird blind für die
Gegenwart.“

Auf die Gefahren für die Frei-
heitmuss mit aller Stärke und mit
einer klaren Sprache hingewiesen
werden. Wird Verständnis für an-
gewandte Gewalt gezeigt, droht
Europa eine Niederlage. Dies ist
eine weitere Lehre aus der schwie-
rigen deutsch-polnischen Ge-
schichte, die wir gemeinsam
Europa und der Welt wiederholt
mitteilen sollten. Ich glaube daran
besonders heute, hier an diesem
Ort, der Zeuge vieler dramatischer
Ereignisse war, in einer Zeit voller
Symbole und vieler europäischer
Jahrestage, und möchte meinen
deutschen Nachbarn und Freun-
den sagen: Nur eine mutige Poli-
tik, die auf dem Fundament von
Werten aufbaut, deren Kern die
menschliche Würde darstellt, ver-
dient es, „Realpolitik“ genannt zu
werden. Machen wir doch in
Europa kluge, langfristige, aber
wirksame Politik, also eine, die
die Würde des Menschen vertei-
digt. Die Würde eines jeden
menschlichen Individuums und
aller Menschen!

Die Krise in der
Ukraine hat lange
nicht mehr die Di-
mension eines re-
gionalen bilatera-
len Konflikts. Sie
wurde zur Heraus-
forderung für den
ganzen Kontinent
für die gesamte
westliche Welt.
Durch den Angriff auf die Ukraine
greift Russland die Fundamente
einer demokratischen Gemein-
schaft an, ihre Rechte und Werte,
aber auch den fundamentalen
Grundsatz einer zivilisierten Welt:
das Prinzip der Achtung vor der
Souveränität der Staaten. Die
Ukraine tat nichts, was diese Ag-
gression rechtfertigen würde. Wir
beobachten auch, dass bewusst
vorgegangen wird, um die euro-
päische Einheit zu zerstören oder
zumindest zu blockieren, um die
Europäer untereinander zu zer-
streiten und die transatlantischen

Beziehungen zu schwächen.
Wenn wir weiterhin an die glo-

bale Rolle der Europäischen Uni-
on glauben, müssen wir ihre
Funktionsfähigkeit in unserer un-
mittelbaren Nachbarschaft unter
Beweis stellen können. Noch vor
einem Jahrzehnt glaubten wir, der
Marsch der Freiheit, zu dem vor
25 Jahren Deutsche und Polen zu-
sammen antraten, könne nicht
mehr gestoppt werden. Ihm wür-
den sich weitere Völker anschlie-
ßen, die sich von der Vision eines
Wohlstands in Demokratie und
des europäischen Lebensstils an-
gezogen fühlen. Diese Hoffnung
geben wir nicht auf. Wir glauben
weiter daran, dass unsere Auto-
bahn der Freiheit immer länger
sein wird und weit in den Osten
Europas reichen wird. Wir sehen
jedoch, dass sich der Weg dahin
schwierig und weniger bequem
gestaltet.

Russland als bewährten und vo-
raussehbaren Partner zu haben
würde keinen mehr freuen als die
Polen selbst. So wie Deutschland
und die Europäische Union haben
auch wir viel in die Annäherung
zu Russland investiert. Viel konnte
die Polnisch-Russische Gruppe für
schwierige Angelegenheiten errei-
chen, wir verbinden weiterhin viel
Hoffnung mit den Dialog- und
Versöhnungszentren, wo russisch-
polnische Gespräche und Begeg-
nungen stattfinden. Wir sollten
nicht vergessen, wieviel Wider-
stand es seitens der westlichen
Staaten noch vor wenigen Jahren
gegen die Einführung des erweiter-
ten kleinen Grenzverkehrs zwi-
schen Polen und Russland gege-
ben hatte.

Auch wir würden gerne in Russ-
land einen Freund des im weites-
ten Sinne des Wortes verstandenen
Westens sehen. Deshalb stellt die
aktuelle Politik Russlands für uns
eine so tiefe Enttäuschung und

auch eine vielschich-
tige Herausforderung
dar. Wir bedauern es
sehr, dass sich die
derzeitige Führung
im Kreml für den An-
tiokzidentalismus als
Legitimation für die
eigene Machtaus-
übung, als eine eige-
ne Identität und geo-

politische Orientierung entschied,
dass sie den Weg der Dominanz
und der Weiterentwicklung der ei-
genen Bedeutung nicht durch eine
Modernisierung und durch die
Zusammenarbeit mit dem Westen,
sondern durch die Wiedererrich-
tung der alten Einflusszone, wenn
auch in einem neuen Gewand,
wählte, indem sie militärische Ge-
walt gegen die Nachbarn einsetzt.
Der Krieg in Georgien vor sechs
Jahren und der derzeitige Krieg in
der Ukraine zeigen dies.

Meiner Überzeugung nach ist
das, was in der Ostukraine pas-

siert, das Ergebnis der Angst der
derzeitigen Kremlführung vor ei-
nem Erfolg der demokratischen
Modernisierung, die wir sowohl
der Ukraine als auch Russland
selbst wünschen. Ähnlich denken
viele unserer russischen Freunde,
und sie befürchten, dass , die jetzi-
ge Politik des Kremls eine Gefahr
für deren Rechte als Bürger und
deren Freiheit darstelle. Wir müs-
sen in russischsprachige Medien
investieren, deren Sendebereich
sich sowohl auf Europa wie auch
über seine Grenzen hinaus er-
streckt, um den Raum der Mei-
nungsfreiheit auszuweiten und ge-
gen Lügen vorzugehen. Dadurch
können wir die Anzahl der russi-
schen Freunde der Freiheit erhö-
hen.

Die Entschlossenheit und die
Opfer der Ukraine und der ukrai-
nischen Bevölkerung, zu denen es
unter den Fahnen der Europäi-
schen Union während des letzten
Winters auf dem Majdan kam, so-
wie die Leiden, die ihnen im heu-
tigen Krieg zugefügt werden, las-
sen uns nicht gleichgültig gegen-
über dem Drama dieses europäi-
schen Staates. Dies erfordert von
der EU und dem gesamten Westen
einer vielseitigen Hilfe für die
Ukrainer, die jetzt nicht mehr um
das Recht auf die Umsetzung die-
ses oder jenes Handelsabkom-
mens kämpfen, sondern vielmehr
um das Recht auf Unabhängigkeit
und das Recht auf souveräne Ent-
scheidungen. Die Ukrainer wei-
chen trotz des Krieges nicht vom
Weg des Aufbaus demokratischer
Institutionen ab. Lasst uns ihnen
helfen bei der Stärkung der
Grundlagen ihrer Staatlichkeit.
Halten wir die Östliche Partner-
schaft aufrecht.

Schließlich haben wir Europa
nicht in die ukrainische Steppen-
landschaft gebracht, aber wir ha-
ben dazu beigetragen, dass we-
nigstens einige Länder dieser Regi-
on nach jenen Grundsätzen leben
wollen, die auch die unseren sind.
Das Beispiel der Freiheit ist anste-
ckend. Sollten wir von dem Weg
der Unterstützung bei der Moder-
nisierung unserer osteuropäischen
Nachbarn umkehren, werde wir
dem Chaos und unkontrollierten
sozialen Ausbrüchen in unserer
unmittelbaren Nachbarschaft aus-
geliefert sein.

Daher ist die Hilfe für die
Ukraine und andere Länder der
Östlichen Partnerschaft in jeder
denkbaren Hinsicht erforderlich:
angefangen von der humanitären
Hilfe, der Unterstützung beim
Wiederaufbau nach dem Krieg bis
hin zur Vermittlung von Erfahrun-
gen, wenn es um Reformen der
Kommunalverwaltung, um die
Entwicklung von kleinen und mit-
telständischen Unternehmen, um
die Bekämpfung von Korruption
oder auch um die Reform des Ver-
teidigungssystems.

Ich stehe hier an einem Ort, wo
das Herz der deutschen Demokra-
tie schlägt, und kann meine tiefe
Rührung kaum verbergen. Ich bin
bewegt als Sohn eines Partisanen
der polnischen Heimatarmee und
Offiziers der Polnischen Streitkräf-
te, der in seinem Marsch nach Ber-
lin bis in die Lausitz gekommen
ist. Ich stehe hier vor der höchsten
Vertretung eines demokratischen
Deutschlands und denke zurück
an meinen Namensvetter, Onkel
Bronisław, der auf
deutschen Befehl im
besetzten Vilnius im
Kampf für ein freies
Polen gefallen ist. Er
war nur 16 Jahre alt.
Aber auch deshalb
kann und will ich
nicht meine Rüh-
rung verbergen, weil
ich nach dem Krieg in Nieder-
schlesien, bei Breslau, in eine Fa-
milie von polnischen Vertriebenen
aus dem Gebiet des heutigen Li-
tauens hineingeboren wurde. Ich
kam in einem Haus auf die Welt,
das vorher eine deutsche Familie
verlassen hatte, die die Geschichte
erlebte und deren tragisches Kapi-
tel vor 75 Jahren, am 1. Septem-
ber 1939, begann. Ich verstehe
den Schmerz wegen des erlittenen
Leids und des Verlustes der Hei-
mat. Der mitgefühlte Schmerz ist
für mich ein weiteres Argument
für das Engagement zugunsten der
deutsch-polnischen Versöhnung
und der Zusammenarbeit. Für
mich ist dies eine weitere Bestäti-
gung dafür, welche Bedeutung das
erlebte Wunder der deutsch-polni-
schen Versöhnung hat.
Dank der Versöhnung und der Zu-
sammenarbeit, dank der gemein-
samen Mitwirkung beim europäi-
schen Einigungs- und Integrati-
onsprozess können wir eine
deutsch-polnische Verantwor-
tungsgemeinschaft aufbauen. Und
wir tun dies, aber nicht, indem wir
die Vergangenheit vergessen, son-
dern durch kluges und verantwor-
tungsvolles Gedenken dank ge-
meinsamer Anstrengungen. Ich

bewundere die Fähigkeit des neu-
en Deutschlands, der Deutschen,
die Geschichte zu verstehen und
sich mutig mit dem geschichtli-
chen Drama auseinanderzusetzen,
dessen Quelle die Politik des Na-
zideutschlands war. Ich möchte,
dass wir gemeinsam Lehren aus
dieser Vergangenheit ziehen. Die
Herausforderungen von heute
und die Erfahrungen von gestern
fordern von uns das, was vor 75
Jahren fehlte. Eine demokratische

Gemeinschaft
braucht Visionen,
Strategien und Ent-
schlossenheit bei
der Verteidigung der
internationalen
Ordnung, der Sou-
veränität der Staaten
und der bürgerli-
chen Freiheiten.

Europa mit seinen Reformen,
die Nachbarschaft der Europäi-
schen Union und deren Stabilität
angesichts des voranschreitenden
Krieges, die transatlantischen Be-
ziehungen und die Sorge um Be-
wahrung der besonderen Bezie-
hungen zwischen Europa und
Amerika sollen den Inhalt dieser
Mission bilden. Noch nie so drin-
gend wie heute benötigen wir eine
deutsch-polnische Verantwor-
tungsgemeinschaft, eine Gemein-
schaft für Europa, die allen Staa-
ten der Europäischen Union und
unseres Kontinents offen steht. Ich
möchte, dass wir anlässlich der
nächsten Jahrestage des Kriegsaus-
bruchs mit tiefer Überzeugung sa-
gen können: „Es gab kein Europa,
wir hatten den Krieg. Doch dank
Europa und dessen Institutionen
haben wir keinen Krieg mehr auf
dem gesamten freien Kontinent.“
Die Autobahn der Freiheit, die
heute Deutschland und Polen ver-
bindet, könnte viel, viel länger
sein!

Wird Verständnis
für angewandte
Gewalt gezeigt,

droht
Europa eine
Niederlage.

Bei der abgedruckten Rede handelt
es sich um eine vorab veröffentlichte
Übersetzung des polnischen Manu-
skripts. Es gilt das gesprochene Wort.

Die Autobahn
der Freiheit, die
Deutschland und
Polen verbindet,
könnte viel, viel

länger sein.

Von links: Polens Staatspräsident Bronislaw Komorowski, Bundespräsident
Joachim Gauck und Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU/CSU)

©
DB

T/
Ac

hi
m

M
el

de
©

DB
T/

Ac
hi

m
M

el
de



DEBATTENDOKUMENTATION
Generaldebatte über den Bundeshaushalt 2015 / 50. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 10. September 2014

Dr. Gregor Gysi, DIE LINKE:

Ein sehr
zweifelhaftes Denkmal

Gregor Gysi (*1948)
Wahlkreis Berlin-Treptow – Köpenick

Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Sie ha-
ben sich zu einem Haus-

halt entschlossen, mit dem Sie al-
les, was wichtig ist, verschieben
oder ausfallen lassen. Die Kinder-
gelderhöhung wird verschoben,
die Abschaffung der kalten Pro-
gression wird verschoben – es
wird also weiterhin so sein, dass
zum Beispiel Leute, die 3 Prozent
brutto mehr erhalten, netto nur
0,5 Prozent mehr verdienen –, die
Investitionen in Bildung, in digita-
le Netze, in Wasserwege, in Brü-
cken und in Straßen fallen aus.

Und warum? Nur, um zum ers-
ten Mal einen ausgeglichenen
Haushalt vorzulegen! Für ein sehr
zweifelhaftes Denkmal verzichten
Sie auf alles, was Zukunft aus-
macht. Das kann nicht in Ord-
nung sein; das wissen Sie selbst.

Lassen Sie mich zunächst etwas
zur Außenpolitik sagen. Außenmi-
nister Kerry hat nun voll Stolz er-
klärt, dass es eine Koalition der
Willigen gegen ISIS unter Ein-
schluss der Türkei und Deutsch-
lands gibt.

Mich interessiert die Türkei. Bis-
her war es so, dass die Türkei po-
tenzielle Kämpfer der terroristi-
schen Söldner-armee ISIS in Rich-
tung Syrien und in Richtung Irak
unbehelligt durchgelassen hat.
Transporte mit Hilfsgütern wur-
den gestoppt. Interessanterweise
hat die Türkei einen Tag nach un-
serer Debatte vom 1. September
dieses Jahres die Transporte mit
Hilfsgütern durchgelassen. Sind
Sie sich wirklich sicher, dass die
Türkei ihre Haltung zu ISIS grund-
sätzlich geändert hat? Ich mache
da erst einmal ein Fragezeichen.

Dann ist die Frage: Wie will sich
nun eigentlich die Bundesregie-
rung beteiligen? Sie haben schon
Waffen an Peschmerga geliefert.
Das war falsch, das bleibt falsch.
Dem Irak fehlt vieles, aber keine
Waffen. Es gibt viele Möglichkei-
ten: Man kann die humanitären
Hilfen für Kurdinnen und Kurden,
für Jesiden, für Christinnen und
Christen und viele andere ausbau-
en. Man kann eine irakische Ein-
heitsregierung unterstützen, damit
es keine Ausgrenzungen mehr
gibt: weder von Sunniten noch
von Schiiten noch
von Christinnen
und Christen, Jesi-
den oder anderen.
Man kann Gesprä-
che anbahnen.
Man kann so vieles
tun. Das Einzige,
worauf die Regie-
rung kommt, sind
Waffenlieferungen.
Das ist wirklich ab-
surd; das muss ich ganz klar sa-
gen.

Ich habe noch weitere Fragen:
Was ist überhaupt die Koalition
der Willigen? Wann kehren wir
zum Völkerrecht zurück?

Zuständig ist der Sicherheitsrat
der Vereinten Nationen, der auf
der Grundlage der Charta der Ver-
einten Nationen zu entscheiden
hat, nicht irgendwelche Koalitio-
nen der Willigen.

Warum leiten Sie diesbezüglich
nichts ein? Ich glaube, Sie leiten
deshalb nichts ein, weil das Ver-
hältnis der USA zu Russland be-
sonders schlecht ist. Aber wir wis-
sen doch: Das Ganze geht nur mit,
nicht ohne und schon gar nicht
gegen Russland. Die internationa-
len Probleme sind nur mit Russ-
land zu lösen, egal ob ich an ISIS
denke, ob ich an die Probleme im
Iran denke, ob ich an Syrien den-
ke. Wir sind doch auf Russland
angewiesen.

Ich sage Ihnen noch etwas. Die
PKK und die PYD in Syrien – das
hat hier auch der außenpolitische
Sprecher der Unionsfraktion ein-
gestanden – schützen inzwischen
die Jesiden, die Christinnen und
Christen. Wir müssen unsere Poli-
tik ändern. Prüfen Sie das PKK-
Verbot und heben Sie es auf! Ha-

ben Sie endlich die Kraft, ISIS zu
verbieten! Es wird höchste Zeit,
dass das geschieht.

In der Sendung Panorama wur-
de Folgendes gezeigt: Bei einer De-
monstration waren auf der einen
Seite Demonstranten mit PKK-
Fahnen zu sehen, und die Polizei
griff sofort ein. Auf der anderen
Seite waren Demonstranten mit
ISIS-Fahnen zu sehen, und es pas-
sierte nichts – da muss sich in un-
serem Land etwas gründlich än-
dern.

Wir alle beurteilen Assad über-
wiegend negativ.
Viele haben gegen
Assad gekämpft,
aber wir haben im-
mer gesagt: Wir
brauchen diesen
Kontakt. Wir brau-
chen die Möglich-
keiten zu Gesprä-
chen. – Jetzt wird es
ganz deutlich: Wir
brauchen Assad

auch im Kampf gegen ISIS. Es ist
also nie klug, übertrieben zu rea-
gieren.

Wissen Sie: Ihre ganze Außen-
politik wirkt hilflos, wirr und
durcheinander. Das ist viel zu we-
nig. Dafür ist die Verantwortung
Deutschlands zu groß. Ich sage Ih-
nen noch etwas: Im Kalten Krieg
hat der Westen gesiegt. Aber er
konnte nicht aufhören, zu siegen.
Die alte Ordnung wurde zerstört,
und keine neue friedenschaffende
Ordnung hergestellt.

Ich komme zur Ukraine. End-
lich gibt es eine Vereinbarung
über eine Feuerpause, einen Waf-
fenstillstand. Das ist für mich
schon ein Durchbruch. Der Don-
bass bleibt selbstverständlich Be-
standteil der Ukraine. Es geht
dann um weitgehende Autono-
mierechte. Was wir jetzt brauchen
– das sage ich Ihnen schon jetzt –,
ist ein Marshallplan für die Ostu-
kraine. Wir brauchen regionale
Wahlen.

Wie Finnland sollte die Ukraine
nicht zur NATO gehören. Und ich
sage Ihnen: Die NATO-Gipfel-Be-
schlüsse sind absolut kontrapro-
duktiv – schnelle Eingreiftruppe,
Aufrüstung im Baltikum und in
Polen. Der Vertrag zwischen der
NATO und Russland sieht aber

vor, dass eine dauerhafte Statio-
nierung von NATO-Streitkräften
in Osteuropa verboten ist. Wollen
Sie diesen Vertrag verletzen? Was
sollen die geplanten Änderungen?
Russland wird darauf wiederum
mit einer Änderung seiner Militär-
doktrin reagieren.
Es besteht die Ge-
fahr einer neuen
Runde des Rüs-
tungswettlaufs. Das
Minsker Abkom-
men über die Feu-
erpause – und zwar
unbefristet – muss
doch ein Anlass zur
Deeskalation auch
durch NATO und EU sein. Des-
halb sind auch die neuen Sankti-
onsbeschlüsse falsch; denn sie
führen zu einer Eskalation, ob-
wohl das Gegenteil notwendig ist.

Ich sage Ihnen noch etwas: Die
Sanktionen und ihre Antworten
schaden – völlig unnötig – der
Wirtschaft und der Bevölkerung in
Deutschland – übrigens insbeson-
dere in den neuen Bundesländern.
Denn 80 Prozent der Exporte von
Deutschland nach Russland kom-
men aus den neuen Bundeslän-
dern. Da wird das gravierende Fol-
gen haben.

Ich sagen Ihnen: Eine vernünfti-
ge Politik wäre, die Sanktionen
unverzüglich aufzuheben.

Die NATO und vor allem die
USA fordern, 2 Prozent der Wirt-
schaftsleistung in den Verteidi-
gungsetat zu stellen – 2 Prozent.
Deutschland ist gegenwärtig bei
1,3 Prozent. Wenn wir diesen
Wunsch erfüllten, müssten wir
rund 24 Milliarden Euro mehr für
Rüstung ausgeben.

Frau von der Leyen, Sie – das
habe ich doch richtig verstanden?
– wollen nicht so viel ausgeben,
aber schon mehr. Und die Kanzle-
rin habe ich so verstanden, dass
sie eigentlich nicht mehr ausge-
ben will. Ich hoffe, Sie verständi-
gen sich darauf, weniger auszuge-
ben – auf gar keinen Fall mehr!
Das will ich auch deutlich sagen.

Ich sage Ihnen ganz klar: Die
USA, die NATO und auch
Deutschland sind hoch gerüstet.
Wir brauchen keine Aufrüstung
mehr.

Die Bundesregierung – und da-
mit auch EU und NATO – werden
immer abhängiger von der US-Re-
gierung. Warum können Sie dies-
bezüglich eigentlich nicht souve-
räner, nicht eigenständiger auftre-
ten? Das geht mir so auf die Ner-
ven; das muss ich Ihnen ehrlich
sagen. Die NSA hört unsere ge-
samte Bevölkerung ab, betreibt

Wirtschaftsspionage, aber Sie ha-
ben Angst, irgendetwas Wirksames
dagegen zu unternehmen.

Zeigen Sie mal etwas Mumm!
Ich sage Ihnen auch: Dieses

Duckmäusertum, das Sie an den
Tag legen, führt nicht zu Freund-

schaft, sondern zu
Verachtung. Wenn
man Freundschaft
will, muss man sich
als Erstes Respekt
erarbeiten. Und mit
solchen Entschei-
dungen erarbeitet
man sich Respekt,
den wir dringend
benötigen.

Ein weiterer Punkt sind die Ab-
kommen. Eines liegt schon vor –
das CETA-Abkommen mit Kanada
–; das andere, das TTIP-Abkom-
men, ist geplant. Was uns am
meisten stört und befremdet, ist
die Investitionsschutzklausel. Ich
komme noch darauf zurück.

Die Bundesregierung sagt, sie
sei auch gegen die Investitions-
schutzklausel. Sie ist aber in dem
Abkommen vorgesehen. I

Was bedeutet denn eine Investi-
tionsschutzklausel? Wenn wir in
Berlin einmal eine vernünftigere
Regierung bekämen – das ist
schließlich möglich, zum Beispiel
mit Linken – und die beschlösse
plötzlich, dass es mehr Mitbestim-
mung gibt oder dass Konzerne et-
was mehr Steuern zahlen müssen,
dann könnten die kanadischen
und amerikanischen Unterneh-
men sagen: „Das geht nicht; es
verstößt gegen das Verbot von In-
vestitionshemmnissen; denn wir
haben unseren Sitz hier unter an-
deren Voraussetzungen gegrün-
det“, und Schadenersatz fordern.

Das ist eine Katastrophe, weil
Sie jede vernünftigere Politik aus-
schließen. Deshalb darf das nie-
mals in Kraft treten. Wollen Sie
Politik wirklich unmöglich ma-
chen? Das geht nicht. Stoppen Sie
das Ganze so schnell wie möglich!

Außerdem erleben wir eine Ent-
staatlichung, und zwar in dreifa-
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Die
internationalen
Probleme sind

nur mit
Russland
zu lösen.

Ihre
ganze

Außenpolitik
wirkt hilflos,

wirr und
durcheinander.
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cher Hinsicht: erstens durch CETA
und TTIP. Denn es sollen keine or-
dentlichen Gerichte zuständig
sein. Es gibt dann nur ein Schieds-
gericht, bestehend aus drei Advo-
katen, die über Milliardenbeträge
entscheiden sollen. Der ordentli-
che Gerichtsweg ist ausgeschlos-
sen. Das ist eine Entstaatlichung.
Es verstößt auch gegen die Rechts-
staatlichkeit. Das ist nicht hin-
nehmbar.

Die zweite Entstaatlichung, die
noch viel schlimmer ist, erleben
wir in Somalia, Irak, Libyen und
Afghanistan. Nirgendwo funktio-
niert der Staat noch. In Ägypten,
Syrien und in der Ukraine besteht
die Gefahr der Zerstörung des
Staates.

Das Dritte ist eine Entstaatli-
chung in unserer Gesellschaft. Da-
rauf möchte ich Sie gerne hinwei-
sen, weil ich finde, dass wir sehr
viel genauer darauf achten müs-
sen. Es gibt ein oberstes Zehntel in
unserer Gesellschaft, das sich
nicht mehr für den Staat interes-
siert. Diese Menschen gehen zwar
formal wählen, aber mehr interes-
siert sie nicht, weil sie alles, ob
Firmensitz oder Wohnsitz, danach
begründen, wie die Rechtsvor-
schriften in welchem Teil der Welt
aussehen, wo welche Steuerregeln
und Arbeitsschutzregeln herrschen
und welche Löhne kassiert werden
etc. Sie haben sich vom Staat in-
nerlich völlig verabschiedet.

Zu meinem großen Bedauern ist
es so, dass wir zwar Teile des unte-
ren Viertels erreichen – andere
auch –, aber bestimmte Teile des
unteren Viertels erreichen wir gar
nicht mehr. Diese Menschen ha-
ben sich völlig vom Staat verab-
schiedet und gehen auch nicht
mehr wählen. Was
glauben Sie, wie oft
ich versuche, mit
ihnen zu reden. Ich
stelle eine Entwick-
lung fest, die mir
große Sorgen
macht, weil sie für
die Demokratie un-
geheuer schädlich
ist.

Jetzt werde ich auch etwas zu
den Ursachen sagen, zum Beispiel
unsere Vermögensentwicklung. Es
gibt Zahlen, die einen umhauen.
Die EU-Millionäre, von denen es
eine reichliche Anzahl gibt, haben
ein Geldvermögen – es geht nur
um das Geld, ohne Grundstücke
und Unternehmen – von 17 Bil-
lionen Euro. Die gesamten Staats-
schulden der EU belaufen sich auf
11 Billionen Euro. Stellen Sie sich
vor, sie würden uns das ganze
Geld überweisen. Dann könnten
wir alle Schulden bezahlen und
ihnen sogar noch 6 Billionen zu-
rücküberweisen. Dann wären sie
immer noch nicht arm. Aber so
weit geht noch nicht einmal die
Linke. Wir sagen aber: Wir brau-
chen endlich eine Millionärsteuer

in der Europäischen Union.
Gehen wir einmal zu Deutsch-

land über. In Deutschland haben
wir ein Geldvermögen von 10 Bil-
lionen Euro. Jetzt gibt es eine neue
Studie der -Europäischen Zentral-
bank, die besagt: 1 Prozent unse-
rer Bevölkerung besitzt 32 Prozent
davon. Das sind weit über 3,5 Bil-
lionen Euro. 50 Prozent – die in
finanzieller Hinsicht unteren 50
Prozent – unserer Haushalte und
damit die Hälfte unserer Bevölke-
rung besitzt 1 Prozent davon. Nun
sage ich, was für mich am erschre-
ckendsten ist. Diese Hälfte besaß
1998 4 Prozent. Die Schere geht
immer weiter auseinander. Das ist
unerträglich.

Die schlimmste Umverteilung
von unten nach oben hatten wir
durch die Agenda 2010 in Verant-
wortung von SPD und Grünen.
Seit 2000 haben wir – das ist die-
selbe Entwicklung – einen Anstieg
der Unternehmens- und Vermö-
genseinkommen, um 60 Prozent
zu verzeichnen. In derselben Zeit
sind die Reallöhne um 3,7 Pro-
zent gesunken. Erklären Sie das
den Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern, die das ganze Ver-
mögen geschaffen haben! Wir
müssen die Umverteilung von un-
ten nach oben stoppen und eine
von oben nach unten einleiten,
um ein Stück Gerechtigkeit in un-
serer Gesellschaft zu erreichen.

Die Bundeskanzlerin und ihr
Vizekanzler beklagen den Investi-
tionsstau seit zehn Jahren. Einen
solchen Stau gibt es tatsächlich;
das stimmt. Allerdings, Frau Bun-
deskanzlerin, wer regiert denn seit
zehn Jahren?

Wir brauchen sehr dringend In-
vestitionen. Das wichtigste Gebiet

ist die Bildung. Ich
möchte Chancen-
gleichheit für alle
Kinder. Deshalb sa-
ge ich Ihnen: Wir
brauchen endlich
Kindertagesstätten
für Kinder vom
nullten bis zum
sechsten Lebensjahr
in ganz Deutsch-

land, die ganztägig geöffnet sind,
und zwar in ausreichender An-
zahl, mit kleinen Kindergruppen,
mit gut ausgebildeten Erzieherin-
nen und Erziehern, die endlich
anständig verdienen müssen, und
das alles selbstverständlich gebüh-
renfrei einschließlich eines voll-
wertigen, gesunden Mittagessens.
Das müssen wir in Deutschland
erreichen.

Abgesehen davon möchte ich,
dass alle Schülerinnen und Schü-
ler ein vollwertiges, gesundes Mit-
tagessen gebührenfrei bekommen.
Ich möchte Schülerinnen und
Schüler nicht in der Suppenküche
sehen.

Kommen Sie mir nicht mit dem
Argument, dass das zu viel Geld
kostet. Für jede Bank haben Sie

Milliarden parat. Investieren Sie
das Geld endlich in die Bildung!
Das wäre wirklich wichtig.

Des Weiteren haben wir ein Pro-
blem bei der Nachfrage. Die Real-
löhne sind gesunken. Das Renten-
niveau ist gesunken. Die prekäre
Beschäftigung hat enorm zuge-
nommen. Deutschland hat in
Europa den größten Niedriglohn-
sektor. Er ist größer als der in
Griechenland. Nun beschwert sich
die belgische Regierung bei der
Europäischen Union über
Deutschland wegen Lohndum-
ping, weil zum Beispiel die Arbeit
auf Schlachthöfen in Deutschland
so schlecht bezahlt wird, dass die
belgischen Unternehmen nieder-
konkurriert werden.

Herr Gabriel, es tut mir leid,
aber Sie haben gesagt, dass kein
Geld für Investitionen da ist, da-
rauf kann ich nur erwidern: Die
Schuldenbremse war eben Un-
sinn. Die erste war okay. Aber die
neue Schuldenbremse, die Sie er-
funden und im Grundgesetz ver-
ankert haben, geht völlig daneben
und ist völlig überflüssig.

Ich sage Ihnen aber auch ganz
klar: Wer Investitionen und sozia-
le Gerechtigkeit will, muss Steuer-
gerechtigkeit herstellen. Wer be-
hauptet, dass er in der Lage sei, so-
ziale Gerechtigkeit herzustellen
und Investitionen zu ermöglichen,
ohne Steuergerechtigkeit herzu-
stellen, der sagt nicht die Wahr-
heit; das wissen Sie ganz genau.
Das geht nicht. Aber hier haben
Sie null Mut.

Was passiert, wenn wir wirklich
den von Ihnen, Herr Gabriel, vor-
geschlagenen Weg gehen und die
Investitionen privatisieren, wenn
also die Unternehmen das Ganze
übernehmen? Wollen Sie wirklich
die öffentliche Daseinsvorsorge
noch stärker privatisieren? Die Po-
litik verliert dann die Zuständig-
keit für Energie- und Wasserpreise.
Wir haben dann auch nichts mehr
mit den Preisen für Mobilität zu
tun. Wir sind dann nicht mehr für
Wohnungen, Krankenhäuser und
Bildung zuständig. Wollen Sie das
alles ernsthaft privatisieren? Das
kann doch nicht Ihr Ernst sein,
wirklich nicht. Außerdem: Wenn
öffentliche Investitionen privat -fi-
nanziert werden, wollen die Priva-
ten auch eine Rendite haben. Die
wollen etwas daran verdienen. Die
Gebühren müssen dann alle Steu-
erzahlerinnen und Steuerzahler,
alle Bürgerinnen und Bürger be-
zahlen. Auch das ist unerträglich.

Die Europäische Zentralbank
hat nun den Leitzins auf den nied-
rigsten Stand in der Geschichte ge-
setzt: auf 0,05 Prozent. Die Spare-
rinnen und Sparer in Deutsch-
land, auch die kleinen und mittle-
ren, bekommen so gut wie gar kei-
ne Zinsen. Da wir eine Inflations-
rate haben, das heißt alle Dienst-
leistungen und Waren teurer wer-
den, man aber keine Zinsen be-

kommt, verlieren die Spargutha-
ben Jahr für Jahr an Wert. Das
heißt, die Sparerinnen und Sparer
bezahlen die ganze Krise. Dassel-
be passiert mit den Lebensversi-
cherungen, weil auch die an Wert
verlieren.

Was mich auch stört, ist, dass
die EZB wieder die Schrottpapiere
von den Banken aufkaufen will.
Das ist doch der Gipfel der Frech-
heit. Die Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler haften wie immer für
alle Banken. Ich möchte, dass end-
lich Banken für Banken haften.

Die ganze falsche
Bankenrettung in
der Euro-Krise war
ein Aufbaupro-
gramm für die AfD.
Wenn wir das been-
den wollen, müs-
sen Sie auch dies-
bezüglich die Poli-
tik ändern.

Liebe Frau Bun-
deskanzlerin, wir hatten einen
kleinen Disput hier beim letzten
Haushalt, und zwar über die Müt-
terrente. Das Problem muss ich
auflösen. Sie haben gesagt, dass
wir schon jetzt einen hohen staat-
lichen Zuschuss an die gesetzliche
Rentenversicherung zahlen und
der 2018 sogar erhöht werden
soll. Das mag sein, aber das ändert
an folgendem Umstand nichts:
Jetzt gibt es eine Erhöhung der
Mütterrente. Diese Erhöhung kos-
tet Geld, und jetzt erhöhen wir
nicht den staatlichen Zuschuss. Al-
so muss diese Erhöhung, weil wir
den staatlichen Zuschuss nicht er-
höhen, allein von den Beitrags-
zahlerinnen und Beitragszahlern
bezahlt werden. Das heißt, die
Lidl-Kassiererin und jedes Unter-
nehmen bezahlen das, aber Frau
Merkel, Herr Gabriel, Herr Kauder
und Herr Gysi nicht. Das ist und
bleibt grob ungerecht.

Sie hätten ja einen anderen Weg
gehen können. Sie hätten ja sagen
können: Die Erhöhung der Müt-
terrente kostet soundso viel Geld,
und in diesem Umfang erhöhen
wir den Zuschuss. – Dann hätten
wir es aus Steuermitteln finan-
ziert. Da Frau Merkel, Herr Ga-
briel, Herr Kauder und Herr Gysi
mehr Steuern als die Lidl-Kassiere-
rin zahlen, wäre das gerecht gewe-
sen. So bezahlt sie es allein. Ich
kann es ihr nicht erklären, und Sie
können es ihr auch nicht erklären.
Das ist die Wahrheit.

Nun muss ich noch ein Thema
anschneiden: das Thema „Über-
wachung der Linken“. Unser Spit-
zenkandidat in Thüringen, Bodo
Ramelow, hat ja einen großen Er-
folg vor dem Bundesverfassungs-
gericht erreicht; schon deshalb hat
er sich vieles verdient. Aber ein-
mal abgesehen davon: Bundesin-
nenminister de Maizière hat da-
raufhin entschieden, dass die Be-
obachtung aller Mitglieder unserer
Fraktion durch das Bundesamt für

Verfassungsschutz eingestellt wird.
Das begrüße ich. Die Gerichte

haben entschieden, dass alle Un-
terlagen über uns zu vernichten
sind. Auch das begrüße ich. Erst
die überflüssige Arbeit, das alles
herzustellen, und nun haben sie
die Arbeit, das alles zu vernichten.
Aber das sei ihnen auch gegönnt.
Wir haben damit der Bundesrepu-
blik Deutschland zu mehr Rechts-
staatlichkeit und Demokratie ver-
holfen.

Nun habe ich 16 Bundesländer
angeschrieben – meine Herren

und Damen von
der CSU, hören Sie
gut zu – und ge-
fragt, ob sie weiter-
hin die Bundestags-
abgeordneten der
Linken beobachten.
15 Bundesländer
haben „Wir haben
das noch nie ge-
macht“ oder „Wir

haben das schon längst oder jetzt
eingestellt“ geantwortet. Nur ein
Land, Bayern, hat geantwortet,
dass es bei der Beobachtung blei-
ben soll. Also, wir sehen uns vor
Gericht wieder. Wir werden auch
Bayern zu Rechtsstaatlichkeit und
Demokratie verhelfen.

Lassen Sie mich noch etwas sa-
gen, was mir wichtig ist: Sie alle
behaupten doch, Parteien der Mit-
te zu sein. Aber dass die mittleren
Einkommen in unserer Gesell-
schaft aufgrund des Steuerbauchs
alles bezahlen, das nehmen Sie
nicht zur Kenntnis. Es gibt nur ei-
ne Partei, die Linke, die will, dass
der Steuerbauch beseitigt wird.
Wir vertreten hier die Mitte, nicht
Sie. Das ist die Wahrheit. Wir ver-
treten die unteren Einkommen,
aber auch die mittleren.

Zum Schluss sage ich Ihnen
eins: Ich will nicht rechthaberisch
sein. Wer hatte bei Afghanistan
recht? Wir oder die anderen Frak-
tionen? Inzwischen wissen Sie al-
le, dass wir recht hatten. Dieser
Krieg war falsch. Wer hatte bei der
Praxisgebühr recht? Sie, die das für
eine geniale Erfindung hielten,
oder wir? Inzwischen ist sie ja ab-
geschafft.
Wer hatte bei der Beobachtung
durch das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz recht? Sie oder wir?
Wir hatten recht, wie das Bundes-
verfassungsgericht festgestellt hat.
Und wer hatte beim Mindestlohn
recht? Sie haben mich alle be-
schimpft. Inzwischen haben Sie
ihn eingeführt. Ich sage Ihnen: Sie
werden noch einsehen, dass auch
die Rente ab 67 ein Grundfehler
ist.

Deshalb merken Sie sich doch
bitte, liebe Union, liebe SPD, lie-
be Grüne, dass Sie sich viel häufi-
ger und schneller, auch in Ihrem
Interesse, nach den Linken richten
sollten.

(Beifall bei der LINKEN)

Wer soziale
Gerechtigkeit

will,
muss Steuer-
gerechtigkeit

herstellen.

Die ganze falsche
Bankenrettung

in der Euro-Krise
war ein

Aufbauprgramm
für die AfD.
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Dr. Angela Merkel, CDU/CSU, Bundeskanzlerin:

Solides Haushalten
ist kein Selbstzweck

Angela Merkel (*1954)
Bundeskanzlerin

Wir beraten heute in ers-
ter Lesung einen ganz
besonderen Haushalt.

Mit dem Haushalt 2015 wollen
wir zum ersten Mal seit 1969 kei-
ne neuen Schulden mehr aufneh-
men. Das, was wir seit Jahren an-
gestrebt haben, ist nun Realität.
Der Bundesregierung ist es gelun-
gen, einen generationengerechten
Haushaltsentwurf vorzulegen, der
sozial ist, der in die Zukunft des
Landes investiert und der damit
wirtschaftliches Wachstum und
Beschäftigung fördert. Wir können
stolz sein, dass wir gemeinsam
dieses Ziel erreicht haben.

Auch für die kommenden Jahre,
sieht der Finanzplan keine neuen
Schulden des Bundes mehr vor.
Das Wirtschaften auf Pump soll
endlich ein Ende haben, und das
ist – darin liegt der tiefere Sinn
dieses Haushalts – der beste Bei-
trag zur Generationengerechtig-
keit, den wir für die Jungen, für
die Kinder und Enkel, leisten kön-
nen. Das schaffen wir heute ange-
sichts einer sich anbahnenden
großen demografischen Verände-
rung. Deshalb ist das richtig.

Damit wir unsere Ziele errei-
chen, wird strikte Ausgabendiszip-
lin erforderlich sein. Das, was für
Deutschland gilt, gilt unverändert
auch für Europa. Wir wissen, dass
die Situation hier nach wie vor
fragil ist. Wir haben wichtige Er-
folge mit der Reformpolitik in
Europa erzielt. Wir sehen an einer
Reihe von Ländern wie zum Bei-
spiel Spanien, dass Reformen Wir-
kung zeigen, dass sie die Dynamik
stärken, aber wir sollten sehr ernst
nehmen, dass die Kommission
mit Recht jetzt darauf hingewiesen
hat, dass das Ablassen vom Re-
formkurs das größte Risiko für die
weitere Erholung ist. Deshalb ist
es richtig, dass die Kommission
im Rahmen des sogenannten Eu-
ropäischen Semesters den Druck
mit Blick auf solide Haushalte
und auf Reformen aufrechterhält.

Wolfgang Schäuble hat es ges-
tern gesagt; ich möchte es wieder-
holen: Das Einhalten der von uns
eingegangenen Verpflichtungen in
Europa, besonders in der Euro-Zo-
ne, muss anders als in der Vergan-
genheit endlich zum Markenzei-
chen der Euro-Zone werden. Das
schafft Vertrauen, und das wird
uns dann von den Betroffenen
auch zurückgezahlt werden, mei-
ne Damen und Herren.

Wir dürfen nicht die Augen da-
vor verschließen, dass die Arbeits-
losigkeit weiterhin sehr hoch ist,
gerade die Arbeitslosigkeit unter
jungen Menschen. Deshalb bleibt
die Bekämpfung der Jugendar-
beitslosigkeit eine zentrale Aufga-
be.

Solides Haushalten ist kein
Selbstzweck, sondern es ist die Vo-
raussetzung für politische Hand-
lungsmöglichkeiten in der Zu-
kunft.

Erstens für eine aktive Beglei-
tung des digitalen Wandels. Der
digitale Wandel ist zentrale Gestal-
tungsaufgabe für die Wirtschaft,
die Wissenschaft, aber eben auch
– das ist unser Part – für die Poli-
tik. Wie sich Deutschland und wie
sich die Europäische Union in der
zweiten Hälfte dieses Jahrzehnts
hier weltweit positionieren, das
wird über unsere Wettbewerbsfä-
higkeit und damit auch über unse-
ren zukünftigen Wohlstand ent-
scheiden. Das Bundeswirtschafts-
ministerium, das Innenministeri-
um und das Ministerium für digi-
tale Infrastruktur haben eine digi-
tale Agenda erarbeitet, um die
technische Revolution, die sich
durch die Digitalisierung in nahe-
zu allen Lebensbereichen ergibt,
aktiv zu begleiten und politisch
mitzugestalten. Wir setzen dabei
als Bundesregierung drei Schwer-
punkte: Impulse für weiteres
Wachstum und Beschäftigung –
die Informations- und Technolo-
giebranche ist entscheidender In-
novations- und Wachstumsmotor
–, Zugang und Teilhabe durch
leistungsstarke Netze – unser Land
braucht flächendeckende Breit-
bandinfrastruktur – und Vertrauen
und Sicherheit im Internet; das
reicht von der Datensicherheit für
Privatpersonen und Unternehmen
bis zum Schutz unserer kritischen
Infrastruktur.

Wir müssen verstehen, dass die
Digitalisierung nicht nur schnelles
Internet, IT-Sicherheit oder Inno-
vationen auf dem Feld der Tele-
kommunikation bedeutet, son-
dern dass es sich dabei um eine
industrielle Revolution handelt,

diesmal nicht so, wie wir sie aus
der Geschichte kennen, mit rau-
chenden Schloten von Fabriken
oder Maschinenlärm, sondern in
einer völlig anderen Art und Wei-
se, aber mit ebenso faszinierenden
Veränderungen.

Das Schlagwort ist „Industrie
4.0“. Was heißt das? Es wird mehr
und mehr Produktionsabläufe ge-
ben, die sich selbst organisieren
können, wo die Maschinen mitei-
nander kommunizieren. Das hat
natürlich wesentliche Auswirkun-
gen auf die Arbeitswelt. Es werden
durch kleine Softwareanwendun-
gen ganze Geschäftsmodelle und
Wertschöpfungsketten auf den
Kopf gestellt, und Dienstleistun-
gen und Produktionsprozesse wer-
den sich immer weiter annähern
und ineinandergreifen. Der Com-
puter als Gerät, wie er uns heute
bekannt ist, wird immer mehr in
den Alltagsgegenständen ver-
schwinden und aufgehen. Das ist
das Internet der Dinge, von dem
so viel die Rede ist. Wir sind also
in einer Entwicklung, in der Inter-
netunternehmer, App-Entwickler
und alle übrigen Unternehmer auf
dem Feld der digitalen Dienstleis-
tungen zu einem neuen Mittel-
stand werden, und der Mittelstand
war ja immer das Rückgrat
Deutschlands. Deshalb geht es da-
rum, dass wir diesen Teil des Mit-
telstandes dabei begleiten, damit
er gute Entwicklungschancen hat

Eine gleichmäßige Entwicklung
von Stadt und Land wird in Zu-
kunft nur möglich sein, wenn bei-
de gleichermaßen Zugang zum
schnellen Internet haben. Es geht
hier nicht nur um Teilhabe an den
wirtschaftlichen Möglichkeiten; es
geht um Teilhabe an Bildung und
vielen anderen Dingen, um
gleichwertige Lebensbedingungen
im weiteren Sinn.

Wir wollen die Dinge voran-
bringen. Deshalb hat Bundesmi-
nister Dobrindt eine „Netzallianz
Digitales Deutschland“ gegründet,
in der die einzelnen Schritte fest-
gelegt werden. Neben dem Aufbau
der Infrastruktur geht es in Zu-
kunft auch und ganz besonders,
Sicherheit auf der einen Seite und
Zukunftsfähigkeit auf der anderen
Seite gleichermaßen zu vereinen –
um das Management von riesigen
Datenmengen; denn Big Data
wird der Ausgangspunkt von neu-
en Wertschöpfungsketten sein.
Wer daran nicht teilnimmt, weil er
schon Furcht hat, bevor das Wort
gefallen ist, wird nicht zu diesen
Wertschöpfungsketten vorstoßen.
Der Innenminister Thomas de

Maizière hat zu Recht davon ge-
sprochen, dass wir eine Debatte
um einen neuen digitalen Ord-
nungsrahmen führen müssen.

Natürlich kann das alles nicht
allein national geregelt werden.
Deshalb brauchen wir einen ein-
heitlichen Datenschutz in Europa.
Hierfür steht die Datenschutz-
Grundverordnung. Ihre Verab-
schiedung ist von überragender
Bedeutung. Wir müssen allerdings
aufpassen, dass wir unseren eige-
nen Datenschutz dabei nicht
schwächen. Deshalb sind die Ver-
handlungen nicht ganz einfach.
Aber: Wenn wir die wirtschaftli-
chen und rechtlichen Rahmenbe-
dingungen inklusive des Daten-
schutzes in Europa nicht verein-
heitlichen, wird der Binnenmarkt
in diesem Bereich nicht zur Entfal-
tung kommen. Die Weiterentwick-
lung der Digitalen Agenda muss
nicht nur in Deutschland erfol-
gen, sondern auch im europäi-
schen Maßstab. Unser Ziel muss
sein – gerade auch in der Arbeit
der neuen Kommission –, dass wir
mit amerikanischen Digitaldienst-
leistern genauso wie mit chinesi-
schen Netzwerkfirmen auf Augen-
höhe agieren können.

Ein Ende des staatlichen Schul-
denmachens ist – ich sagte es
schon – kein Selbstzweck, son-
dern eben Voraussetzung für poli-
tische Handlungsmöglichkeiten in
der Zukunft.

Das gilt – zweitens – für die
Möglichkeit, die Spitzenstellung
unserer Forschungs- und Wissen-
schaftslandschaft zu
erhalten. Sie ist Er-
gebnis und Erfolg
unseres konsequen-
ten Bekenntnisses
zu Bildung und For-
schung in den letz-
ten Jahren. Seit
2005 sind die Aus-
gaben für Forschung
und Entwicklung des Bundes um
knapp 60 Prozent auf rund 14,4
Milliarden Euro gestiegen. Es ist
noch nie so viel Geld für For-
schung und Bildung in der Bun-
desrepublik Deutschland seitens
des Bundes ausgegeben worden.

Wir geben nahezu 3 Prozent un-
seres Bruttoinlandsprodukts für
Forschung und Entwicklung aus.
In dieser Legislatur-periode allein
wird die Bundesregierung noch
einmal 9 Milliarden Euro zusätz-
lich für Bildung und Forschung
zur Verfügung stellen, 3 Milliar-
den Euro davon für Forschung.

Beim Thema Bildung will ich
noch einmal auf die 625.000 zu-
sätzlichen Studienplätze hinwei-
sen, mitgefördert durch den Bund
im Rahmen des Hochschulpaktes
gemeinsam mit den Ländern. Al-
lein 2015 stehen dafür 2 Milliar-
den Euro zur Verfügung. Und wir
haben einen historischen Schritt
gemacht, gemeinsam mit den Län-
dern, indem wir jetzt die Über-

nahme der Kosten des BAföG für
Schüler und Studierende durch
den Bund zu 100 Prozent verein-
bart haben, wodurch wir weitere
gesamtstaatliche Verantwortung
für die Bildung übernehmen.

Solides Haushalten ist – drittens
– Voraussetzung für die Erneue-
rung unserer Infrastruktur. Wir
sind uns alle einig: Eine gute In-
frastruktur ist von herausragender
Bedeutung für die Zukunft unseres
Landes. Das gilt natürlich für un-
ser Netz an Straßen, Brücken,
Schienen und Wasserwegen. Bei
allem Bedarf, den ich sehe, den al-
le sehen, muss man sagen, dass
Deutschland immer noch eines
der besten Verkehrsnetze weltweit
hat und dass das weiter ein starkes
wirtschaftliches Pfund unseres
Landes ist.

Hinzu kommt, dass wir im Ko-
alitionsvertrag für die laufende Le-
gislaturperiode 5 Milliarden Euro
mehr für den Erhalt und die Mo-
dernisierung unserer Verkehrswege
vereinbart haben, in diesem Jahr
allein 1,1 Milliarden Euro. Zusätz-
liche Mittel brauchen wir. Sie sol-
len einmal aus der Weiterentwick-
lung der Lkw-Maut gewonnen
werden. Auch die Einführung ei-
ner Pkw-Maut gehört dazu, und
das Konzept des Verkehrsministers
Dobrindt wird derzeit mit den
Ressorts und der Kommission dis-
kutiert und abgestimmt.

Ein Ende des staatlichen Schul-
denmachens ist – viertens – Vo-
raussetzung für die Bewältigung
des demografischen Wandels und

den Erhalt der sozia-
len Sicherheit, den
die Menschen von
uns im Rahmen der
sozialen Marktwirt-
schaft erwarten. Das
gilt für das Renten-
system, das Gesund-
heitssystem, aber
auch und gerade für

den Bereich der Pflege. Wir wis-
sen, wir werden in Zukunft mehr
ältere Menschen und damit auch
mehr Pflegebedürftige haben.

Wir haben die erste Lesung des
Pflegestärkungsgesetzes gehabt.
Hier geht es um die Weiterent-
wicklung der Pflege ab 1. Januar.
Der Grundsatz heißt: Eine men-
schenwürdige Pflege muss für alle
Menschen, die sie benötigen, auch
in Zukunft bezahlbar bleiben. Das
muss für Betreute in Pflegeheimen
genauso gelten wie für Betreute in
Familien.

Deshalb haben wir uns ent-
schlossen – ich glaube, das war
richtig –, den Beitragssatz leicht
anzuheben. Dadurch werden die
Geldleistungen erhöht, und sie
können künftig auch flexibler in
Anspruch genommen werden.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, eine menschliche Gesell-
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Fortsetzung auf nächster Seite

Damit wir unsere
Ziele erreichen,

wird strikte
Ausgabendis-
ziplin erfor-
derlich sein.
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schaft misst sich auch an ihrem
Umgang mit den Schwächsten,
mit denen, die unsere Hilfe und
Unterstützung brauchen. Das be-
trifft Menschen, die vor existen-
zieller Not fliehen. Viele von ih-
nen suchen Schutz in Europa,
nicht wenige auch in Deutsch-
land. Deshalb ist es ganz wichtig,
dass wir behutsam und sehr ver-
antwortungsvoll mit dieser Situati-
on umgehen.

In diesem Jahr ist die Zahl der
Flüchtlinge und Vertriebenen welt-
weit so hoch wie seit dem Zweiten
Weltkrieg nicht mehr. Das ist eine
riesige Herausforderung. Wir
Deutschen wissen aus unserer Ge-
schichte, wie viel Leid mit Flucht
und Vertreibung verbunden ist,
und deshalb nehmen wir unsere
Verantwortung wahr. Innerhalb
der Europäischen Union nimmt
Deutschland mit großem Abstand
die meisten Asylbewerber auf. Das
waren im Jahr 2013 127.000, und
in diesem Jahr werden es voraus-
sichtlich etwa 200.000 sein. Da-
mit leistet Deutschland einen
wichtigen Beitrag, auch hinsicht-
lich der Aufnahme von Flüchtlin-
gen aus Krisenregionen.

Die steigende Zahl der Asylbe-
werber in Deutschland stellt na-
türlich Bund, Länder und Ge-
meinden vor Herausforderungen
bei der Bearbeitung von Asylanträ-
gen wie auch bei der Unterbrin-
gung und Versorgung.

Wir müssen aber auch, wie im
Koalitionsvertrag vereinbart, die
Bearbeitungsdauer bei den Asyl-
verfahren weiter verkürzen, so-
wohl im Interesse der Schutzsu-
chenden als auch im Interesse der
betroffenen Kommunen. Der Bun-
destag hat im Haushalt 2014 – ich
will daran noch
einmal erinnern –
300 neue Stellen
für das Bundesamt
für Migration und
Flüchtlinge bewil-
ligt. Dadurch
konnte im ersten
Halbjahr die Zahl
der Asylentschei-
dungen immerhin
verdoppelt werden.

In diesem Zusammenhang lau-
tet eine wichtige Frage: Wie stufen
wir bestimmte Länder ein? Sie
wissen, dass die Einstufung von
Serbien, Mazedonien und Bos-
nien-Herzegowina als sichere Her-
kunftsstaaten von uns im Bundes-
tag beschlossen wurde. 20 Prozent
der bisher in 2014 gestellten Asyl-
anträge wurden von Angehörigen
dieser drei Staaten gestellt. 1 Pro-
zent dieser Anträge wird geneh-
migt. Deshalb sind wir in Gesprä-
chen, wie wir auch im Bundesrat
eine Zustimmung für die Einstu-
fung dieser Länder als sichere Her-
kunftsstaaten bekommen können,
weil uns das die Möglichkeit gibt,
bei weiterhin rechtsstaatlichen
Asylverfahren für alle, denen mehr

zu helfen, die dringend unsere
Hilfe brauchen.

Wir brauchen natürlich auch ei-
ne europäische Asylpolitik. Auf
europäischer Ebene müssen die
Lösungen gemeinsam gefunden
werden. Dazu gehört, dass sich al-
le EU-Mitgliedstaaten gegenseitig
unterstützen, aber sich nicht ge-
genseitig die Verantwortung zu-
schieben. Das ist ein Unterschied.

Wenn wir in diesen Tagen und
gerade in dieser Woche über unse-
re nationalen Herausforderungen
beraten, so tun wir dies in einem
stark veränderten internationalen
Umfeld. Als wir im vergangenen
Jahr die Schwerpunkte der Arbeit
unserer Großen Koalition verabre-
det haben, haben wir überlegt,
wie wir das Gedenkjahr 2014 ge-
stalten können, das Gedenken an
den Beginn des Ersten Weltkriegs
vor 100 Jahren, an den Beginn des
Zweiten Weltkriegs vor 75 Jahren
und die Feiern zum Mauerfall vor
25 Jahren. Wie selbstverständlich
erschien es uns da, dass die Völker
in Europa im 21. Jahrhundert
selbst entscheiden, welchen Weg
sie einschlagen wollen, dass ihre
territoriale Integrität geschützt ist
und die Verabredungen über unse-
re europäische Sicherheitsarchi-
tektur eingehalten werden. Wie
anders verläuft jetzt das Jahr 2014!

Aus dem Wunsch der Ukraine,
ein Assoziierungs- und Freihan-
delsabkommen mit der EU zu un-
terzeichnen, ist ein tiefgreifender
Konflikt mit Russland entstanden.
Angesichts dieses akuten Konflikts
sind wir vor die Frage gestellt: Was
haben wir aus der Geschichte ge-
lernt? Was sind unsere Antworten
in solchen Konfliktfällen heute?
Vier Prinzipien leiten dabei unser

Handeln: Erstens.
Der Konflikt ist
nicht militärisch zu
lösen. Zweitens. Die
28 Mitgliedstaaten
der Europäischen
Union und die Ver-
einigten Staaten
von Amerika finden
gemeinsame Ant-
worten. Drittens.
Die Verletzung der

territorialen Integrität eines Lan-
des und seine Destabilisierung
nehmen wir nicht hin; deshalb
verhängen wir Wirtschaftssanktio-
nen. Viertens. Gleichzeitig arbei-
ten wir fortwährend für eine di-
plomatische Lösung des Konflikts.
Die Tür zu Verhandlungen ist und
bleibt offen.

In diesen Tagen gilt es, den
Zwölf-Punkte-Plan der Präsiden-
ten der Ukraine und Russlands
umzusetzen. Vor allem geht es um
eine dauerhafte Überwachung des
Waffenstillstands durch die OSZE,
den Abzug russischer Soldaten
und der Waffen aus der Region so-
wie die freie Entscheidung der
Menschen in Donezk und Lu-
hansk über ihren zukünftigen Sta-

tus. Das alles gehört zusammen.
Neue Sanktionen wurden durch

die Europäische Union beschlos-
sen. Ich will für die Bundesregie-
rung sagen: Angesichts der gegebe-
nen Lage, die sicherlich eine Ver-
besserung im Zusammenhang mit
den militärischen Aktivitäten mit
sich bringt – es ist keine hundert-
prozentige Waffenruhe, aber im-
merhin eine Verbesserung; eine
Unklarheit über die Erfüllung vie-
ler der anderen von mir genann-
ten Punkte besteht dennoch –, tre-
ten wir dafür ein, dass jetzt eine
Veröffentlichung dieser Sanktio-
nen erfolgt.Ich hoffe, dass hierü-
ber bald entschieden wird. Ich fü-
ge hinzu: Wenn die zwölf Punkte
wirklich substanziell erfüllt wer-
den, werden wir die Ersten sein,
die die neuen Sanktionen wieder
aufheben; denn sie sind kein
Selbstzweck, sondern werden im-
mer nur verhängt, wenn sie unver-
meidlich sind.

Unser Ziel ist vollkommen klar:
Wir unterstützen eine Ukraine, die
in Frieden und eigener Selbstbe-
stimmung über ihr eigenes Schick-
sal entscheiden kann, im Übrigen
in guter Nachbarschaft mit Russ-
land. Für uns sind gute Beziehun-
gen zwischen der Europäischen
Union und der Ukraine sowie
zwischen Russland und der Ukrai-
ne keine Frage eines Entweder-
oder, sondern ein Sowohl-als-
auch. Dafür arbeiten wir. Ich weiß
sehr wohl, dass der Weg zur Über-
windung dieser Krise lang und
steinig ist. Wir werden auch Rück-
schläge erleben. Wir brauchen ei-
nen langen Atem. Aber ich bin zu-
tiefst überzeugt: So hart die gegen-
wärtige Situation auch ist, am En-
de wird sich die Stärke des Rechts
durchsetzen. Das sollte uns ermu-
tigen.

Natürlich war die Lage in der
Ukraine auch Thema auf dem
NATO-Gipfel in Wales in der letz-
ten Woche. Im Sinne unserer
Bündnisverpflichtungen gemäß
Artikel 5 des NATO-Vertrages wur-
de dort einmütig der sogenannte
Readiness Action Plan beschlos-
sen. Ziel ist eine deutliche Erhö-
hung der Reaktions- und Verteidi-
gungsfähigkeit des Bündnisses als
sichtbarer Ausdruck unserer Soli-
darität gerade mit unseren balti-
schen und osteuropäischen Bünd-
nispartnern.

Deutschland leistet dazu einen
Beitrag. Wir erhöhen unseren Be-
reitschaftsgrad und die Fähigkei-
ten, indem wir das Multinationale
Korps Nordost in Stettin stärken –
ein gemeinsamer deutsch-dänisch-
polnischer Vorschlag. Aber es war
uns wichtig, dass sich diese Be-
schlüsse des Gipfels im Rahmen
unserer euro-atlantischen Sicher-
heitsarchitektur bewegen, also
auch der NATO-Russland-Grund-
akte. Die Prinzipien der NATO-
Russland-Grundakte, die Sicher-
heit des euro-atlantischen Raums

auf Basis demokratischer Prinzi-
pien und kooperativer Sicherheit,
sind nach wie vor grundlegend.
Wir hoffen, dass sie eines Tages al-
le wieder eingehalten werden.

Zeitgleich mit dem Ukraine-
Konflikt in Europa mussten wir
uns in Wales mit den dramati-
schen Konflikten in Syrien und im
Irak auseinandersetzen. Der Bür-
gerkrieg in Syrien hat bislang
nicht nur fast 200.000 Menschen
das Leben gekostet und Millionen
Menschen zu Flüchtlingen ge-
macht, die Länder wie Jordanien
und Libanon zu de-
stabilisieren dro-
hen, sondern hat
auch eine Terroror-
ganisation entste-
hen lassen, die eine
ernsthafte Sicher-
heitsbedrohung für
die gesamte Region
und darüber hinaus
darstellt: die Terror-
miliz IS.

Der Kampf gegen IS erfordert
ein entschlossenes und ein ge-
schlossenes Vorgehen aller, die
sich gegen die Unterdrückung An-
dersdenkender und gegen die bar-
barische Vernichtung von Minder-
heiten auflehnen. Es besteht kein
Zweifel: Christen, Jesiden, Turk-
menen und andere Minderheiten
im Irak stehen vor einer existen-
ziellen Bedrohung. Deshalb ist es
richtig, wenn sich ein Bündnis
möglichst vieler Staaten dem IS
entgegenstellt.

Wir haben in der vergangenen
Woche über die Beiträge Deutsch-
lands debattiert. Die Bundesregie-
rung hat sich entschieden, umfas-
sende Hilfe zu leisten.

Wir wollen in erster Linie hel-
fen, die Not der Menschen zu lin-
dern, die zu Tausenden vor dem
Terror geflohen sind. Wir haben
dafür bisher rund 50 Millionen
Euro bereitgestellt. 180 Tonnen
Hilfsgüter wurden bereits für die
Versorgung von Flüchtlingen in
den Nordirak geliefert. Wir wer-
den dies fortsetzen und dabei hel-
fen, dass die Notleidenden auch
den nahenden Winter vernünftig
überstehen können.

Wir haben außerdem entschie-
den, die Sicherheitskräfte der kur-
dischen Regionalregierung mit
Rüstungsgütern zu unterstützen.
Eine erste Lieferung mit Schutz-
westen, Helmen, Funkgeräten und
Minenräumausrüstung nach Arbil
ist erfolgt, und noch im Laufe des
Monats sollen weitere Rüstungs-
güter geliefert werden.

Auch die Bekämpfung des IS
wird nicht von heute auf morgen
gelingen; sie wird einen längeren
Zeitraum in Anspruch nehmen.
Aber auch dieser Kampf wird am
Ende erfolgreich sein, weil er in
neuen Bündnissen der Vereinigten
Staaten von Amerika, der Europäi-
schen Union und vieler Partner
im arabischen Raum erfolgt. Wir

alle, Menschen jedweden Glau-
bens, bieten den Extremisten und
Islamisten gemeinsam die Stirn.

Dabei möchte ich noch einmal
betonen: Die Terrorgefahr militä-
risch abzuwehren, ist absolut er-
forderlich. Aber auch hier gilt:
Dauerhafte Stabilität kann nur mit
einer politischen Lösung gelingen.
Dazu ist die Vereidigung der neu-
en inklusiven Regierung im Irak
am Montag ein erster wichtiger
Schritt in eine richtige Richtung.
Nun kommt es darauf an –
Deutschland wird dabei nach sei-

nen Kräften Unter-
stützung leisten –,
dass die Regierung
endlich wirklich al-
le Bevölkerungs-
gruppen einbindet;
denn nur so wird es
zu einer politischen
Lösung kommen
und das Land stabi-
lisiert werden.

Meine Damen und Herren, wir
erleben in diesen Tagen einmal
mehr, dass jede Generation den
Auftrag hat, stets aufs Neue für ein
freiheitliches und friedliches Zu-
sammenleben der Menschen in
Europa und in der Welt einzutre-
ten. Wir erleben einmal mehr,
welch große Herausforderungen
auch wir heute dafür zu bewälti-
gen haben.

Vorhin haben wir bewegende
Worte des polnischen Präsidenten
Bronislaw Komorowski gehört. Es
ist gar nicht hoch genug einzu-
schätzen, dass mit ihm ein polni-
scher Staatspräsident aus Anlass
des vor 75 Jahren mit dem Über-
fall auf Polen von Deutschland
entfesselten Zweiten Weltkriegs
hier im Deutschen Bundestag zu
uns gesprochen hat. Er hat uns da-
mit eine große Ehre erwiesen. Ich
möchte ihm dafür auch ganz per-
sönlich danken.

Bewegend waren seine Worte
auch deshalb, weil deutlich gewor-
den ist, dass tiefe, weitreichende
Veränderungen zum Guten mög-
lich sind, wenn wir bereit sind,
aus der Geschichte zu lernen.
Denn das ist doch die epochale
Leistung der europäischen Natio-
nen: Versöhnung und darauf auf-
bauend die europäische Einigung.
Trotz Schuldenkrise, trotz anderer
ernstzunehmender Probleme dür-
fen wir nie vergessen, wie wertvoll,
wie schützenswert das europäische
Modell des Friedens, der Versöh-
nung und der Freiheit ist.

Die Europäische Union ist zual-
lererst eine Wertegemeinschaft.
Wir haben uns Regeln des Mitei-
nanders gegeben, und wir gehen
fair miteinander um – in Frieden
und Freiheit und zum Nutzen je-
des einzelnen Bürgers. Sie zu
schützen und zu stärken ist, so
glaube ich, jede Anstrengung wert.

(Anhaltender Beifall bei der
CDU/CSU – Beifall bei der SPD)

Der Kampf gegen
IS erfordert ein
entschlossenes

und ein
geschlossenes

Vorgehen.

Die
Terrorgefahr
militärisch

abzuwehren,
ist absolut

erforderlich.
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Katrin Göring-Eckardt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Deutschland lebt
von der Substanz

Katrin Göring-Eckardt (*1966)
Landesliste Thüringen

Noch vor zwei Jahren ha-
ben wir mit den Ukrai-
nern die Fußballeuropa-

meisterschaft bejubelt; heute
herrscht dort Krieg. Vor knapp sie-
ben Monaten haben Menschen
auf dem Maidan ihren Protest ge-
gen ein autokratisches Regime be-
gonnen. Sie haben es mit dem Le-
ben bezahlt. 3.000 Menschen sind
gestorben. Über 1 Million Men-
schen sind inzwischen auf der
Flucht. Putin hat die Krim besetzt
und die Ostukraine, und er stellt
damit Europas Werte knallhart auf
die Probe.

Deshalb ist es gut, dass die EU
stärkere Sanktionen beschlossen
hat. Wir wollen, dass sie jetzt auch
greifen. Der Waffenstillstand ist
brüchig. Herr Putin sollte wissen:
Die Sanktionen werden nur aufge-
hoben, wenn er etwas tut, und
nicht, wenn er etwas ankündigt.
Dafür sind die Sanktionen da,
und dafür sind sie gut.

Es ist richtig, dass die NATO am
Freitag klargemacht hat: Wir wer-
den Putins neuen Imperialismus
nicht einfach hinnehmen. Sankti-
onspolitik und militärische An-
strengungen wirken aber nur
dann, wenn sie nicht anderweitig
untergraben werden. Dass der Ver-
kauf des Gefechtszentrums von
Rheinmetall an Russland widerru-
fen wurde, ist richtig und zeigt,
dass diese Geschäfte umkehrbar
sind.

Das muss auch für alle anderen
Rüstungsexporte nach Russland
gelten.

Energiepolitik ist Sicherheitspo-
litik. Umso unverständlicher ist es
für mich, dass derselbe Wirt-
schaftsminister, der sich so stark
zu den Rüstungsexporten äußert,
auf der anderen Seite keinerlei Be-
denken hat, wenn Wingas seine
Gasspeicher an Gazprom verteilt.
Unser Ziel in der Energiefrage
muss doch mehr Unabhängigkeit
sein und nicht mehr Abhängigkeit
von Russland; darum geht es.

Wer in diesem Zusammenhang
wieder die Leier abspielt, es sei
nötig, die Verteidigungsausgaben
zu erhöhen, der sei darauf hinge-
wiesen: Unser Beitrag zur NATO
beträgt 35 Milliarden Euro; damit
liegen wir an zweiter Stelle. Hier
fehlt es nicht an Geld. Hier könn-
te definitiv zurückgeschraubt wer-
den bei der Kalter-Krieg-Rhetorik
und der Symbolik des Generalse-
kretärs – das ganz bestimmt. Die
unbequeme Wahrheit ist: Die ak-
tuell laufenden Rüstungsprojekte
in Deutschland sind seit Vertrags-
abschluss um 4,3 Milliarden Euro
teurer geworden, und sie haben
alles in allem 1.400 Monate Ver-
spätung.

In den letzten Wochen und Mo-
naten wurde viel darüber geredet,
Deutschland solle mehr Verant-
wortung in der Welt übernehmen.
In der vergangenen Woche haben
wir hier im Parlament über die
Lieferung von Waffen diskutiert.
Ich bin sehr froh, dass wir diese
Debatte angeregt haben; denn ei-
ne Lieferung von Waffen ist nun
wirklich kein Verwaltungshan-
deln.

Jetzt ist Deutschland Teil einer
Koalition gegen ISIS. Frau Bundes-
kanzlerin, ich frage Sie – auch
nach Ihrer Rede jetzt –: Was genau
soll eigentlich die deutsche Rolle
sein? Wie sollen die regionalen
Akteure beteiligt werden? Nein,
mit Waffenlieferungen und mit
humanitärer Hilfe haben wir noch
längst nicht alles getan. Sich für
eine politische Lösung einzuset-
zen, heißt mehr. Das heißt, über
Konzepte zu reden, und zwar auch
in der Öffentlichkeit, und auch,
mit den europäischen und den
NATO-Partnern über friedliche,
politische Lösungen zu debattie-
ren. Wir befinden uns nämlich in
einer neuen Phase, und die wird
schwer und anstrengend werden.
Ich verlange von Ihnen, dass Sie
hier, in aller Öffentlichkeit, darü-
ber sprechen, wie Sie sich vorstel-
len, wie dieser Konflikt befriedet
werden kann.

Es mag kleinteilig klingen; aber
ich sage Ihnen trotzdem: Es ärgert
mich, dass Waffen im Wert von 70
Millionen Euro geliefert wurden,
während für humanitäre Hilfe nur
50 Millionen Euro ausgegeben
wurden. Das ist ein Ungleichge-
wicht, das uns nicht ansteht. Wir
akzeptieren das nicht, meine Da-
men und Herren.

Meine Damen und Herren, vor
genau 25 Jahren wurde das Neue
Forum gegründet. Menschen ganz
unterschiedlicher Herkunft und

Biografie und mit ganz unter-
schiedlichen politischen Vorstel-
lungen wurden durch die Über-
zeugung verbunden, dass die Dik-
tatur überwunden werden muss.
Die Bürgerinnen und Bürger in
der DDR haben sich ihre Freiheit
mit friedlichen Mitteln erobert,
und nicht nur die in der DDR. Ich
bin sehr froh, dass wir heute gese-
hen haben, dass es nicht nur in
Deutschland eine friedliche Revo-
lution gab, sondern dass es eine
osteuropäische Friedensbewegung
war. Das war eine gewaltige Leis-
tung. Ich glaube, wir verstehen erst
heute, dass die Friedfertigkeit die-
ser Revolution keine Selbstver-
ständlichkeit war. Sie war viel-
mehr eine Anstrengung und ein
großes Geschenk.

Frau Bundeskanzlerin, Sie und
ich, wir beide haben diesen Um-
bruch erlebt, wenn auch sicherlich
ganz unterschiedlich; aber wir ha-
ben dabei erlebt: Demokratie lebt
von der Debatte und entsteht im
Wettstreit von Meinungen. Es ist
nichts Schlechtes dabei, um Posi-
tionen zu ringen. Es ist auch
nichts Schlechtes dabei, sich zu
korrigieren.

Das ist das Wesen von Demo-
kratie. Es geht um den friedlichen
Wettstreit der Meinungen. Über
den Kontrast und die Alternativen,
über die wir reden müssen, wer-
den die Bürgerinnen und Bürger
in Wahlen entscheiden. Es ist
eben nichts alternativlos, und es
ist bitter, anzusehen, wie Sie es zu-
lassen, dass jene Kräfte stärker und
stärker werden, die sich von rechts
als Alternative für Deutschland
darstellen. Wir brauchen diese
Auseinandersetzung, und dazu ge-
hört es, dass man sagt, was man
will, und dass man klarmacht, was
man nicht will. Diese Alternative
wollen wir jedenfalls nicht.

Sie haben hier eine überwälti-
gende Mehrheit, und noch stehen
wir wirtschaftlich gut da. Warum
nutzen Sie diese Chance nicht –
wir leben in einem Land, das vor
gewaltigen Integrationsanstren-
gungen steht; Sie haben darüber
gesprochen – für eine Debatte
über die Zukunft unseres Landes
in Europa und in einer Welt der
Krisen? Meine Damen und Her-
ren, uns geht es heute gut. Jetzt
wäre der Moment, an den Funda-
menten für die Zukunft zu bauen.
Doch die Bundesregierung deckt
auf der einen Seite den Mantel des
internationalen Krisenmanage-
ments über die innenpolitischen
Notwendigkeiten, und auf der an-
deren Seite gibt es Trippelschritte.

Die Geschenke sind verteilt, die
Luft ist raus. Es gibt Streit um die
Maut, in der Wirtschaftspolitik
verfallen Sie nur noch ins Klein-
Klein, und es erfolgt Dienst nach
Vorschrift. Sie nähern sich schon
fast – jedenfalls fällt mir das auf –
dem Niveau der schwarz-gelben
Bundesregierung.

Deutschland lebt von der Sub-
stanz; das sieht jeder. Es bröckelt
dahin: kaputte Schulen, Universi-
täten, in denen es von der Decke
tropft, Schwimmhallen und Bi-
bliotheken, die schließen, Sport-
plätze, auf denen das Gras auf der
Tartanbahn wächst, Straßen, auf
denen jede Achse bricht, und Brü-
cken, deren Pfeiler bröseln. Was
macht der Finanzminister? Der Fi-
nanzminister schuldet um. Herr
Schäuble, Sie holen sich das Geld
heute nicht mehr von den Ban-
ken, Sie holen es sich von den
Krankenkassen und der Rentenver-
sicherung.

Sie holen es sich auf Kosten der
Zukunft und der Investitionen, die
Sie nicht tätigen. Diese Politik ist
falsch und zukunftsvergessen.

Frau Bundeskanzlerin, das hat
auch nichts mit Generationenge-
rechtigkeit zu tun. Das ist das Ge-
genteil davon. Welches Land und
welchen Planeten überlassen wir
eigentlich den kommenden Gene-
rationen? Dass Sie keine Schulden
mehr bei den Banken machen, ist
doch nicht entscheidend. Dass die
Sozialsysteme funktionieren, dass
die Infrastruktur in Ordnung ist,
dass wir in Bildung investieren,
das gehört dazu, und das verlange
ich von Ihnen als einer verantwor-
tungsvollen Regierung.

Sie haben 111 Milliarden Euro
Mehreinnahmen. Das sind 111
Milliarden Euro, die Sie nicht spa-
ren. Das sind 111 Milliarden Euro,
die Sie nicht investieren. Das sind
111 Milliarden Euro, die Sie ver-
braten. Ihre ganze Bilanz basiert
auf einer Wette auf
eine gute Konjunk-
tur. Bleibt sie gut,
dann verschulden
Sie sich nur bei
den Sozialkassen;
wird sie aber
schlecht, dann wer-
den Sie wieder
Geld bei den Ban-
ken aufnehmen.
Ja, Deutschland braucht Ideen, In-
novationen und Investitionen. Sie
haben heute lange über die He-
rausforderungen der digitalen
Welt gesprochen. Wenn man sich
Ihre digitale Agenda anschaut,
Frau Merkel, Herr Dobrindt, dann
hat man nicht den Eindruck, dass
Sie an einer ganz großen Sache für
die Zukunft arbeiten. Es erscheint
eher wie Copy-and-Paste von ein
paar Textbausteinen, die Sie zu-
sammengesucht haben.

Ihre digitale Agenda ist nichts
weiter als eine müde und lahme
Eintagsfliege. Sie müssen endlich

in den Ausbau des Breitbandnet-
zes für die mittelständischen Un-
ternehmen im ländlichen Raum,
die dies dringend brauchen, inves-
tieren und dürfen dies nicht im-
mer weiter nach hinten verschie-
ben. Diese wirtschaftlichen Inves-
titionen werden wirklich ge-
braucht.

Gleichzeitig bröckeln die Stra-
ßen und die Brücken. Aber das
Geld für die Reparatur fehlt wahr-
lich nicht wegen der Maut. Was
von der CSU einmal als Watschen
für die Österreicher und Tsche-
chen gedacht war, erweist sich
jetzt als Komplettwatschen für die
Bundesregierung.

Es kann doch nicht ernsthaft
sein, dass man nicht repariert,
sondern lieber neu baut. Es kann
doch nicht ernsthaft sein, dass
man sich Direktmandate in Bay-
ern sichert, indem man Bänder
zur Eröffnung einer teuren Umge-
hungsstraße durchschneidet, statt
dafür zu sorgen, dass die Infra-
struktur erhalten bleibt.

Frau Merkel, auf sieben fette
Jahre sind noch immer sieben ma-
gere Jahre gefolgt. Das steht schon
im Buch Genesis. Dort heißen die
mageren Jahre allerdings nicht
einfach „magere Jahre“, sondern
„teure Jahre“. Genau so wird es
kommen: Es wird teuer für die
Kommunen, es wird teuer für die
Bürgerinnen und Bürger, und es
wird verdammt teuer für die kom-
mende Generation.

Die Politik Ihrer Regierung lässt
sich im Moment nur folgender-
maßen zusammenfassen: außen
Krise, innen Maut.

Ich frage mich: Wann nehmen
Sie sich eigentlich die ganz großen
Fragen vor? Sie haben heute über
Migration geredet; dazu komme
ich gleich. Wie ist es mit dem Kli-
maschutz? Das ist eine der zentra-
len Fragen, um die es geht. Wir
wissen nicht erst seit Nicholas

Stern, dass es uns al-
le teuer zu stehen
kommt, wenn wir
nicht in den Klima-
schutz investieren.

Trotzdem steigt
der CO2-Ausstoß in
Deutschland. Unser
Land wird die Kli-
maziele nicht errei-
chen. Ehrlich gesagt,

das ist mir peinlich, wenn ich im
Ausland unterwegs bin. Wir waren
in Sachen Klimaschutz einmal
ganz vorne; wir waren Vorbild.
Dazu passt, dass Sie noch nicht
einmal zum Klimagipfel reisen
werden.

Wir brauchen endlich ein Kli-
maschutzgesetz, das diesen Na-
men auch verdient. Aber im Mo-
ment verhindert das die große
Kohlekoalition. In Brandenburg
kann man das ganz gut sehen:
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Ihre ganze
Bilanz

basiert auf
einer Wette

auf eine gute
Konjunktur.
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SPD, CDU und Linke sind vereint
in der großen Kohlekoalition. Das
ist Politik nicht des letzten, son-
dern des vorletzten Jahrhunderts.
Kohle ist dreckig und ineffektiv.
Zuletzt baggern Sie den Menschen
ihre Heimat weg, ihre Dörfer, und
zwar ohne Rücksicht auf Verluste.
Ich sage Ihnen ganz klar: Hören
Sie mit dieser rückwärtsgewandten
Politik auf! Klimaschutz ist das
nicht und ernsthafte Politik auch
nicht.

Angesichts der aktuellen Ent-
wicklung will ich hier vor allem
auf die Situation der Flüchtlinge
eingehen. Seit Monaten habe ich
keine Nachrichtensendung mehr
gesehen, in der nicht die außen-
politischen Krisen an erster Stelle
standen.
Die Welt ist im Wandel, und wir
sind mittendrin. Wir können die
Augen nicht mehr davor
verschließen.Es hilft auch nicht,
wieder zu betonen, dass wir doch
schon viele Flüchtlinge aufneh-
men. Wir können mehr aufneh-
men, wir sollten mehr aufneh-
men, und wir müssen auch mehr
aufnehmen.

Die Verfolgung, die Diskrimi-
nierung der Menschen auf dem
Balkan kann und darf nicht leich-
ter wiegen als die eines Menschen
aus einem anderen Land. Wir
können uns nicht noch einmal
schuldig machen an den Roma
dort und an den Sinti und Roma
hier. Die Ehrlichkeit gebietet es,

finde ich, das auch auszuspre-
chen. Von jemandem, der keine
Schule besuchen kann, der keine
Aussicht hat, jemals einen Beruf
zu ergreifen, der Anfeindungen
und Gewalt begegnet, und zwar
wegen seiner Herkunft, weil er zu
einer bestimmten Gruppe gehört,
kann man nicht sagen, dass er in
einem sicheren Land lebt.

Wo Sie doch so gern von Büro-
kratieabbau reden: Das Asylbewer-
berleistungsgesetz ist und bleibt
diskriminierend. Aber es ist auch
eine riesige bürokratische Krake.
Sie können in diesem Zusammen-
hang noch so viele Leute einstel-
len – Sie könnten viel mehr errei-
chen, wenn dieser Quatsch end-
lich abgeschafft würde.
Deswegen sage ich Ihnen klar: Le-
gen Sie ein Verhandlungsangebot
vor, aber keines, mit dem wir die
einen gegen die anderen ausspie-
len. Ja, das ist anstrengend. Aber
ich biete Ihnen ausdrücklich an,
dass wir diese Anstrengung ge-
meinsam tragen, wenn nicht von
den Grundsätzen abgewichen
wird, dass das Recht auf Asyl ein
Grundrecht ist und es nicht
Flüchtlinge verschiedener Katego-
rien gibt.

Natürlich kann man an einem
solchen Tag nicht zum Thema der
Bekämpfung des politischen Isla-
mismus schweigen. Zehn Jahre
hat die Bundesregierung vor allem
auf eines gesetzt: auf Repression.
Strafrechtsverschärfung und Über-

wachung sind aber zu wenig. Das
wissen wir alle.

Sie sind zweifelsfrei mit Ihrer
Art gescheitert. Dabei könnten Sie
wissen, wie man Extremismus
richtig bekämpft: mit Prävention
beziehungsweise Vorbeugung.
Aber genau das passiert eben
nicht. Was brauchen wir denn?
Wir brauchen Aufklärung an
Schulen, vor allem Islamunter-
richt. Wir brauchen
auch Beratungsan-
gebote für Famili-
en. Es ist doch irre,
dass den Eltern, die
das Verhalten ihrer
Kinder häufig ge-
nug missbilligen,
nur eine Hotline
beim Verfassungs-
schutz zur Verfü-
gung steht – also
bei der Institution, die bei der
Aufklärung der NSU-Mordserie
komplett versagt hat. Professionel-
le Prävention geht anders, meine
Damen und Herren.
Es ist auch ein wirksames Ausstei-
gerprogramm notwendig. Von
ISIS, seiner einfachen Ideologie
und seiner aufwendigen Medien-
strategie geht für eine Minderheit
junger Menschen eine gefährliche
Faszination aus, der man nicht
mit Strafandrohungen begegnen
kann. Hier muss die Bundesregie-
rung ansetzen. Aber ich sage ganz
klar: Dazu gehören auch die Ver-
bände und die Gemeinden. Das

wird nicht ohne die Zivilgesell-
schaft gehen.

Meine Damen und Herren, die
Erwartungen an gutes Leben in
unserem Land haben sich geän-
dert. Das gilt besonders dann,
wenn es um Gesundheit und um
Essen geht. Deswegen brauchen
wir dringend eine andere Strategie
in unserer Landwirtschaft. Eigent-
lich sind Sie immer gerne die Hei-

matpartei. Mit Ihrer
Landwirtschaftspo-
litik zerstören Sie
die Heimat aller-
dings.

Sie haben in den
vergangenen Jahren
versucht, die deut-
sche Landwirtschaft
komplett auf Indus-
trialisierung und
Export zu drillen,

statt auf regionale Strukturen und
die Betriebe zu setzen, die anstän-
dig produzieren.

Deswegen sage ich ganz klar: Es
muss Schluss sein mit dieser Art
der industriellen Massentierhal-
tung. Es muss Schluss sein mit
dieser Art von Produktion. Der
Fleischkonsum ist nicht gestiegen,
sondern gesunken. Dass über ein
Drittel der Rindertransporte in
Deutschland inzwischen bean-
standet wird, zeigt, wo wir stehen.
Sie haben dafür gesorgt, dass ein
Drittel der Fördermittel aus Brüs-
sel an gerade einmal 2 Prozent der
Unternehmen geht. Das ist ab-

surd, und es ist falsch, meine Da-
men und Herren.

Dieser Haushalt ist zum Selbst-
zweck geworden. Er ist eher eine
PR-Aktion. Vielleicht entspricht er
irgendwelchen Umfrageergebnis-
sen, die Sie in der vergangenen
Wahlperiode für 11 Millionen
Euro in Auftrag gegeben haben.
Jetzt ist dieser große Vertuschungs-
ballon geplatzt. An dieser Stelle
waren Sie mit dem Datenschutz
ziemlich klar. Ich bin sehr froh,
dass Malte Spitz entsprechende
Hartnäckigkeit an den Tag gelegt
und gezeigt hat, was Sie alles ab-
fragen. Ehrlich gesagt, ist das
schon ziemlich krass. Den Schü-
lern ist es wichtig, wie viele Freun-
de sie bei Facebook haben. Sie zie-
len auf ein Ranking der Bundes-
minister und fragen das bei der
Bevölkerung ab. Kriegt man dafür
Bonuspunkte, oder hat man in Ih-
rem Kabinett ein Gesetz frei, wenn
man dabei gewonnen hat?

Wer so arbeitet und regiert, dem
geht es vor allem um sich selbst.
So sieht dann auch der Haushalt
aus: Es ist ein Haushalt ohne Ge-
staltungswillen und ohne Zu-
kunftswillen. Es ist ein Haushalt
auf Kredit bei der Zukunft. Ich
kann Sie nur auffordern: Ändern
Sie das, wenn Sie hier noch ein-
mal von Generationengerechtig-
keit sprechen wollen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN)

Es muss
Schluss sein

mit dieser Art
der industriellen

Massentier-
haltung.

Thomas Oppermann, SPD:

Wirtschaftlicher Erfolg
muss erarbeitet werden

Thomas Oppermann (*1954)
Wahlkreis Göttingen

Der Waffenstillstand, der
am vergangenen Freitag
für die Südostukraine

vereinbart worden ist, ist zwar
noch immer brüchig. Wenn es
aber gelingen sollte, diese Feuer-
pause dauerhaft zu stabilisieren,
dann wäre das nicht nur eine
Chance für eine politische Lö-
sung, sondern es wäre vor allem
auch ein Ende des unerträglichen
Leids der Zivilbevölkerung.

Dass dieser Waffenstillstand zu-
stande kam, hat auch damit zu
tun, dass auf dem NATO-Gipfel in
der vergangenen Woche eine ent-
schiedene, aber maßvolle Antwort
auf die Situation in der Ukraine
gefunden wurde. Alle 28 NATO-
Mitglieder haben bekräftigt, dass
sie füreinander einstehen. Jedes
einzelne NATO-Land kann nur in
Sicherheit leben, wenn alle ande-
ren NATO-Länder ebenfalls in Si-
cherheit leben. Die Europäische
Union und die NATO stehen fest
zusammen. Das ist, glaube ich, ei-
ne gute Botschaft für unsere östli-
chen NATO-Partnerländer.

Jeder, der heute Morgen die be-
wegende Rede von Präsident Ko-
morowski gehört hat, kann nach-
vollziehen, dass die Polen und die
Balten in großer Sorge sind. Ande-
re haben jahrzehntelang Verant-
wortung für uns Deutsche, für un-
sere Sicherheit übernommen.
Dann ist es ganz selbstverständ-
lich, dass wir jetzt ebenfalls Ver-
antwortung für andere überneh-

men. Es war aber auch richtig,
maßvoll zu handeln, an der
NATO-Russland-Grundakte festzu-
halten und keine NATO-Kampf-
truppen in Osteuropa dauerhaft
zu stationieren.

Zwar hat Putin gegen den Geist
dieser Vereinbarung verstoßen.
Aber in einer Zeit, in der wir auf
die Einhaltung des Völkerrechts
sowie die Einhaltung bestehender
Verträge dringen, ist es nicht klug,
selbst bestehende Verträge aufzu-
kündigen. Stattdessen hat die EU
weitere Sanktionen beschlossen
beziehungsweise vorbereitet, die
bei Bedarf in Kraft treten können
und die russische Entscheidungs-
elite sowie die russische Wirtschaft
empfindlich treffen beziehungs-
weise, soweit sie noch umgesetzt
werden müssen, treffen können.
Es ist gut, dass es dabei immer ei-
ne offene Tür für Russland gibt.
Manche halten diese Maßnahmen
für nicht ausreichend und fordern
härtere Maßnahmen. Ich warne
davor, die Wirkungen der Sanktio-

nen kleinzureden und sich über
diplomatische Mittel zur Lösung
der Krise verächtlich zu äußern,
wie das teilweise geschieht. Diesen
Stimmen sollten wir nicht nachge-
ben; denn dieser Konflikt kann –
darüber besteht in der NATO gro-
ße Einigkeit – nicht mit militäri-
schen Mitteln gelöst werden. Wir
sollten uns nicht dazu hinreißen
lassen, aufzuhören, miteinander
zu reden. Wir sollten nichts tun,
was dazu führt, dass nicht mehr
miteinander geredet werden kann.

Lieber Herr Gysi, Ihre Rede hat-
te einen roten Faden und als ein-
zigen Tenor: Die Bundesregierung
macht alles falsch, und Herr Gysi
hat immer recht. Wenn Sie sich
hier hinstellen und sagen, Sie hät-
ten beim Mindestlohn recht ge-
habt und sich dafür rühmen,
dann kann ich Sie nur fragen: Wo
waren Sie denn, als wir vor zwei
Monaten über den Mindestlohn
abgestimmt haben?

Herr Gysi, noch ein Wort zu
TTIP. Auch damit haben Sie sich
ausführlich beschäftigt. Ich kann
Ihnen sagen: Es wird kein Freihan-
delsabkommen geben, das die
Rechte des demokratischen Ge-
setzgebers, verfassungskonforme
Gesetze zu erlassen, in irgendeiner
Weise beeinträchtigt. Ich sage Ih-
nen: Es gibt nur Freihandelsab-
kommen, bei denen jeder Investor

in Deutschland die verfassungsge-
mäßen, gesetzlichen Regeln voll
zu beachten und zu respektieren
hat. Etwas anderes kann es gar
nicht geben.

Meine Damen und Herren, die
wirtschaftliche Situation in
Deutschland ist gut. Wir hatten im
Juli einen Ausfuhrrekord: Waren
im Wert von über 100 Milliarden
Euro wurden exportiert. Die Zahl
der Beschäftigten steigt weiter. We-
gen guter Lohnabschlüsse mit
kräftigen Steigerungen haben wir
auch eine starke Binnennachfrage.
Aber der Konflikt zwischen Russ-
land und der Ukraine wird, wenn
er nicht beigelegt wird, auch an
-unserer Wirtschaft nicht spurlos
vorübergehen.
Die Entwicklung zeigt: Wirtschaft-
licher Erfolg kommt nicht von
selbst. Wir müssen aktiv dafür ar-
beiten, dass die wirtschaftliche
Stärke Deutschlands erhalten
bleibt.

Ausdruck dieser wirtschaftlichen
Stärke ist, dass wir diesen Haus-
halt verabschieden können – zum
ersten Mal seit 46 Jahren einen
Haushalt ohne neue Schulden.
Das ist eine historische Zäsur.

46 Jahre lang haben wir immer
nur neue Schulden aufgetürmt.
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Jetzt schaffen wir einen ausgegli-
chenen Haushalt. In Spitzenzeiten
hatten wir eine Zinsbelastung von
40 Milliarden Euro. Das hat die
Handlungsfähigkeit unseres de-
mokratischen Gemeinwesens dras-
tisch eingeschränkt. Nur ein Staat,
der finanziellen Spielraum hat,
kann investieren, kann gestalten
und kann für sozialen Ausgleich
sorgen.

Deshalb ist es gut, dass wir jetzt
einen ausgeglichenen Haushalt
haben. Das ist auch eine gute Bot-
schaft an die jungen Menschen in
diesem Land: Wir wollen keine
Politik zulasten der künftigen Ge-
nerationen mehr machen.

Aber der Haushalt enthält auch
andere Botschaften. Wir entlasten
die Länder beim BAföG, damit sie
mehr in Bildung investieren kön-
nen. Wir entlasten die Kommunen
um weitere 1 Milliarde Euro jähr-
lich im Vorgriff auf das Bundes-
teilhabegesetz. Mit der Entlastung
der Kommunen bei der Grundsi-
cherung sind das jetzt 5,5 Milliar-
den Euro Entlastung. Wir investie-
ren 6 Milliarden Euro in dieser
Wahlperiode in Forschung und
Entwicklung. Außerdem investie-
ren wir in den Erhalt und Ausbau
der Infrastruktur in dieser Wahlpe-
riode insgesamt 5 Milliarden Euro.
Das alles sind
Schritte in die rich-
tige Richtung, aber
sie reichen nicht
aus, um die gewalti-
gen Investitionspro-
bleme in diesem
Lande zu lösen.

Der Investitions-
stau ist leider keine
Erfindung der Me-
dien, sondern ein
real existierendes Problem unserer
Volkswirtschaft. Im Bereich der öf-
fentlichen Infrastruktur investiert
Deutschland 0,8 Prozent des Brut-
toinlandsproduktes, also 20 Milli-
arden Euro pro Jahr weniger als
der Durchschnitt der OECD-Län-
der. Die getätigten Investitionen
reichen nicht aus, um das abzude-
cken, was jährlich durch Ver-
schleiß verloren geht.Deshalb
müssen wir uns jetzt vor allem auf
zwei Dinge konzentrieren:

Erstens. Wir dürfen die Mautde-
batte nicht auf die Pkw-Maut ver-
engen, sondern wir müssen vor al-
lem für eine schnelle Ausweitung
der Lkw-Maut auf allen Bundes-
straßen sorgen.

Das Geld, das wir einnehmen,
muss dort investiert werden, wo es
am dringendsten benötigt wird: in
die großen überregionalen Eng-
passstellen unseres Verkehrsnetzes.
Wir brauchen eine klare Prioritä-
tensetzung, und das muss sich
auch in der Investitionsplanung
der Bundesregierung widerspie-
geln.

Zweitens. Wir müssen kreative
Wege und Möglichkeiten suchen,
wie das in Deutschland reichlich

vorhandene private Kapital stärker
in den Ausbau der Infrastruktur
investiert werden kann, statt in
spekulativen und hochriskanten
Anlagen im Ausland verbrannt zu
werden. Dabei will ich ganz klar
sagen: Autobahnen und Schienen-
wege sind und bleiben öffentli-
ches Eigentum. Herr Gysi,

Öffentlich-private Partnerschaf-
ten sind nur sinnvoll, wenn sie
eindeutig wirtschaftlicher, günsti-
ger sind als staatliche Maßnah-
men. Das haben wir im Koaliti-
onsvertrag so vereinbart, und das
werden wir natürlich auch genau
so umsetzen. Es muss in jedem
Fall der Nachweis erbracht wer-
den, dass diese Projekte wirt-
schaftlicher sind; sonst sollten sie
so nicht finanziert werden; denn
es macht keinen Sinn, die Steuer-
zahler mit teuren privatwirtschaft-
lichen Projekten zu belasten.

Ein gutes Beispiel für einen
kreativen neuen Weg sind die Le-
bensversicherungen. Die Lebens-
versicherungen benötigen sichere
Anlagen mit sicherer Rendite. Das
waren lange die Staatsanleihen.
Die fallen wegen der niedrigen
Zinsen weitgehend aus. Deshalb
kommen die Versicherer zu uns
und sagen: „Wir würden gern
mehr in Infrastruktur und in er-

neuerbare Energien
investieren, aber
die Rechtslage er-
laubt das nicht.“ –
Das müssen wir
schnellstens än-
dern. Das Bundes-
kabinett hat einen
Entwurf zur Neu-
fassung des Versi-
cherungsaufsichts-
gesetzes auf den

Weg gebracht. Damit bekommen
Versicherungen die Möglichkeit,
in größerem Maße in erneuerbare
Energien, in Stromleitungen und
in den Breitbandausbau zu inves-
tieren. Das ist überfällig.

Der zweite Engpass – neben der
Infrastruktur – sind die Fachkräfte.
Bis 2025, also innerhalb eines
Zeitraums von zehn bis elf Jahren,
stehen dem Arbeitsmarkt 6 Millio-
nen Erwerbspersonen weniger zur
Verfügung als heute. Gleichzeitig
verlassen jedes Jahr immer noch
50.000 junge Menschen das deut-
sche Schulsystem, ohne einen Ab-
schluss zu haben, und jedes Jahr
brechen 25 Prozent der Jugendli-
chen ihre Ausbildung ab. Im Er-
gebnis haben dadurch 1,5 Millio-
nen junge Menschen zwischen 25
und 35 keine abgeschlossene Be-
rufsausbildung. Das ist nicht nur
ökonomisch ein ganz großer Miss-
stand; es kann uns auch mensch-
lich nicht kaltlassen, dass junge
Menschen ohne Perspektive sind,
sich als moderne Tagelöhner
durchschlagen müssen und schon
Hartz IV bekommen.

Im Augenblick leben wir von
der Einwanderung, wenn es da-

rum geht, unseren Fachkräfteman-
gel auszugleichen, aber das wird
auf Dauer nicht reichen. Wir müs-
sen mehr Anstrengungen unter-
nehmen, um unsere jungen Men-
schen durch Nachqualifizierung
in den Arbeitsmarkt zu bringen.

Aber bei denjenigen, die den
Abschluss schaffen, dürfen die
weiteren Bildungschancen nicht
vom Geldbeutel der Eltern abhän-
gen. Deshalb wird es 2016 eine
kräftige BAföG-Erhöhung geben.
Wir haben uns mit den Ländern
darauf geeinigt, dass der Bund ab
2015 die Ausgaben für das BAföG
allein übernimmt.´ Ganz wichtig
ist: Künftige BAföG-Erhöhungen
sind nicht mehr von der Kassenla-
ge der Länder abhängig.

Diese Koalition hat sich vorge-
nommen, dass Frauen und Män-
ner gleiche Rechte und gleiche
Chancen bekommen. Es kann
nicht sinnvoll sein, wenn fast 50
Prozent der Studierenden weiblich
sind, bei den Führungskräften nur
noch 30 Prozent und bei den Vor-
standspositionen nur noch 4 Pro-
zent. Das ist eine Schwundquote,
die mit dem Leistungsprinzip
nichts, aber auch gar nichts zu tun
hat.

Natürlich sind das immer noch
tradierte Rollenbilder und Arbeits-
teilungen, die Frauen den Weg in
eine erfolgreiche Berufstätigkeit
verbauen. Aber wir merken, dass
eine Änderung des Status quo im-
mer auch eine Machtfrage ist.
Manche Dinge bewegen sich eben
nur, wenn man Druck ausübt,
zum Beispiel für die Gleichberech-
tigung in deutschen Aufsichtsräten
oder Großkonzernen. Deshalb
brauchen wir nicht nur freiwillige
Vereinbarungen, wir brauchen Re-
geln und Mechanismen wie die
Frauenquote und ein Entgelt-
gleichheitsgesetz, um diese Macht-
strukturen aufzubrechen. Deshalb
sage ich ganz klar: Die Frauenquo-
te muss kommen.

Viele Familien in diesem Land
beklagen sich auch über die enor-
men Schwierigkeiten des Alltages.
Es gibt nicht genügend Kitaplätze
von hoher Qualität. Sie finden
keine Ganztagsschule für ihre Kin-
der. Sie wollen ihre Angehörigen
zu Hause pflegen. Es ist ein Him-
melfahrtskommando, beim Ar-
beitgeber wegen Teilzeit nachzu-
fragen. Wir wollen, dass die Fami-
lien mehr Unterstützung und
mehr Freiheit bekommen, ihre
Zeit nach ihren eigenen Vorstel-
lungen einzuteilen. Dazu werden
wir mit dem ElterngeldPlus und
dem Familienpflegezeitgesetz zwei
ganz wichtige Initiativen der Ko-
alition im Parlament beraten.

Auch wenn es darüber im Koali-
tionsvertrag, lieber Volker, keine
Einigung gegeben hat, finde ich
den Vorschlag von Manuela
Schwesig, eine Familienarbeitszeit
einzuführen, hochinteressant;
denn das ist eine Idee, mit der am

Ende – das sagen uns die Vertreter
der Wirtschaft – sogar die Gesamt-
arbeitszeit von Männern und
Frauen erhöht werden kann und
sie trotzdem mehr Zeit für die Fa-
milie haben. Vielleicht sollten wir
darüber noch einmal nachdenken.

Es hilft den Menschen, ihre ei-
gene Zeit nach ihren eigenen Vor-
stellungen aufzuteilen, um Beruf,
Kinder, Pflege und Freizeit unter
einen Hut zu bringen. Lassen Sie
uns darüber nachdenken, wie wir
ihnen dieses Stück Freiheit zu-
rückgeben können.

Die Situation der
Flüchtlinge. Krieg
und Terror führen
dazu, dass immer
mehr Flüchtlinge
Schutz in Deutsch-
land suchen. In die-
sem Jahr rechnen
wir mit über
200.000 Asylbewer-
bern. Es ist nicht
absehbar, dass es im nächsten Jahr
weniger werden. Ich sage: Es ist
unsere gemeinsame Aufgabe, die
Aufgabe aller Fraktionen in die-
sem Hause, diese Flüchtlinge in
Deutschland so aufzunehmen
und unterzubringen, dass sie nicht
zum Angriffsobjekt für rechtsex-
treme Gruppen werden. Dabei
dürfen wir die Kommunen nicht
alleine lassen.

Deutschland nimmt zurzeit die
meisten Flüchtlinge in der Euro-
päischen Union, und zwar 30 Pro-
zent aller Flüchtlinge, die nach
Europa kommen, auf. Die ande-
ren Länder müssen sich dieser Ver-
antwortung aber auch stellen. Wir
wollen ein europäisches Flücht-
lingskonzept, Herr Innenminister.
Wir unterstützen Sie in der Forde-
rung, dass die große Zahl der
Flüchtlinge unter allen Mitglieds-
ländern in der Europäischen Uni-
on fair verteilt werden muss. Jeder
muss dabei mitmachen. Keiner
kann sich dieser Aufgabe entzie-
hen. Dabei haben Sie unsere Un-
terstützung.

Wenn wir am Ende sehen, dass
wir nicht allen Flüchtlingen in
Deutschland helfen können, dann
müssen wir uns auf die konzen-
trieren, die am stärksten von
Krieg, Verfolgung und Vertreibung
betroffen sind. Mit anderen Wor-
ten: Wir müssen dort helfen, wo
die Not am größten ist. Das setzt
voraus, liebe Kollegen und Kolle-
ginnen von den Grünen, dass wir
Prioritäten setzen, wenn wir es gut
machen wollen. Und wir müssen
es gut machen. Deshalb appelliere
ich an Sie, das Gesetz über sichere
Herkunftsstaaten nicht aufzuhal-
ten, sondern im Bundesrat passie-
ren zu lassen. Dieses Gesetz been-
det übrigens das neunmonatige
Arbeitsverbot für Asylbewerber
und gibt ihnen die Möglichkeit,
schon nach drei Monaten zu ar-
beiten. Ich sage Ihnen: Der beste
Schutz vor Diskriminierung ist es,

wenn Flüchtlinge schon früh eine
Arbeit aufnehmen und ihren eige-
nen Lebensunterhalt verdienen
können.

Was derzeit in vielen Großstäd-
ten und Ballungszentren, aber
auch in vielen kleinen Universi-
tätsstädten passiert, macht uns
große Sorgen: Wer eine größere
Wohnung braucht, hat häufig kei-
ne Chance, eine neue Wohnung
im angestammten Umfeld zu fin-
den. Es kommt vermehrt zu
Zwangsräumungen, weil Men-

schen Mieterhö-
hungen nicht zah-
len können. Und
Investoren entmie-
ten systematisch
Häuser, weil sie
wissen, dass bei ei-
nem Mieterwechsel
die Miete verdop-
pelt werden kann.
Die soziale Ver-
drängung, die hier

stattfindet, meine Damen und
Herren, darf so nicht weitergehen.

Wir haben im Koalitionsvertrag
eine Mietpreisbremse vereinbart.
Wir müssen dafür sorgen, dass es
auch in den angesagten Wohn-
quartieren der Städte in Zukunft
noch eine sozial gemischte Wohn-
bevölkerung gibt. Deshalb sage
ich ganz klar: Die Mietpreisbrem-
se muss kommen. Das Wohnen in
großstädtischen Quartieren muss
auch für Menschen möglich sein,
die nur ein normales Einkommen
zur Verfügung haben.

Zum Schluss noch eine Bemer-
kung zu einer politischen Frage,
die uns seit der Landtagswahl in
Sachsen beschäftigt. Zum zweiten
Mal in sechs Jahrzehnten haben
wir erlebt, dass in Deutschland
weniger als 50 Prozent der Wahl-
berechtigten bei einer Landtags-
wahl wählen gegangen sind. Ich
finde, da dürfen wir nicht einfach
zur Tagesordnung übergehen;
denn je niedriger die Wahlbeteili-
gung bei einer Landtags- oder
Bundestagswahl ist, umso höher
ist hinterher der Einfluss extremis-
tischer Parteien, meine Damen
und Herren. Deshalb sage ich an
dieser Stelle ganz klar: Wer Land-
tagswahlen in die Sommerferien
verlegt, der stärkt das Desinteresse
an Politik und macht es Menschen
leicht, sich aus der Demokratie zu
verabschieden.

Ich finde, dass wir es 25 Jahre
nach dem Mauerfall nicht hinneh-
men dürfen, dass sich immer
mehr Menschen in Deutschland
von der Demokratie abwenden.
Das müssen wir stoppen. Deshalb
regen wir an, dass alle Fraktionen
bei dieser Frage in einem Bündnis
zur Steigerung der Wahlbeteili-
gung zusammenarbeiten. Ich fin-
de, das ist etwas, was wir gut zu-
sammen machen können. Wir je-
denfalls sind dazu bereit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Wir wollen
keine Politik
zulasten der

künftigen
Generationen
mehr machen.

Wer Landtags-
wahlen in die
Ferien verlegt,
der stärkt das

Desinteresse an
Politik.
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Volker Kauder, CDU/CSU:

Bundesregierung wird
Herausforderungen gerecht

Volker Kauder (*1949)
Wahlkreis Rottweil – Tuttlingen

Am Mittwoch in einer Haus-
haltswoche dient die De-
batte zum Etat der Bundes-

kanzlerin immer dazu, sich mit
den Schwerpunkten, den großen
Herausforderungen der deutschen
Politik auseinanderzusetzen und
sie darzustellen. Das heißt nicht,
dass wir die vielen innenpoliti-
schen Fragen nicht ernst nehmen;
aber dafür haben wir ja auch die
Diskussionen zu den Einzelplä-
nen. Deswegen sollten wir uns
heute mit den großen Herausfor-
derungen beschäftigen und uns
einmal anschauen, welche Ant-
worten von uns gefragt sind.

Da ist natürlich die große He-
rausforderung, mit der wir bei Ab-
schluss der Koalitionsverhandlun-
gen nicht gerechnet haben und
nicht rechnen konnten: die neue
Situation in der Welt und vor al-
lem die neue Situation auch in
Europa. Ich war von der Rede des
polnischen Staatspräsidenten heu-
te Morgen beeindruckt, der in ei-
ner Klarheit über die Herausforde-
rungen und die Notwendigkeit
der Antworten gesprochen hat,
wie man es sehr selten in Europa
hört.

Es ist völlig richtig, was die Bun-
deskanzlerin gesagt und wir hier,
in diesem Deutschen Bundestag,
mehrfach wieder-
holt haben: Wir se-
hen keine militäri-
sche Lösung des
Konflikts in der
Ukraine.

Das zweite große
Thema, mit dem
wir uns in der in-
ternationalen Poli-
tik auseinanderset-
zen müssen, ist der Umgang mit
islamistischen Terrorgruppen.
Auch da gilt, dass wir konsequent
und, wie der polnische Staatsprä-
sident gesagt hat, entschlossen
sein müssen und diese -Entschlos-
senheit denen, die in grober Weise
gegen Menschenrechte verstoßen,

auch zeigen müssen.
Es muss uns doch wirklich er-

schrecken und dann zum Han-
deln bringen, wenn wir lesen, dass
die verschiedenen Terrorgruppen
jetzt in einen Wettbewerb um die
größtmögliche Aufmerksamkeit
eintreten. In diesen Tagen haben
wir erfahren, dass al-Qaida sagt:
„Wir kommen einfach nicht mehr
vor, weil nur noch über ISIS und
deren Brutalität gesprochen wird.
Wir wollen das ändern, und des-
wegen werden wir uns jetzt unse-
rer Glaubensgeschwister in Asien
annehmen. Wir haben bereits ei-
nen Chef von al-Qaida in Indien
benannt“. Da kann ich nur sagen:
Man muss aufmerksam sein, und
natürlich muss man den Men-
schen vor Ort helfen, damit sie de-
nen nicht auf den Leim gehen.

Frau Göring-Eckardt, ich teile
Ihre Auffassung, dass man nur mit
Strafrecht die Dinge nicht regeln
kann, aber es gibt Herausforde-
rungen, bei denen man auch mit
dem Strafrecht eine moralische
Kompetenz in diesem Land bewei-
sen muss. Ich kann nur sagen: Es
macht mir große Sorgen – ich fin-
de es unglaublich und hätte nie
damit gerechnet –, dass wir am
Sonntag wenige Meter von diesem
Reichstagsgebäude entfernt eine
Kundgebung des Zentralrats der
Juden unter dem Thema „Steh
auf! Nie wieder Judenhass!“ ha-
ben müssen.
Es ist unglaublich, dass das not-
wendig geworden ist. Da kann ich
nur sagen: Es ist richtig, dass wir
mit mehreren Maßnahmen den
Antisemitismus bekämpfen, unter
anderem auch mit dem Strafrecht.
Damit sorgen wir dafür, dass be-
stimmte Thesen in unserem Land
nicht ungestraft gesagt oder wie-
derholt werden dürfen. Natürlich
muss abgewogen werden, aber
von vornherein nur die soziale

Kompetenz heraus-
zustellen und zu sa-
gen: „Strafrecht geht
nicht“, halte ich für
falsch.

Ich bin der Mei-
nung, dass mehrere
Dinge geschehen
müssen. Wenn jetzt
aber wieder gerufen
wird, dass wir be-

sondere Maßnahmen und Projek-
te brauchen, dann kann ich nur
sagen: Der Einsatz für Toleranz,
das Lernen aus unserer Geschichte
– nie wieder Judenhass –, das ge-
hört nach meiner Auffassung
schon zur Grundausbildung in
unseren Schulen.

Da wir über das Thema Flücht-
linge reden: Ich bin einverstanden
– ich habe das am letzten Montag
hier gesagt; da gab es noch eine
breite Übereinstimmung –, dass
wir Flüchtlinge in unserem Land
aufnehmen und alles dafür tun
müssen, dass sie anständig unter-
gebracht sind. Dass dies natürlich
eine große Herausforderung für
viele Kommunen ist, wissen wir.
Deswegen denke ich, hier brau-
chen wir gar nicht groß über das,
was im Bundesrat passieren muss,
zu diskutieren. Natürlich sind wir
bereit, in einem Gespräch mit Ih-
nen über viele Punkte zu reden.
Ich kann nur sagen: Nehmen Sie
dieses Angebot an, damit wir in
den nächsten Tagen im Bundesrat
zu einer guten Lösung kommen.
Sie helfen damit vor allem den
Kommunen in unserem Land.

Was die Aufnahme von Flücht-
lingen angeht, sage ich also Ja.
Aber ich habe schon am Montag
darauf hingewiesen, dass es natür-
lich genauso notwendig ist, die
-Situation vor Ort zu verbessern.
Da möchte ich die Bundesregie-
rung, sehr geehrter Herr Bundes-
außenminister, bitten, noch ein-
mal genauer hinzuschauen. Es
gibt einen zweiten Punkt, mit
dem ich noch nicht zufrieden bin.
Wir haben noch immer keine Ant-
wort und keine Lösung aus
Europa. Es ist nicht allein Sache
der Bundesregierung, wie wir den
Flüchtlingen helfen. Wir können
die Leute im Nordirak nicht ein-
fach sitzen lassen. Deswegen sage
ich: Ja, es ist richtig, dass wir Waf-
fenhilfe leisten. Aber wir werden
mehr als die 50 Millionen Euro in
die Hand nehmen müssen, um
den Flüchtlingen vor Ort zu hel-
fen. Das Geld ist da. Ich habe die
Bitte an die Bundesregierung,
Europa da einmal etwas Beine zu
machen, damit das endlich voran-
geht.

Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen, neben diesen großen Heraus-
forderungen in der Außenpolitik
bleibt in unserem Land und in
Europa natürlich die große Aufga-
be, weiter für Wachstum zu sorgen
und damit die Grundlagen für
den Wohlstand in unserem Land
und in Europa zu legen. Wachs-
tum entsteht in unserer Wirt-
schaft. Deswegen ist es völlig rich-
tig, wenn die Bundeskanzlerin in
ihrer Regierungserklärung darauf
hinweist, dass wir in einem wich-
tigen neuen Feld, nämlich im Be-
reich Industrie 4.0 und im Bereich
Internet, vorankommen müssen
und dass wir dort neue Start-ups,

also neue Firmengründer, brau-
chen. Gerade von diesen Firmen-
gründern hören wir, dass es für sie
nicht nur ein Thema ist, wie sie an
Kapital kommen, sondern dass sie
sich natürlich auch wünschen, ja
geradezu verlangen, dass man sie
in ihrer Startphase von bürokrati-
schen Gängeleien weitgehend be-
freit. Die haben andere Sorgen.
Deswegen, Herr Bundeswirt-
schaftsminister, bin ich dankbar
für das Signal, dass man überlege,
gerade bei Start-up-Unternehmen
eine ganze Reihe von bürokrati-
schen Auflagen einmal eine Zeit
lang auszusetzen. Deswegen, lie-
ber Kollege Oppermann, kann ich
nur sagen: Gerade diese Firmen
brauchen hohe Flexibilität und
nicht neue Arbeitszeitmodelle; das
regeln die schon selber. Deswegen
warne ich vor „Stressverordnun-
gen“ und neuen Arbeitszeitmodel-
len.

Ich rate uns, uns in der Koaliti-
on nicht jeden Tag und an jedem
Wochenende in irgendwelchen In-
terviews neue mögliche Belastun-
gen für die deutsche Wirtschaft
einfallen zu lassen. Das ist bei der
Investitionsfrage eher ein Problem
als vieles andere: wenn ich als Un-
ternehmer nicht weiß, was alles
noch auf mich zukommt.

Wir brauchen natürlich auch In-
vestitionen in unserem Land, In-
vestitionen in die Infrastruktur.
Das ist angesprochen worden.
Deswegen können Sie ganz sicher
sein: So, wie wir alle anderen
Punkte im Koalitionsvertrag um-
gesetzt haben, werden wir auch
mit dem derzeitigen Lieblingsthe-
ma der Medien, der Maut, bis En-
de des Jahres zu einem guten Er-
gebnis kommen.

Für all die großen Aufgaben, die
vor uns liegen – Frieden schaffen
in Europa, in der Ukraine, den is-
lamistischen Terror bekämpfen
und dafür sorgen, dass unsere
Wirtschaft weiter wachsen kann
und damit auch der Wohlstand –,
werden mit diesem Bundeshaus-
halt die Voraussetzungen geschaf-
fen.

Dieser Bundeshaushalt, mit
dem zum ersten Mal seit langem
keine neuen Schulden aufgenom-
men werden, was auch für die
nächsten Jahre versprochen wird,
schafft die Grundlagen für neue
Entscheidungsmöglichkeiten. Es
wird die Botschaft vermittelt: Wir
werden mit dem auskommen, was
wir haben. Mit dem auskommen,
was wir haben, heißt auch, dass
wir sowohl die Bürgerinnen und
Bürger als auch die Wirtschaft am
Wohlstand beteiligen. Deswegen
bleibt es dabei Es wird mit uns in
dieser Koalition keine Steuererhö-
hungen geben. Alles andere ist
Quatsch.

Das ist eine zentrale Botschaft,
die sich auch an unsere Wirtschaft
richtet: Ihr könnt euer Geld inves-
tieren, ihr könnt für Wachstum

sorgen und damit für eine gute Si-
tuation in unserem Land. Wir
schaffen dafür eine wichtige Vo-
raussetzung. Gestern Abend beim
Parlamentarischen Abend im
Haus der Deutschen Wirtschaft ist
man immer wieder angesprochen
worden auf das Thema „qualifi-
zierte Arbeitskräfte“. Die Industrie
4.0 verlangt natürlich entspre-
chende Ausbildung.

Wenn ich den ein oder anderen
aus der Linksfraktion da so höre,
muss ich denken: Wo sind die
denn die ganze Zeit unterwegs? Es
wird in unserem Land so viel für
Bildung und Ausbildung ausgege-
ben wie nirgendwo in Europa, lie-
be Kolleginnen und Kollegen. Was
im Bildungs- und Forschungsmi-
nisterium getan wird, ist ein Su-
pervorbild für ganz Europa, liebe
Kolleginnen und Kollegen.

Das schafft Zukunft für eine
junge Generation. Die Länder
müssen allerdings ihren Beitrag
dazu leisten. Der Bund hat den
Ländern Geld gegeben für Hoch-
schule, für Ausbildung. Einige
Länder wollen wenigstens den we-
sentlichen Teil dieses Geldes dafür
einsetzen; das kann ich gerade
noch akzeptieren.
Aber vor dem Hintergrund, dass
Bildung und Ausbildung das ent-
scheidende Zukunftsprojekt für
unser Land ist, kann ich es nicht
akzeptieren, wenn einige rot-grün-
geführte Bundesländer den we-
sentlichen Teil dieser Mittel, die
vom Bund kommen, nicht für
Hochschule und Ausbildung aus-
geben wollen, sondern für viele
andere Dinge.

Ich bitte auch die SPD-Bundes-
tagsfraktion, dass wir uns dieses
Projekt, das wir gemeinsam auf
den Weg gebracht haben, nicht
unterhöhlen lassen von denjeni-
gen, die glauben, sie könnten das
Geld für alle möglichen Haus-
haltszwecke, aber nicht für Hoch-
schule und Ausbildung einsetzen.

Damit, liebe Kolleginnen und
Kollegen, sind die großen Heraus-
forderungen beschrieben. Ich bin
sicher, dass diese Koalition und
diese von der Koalition getragene
– nicht nur getragene, sondern in
jeder Hinsicht unterstützte – Bun-
desregierung diesen Aufgaben und
Herausforderungen gerecht wer-
den.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU

– Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Außerdem sprachen:
Aydan Özugoz (SPD), Gerda Hassel-
feldt (CDU/CSU), Bettina Hagedorn
(SPD), Harald Petzold (Die Linke), Mo-
nika Grütters (CDU/CSU), Tabea Röß-
ner (Bündnis 90/Die Grünen), Hiltrud
Lotze (SPD), Rüdiger Kruse (CDU/
CSU), Ulle Schauws (Bündnis 90/Die
Grünen) und Burkhard Blienert (SPD).

Wir sehen
keine

militärische
Lösung des
Konflikts in
der Ukraine.
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Dr. Wolfgang Schäuble, CDU/CSU, Bundesminister der Finanzen:

In der Haushaltspolitik
konsequent Kurs halten

Wolfgang Schäuble (*1942)
Bundesminister

Eigentlich wäre dies heute
unsere erste Sitzung nach
der Sommerpause gewesen.

Diese erste Sitzung sollte sich mit
dem Bundeshaushalt 2015 befas-
sen. Stattdessen haben wir uns be-
reits vor einer Woche getroffen,
um über Waffenlieferungen an die
Kurden im Irak zu sprechen. Das
zeigt deutlich, dass die Lage an-
ders ist als noch vor wenigen Wo-
chen.

Zum Krieg im Irak und Syrien
kommt der Krieg in der Ukraine
hinzu. Auch Libyen wird erneut
von Gewalt erschüttert. Wir sehen
unvorstellbaren islamistischen
Terror in weiten Teilen des Nahen
und Mittleren Ostens und auch in
Afrika. Dazu kommt noch die
Ebola-Bedrohung. Das alles befin-
det sich in unmittelbarer Nach-
barschaft.

Zugleich schwächelt unser euro-
päisches Wirtschaftsumfeld. Fort-
dauernd hohe Defizite, die Wett-
bewerbs- und die dadurch entste-
hende Wachstumsschwäche in
großen Ländern der Euro-Zone
machen auch der deutschen Wirt-
schaft zunehmend zu schaffen.
Die gegenwärtige Ballung von
Krieg im Umfeld der Europäi-
schen Union, Reform-
stau und die daraus
folgende wirtschaftli-
che Stagnation in
wichtigen europäi-
schen Ländern, das
Auf und Ab in wichti-
gen Exportmärkten
wie China und Ame-
rika, das alles wirkt
sich auch auf
Deutschland aus.

Obwohl wir alles in allem eine
recht robuste Konjunktur haben –
das wird auch heute wieder in den
aktuellen Meldungen bestätigt –,
haben wir eine Abschwächung
hinnehmen müssen. Man soll die

Quartalszahlen aber nicht überbe-
werten. Wir haben keinen Grund,
jetzt in voreiligen Pessimismus zu
verfallen. Wir müssen allerdings
die Realität zur Kenntnis nehmen,
und diese ist, dass sich das wirt-
schaftliche Umfeld etwas einge-
trübt hat.

Wir brauchen deshalb Ernsthaf-
tigkeit in der Beurteilung der Lage
und Disziplin im Handeln. Wir
müssen uns auf das Wesentliche
fokussieren und konzentrieren.
Daraus folgt – das ist sehr umstrit-
ten –, dass wir gerade in dieser La-
ge unsere solide, verlässliche, sta-
bilitäts-orientierte Politik ent-
schlossen und unaufgeregt fortset-
zen müssen.

Alles andere würde zu einer
neuen Vertrauenskrise führen, und
das wäre das Letzte, was wir jetzt
in Europa in dieser Lage gebrau-
chen könnten. Deswegen ist es
zentral, dass wir in unserer Haus-
haltspolitik konsequent Kurs hal-
ten. Bundeshaushalte ohne Neu-
verschuldung sollen ab 2015, ab
nächstem Jahr, Normalität wer-
den. Wir haben das vor der Wahl
versprochen, wir haben es nach
der Wahl vereinbart, und jetzt set-
zen wir es um.

Die „schwarze Null“ ist kein
Selbstzweck, aber sie steht für Ver-
lässlichkeit; sie steht dafür, dass
wir halten, was wir versprochen
haben. Nur so können wir das
Vertrauen in den Wirtschaftsstand-
ort Deutschland erhalten. Wir ha-
ben uns dieses Vertrauen in den
letzten Jahren mühsam wieder er-
arbeiten müssen. Schließlich hat
die globale Finanz- und Wirt-
schaftskrise auch Deutschland
wirtschaftlich stark zurückgewor-
fen. Man hat schon vergessen, dass
wir 2009 einen Rückgang unseres
Inlandseinkommens von über 5

Prozent hatten.
Der Bundeshaus-
halt 2015 und die
Finanzplanung
bis 2018 stehen
für Verlässlich-
keit. Diese Ver-
lässlichkeit ist
elementar, für In-
vestoren wie für
Verbraucher. Un-

sere Politik steht für Stabilität, ge-
rade in einer Phase wirtschaftli-
cher und politischer Anspannun-
gen aufgrund kriegerischer Kon-
flikte in der Ukraine und im Na-
hen und Mittleren Osten.

Verlässlichkeit, Stabilität, hal-

ten, was man versprochen hat –
dazu zählt auch, sich an europäi-
sche Regeln zu halten. Alle sollten
sich an europäische Regeln halten;
wir haben sie mit beschlossen. In-
dem der Bundeshaushalt 2015
und unsere Finanzplanung bis
2018 keine neuen Schulden vorse-
hen, erfüllen wir unsere europäi-
schen Verpflichtungen. Wir haben
nämlich die Verpflichtung über-
nommen, unsere Schuldenquote
Schritt für Schritt zu senken. Wir
haben im Koalitionsvertrag verein-
bart, dass wir sie zügig wieder auf
60 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts zurückführen, womit wir
dann erst die Obergrenze des Sta-
bilitäts- und Wachstumspakts ein-
halten. Wir streben für 2018 eine
Schuldenquote von 65 Prozent
an. Wir sind also auch 2018 noch
über der Schuldengrenze, aber wir
sind auf dem Weg zu ihr. Die
Quote lag 2012, also vor zwei Jah-
ren, bei über 80 Prozent. Wenn
wir die Schuldenquote nicht zu-
rückführen würden, dann hätten
wir 2018, bezogen auf die Schul-
denquote, 450 Milliarden Euro
mehr Schulden – nur damit man
weiß, worüber wir reden.

Indem wir halten, was wir ver-
sprechen, schaffen wir Vertrauen.
Gerade wenn es so scheint, als
würden wir weniger rosigen Zei-
ten entgegensehen, ist es umso
wichtiger, dass wir alles dafür tun,
das grundlegende Vertrauen in un-
sere Politik zu erhalten. Denn gin-
ge das Vertrauen verloren, dann
ginge die Bereitschaft der Wirt-
schaftsteilnehmer verloren, ihr
Geld, ihre Kraft und ihre Fähigkei-
ten in unserem Land und in
Europa einzusetzen. Vertrauen –
das wissen die Ökonomen seit
Ludwig Erhard – ist der wichtigste
Rohstoff in einer Ordnung der so-
zialen Marktwirtschaft.

Wir brauchen in erster Linie pri-
vate Investitionen, um die wirt-
schaftliche Leistungs- und Wettbe-
werbsfähigkeit Deutschlands und
Europas zu erhalten. Bei privaten
Investitionen muss man sich auf
verlässliche Rahmenbedingungen
verlassen können. Wir haben sie
derzeit in Deutschland; Investoren
können darauf vertrauen, dass sie
erhalten bleiben. Grundlage dafür
ist unsere stabilitätsorientierte Fi-
nanzpolitik. Wir haben in den
letzten Jahren bewiesen – auch
das muss man angesichts einer zu-
nehmenden Debatte in unserem
Land und um unser Land herum

immer wieder ins Gedächtnis ru-
fen –, dass eine stabilitätsorien-
tierte Finanzpolitik die beste Poli-
tik für Wachstum und Beschäfti-
gung ist. Es ist wahr, dass wir bes-
ser als andere aus der wirtschaftli-
chen Krise herausgekommen sind,
weil wir unsere Defizite zurückge-
führt haben und damit zugleich
mehr Wachstum und mehr Be-
schäftigung erzielt haben. Wer sei-
ne Defizite nicht zurückgeführt
hat, hat weniger
Wachstum erzielt.
Es ist ein Irrtum, zu
glauben, dass man
durch eine Erhö-
hung der Defizite
mehr Wachstum
schaffen kann. Das
ist ein bequemer,
aber ein falscher
Weg. Wir werden
diesen Weg nicht gehen.

Im Übrigen ist die Mobilisie-
rung privater Investitionen volks-
wirtschaftlich wirkungsvoller als
jedes staatliche Ausgabenpro-
gramm. Das gilt nicht nur für die
Verkehrsinfrastruktur. Es gilt ge-
nauso für Informations- und
Kommunikationstechnologien, es
gilt für die Energienetze, aber es
gilt natürlich vor allem für Investi-
tionen in Maschinen und Ausrüs-
tungen in den Unternehmen
selbst. Das ist das Entscheidende;
denn hier liegt der Schlüssel zum
wirtschaftlichen Erfolg unseres
Landes. Hier liegt übrigens auch
der Schlüssel zum wirtschaftlichen
Erfolg Europas. Bei unserer demo-
grafischen Entwicklung – weniger
Menschen und älter werdende
Menschen – und bei unserem im
weltweiten Vergleich hohen Ni-
veau sozialer Sicherheit entstehen
Wachstumspotenziale – es hilft al-
les nichts – nur aus Innovationen
und aus leistungsfähiger Infra-
struktur. Es gibt keinen Weg daran
vorbei.

Es ist auch eine einfache Wahr-
heit, dass Investitionsprojekte für
Kapitalanleger Renditeerwartun-
gen enthalten müssen. Sonst wer-
den sich Kapitalanleger nicht en-
gagieren. Deswegen müssen wir
auch über neue Formen der Auf-
gabenteilung zwischen Staat und
Privaten nachdenken. Kooperati-
on zwischen Staat und Privaten
kann aber natürlich nicht heißen,
dass der Staat die Risiken trägt
und die Privaten die Gewinne ma-
chen. So wäre die Arbeitsteilung
nicht richtig. Die richtige Arbeits-
teilung ist, dass der Staat für einen
verlässlichen Rechtsrahmen sorgt
und Private ihre Leistungen gegen
Entgelt und bei Übernahme des
unternehmerischen Risikos anbie-
ten. Warum sollte das, was bei den
Telefon- und Energienetzen alles
in allem gut funktioniert, nicht
auch im Verkehrsbereich stärker

einzusetzen sein, zumal andere
Länder das erfolgreich vorma-
chen? Wir brauchen hier bessere
Möglichkeiten für private Investo-
ren. Wir arbeiten daran. Wir wei-
ten planmäßig, Schritt für Schritt,
die Lkw-Maut – Toll Collect – aus.
Wir machen auch anderes. Wir
werden das in dieser Legislatur
fortführen und auch in der nächs-
ten fortsetzen. Das erreichen wir
besser durch eine Finanzierung

durch die Nutzer.
Ein Engagement
privater Investoren
wird übrigens erst
dann richtig sinn-
voll, wenn sie ihre
Investitionen an
den tatsächlichen
Bedürfnissen der
Nutzer ausrichten
können. Das sorgt

dann für ein passgenaues und effi-
zientes Angebot, und damit ist
auch den Nutzern gedient.
Deutschland leitet übrigens auf
der Ebene der G-20-Staaten ge-
meinsam mit Indonesien und Me-
xiko eine Arbeitsgruppe, die Stan-
dards entwickelt, wie privates Ka-
pital in die Finanzierung von In-
frastrukturinvestitionen gelenkt
werden kann.

Natürlich arbeiten wir auch da-
ran, den Bereich Infrastruktur stär-
ker für Investitionen der Versiche-
rungswirtschaft, der Pensionskas-
sen und der anderen großen Kapi-
talsammelstellen zu öffnen. Dazu
überprüfen wir, inwieweit Regulie-
rung Investitionsmöglichkeiten
unnötig versperrt. Ich füge hinzu:
Wir gehen dabei vorsichtig vor,
weil ein Übermaß an Risikoüber-
nahme mit der Verlässlichkeit von
Versicherungen nicht zu vereinba-
ren ist. Die deutsche Versiche-
rungsbranche hat sich in der -Fi-
nanz- und Bankenkrise als sehr
widerstandsfähig erwiesen. Das
dürfen wir nicht gefährden.

Gute und verlässliche Rahmen-
bedingungen für private Investi-
tionen flankieren wir mit geziel-
ten staatlichen Investitionen. Der
wichtigste und erste Schwerpunkt
ist der Bereich Bildung, Wissen-
schaft und Forschung. Der Bund
übernimmt von den Ländern –
das haben wir vor kurzem so be-
schlossen und umgesetzt – voll-
ständig die Zahlungen der Leis-
tungen nach dem BAföG. Mehr
Schüler und Studenten erhalten
Zugang zum BAföG. Wir passen
die Regelsätze an die Entwicklung
der Lebenshaltungskosten an. Wir
finanzieren weiter den Hochschul-
pakt und sorgen so für zusätzliche
Studienplätze. Wir stocken auch
das Sondervermögen „Kinderbe-
treuungsausbau“ ein weiteres Mal
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auf. Im Übrigen ist mit den Län-
dern verabredet, dass die Entlas-
tungen durch die Übernahme des
BAföG für zusätzliche Investitio-
nen in Schulen und Hochschulen
genutzt werden. Wir steigern die
Ausgaben für Wissenschaft und
Forschung kontinuierlich, 2015
um 1 Milliarde Euro. In der ge-
samten Legislaturperiode haben
wir für Forschung zusätzliche Mit-
tel in Höhe von 3 Milliarden Euro
eingeplant, vor allem für die Ex-
zellenzinitiative und für den Pakt
für Forschung und Innovation.
Wir sind bei den Forschungsaus-
gaben international in der Spit-
zengruppe. Mit unserer starken
Forschung und Entwicklung, mit
den hohen Ausrüstungsinvestitio-
nen auch in unserer Industrie
steht Deutschland bei den beson-
ders wachstumsrelevanten Investi-
tionen im internationalen Ver-
gleich gut da. Das relativiert man-
chen oberflächlichen Quotenver-
gleich, der in den internationalen
Statistiken durch Baubooms gele-
gentlich sehr verzerrt dargestellt
wird. Auch daran muss man gele-
gentlich erinnern.

Das alles ist kein Grund, sich
auszuruhen. Wir müssen das wei-
ter ausbauen, weil wir Wachstum
eben nur über Innovationen errei-
chen. Ich wiederhole es: Bei unse-
rer demografischen Entwicklung –
wir werden weniger und älter –
können wir Wachstum nicht
durch mehr Köpfe steigern, son-
dern nur durch kreative Köpfe, die
Innovationen vorantreiben und
dadurch Wachstum schaffen.
Wachstum durch Innovation be-
deutet übrigens Hightech. Deswe-
gen ist es richtig, dass die Bundes-
regierung letzte Woche die neue
Hightech-Strategie beschlossen
hat. Diese Hightech-Strategie trägt
dazu bei, dass die hohe Innovati-
onsfähigkeit unseres Landes wei-
terhin eine unserer herausragen-
den Stärken bleibt. Dies erklärt
übrigens, warum wir im Augen-
blick besser als andere europäi-
sche Länder dastehen. Auch das
muss man sich gelegentlich an-
schauen. Wenn man die Ausgaben
für Forschung und Entwicklung in
Europa vergleicht, findet man eine
Erklärung, warum die Entwick-
lung in einzelnen Ländern unter-
schiedlich ist. Das sage ich immer
wieder, wer auch immer es hören
mag oder nicht.

Wir brauchen kreative Antwor-
ten auf die Herausforderungen
unserer Zeit. Gute Ideen müssen
schnell in innovative Produkte
und Dienstleistungen umgesetzt
werden. Der Wettbewerb wird im-
mer schneller. Deswegen muss die
Vernetzung von Wissenschaft und
Wirtschaft immer enger werden.
Wir konzentrieren uns als Bundes-
regierung auf Felder mit einer gro-
ßen Innovationsdynamik. Wir
werden kleine und mittlere Unter-
nehmen sowie technologieorien-

tierte Unternehmensgründungen
unterstützen. Wir sorgen für güns-
tige Rahmenbedingungen bei der
Fachkräftesicherung, bei der Fi-
nanzierung und bei anderen ge-
sellschaftlichen, technischen und
rechtlichen Voraussetzungen.

In unserem zweiten Schwer-
punkt, Infrastruktur – so haben
wir es auch im Koalitionsvertrag
vereinbart –, investieren wir zu-
sätzlich 5 Milliarden Euro Bundes-
mittel in Straßen, Schienen und
Wasserstraßen in dieser Legislatur-
periode, 1 Milliarde Euro bereits
im kommenden Jahr. Im Übrigen
kommt hinzu: Die vom Bund ge-
rade auf den Weg gebrachten und
die schon in der letzten Legislatur
beschlossenen massiven Entlas-
tungen der Länder und Kommu-
nen stärken auch deren Investiti-
onskraft im Bereich von Verkehr
und Infrastruktur. Durch die
Übernahme der Kosten für die
Grundsicherung im Alter und bei
der Erwerbsminderung – der Bund
hat sie voll übernommen – wer-
den die Kommunen in Deutsch-
land in diesem Jahr um fast 5,5
Milliarden Euro entlastet. Dies
muss man immer wieder in Erin-
nerung rufen.

Die so entstande-
nen Spielräume
sollten die Kommu-
nen und auch die
Länder möglichst
konsequent für In-
vestitionen nutzen.
Es ist übrigens er-
freulich, dass wir
bei den Kommunen
einen massiven An-
stieg der Investitionen feststellen
können. Auch hier sind gute Rah-
menbedingungen entscheidend.
Dazu zählt, dass wir die Leistungs-
fähigkeit unseres föderalen Staats
insgesamt erhalten. Auch die Län-
der müssen ihre gesamtstaatliche
Verantwortung wahrnehmen.
Auch sie müssen sich an die
Schuldenbremse, wie sie für die
Länder im Grundgesetz steht, hal-
ten, und sie müssen im Übrigen
an der Einhaltung unserer gesamt-
staatlich übernommenen europäi-
schen Verpflichtungen mitwirken.
Deswegen wollen wir den Stabili-
tätsrat, der die Finanzsituation
von Bund und Ländern über-
wacht, mit zusätzlichen Kompe-
tenzen ausstatten, damit er in Zu-
kunft Haushalte zurückweisen
kann, die den gemeinsam verein-
barten und im Grundgesetz festge-
legten Regeln der Schuldenbremse
und auch den Regeln des europäi-
schen Fiskalvertrags widerspre-
chen. Das, was wir in Europa
brauchen, müssen wir auch im
bundesstaatlichen Verhältnis be-
rücksichtigen.

Der Bund hat übrigens die Län-
der in den vergangenen Jahren –
auch das muss einmal gesagt wer-
den – massiv unterstützt. Schon in
den 90er-Jahren hat es eine starke

Verlagerung von Anteilen an den
jährlichen Steuereinnahmen vom
Bund zu den Ländern gegeben.
Das wirkt bis heute fort. Ohne
diese Verlagerung läge der Anteil
des Bundes an den gesamtstaatli-
chen Steuereinnahmen heute um
rund 6 Prozent höher und der An-
teil der Länder um 6 Prozent nied-
riger.

Das prominenteste Beispiel für
diese Verlagerung sind die Um-
satzsteueranteile, die der Bund
den Ländern für die Einbeziehung
der ostdeutschen Länder in den
gesamtdeutschen Länderfinanz-
ausgleich abgetreten hat. Bei aller
Kreativität der gegenwärtigen Vor-
schläge zum künftigen Schicksal
des Solidaritätszuschlags nach
Auslaufen des Solidarpakts II, und
zwar Ende 2019, darf dieser Zu-
sammenhang mit der Übertra-
gung von Mehrwertsteueranteilen
vom Bund auf die Länder, zu de-
ren Ausgleich der Solidaritätszu-
schlag wesentlich mit eingeführt
worden ist, nicht unterschlagen
werden. Auch daran muss man die
Länder erinnern.

Das zeigt, dass die Spielräume
des Bundes für weiteres Entgegen-

kommen gegen-
über den Ländern
sehr begrenzt sind.
Es muss bei den be-
gonnenen Verhand-
lungen zur Neuord-
nung der Bund-
Länder-Finanzbe-
ziehungen vor al-
lem darum gehen,
den Gesamtstaat,
die Bundes-repu-

blik Deutschland, die aus Bund
und Ländern besteht, handlungs-
fähiger zu machen. Die Länder
müssen sich auch ernsthaft an den
Überlegungen beteiligen, wie die-
ser Gesamtstaat noch effizienter
und leistungsfähiger werden kann.
Nur auf Mittel des Bundes zu
schielen, greift zu kurz.

Es muss in erster Linie um eine
sachgerechte Aufgabenzuordnung
zwischen den staatlichen Ebenen
und es darf eben nicht um bloße
Finanzverschiebungen gehen. Wir
brauchen klare Verantwortlichkei-
ten. Jede Aufgabe sollte am besten
von der staatlichen Ebene erfüllt
und finanziert werden, die sie am
effizientesten erfüllen kann. Das
heißt, dass bei Leistungen, bei de-
nen es praktisch und vor Ort
Handlungs- und Entscheidungs-
spielräume gibt, die diskretionäre
Entscheidung gestärkt werden und
dann auch die Finanzverantwor-
tung vor Ort liegen sollte; denn so
fördern wir effizienten und sparsa-
men Mitteleinsatz. Umgekehrt
sollten gesamtstaatlich bedeutsa-
me Aufgaben, die bundeseinheit-
lich erfüllt werden müssen, in der
Finanzverantwortung des Bundes
liegen. Mit der vollständigen
Übernahme des BAföG durch den
Bund haben wir einen wichtigen

Schritt in genau diese Richtung ge-
tan.

Bund und Länder brauchen für
die Erfüllung ihrer Aufgaben eine
angemessene Finanzausstattung.
Dabei muss man sagen: Die Fi-
nanzkennzahlen des Bundes sind
deutlich schlechter als die der
Länder. Die Zinsbelastungen des
Bundeshaushaltes – jeder, der sich
damit beschäftigt, weiß es – sind
im Verhältnis zu Steuereinnah-
men und Gesamthaushalt doppelt
so hoch wie die Zinsbelastungen
der Länderhaushalte. Auch das
muss man bei den
Verhandlungen ge-
legentlich sagen.
Unsere gesamtstaat-
liche Finanzpolitik
ist nur dann tragfä-
hig, wenn wir am
Verzicht auf Neu-
verschuldung bei
den Ländern und
beim Bund festhal-
ten, was im Übrigen die Hand-
lungsspielräume für Investitionen
von Bund und Ländern gleicher-
maßen erhöht.

Wir sollten aus Anlass dieser
Haushaltsdebatte auch einen kriti-
schen Blick auf die Struktur unse-
rer Haushalte werfen, gerade vor
dem Hintergrund des demografi-
schen Wandels. Es hat in den ver-
gangenen Jahrzehnten – das ist
nicht zu kritisieren, aber man
muss es im Blick haben – eine Ver-
schiebung von Ausgaben zulasten
von Investitionen und zugunsten
von eher gegenwartsorientierten
Sozialausgaben gegeben. Dafür
gab es im Einzelnen immer gute
Gründe. Dennoch müssen wir
wieder stärker auf die Zukunftsori-
entierung unserer Ausgaben ach-
ten. Das Bundesfinanzministeri-
um legt regelmäßig langfristige
Tragfähigkeitsberechnungen für
unsere öffentlichen Haushalte vor.
Sie zeigen, dass wir bei dauerhaf-
ter Einhaltung der Schuldenbrem-
se die Tragfähigkeitsrisiken unse-
rer öffentlichen Finanzen insge-
samt in den Griff bekommen kön-
nen. Aber sie zeigen auch, dass
dies Maßnahmen erfordert, um
den Druck vor allem aus den Sozi-
alversicherungssystemen auf den
Bundeshaushalt abzufedern. Trag-
fähigkeit ergibt sich nicht von
selbst. Deswegen war es zum Bei-
spiel richtig, dass die Beschlüsse
zur Erleichterung des Rentenbe-
zugs für langjährig Erwerbstätige
mit dem Auftrag verbunden wur-
den, eine generelle Lösung für ei-
nen flexibleren Renteneintritt zu
finden.

Unsere älter werdende Gesell-
schaft braucht die Älteren, ihr
Wissen, ihre Arbeitskraft, ihre Ein-
satzbereitschaft. Deswegen müs-
sen wir darauf achten, dass es
nicht zu stärkeren finanziellen
Fehlanreizen kommt, durch die
Menschen früher aus dem Berufs-
leben aussteigen, während die fi-

nanziellen Lasten bei der Allge-
meinheit verbleiben. Der selbstbe-
stimmte Renteneintritt bei mehr
finanzieller Eigenverantwortung,
das ist die zentrale Aufgabe einer
Flexirente und das stärkt die Trag-
fähigkeit. Übrigens hat das die
ganz überwiegende Mehrheit un-
serer Bürger verstanden. Deshalb
ist es wichtig, dass wir jetzt sub-
stanziell bei der Flexirente etwas
erreichen. Da sind die Politik wie
die Tarifpartner gefordert.

Flexibilisierung des Rentenein-
tritts zählt genauso zu den wichti-

gen Rahmenbedin-
gungen für mehr
private Investitio-
nen wie eine auch
geopolitisch sichere
Energieversorgung
mit wettbewerbsfä-
higen Energieprei-
sen. Dazu haben
wir mit der EEG-
Novellierung einen

ersten wichtigen Schritt getan.
Der Abbau von Handelsbarrie-

ren stärkt immer das Wachstum.
Das gilt für den europäischen Bin-
nenmarkt, und das gilt für das
Transatlantische Freihandelsab-
kommen, das wir erfolgreich zum
Abschluss bringen müssen.

So viel will ich zum Transatlan-
tischen Freihandelsabkommen an
dieser Stelle dann doch sagen: Es
erfordert ein Aufeinanderzugehen
beider Seiten ohne übertriebene
Ängste mit dem Ziel eines Aus-
gleichs zwischen der wohlstands-
fördernden Erleichterung wirt-
schaftlichen Austauschs und dem
Respekt vor kulturell begründeten
und demokratisch legitimierten
Vorstellungen und Regeln beider
Seiten. Aber vielleicht bieten ja die
weltpolitischen Krisen dieser Tage
auch eine Chance, sich der Bedeu-
tung der westlichen Wertegemein-
schaft auf beiden Seiten des Atlan-
tiks wieder bewusster zu werden.

Zu guten und verlässlichen Rah-
menbedingungen für private In-
vestitionen zählt, dass wir auch in
der Steuerpolitik halten, was wir
versprochen haben. Es bleibt, mei-
ne sehr verehrten Damen und
Herren, bei dem zugesagten Ver-
zicht auf Steuererhöhungen.

Gleichzeitig müssen wir bei ei-
ner immer komplizierter und stär-
ker werdenden internationalen
Verflechtung unsere Steueransprü-
che auch konsequent und ver-
nünftig durchsetzen. Das wird zu-
nehmend schwieriger. Die Ausnut-
zung von unterschiedlichen steu-
errechtlichen Regulierungen in ei-
ner globalisierten Welt mit globa-
lisierten Finanzmärkten ist eine
unglaubliche Herausforderung,
die wir gar nicht national, allein
in den Griff bekommen können.
Deswegen müssen wir europäisch
und global entschieden in diese

Fortsetzung auf nächster Seite
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Richtung wirken. Wir tun das. Die
Chancen für internationale Regu-
lierung steigen: International ist
das Bewusstsein gewachsen, dass
die Staaten letztlich in einem Boot
sitzen.

Wir haben zuletzt in der Euro-
päischen Union mit der Änderung
der Richtlinie über das gemeinsa-
me Steuersystem der Mutter- und
Tochtergesellschaften einen wich-
tigen Schritt getan, um rein steuer-
lich motivierte Gewinnverschie-
bungen einzudämmen.

Die Bundesregierung hat diese
Entwicklung auf der Ebene der
G 20 wie der OECD von Anfang
an maßgeblich vorangetrieben,
und wir werden das weiter tun.
Wir werden in zwei Wochen beim
G-20-Finanzministertreffen in
Australien konkrete Schritte – na-
türlich auch in Vorbereitung auf
den G-20-Gipfel im November in
Brisbane – vorbereiten. Wir rich-
ten im Oktober in Berlin die Jah-
restagung des Global Forum on
Transparency and Exchange of In-
formation for Tax Purposes aus,
die globale Konferenz der OECD
für den Informationsaustausch,
bei der es zugleich um die Be-
kämpfung von Steuervermeidung
durch internationale Regulierun-
gen geht. Das wird vermutlich ei-
ne der größten Steuerkonferenzen
weltweit sein. Die Größe allein ist
aber nicht so wichtig; entschei-
dend ist, dass bei dieser Tagung
über 30 Staaten eine Vereinbarung
über einen automatischen Infor-
mationsaustausch bei Finanzkon-
tendaten ab 2017 unterzeichnen
werden. Das ist ein großer Schritt,
und es ist erfreulich, dass wir in so
kurzer Zeit über 30 Staaten dafür
gewinnen konnten, diese Verein-
barung Ende Oktober hier zu un-
terschreiben.

Wir werden in Kürze auch die
gemeinsam mit den Bundeslän-
dern erarbeitete maßvolle Ver-
schärfung der Regeln für die straf-
befreiende Selbstanzeige voran-
bringen. Die strafbefreiende
Selbstanzeige hat sich als Rechts-
institut trotz aller öffentlichen De-
batte bewährt. Wir verlängern nun
die strafrechtlichen Verjährungs-
fristen für Steuerhinterziehung,
und wir heben die Zuschläge bei
der Nachzahlung hinterzogener
Steuern an.

Darüber hinaus arbeiten wir in
Zusammenarbeit mit unseren eu-
ropäischen Partnern an intelligen-
ten, punktgenauen Formen steuer-
licher Förderung von Forschung
und Entwicklung im Zusammen-
hang mit der Nutzung von Paten-
ten aus eigener Forschung.

Auch hier muss das Prinzip
durchgesetzt werden, dass eine vor
Ort erbrachte echte Forschungs-
leistung begünstigt wird und nicht
einfach nur steuerliche Gestal-
tungsmöglichkeiten eröffnet wer-
den, sodass es zu einer Verlage-
rung der Besteuerung in das nied-
riger besteuernde Ausland kommt.
Das ist der falsche Weg. Wir müs-
sen eigene Forschungsleistungen
begünstigen – auch steuerlich –,
und es darf nicht zu einem fortge-
setzten Ausnutzen unterschiedli-
cher Regelungen zur Minderung
der Steuerbelastung kommen.

Wir bringen in Kürze Maßnah-
men zur Verbesserung der steuerli-
chen Förderung von Wagniskapi-
talfinanzierung auf den Weg, in-
dem wir den öffentlichen Investi-
tionszuschuss steuerfrei stellen.
Gerade auch in unserem älter wer-
denden Deutschland brauchen
wir eine Gründungskultur, eine
Haltung der Neugier und auch die
Haltung, scheitern zu dürfen und
neu anfangen zu können; denn
sonst gibt es keine Gründungskul-
tur. Wenn jedes Scheitern mit dem
Risiko verbunden ist, dass es für
immer ist, macht es keinen Sinn.
Deswegen ist es auch wichtig, dass
wir erfahrenen Managern und Ka-
pitalgebern, die Start-up-Unter-
nehmen unterstützen, helfen und
ihnen keine Steine in den Weg le-
gen.

Wir werden in Deutschland und
in Europa im globalen Wettbe-
werb, der immer härter wird, nur
mit Arbeitsplätzen, die auf tech-
nologischen Innovationen beru-
hen, wirtschaftlich konkurrenzfä-
hig bleiben. Billiger als andere
werden wir in Deutschland und in
Europa nicht werden, sondern wir
können nur besser und innovati-
ver als andere bleiben und, wo
nötig, werden.

Wir sollten uns keiner Illusion
hingeben: Wenn wir mit unserem
Lebensstandard und unserer ver-
gleichsweise hohen sozialen Absi-
cherung in der globalisierten Welt

mithalten wollen, dann müssen
Deutschland und Europa an der
Spitze der Innovationsentwick-
lung bleiben.

Deswegen dürfen wir uns nicht
der Illusion hingeben, dass wir,
anstatt an der Spitze der Innovati-
onsentwicklung zu bleiben, die
Probleme mit einem immer grö-
ßeren Einsatz öffentlicher Mittel
und mit immer höheren Defiziten
lösen werden. Das ist eine große
Gefahr und eine große Illusion.

Die Forderung in Europa, im-
mer mehr öffentliche Gelder unter
Inkaufnahme immer höherer De-
fizite und Verschuldungen einzu-
setzen, führt in die Irre. Wachstum
und Arbeitsplätze entstehen nicht
durch immer höhere Defizite.
Sonst hätten wir aktuell wirklich
keine Probleme. Es tut mir leid:
Wenn es mit höheren Defiziten
und Schulden leichter wäre, dann
dürften wir eigentlich keine Pro-
bleme haben; denn die Verschul-
dung der Industrieländer – damit
wir wissen, wovon wir reden – ist
wieder auf dem Niveau, auf dem
es am Ende des Zweiten Weltkrie-
ges gewesen ist. Durch eine Steige-
rung werden wir nur neue Unge-
wissheiten, neue Blasen, Unsicher-
heiten und Volatilität, aber keine
strukturelle Lösung unserer Pro-
bleme erreichen. Deswegen helfen
nur Innovationen, Strukturrefor-
men, Investitionen, verlässliche
Rahmenbedingungen und eben
vor allen Dingen Vertrauen in die
Nachhaltigkeit.

Man kann allein mit öffentli-
chem Geld Arbeitsplätze und
Wachstum nicht dauerhaft herbei-
kaufen. Es bringt auch nichts, im
Zusammenhang mit Wachstum
und Beschäftigung einfach auf die
Europäische Zentralbank zu schie-
len. Sie tut, was sie kann, aber sie
hat ihr Instrumentarium im We-
sentlichen ausgereizt, wie man an
den aktuellen Entwicklungen se-
hen kann. Billiges Geld kann
Wachstum eben auch nicht er-
zwingen. Sonst hätten wir derzeit
keine Probleme.

Es ist doch auffallend – das hö-
ren Sie nicht gern, aber es ist eine
Tatsache –: Bei sinkendem Zinsni-
veau – das Zinsniveau ist aktuell
so niedrig wie selten zuvor – steigt
in wichtigen europäischen Län-
dern die private Sparquote. Die
Ökonomen können das nur
schwer erklären. Sie sagen: Eigent-
lich müssten sinkende Zinsen da-
zu führen, dass man weniger
spart. Das Gegenteil ist der Fall,
und das zeigt, dass psychologische
Fragen eine viel größere Wirkung
haben. Bei sinkenden Zinsen
steigt in wichtigen europäischen
Ländern die Sparquote!

In Deutschland haben wir übri-
gens eine starke Konsumnachfra-
ge, die die wesentliche Stütze un-
serer wirtschaftlichen Entwicklung
ist. Das wiederum zeigt, dass das
Vertrauen in die Nachhaltigkeit

unserer Finanzen wirtschaftlich
von einer gar nicht zu überschät-
zenden Bedeutung ist.

Im Übrigen hat der Sachverstän-
digenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung
in Deutschland in seinem letzten
Jahresgutachten 2013/2014 aus-
drücklich auf die Gefahr hinge-
wiesen, dass zu hohe Erwartungen
an die Handlungsmöglichkeiten
der Europäischen Zentralbank am
Ende nur die
Durchsetzung der
notwendigen Bud-
get- und Struktur-
reformen durch
die politisch Ver-
antwortlichen in
den Mitgliedstaa-
ten schwächen
könnten. Auch das
muss man sich
wieder und wieder
ins Gedächtnis rufen.

Obwohl Liquidität heute eher
im Übermaß vorhanden ist, bleibt
der Zugang zu Kapital für kleine
und mittlere Unternehmen in Tei-
len Europas infolge der Finanzkri-
se immer noch beeinträchtigt.
Dieses Problem ist auch durch
mehr Liquidität nicht zu beseiti-
gen. Die entscheidende Frage ist:
Warum gelingt es nicht, diese
reichlich vorhandenen Mittel stär-
ker in die unternehmerischen In-
vestitionen zu leiten?

Das ist eben der Punkt: Nach-
haltiges Wachstum entsteht nur
durch Innovationen, durch unter-
nehmerische Ideen und ihre Um-
setzung. Wo das ausbleibt, stim-
men die Rahmenbedingungen
nicht. Diese müssen wir auf euro-
päischer wie nationaler Ebene
weiter verbessern. Das bedeutet
Strukturreformen, Verbesserung
der Wettbewerbsfähigkeit, Stär-
kung von Forschung und Entwick-
lung. Deswegen lege ich zusam-
men mit meinem französischen
Kollegen Michel Sapin anlässlich
unseres informellen Finanzminis-
tertreffens am Freitag und Samstag
dieser Woche gemeinsame Vor-
schläge vor, wie wir die nationalen
und europäischen Umfelder für
Investitionen, und zwar nicht nur
für Finanzierungen von Investitio-
nen, sondern auch für tatsächliche
Möglichkeiten für Investitionen,
verbessern können. Das ist der
entscheidende Punkt.

In diesem Zusammenhang ist
auch wichtig: Die Bankenunion,
die kurz vor ihrer Umsetzung
steht – die Europäische Zentral-
bank ist gerade in der entschei-
denden Vorbereitungsphase für
den Aufbau der Europäischen
Bankenaufsicht –, wird die Leis-
tungsfähigkeit und die Krisenresis-
tenz der europäischen Banken ver-
stärken. Wir arbeiten an regulato-
rischen Erleichterungen für lang-
fristige Investitionen durch Kapi-
talsammelstellen. Wir arbeiten
auch an der Wiederbelebung des

Marktes für Hochqualitätsverbrie-
fungen in Europa, der durch die
Bankenkrise in Misskredit geraten
ist. Wir arbeiten an einem robus-
ten Rahmen für Unternehmensan-
leihen.

Auf der Ebene der G-20-Staaten
entwickeln wir in der schon er-
wähnten Arbeitsgruppe mit Indo-
nesien und Mexiko Standards für
Qualitätsverbriefungen von Mit-
telstandskrediten. Standards von

Verbriefungen heißt
übrigens nicht, dass
die Zentralbanken
die entscheidenden
Käufer für solche
Verbriefungen sein
müssen. Nein, wir
wollen sie in erster
Linie marktfähig ma-
chen – um es mit
freundlicher Zurück-
haltung zu sagen.

Ein wachstumsfreundliches Um-
feld, und zwar nur ein solches
Umfeld, fördert private Investitio-
nen. Deshalb muss jedes Land in
Europa für sich selbst wettbe-
werbsfähiger werden. Jedes Land
muss Strukturreformen auf den
Arbeitsmärkten umsetzen. Das ist
schwierig zu machen; das weiß
ich. Die Länder, in denen das not-
wendig ist, müssen die Leistungs-
fähigkeit und Effektivität ihrer öf-
fentlichen Verwaltung steigern.
Das jedenfalls macht die Länder
für Investitionen attraktiver.

Natürlich hilft die Leistungsfä-
higkeit der Verwaltungen auch, si-
cherzustellen, dass die schon be-
reitstehenden EU-Mittel tatsäch-
lich abgerufen werden. Auch das
ist ein Kapitel für sich. Das gilt ge-
rade für das Thema Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit und vor allen
Dingen der immer noch viel zu
hohen Jugendarbeitslosigkeit in
einigen Ländern Europas.

Frau Bundeskanzlerin, Sie wer-
den erlauben: Bereits vor einigen
Jahren haben die Staats- und Re-
gierungschefs nach hartem Ringen
darüber, ob 6 Milliarden Euro
hierfür nicht zu wenig seien, die
Einrichtung eines sofort zur Verfü-
gung gestellten Fonds zur Be-
kämpfung der Jugendarbeitslosig-
keit beschlossen. Werte Kollegin-
nen und Kollegen, es kann einfach
nicht hingenommen werden, dass
von diesen 6 Milliarden Euro bis
heute praktisch nichts abgeflossen
ist.

Entschuldigung, da bleibt mir
fast die Stimme weg. Man könnte
auch sagen: Da bleibt einem tat-
sächlich das Wort im Halse ste-
cken.
Alle sind sich einig, dass die Be-
kämpfung der Jugendarbeitslosig-
keit dringend ist. 6 Milliarden
Euro werden bereitgestellt, und es
wird sogar gesagt, das reiche nicht.
Dann aber muss man nach ein
paar Jahren feststellen, dass von
diesem Geld kaum etwas abgeflos-
sen ist. Das hat etwas mit den Ver-

Man kann allein
mit öffentlichem

Geld Arbeits-
plätze nicht
dauerhaft

herbeikaufen.

Anstatt der Länder übernimmt zukünftig der Bund die BAföG-Leistungen.
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waltungsstrukturen in den betrof-
fenen Ländern zu tun. Aber es ist
im Übrigen auch eine Herausfor-
derung in dieser neuen Periode
von Europäischem Parlament und
Europäischer Kommission, die Ef-
fizienz des Mitteleinsatzes in
Europa deutlich zu erhöhen. Da
gibt es bei der EU wirklich viel
Luft nach oben.

Öffentliche Investitionen in
Europa müssen auf langfristiges
und nachhaltiges Wachstum aus-
gerichtet sein. Sie sollten sich kon-
zentrieren auf Forschung und Ent-
wicklung, Bildung und Ausbil-
dung, Innovationen und Start-up-
Unternehmen, den digitalen Sek-
tor, eine gute, überregionale Ver-
kehrsinfrastruktur, die Finanzie-
rung von kleinen und mittleren
Unternehmen und die Energie-
wende.

Wir haben die Europäische In-
vestitionsbank mit Blick auf diese
Ziele gestärkt; wir haben auch ihr
Kapital wesentlich erhöht. Auch
der EU-Haushalt und die europäi-
schen Struktur- und Investitions-
fonds müssen konsequent auf die
Zukunftsfähigkeit Europas ausge-
richtet werden.

Und da wir alle einig sind, dass
wir eine Energieunion und eine
digitale Union in Europa brau-
chen – mit europäischer Netz-
werkinfrastruktur, mit guten Be-
dingungen für europäische Player
im Hard- und Softwarebereich –,
müssen wir in Europa einfach nur
noch die Voraussetzungen in der
Regulierung dafür schaffen. Das
ist eine der zentralen Aufgaben in
dieser neuen Periode europäischer
Politik.

Die Europäische Union – man
kann es nicht oft genug sagen –
muss sich auf das konzentrieren,
was die Mitgliedstaaten alleine
nicht mehr leisten können. Das
betrifft vor allem die grenzüber-
schreitenden Netze von Verkehr,
Energie und Telekommunikation.
Hier muss die europäische Ebene
leistungsfähiger werden und die
regulatorischen Voraussetzungen
dafür schaffen, dass das weltweit
ja eher im Übermaß vorhandene
und anlagesuchende Finanzvolu-
men tatsächlich in diesen Berei-
chen investiert wird. Das ist eine
Frage der Regulierung, um die Vo-
raussetzungen zu schaffen, dass
das Kapital auch investiert werden
wird.

Aber noch einmal: Wachstum in
Europa heißt eben auch, dass alle
Staaten ihre Hausaufgaben ma-
chen. Wir haben uns gemeinsam
viel vorgenommen. Aber das, was
an Haushaltssanierungen, an
Strukturreformen angekündigt
wurde – und angekündigt haben
wir alle das oft –, muss auch kon-
sequent umgesetzt werden. Es
bleibt dabei: Solange wir eine ge-
meinsame Währung und eine ge-
meinsame Geldpolitik, aber keine
gemeinsame Finanz- und Wirt-

schaftspolitik haben, so lange
bleibt es besonders unverzichtbar,
dass sich alle an Absprachen und
Regeln halten.

Man muss daran erinnern: Viele
Ökonomen haben gesagt, eine
Währungsunion ohne gemeinsa-
me Finanz- und Wirtschaftspolitik
geht gar nicht, jedenfalls nicht auf
Dauer. Dann haben wir den Stabi-
litäts- und Wachstumspakt ge-
schaffen, damit es doch geht. Aber
es geht nur, wenn wir uns an die
Regeln halten. Das ist auch keine
Frage von Sturheit oder Beliebig-
keit, sondern eine Voraussetzung
für die Stabilität unserer gemein-
samen Währung.

Ein bedeutender amerikanischer
Präsident hat einmal einen Wahl-
kampf geführt mit dem Slogan:

„It’s the -economy, stupid!“ Wir
könnten heute auch einfach sa-
gen: „It’s the implementation, stu-
pid!“ Einfach nur implementie-
ren, machen, umsetzen, was man
angekündigt hat – darauf kommt
es an. Nur dann werden wir nach-
haltig Vertrauen in die Zukunftsfä-
higkeit Europas und seiner Staaten
gewinnen.

Wir müssen uns in dieser sich
schneller und stärker globalisie-
renden Welt wirtschaftlich be-
haupten. Unser Ziel in Deutsch-
land und in Europa ist die Siche-
rung der Leistungskraft der westli-
chen Welt. Es geht auch um Hand-
lungsfähigkeit in wirtschaftlichen
und politischen Krisen, die uns
auch in Zukunft ereilen können
und sicherlich auch ereilen wer-

den. Es geht am Ende auch um die
Grundlagen von Sicherheitspoli-
tik, innen- wie außenpolitisch.
Wir schaffen Stabilität und Bere-
chenbarkeit; wir geben Orientie-
rung.

Wenn wir in den Krisen dieser
Monate – vor allem im Verhältnis
zu Russland – mit unseren euro-
päischen Vorstellungen von Au-
ßen- und Sicherheitspolitik, wie
sie die Bundeskanzlerin wieder
und wieder von diesem Pult aus
definiert hat, erfolgreich sein wol-
len – nämlich nicht Einsatz mili-
tärischer Mittel zur Durchsetzung
von Interessen, sondern Partner-
schaft, Zusammenarbeit, Aus-
tausch, freiheitlicher Wettbewerb
–, dann, verehrte Kolleginnen und
Kollegen, müssen wir wirtschaft-

lich und gesellschaftlich stark sein
– und damit attraktiv. Die Welt
beobachtet genau, ob Europa dem
Anspruch, den es an andere stellt,
selbst genügen wird; darauf
kommt es an.

Vertrauen, das die Welt in
Europa hat, aber auch Vertrauen,
verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, das wir selbst in unsere Zu-
kunft haben, ist letztlich die
Grundlage unserer Überzeugungs-
kraft. Unsere Außen- und Sicher-
heitspolitik gründet darauf, und
eine stabilitäts-orientierte Finanz-
politik leistet einen kleinen, aber
notwendigen Beitrag.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU

und der SPD)

Dr. Dietmar Bartsch, DIE LINKE:

Das Gegenteil von verant-
wortungsvoller Politikgestaltung

Dietmar Bartsch (*1958)
Landesliste Mecklenburg-Vorpommern

Herr Bundesfinanzminis-
ter, ich habe Ihnen auf-
merksam zugehört und

festgestellt, dass wir in Deutsch-
land keine Probleme haben, wenn
überhaupt, nur einige Aufgaben;
unsere Nachbarn haben Proble-
me. Ich kann Ihnen eines versi-
chern: Das hat mit der Lebens-
wirklichkeit vieler Menschen sehr,
sehr wenig zu tun.

Ich will vorab darauf eingehen,
dass Sie einen Etatentwurf ohne
Neuverschuldung vorlegen. Ich sa-
ge: Respekt, und zwar deshalb,
weil das mehrfach von Ihren Vor-
gängern angekündigt, aber nie er-
reicht worden ist. Das ist jetzt der
Fall. Das ist für Linke, die die
schwarze Null nicht als heilige
Kuh anbeten, trotzdem sehr wohl
ein Ereignis.

Die entscheidende Frage wird
allerdings sein: Realisieren Sie das
dann auch im Haushaltsvollzug?
Denn das ist bei allen Entwürfen
entscheidend. Und die zweite Fra-
ge ist – darauf müssen wir genau
achten –: Um welchen Preis wird
die schwarze Null beziehungswei-
se der Verzicht auf Neuverschul-

dung erzielt?
Ich will als Zweites unbedingt

erwähnen, dass in kürzester Frist
der zweite Haushaltsentwurf vor-
liegt. Dabei gebührt den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern in den
Ministerien, besonders auch im
Finanzministerium, ganz herzli-
cher Dank. Sie haben Tolles auch
für die Opposition geleistet. Ich
will das deshalb voranschicken.

Meine Damen und Herren, die
Linke kritisiert den Haushaltsent-
wurf aus folgenden Gründen:

Erstens. Dieser Haushalt ist das
Gegenteil von verantwortungsvol-
ler Politikgestaltung. Zentrale He-
rausforderungen der Politikgestal-
tung, das heißt die Modernisie-
rung des Bildungswesens, der In-
frastruktur und der Energienetze
und die Überwindung des Investi-
tionsstaus, finden sich im Haus-
halt nicht ausreichend wieder. Die
Investitionsquote stagniert in
Deutschland seit Jahren. Seit zehn
Jahren liegen wir – teilweise um 2
bis 3 Prozent – unter dem euro-
päischen Durchschnitt.

Was Sie hier dargestellt haben,
ist real nur ein Tropfen auf den
heißen Stein. Selbst das DIW
mahnt: Die marode Infrastruktur
wird zur Gefahr für die Wirtschaft
in Deutschland. Die Bruttoinland-
sinvestitionen des Staates sind ge-
ringer als die Abschreibungen. Je-
des Unternehmen, das so agieren
würde, wäre in einigen Jahren in
Konkurs gegangen. Aber Sie be-
treiben diese Politik seit einigen
Jahren. 120 Milliarden Euro müss-
ten in den nächsten Jahren inves-
tiert werden. Aber Sie tun viel zu
wenig.

Jährlich verfällt in Deutschland
Infrastruktur im Wert von 4 Milli-

arden Euro. Es reicht deshalb
nicht aus, zu sagen: Die Rendite
ist für Unternehmen das Entschei-
dende. Nein, die Rendite kann
nicht der ausschlaggebende Punkt
sein. Investitionen in die Infra-
struktur sind für die Menschen in
diesem Lande wichtig.
Bei Ihnen finden Investitionen
derzeit vor allen Dingen auf ei-
nem Feld statt: Sie reden über die
Dobrindt-Maut, und Sie sprechen
hier von Verlässlichkeit und Ver-
trauen. Angesichts der Maut muss
ich feststellen: Das, was Sie hier
aufführen, ist Kasperletheater.

Es ist konzeptionslos, ein büro-
kratisches Monster
und verschlingt öf-
fentliche Mittel.
Was es bringen
wird, weiß kein
Mensch. Sie verär-
gern sogar unsere
ausländischen
Nachbarn, und
zwar nicht nur in
West und Süd, son-
dern auch im Os-
ten. Das ist doch ein Riesenpro-
blem, und das hat überhaupt
nichts mit Vertrauen zu tun.

Jetzt sind Ihre Begründungen:
Seehofer muss liefern. Sie wollen
nicht das Schicksal der FDP teilen.
– Was sind das denn für Argumen-
te bei diesem doch so wichtigen
Thema? Hören Sie auf mit diesem
Unsinn! Die Kanzlerin hat doch
im Rededuell mit Steinbrück ge-
sagt: Die Maut wird nicht kom-
men. Das war doch eine richtige
Äußerung. Jetzt wird in den De-
batten darüber dauernd der Koali-
tionsvertrag als Begründung ge-
nannt. Aber ob ich die Wehr-
pflicht, den Atomausstieg oder

Ähnliches nehme: Sie haben
schon oft Koalitionsverträge ge-
brochen. Hören Sie auf mit dem
Unsinn der Maut! Das verärgert
nur die Menschen in diesem Land.

Zweitens. Haushaltsrisiken
scheinen für Sie ein Fremdwort zu
sein. Im Koalitionsvertrag heißt es:
„Unser Grundsatz heißt: ‚Kein Fi-
nanzmarkt, kein Finanzprodukt,
kein Finanzmarktakteur ohne Auf-
sicht‘.“ Das Gegenteil ist der Fall.
Die Sparkassen und Volksbanken
regulieren Sie. Die müssen immer
mehr Leute einstellen und werden
schon irre ob der Regulierung.
Aber bei den Großen rollt die Ka-
sinokugel weiter. Bei den Invest-
mentbankern haben Sie fast nichts
gemacht.
Sie können doch nicht die Klei-
nen totregulieren und bei den an-
deren mehr oder weniger nichts
machen. Das ist doch ein Riesen-
problem.
Nun war gestern wieder von der

Finanztransaktions-
teuer die Rede. Wir
haben das damals
in den Bundestag
eingebracht. Tun Sie
etwas auf europäi-
scher Ebene! Sie ha-
ben unsere Unter-
stützung. Wann
wird die Transakti-
onsteuer endlich
eingeführt? Dann

kommt doch Geld in die Kassen,
und die Transaktionen auf dem Fi-
nanzmarkt werden etwas verlang-
samt.

Kommen wir zu den Haushalts-
risiken. Wenn ich das richtig gele-
sen habe, ist das Bruttoinlands-
produkt in Deutschland im zwei-
ten Halbjahr zurückgegangen. Ist
das kein Problem? Die Bauinvesti-
tionen sind um 4,2 Prozent zu-
rückgegangen. Im Bereich der Aus-
rüstungen ist ein Rückgang um
0,4 Prozent zu verzeichnen. Der
Ifo-Geschäftsklimaindex ist zum
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Angesichts der
Maut muss ich

feststellen: Das,
was Sie hier

aufführen, ist
Kasperletheater.
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Carsten Schneider, SPD:

Beginn einer
Zeitenwende

Carsten Schneider (*1976)
Landesliste Thüringen

Mit dem Haushalt 2015,
den die Regierung hier
eingebracht hat, be-

ginnt eine Zeitenwende. Es ist der
erste Bundeshaushalt seit mehre-
ren Jahrzehnten, mit dem der Ver-
such unternommen wird – ich
hoffe, wir werden es auch schaffen
–, die Neuverschuldung nicht nur
zu reduzieren, sondern sie gänz-
lich auf null zu setzen. Das hat es
seit 1969 nicht mehr gegeben.

Wir als Sozialdemokraten ha-
ben uns im Regierungsprogramm
zur Bundestagswahl vorgenom-
men, genau dies zu erreichen. Wir
haben 2009 in der Großen Koali-
tion hier im Bundestag die Schul-
denbremse mit beschlossen, und
wir werden sie vorfristig, nämlich
schon im Jahr 2015, erreichen.
Das ist ein Quantensprung, auf
den wir Sozialdemokraten stolz
sind.

Dies wird von einer breiten
Mehrheit im Deutschen Bundes-
tag, von den Kollegen der Union
und, wie ich gehört habe, auch
von der Linkspartei und, wie ich
vermute, grundsätzlich auch von
den Grünen, getragen. Über den
Weg dahin streiten wir.

Es ist richtig, Kollege Bartsch,
dass wir in der Steuerpolitik, gera-
de was die Verteilungsfrage be-
trifft, Unterschiede in der Koaliti-
on haben. Wir haben uns nicht
auf alle Punkte einigen können,
die Bestandteil unseres Regie-
rungs- und Wahlprogramms wa-
ren. Das bleibt einer politischen
Entscheidung im Anschluss an die
nächste Bundestagswahl vorbehal-
ten.

Trotzdem haben wir die Wachs-
tumskräfte, die in Deutschland
derzeit die Konjunktur stützen
und für die gute Entwicklung ver-
antwortlich sind, nämlich die Bin-
nennachfrage, extrem gestärkt.
Das Wichtigste dabei ist die ab
dem 1. Januar 2015 beginnende
Einführung des gesetzlichen Min-

destlohns. Er wird allein in mei-
nem Heimatland Thüringen für
über ein Drittel der Beschäftigten
für die größte Lohnerhöhung sor-
gen, die diese Beschäftigten jemals
erreicht haben.
Aber nicht nur der Mindestlohn
wird eine Stütze der Konjunktur
sein und zu höheren Steuerein-
nahmen führen, sondern auch die
Tarifabschlüsse. Nun weiß ich
nicht, Kollege Bartsch, ob die von
Ihnen genannten Zahlen inflati-
onsbereinigt waren oder nicht.
Wahrscheinlich waren sie inflati-
onsbereinigt, was die Steigerung
betrifft. Nichtsdestotrotz sehen
auch wir, ähnlich wie die Deut-
sche Bundesbank, Luft nach oben,
was die Lohnentwicklung betrifft.
Die Tarifabschlüsse müssen in den
nächsten Jahren höher werden,
und der Anteil der Arbeitnehmer
an der gesamtwirtschaftlichen
Leistung muss gerechter ausfallen;
das ist gar keine Frage.

Ja, wir haben auch eine Diskus-
sion über die Zukunftsinvestitio-
nen. Ich finde, völlig zu Recht;
denn die Analyse, dass wir in wei-
ten Teilen von der Substanz leben
und die öffentliche, aber auch die
private Investitionsbereitschaft –
Stichwort „Kapitalstock der Unter-
nehmen“ – schwach ist, ist nicht
neu. Ich würde sie auch nicht in-
frage stellen. Ich glaube viel eher,
dass sie richtig ist und dass wir da-
rauf Antworten geben müssen.

Wir tun das in Teilen durch die
Verabredung im Koalitionsvertrag,
was die Investitionen im Bereich
Verkehr betrifft – 5 Milliarden
Euro mehr – und was den Bil-
dungsbereich betrifft – 6 Milliar-
den Euro mehr; hinzu kommen 3
Milliarden Euro mehr für For-
schungsausgaben. Das ist ein kla-
rer Trend nach oben. Die Zu-
kunftsausgaben werden verstetigt,
aber das wird sicherlich nicht aus-
reichen.

Aus diesem Grund unterstütze
ich grundsätzlich die Überlegun-
gen sowohl des Bundeswirtschafts-
ministers als auch des Bundesfi-
nanzministers, das enorme Spar-
kapital, das in Deutschland zur
Verfügung steht, für Investitionen
zu akquirieren, sei es in Unterneh-
men, sei es in die öffentliche In-
frastruktur, also da, wo es um Nut-
zerfinanzierung geht. Ich halte die
Diskussion über die Gründe, die
2008 in die Finanzkrise geführt
haben, nämlich dass die Über-
schüsse, die wir hier erwirtschaftet
haben, ins Ausland exportiert und
nicht in Deutschland investiert

wurden, für absolut überfällig.
Wir brauchen die hiesigen Un-

ternehmensgewinne und die hiesi-
ge Sparquote für Investitionen in
Deutschland, damit wir zukunfts-
fähig bleiben.

Wir wollen nicht wieder die Si-
tuation erleben, dass Lebensversi-
cherungen, Banken und andere
Kapitalanleger ihre hier erwirt-
schafteten Ersparnisse im Endef-
fekt im Ausland anlegen. Von da-
her, Herr Minister, sehe ich die
Wiederbelebung des ABS-Marktes,
also des Marktes für forderungsbe-
sicherte Wertpapiere, kritisch.

Sicher ist es so, dass die mit Un-
ternehmenskrediten besicherten
Papiere nicht in dem Maße gehan-
delt worden sind wie andere. Nur,
wer kontrolliert das? Ich glaube,
dass wir die Chance viel besser
nutzen müssen, die Bereinigung
des Bankensektors im Verlaufe
dieses Jahres durch eine unabhän-
gige, qualifizierte Prüfung durch
die europäische Bankenaufsicht,
also durch die Europäische Zen-
tralbank, vornehmen zu lassen.
Wir müssen dafür sorgen, dass die
sogenannten Zombiebanken, die
nur noch durch das billige Geld
der EZB am Leben erhalten wer-
den, aber nicht mehr dafür sor-
gen, dass neu gegründete Unter-
nehmen, die Innovationen vor-
nehmen, finanziert werden, vom
Markt verschwinden. Das heißt für
Deutschland im Zweifel: kritische
Eingriffe. Sie sind aber notwendig,
um den Steuerzahler langfristig
vor weiteren Schäden zu bewah-
ren und außerdem um zusätzliche
Wachstumsimpulse zu schaffen.

Herr Minister, ich finde, Sie ha-
ben zu Recht auf die Initiative zur
Bekämpfung der Jugendarbeitslo-
sigkeit hingewiesen. Es bringt
nichts, große Summen – hier 6
Milliarden Euro – in den Raum zu
stellen, die im Endeffekt nicht ab-
fließen. Ja, wir als Exportnation –
heute hieß es, dass wir im letzten
Monat Exporte im Wert von über
100 Milliarden Euro getätigt ha-
ben; das zeigt, dass wir immer
noch eine Exportnation sind; wir
sollten also den Teufel nicht an
die Wand malen – haben ein gro-
ßes Interesse daran, dass der euro-
päische Binnenmarkt funktioniert,
dass unsere Partner in Frankreich
und Italien über eine stabile Wirt-
schaftsentwicklung verfügen kön-
nen. Deswegen bin ich sehr dafür,
dass wir die vorgegebenen Spiel-
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dritten Mal in Folge gefallen. Das
sind doch reale Probleme und Ri-
siken. Im Übrigen führen die
Wirtschaftssanktionen gegen Russ-
land, die wir für grundsätzlich
falsch halten, natürlich dazu, dass
die Exporte nach Russland zurück-
gegangen sind, insbesondere in
den neuen Bundesländern. In
meinem Heimatland Mecklen-
burg-Vorpommern sind beispiel-
weise die Exporte von Fleisch,
Milch, Gemüse und Käse deutlich
zurückgegangen. Das ist ein Pro-
blem. Das muss man wenigstens
reflektieren.

Das Agieren Deutschlands in
den aktuellen Krisenherden wie
dem im Irak macht deutlich – ich
will auf die politische Debatte gar
nicht detailliert eingehen –: Das
wird immens viel Geld kosten.
Dieses Geld ist teilweise völlig
falsch angelegt. Zu diesem Schluss
komme ich insbesondere dann,
wenn ich mir die Debatte vor Au-
gen führe, dass der Verteidigungs-
etat ob dieser Risiken erhöht wer-
den soll. Mit diesem Kurs gefähr-
den Sie aufs Gröbste die Zukunft
des Landes.

Drittens. Sie haben keine gesell-
schaftliche Vision von unserem
Land. Sie versprechen im Koaliti-
onsvertrag: „Unser Maßstab für ei-
ne erfolgreiche Politik ist die Le-
bensqualität der Menschen …“
Wenn dem doch
nur so wäre, dann
wäre es wunder-
bar.

Aber vieles, was
Sie im Koalitions-
vertrag niederge-
schrieben haben,
bleibt folgenlos,
wird wie zum Bei-
spiel bei der Müt-
terrente völlig falsch finanziert
oder führt, wie das Betreuungs-
geld zeigt, zu den vorausgesagten
völlig negativen Entwicklungen.

Sie haben versprochen: „Wir
wollen: Gute Arbeit für alle – si-
cher und gut bezahlt“. Was sagen
Sie den 2,9 Millionen Arbeitslosen
und insbesondere den über 1 Mil-
lion Langzeitarbeitslosen in die-
sem Land, deren Zahl im Ver-
gleich zum vergangenen Jahr um
1 Prozent gestiegen ist, oder den
500.000 Menschen, die im Alter
oder aufgrund von Erwerbsminde-
rung auf Grundsicherung ange-
wiesen sind? Nennen Sie das gute
Lebensqualität der Menschen?
Nein, das kann man nicht so nen-
nen. Das hat überhaupt nichts mit
Gerechtigkeit zu tun.

Außerdem geht die Schere zwi-
schen Arm und Reich in unserem
Land immer weiter auseinander.
Wenn die 500 reichsten Deut-
schen über ein Vermögen von 615
Milliarden Euro verfügen – das ist
das Doppelte des Bundeshaushalts
–, dann wissen Sie genauso gut
wie ich, dass da etwas nicht in

Ordnung ist. Da muss man doch
etwas tun. Angesichts dessen muss
man doch über Verteilungsgerech-
tigkeit reden.

Man kann dann nicht einfach
sagen: Steuern erhöhen wir auf
keinen Fall. – Vielmehr muss man
diese Vermögenden zur Kasse bit-
ten. Wie ich höre, denken Sie über
die Abschaffung des Solidaritäts-
zuschlags nach. Darüber kann
man sicherlich reden. Aber das
muss gegenfinanziert werden, und
zwar von denjenigen, die von der
Krise profitiert haben. Bei diesen
ist schließlich etwas zu holen.

Was ist denn daran gerecht,
wenn in den vergangenen 15 Jah-
ren die Produktivität um 16 Pro-
zent gestiegen ist, die Tariflöhne
aber statistisch gesehen nur um 10
Prozent zugelegt haben? Da läuft
doch etwas schief. Die Vermögen
werden immer größer. Ein Drittel
der Menschen hat kein Vermögen
oder hat Schulden, während 1,1
Millionen Menschen Vermögens-
millionäre sind. Da ist etwas
schief in Deutschland. Die Schere
geht immer weiter auseinander.
Angesichts dessen darf man nicht
nur zuschauen, sondern muss et-
was dagegen tun, auch im Haus-
halt.

Sie sagen immer: Der soziale
Etat ist der größte, und wir tun
doch so unsagbar viel.

Ja, es ist richtig,
dass der Sozialetat
mehr als die Hälfte
des Bundeshaushalts
ausmacht. Das wis-
sen die Haushälter
aller Fraktionen.

Das ist das Ergeb-
nis von Politik. Die-
se hohen Sozialkos-
ten sind das Ergeb-

nis Ihrer Politik, die so viel Be-
dürftigkeit und Not produziert.
Das ist die Ursache für diesen ho-
hen Etat.

Haushaltspolitik darf nicht ei-
ner imaginären schwarzen Null
geopfert werden. Eine Politik um
der schwarzen Null willen, die die
Schulden von heute in kaputte
Städte und Gemeinden, marode
Gesundheits-, Kultur- und Bil-
dungseinrichtungen unserer Enkel
tauscht, ist der falsche Weg. Es ist
keine Neuverschuldung notwen-
dig, wir können das finanzieren,
wenn wir eine andere Steuerpoli-
tik betreiben. Wir wollen keine
allgemeinen Steuererhöhungen
und auch nicht den Weg in den
Schuldenstaat beschreiten. Das
Gegenteil ist der Fall.

Lassen Sie uns die Haushaltsbe-
ratungen nutzen, damit sinnvolle
Vorschläge Ihren Entwurf hin zu
mehr sozialer Gerechtigkeit rele-
vant verändern können.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei

Abgeordneten des BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)

Haushaltspolitik
darf nicht einer

imaginären
„Schwarzen

Null“ geopfert
werden.
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räume innerhalb des Stabilitäts-
und Wachstumspaktes nutzen.
Das heißt: Strukturreformen und
im Gegenzug mehr Zeit beim De-
fizitabbau. Das Gleiche haben wir
in Deutschland in den Jahren
2005 und 2006 in der Großen Ko-
alition gemacht, und zwar erfolg-
reich.

Mit Herrn Renzi und Herrn
Hollande haben wir es mit einem
Ministerpräsidenten und einem
Präsidenten zu tun, die solche Re-
formen – vielleicht zu spät – in
Angriff nehmen. Wir als Deut-

scher Bundestag haben das größte
Interesse daran, dass die beiden
Länder Italien und Frankreich sta-
bil bleiben, dass sie wirtschaftlich
vorankommen und dass dort kei-
ne Extremisten an die Macht kom-
men. Deswegen sollten wir sie auf
ihrem Weg uneingeschränkt unter-
stützen.

Ich will auf einen letzten Punkt
eingehen: auf die Besteuerung des
Finanzsektors. Die heutige Haus-
haltsdebatte ist in diesem Zusam-
menhang bereits ein Anfang. Bis-
her muss man sagen: Da tut sich

nichts. Wir werden das Bankenin-
solvenzrecht mit der Schaffung
der Europäischen Bankenunion
ändern. Das wird uns im Herbst
dieses Jahres hier im Deutschen
Bundestag beschäftigen. Aber klar
ist auch, dass die Kosten der Krise,
die auch wir in Deutschland zu
schultern haben, vom Steuerzah-
ler getragen wurden. Der Finanz-
sektor hat dazu keinen Beitrag ge-
leistet. Im Gegenteil: Die zukünf-
tig auszugestaltende Bankenabga-
be – sie wird zu leisten sein, wenn
auf europäischer Ebene eine Bank

pleitegeht – bedeutet, dass der Fi-
nanzsektor die Kosten dafür tra-
gen muss.

In Deutschland ist diese Abgabe
nicht steuerabzugsfähig, in ande-
ren europäischen Ländern schon.
Ähnlich ist es mit der Finanztrans-
aktionsteuer. Ihre Einführung war
die Voraussetzung für die Zustim-
mung der SPD und auch der Grü-
nen zum europäischen Fiskalpakt.
Ich erwarte diesbezüglich substan-
zielle Fortschritte auf europäischer
Ebene, damit wir diejenigen, die
die Krise mit verursacht haben,

tatsächlich an den Kosten ihrer
Bewältigung beteiligen. Das ist ei-
ne Frage der öffentlichen Legiti-
mation von Demokratie.

Sie haben dazu, Herr Minister,
die volle Unterstützung des Deut-
schen Bundestages. Wenn wir das
bis Ende des Jahres nicht schaffen
sollten, werden wir sehr wohl
überlegen müssen, ob wir dazu
nicht national Regelungen treffen
und vorangehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)

Sven-Christian Kindler, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Dieser Haushalt hat
drei zentrale Defizite

Sven-Christian Kindler (*1985)
Landesliste Niedersachsen

Wir haben es hier auch
gerade in der Haus-
haltsdebatte gehört:

Die Große Koalition lobt sich
selbst für den Haushalt 2015.

Aber wir müssen als Haushälter
beim Haushalt natürlich auch ins
Detail gucken. Wenn wir ins De-
tail gucken, dann sehen wir: Es
gibt drei zentrale Defizite in die-
sem Haushalt: Das erste ist das
Hoffen auf die gute Konjunktur.
Zweitens. Es gibt kaum Investitio-
nen. Dieser Haushalt lebt von der
Substanz. Das dritte ist der unso-
ziale Griff in die Rentenkasse und
in den Gesundheitsfonds. Das ist
wahrlich kein Grund, sich selbst
zu loben.

Mit diesem Haushalt 2015 wol-
len Sie keine neuen Schulden
mehr bei den Banken aufnehmen,
aber Sie nehmen neue Schulden
bei der Infrastruktur auf. Sie neh-
men neue Schulden bei der Zu-
kunft auf, weil Sie kaum investie-
ren. Sie nehmen neue Schulden
bei den Krankenkassen auf. Sie
nehmen neue Schulden bei der
Rentenversicherung auf. Ihr Haus-
halt, Herr Schäuble, hat eine gro-
ße versteckte Verschuldung.

Schauen wir uns die drei zentra-
len Defizite doch einmal konkret
an:Erstens. Das Hoffen auf die
Konjunktur. Sie profitieren enorm

von der guten Konjunktur, von
den historisch niedrigen Zinsen,
von den guten Steuereinnahmen,
und Sie gehen davon aus, dass das
alles so rosarot bleibt bis 2018. Sie
rechnen mit jährlich 3,8 Prozent
Steigerung bei den durchschnittli-
chen Steuereinnahmen. Schon
dann, wenn man nur einen hal-
ben Prozentpunkt weniger an-
nimmt, 3,3 Prozent, haben Sie ei-
ne große Lücke von 14 Milliarden
Euro im Finanzplan.

Herr Schäuble, Sie haben selber
darauf hingewiesen: Es gibt inter-
national viele große Krisen, in Sy-
rien, im Irak, in der Ukraine und
anderswo. Das alles kann Auswir-
kungen auf Unternehmen, auf die
Konjunktur haben. Schon die
Steuerschätzung im Mai hat nach
unten gewiesen und gezeigt, dass
man sich eigentlich nicht auf die
gute Konjunktur verlassen kann.
Aber in Ihrem Haushalt ist keine
Vorsorge getroffen. Es sind keine
Risiken eingepreist. Das hat nichts
mit einer seriösen Haushaltspla-
nung zu tun.

Das hat vielmehr damit zu tun,
dass Sie strukturell nicht an diesen
Haushalt ranwollen. Sie wollen
keine strukturellen Reformen ma-
chen. Sie wollen auch nicht wirk-
lich gerechte Ausgabenkürzungen
vornehmen. Sie wollen nicht an
den Subventionsabbau ran, wo-
durch man Milliarden Euro, gera-
de im umweltschädlichen Bereich,
einsparen könnte. Sie wollen
nicht an gerechte Einnahmever-
besserungen ran.

Sie wollen nicht darangehen,
diesen Haushalt wirklich struktu-
rell zu konsolidieren. Aber wir
brauchen keine rosarote Haus-
haltspolitik; wir brauchen eine
strukturelle, eine engagierte Haus-
haltspolitik.

Das zweite große Defizit, das
zentrale Defizit in diesem Haus-
halt, ist die versteckte Verschul-

dung bei den Investitionen. Dieser
Haushalt lebt von der Substanz.
Die Investitionsquote sinkt im Fi-
nanzplan bis 2018 auf 8 Prozent.
Deutschland hat jetzt schon eine
der niedrigsten Investitionsquoten
weltweit. Das stellt man fest, wenn
man die Volkswirtschaften ver-
gleicht. Investitionen, die Sie heu-
te nicht tätigen, sind die Kosten
und Schulden von morgen und
übermorgen.

Das Vermögen des Staates sinkt
dadurch, die versteckte Verschul-
dung steigt – und das trotz Ihrer
sehr optimistischen Annahmen
bei den Steuer-
mehreinnahmen.

Wenn wir uns
das einmal an-
schauen, stellen
wir fest: Sie rech-
nen von 2014 bis
2018 im Finanz-
plan in der Summe
mit 111 Milliarden
Euro Steuermehr-
einnahmen.
Nur, es ist völlig unklar, wo das
Geld eigentlich bleibt. Es versi-
ckert im Etat, ohne Gestaltungsan-
spruch, ohne Prioritäten. Es ist
nicht klar, wo das Geld bleibt. Es
ist nur klar, dass es eben nicht in-
vestiert wird. Die Investitionsquo-
te sinkt auf 8 Prozent, und das ist
ein echtes Armutszeugnis der Bun-
desregierung. Das ist nicht genera-
tionengerecht.

„Unterlassene Investitionen“,
das klingt sehr haushaltstech-
nisch. Aber diese unterlassenen
Investitionen haben sehr reale
Auswirkungen auf die Bürgerin-
nen und Bürger, auf unsere Gesell-
schaft, auf die Unternehmen in
diesem Land. Jede zweite Brücke
ist sanierungsbedürftig, ist baufäl-
lig. In Zukunft müssen viele Bahn-
und Straßenbrücken gesperrt wer-
den, wenn sie jetzt nicht saniert
werden.

Wir wissen auch: Jeder dritte
Bürger in diesem Land hat kein
schnelles Internet. Das ist gerade
für die Menschen im ländlichen
Raum ein großes Problem, weil
sie sozialökonomisch abgehängt
werden.

Die Investitionen in den Klima-
schutz und in die Energiewende
werden drastisch zurückgefahren.
Das führt dazu, dass das Klima
weiter zerstört wird. Das führt da-
zu, dass Arbeitsplätze im Hand-
werk und im Mittelstand gefähr-
det werden.

Von außen hat dieser Haushalt
eine polierte, glänzende Fassade,
dahinter bröckelt es gewaltig. Das
Fundament wackelt gewaltig. Sie
fahren diese Gesellschaft auf Ver-
schleiß. Das ist eine Versündigung
an unserer Zukunft.

Vor meiner Zeit im Bundestag
habe ich im Unternehmenscon-
trolling eines Industriebetriebes

gearbeitet. Ich sage
Ihnen: Mit einer sol-
chen Unterneh-
mensstrategie, mit
einer solchen Fi-
nanzpolitik kann
kein Unternehmen
mittelfristig überle-
ben.

Wenn wir uns den
Haushalt anschau-

en, dann sehen wir, dass wir ein
gutes Marketing, eine gute PR-Ab-
teilung haben. Aber in der For-
schungs- und Entwicklungsabtei-
lung fehlt das Geld. Es wird nicht
in die Mitarbeiter investiert. Die
Maschinen in der Werkshalle sind
kaputt und werden bald zerfallen.
Die Buchhaltung muss kreative
Buchführung machen und den
Haushalt und die Bilanz für die
Gesellschafter ordentlich schönen.
Mit einer solchen Geschäftspolitik
kann kein Unternehmen mittel-
fristig überleben. Ihre Bilanz, Herr
Schäuble, ist einfach nicht ehrlich.
Ihr Haushalt lebt von der Sub-
stanz.

Ich komme zum dritten großen
Defizit Ihres Haushaltes. Sie grei-
fen mit vollen Händen in den Ge-
sundheitsfonds und in die Ren-
tenkasse. Die Rentenreformen der
Großen Koalition führen erstens
nicht dazu, dass das Problem Al-

tersarmut gelöst wird, sie führen
aber zweitens dazu, dass die Ren-
tenkasse bis 2018 leer ist. Das gro-
ße schwarze Loch hinterlassen Sie
der nächsten Regierung. So droht
ein sinkendes Rentenniveau bei
steigenden Beitragssätzen.

Und Sie greifen für den Haus-
halt 2015 ungeniert in den Ge-
sundheitsfonds mit 2,5 Milliarden
Euro und nehmen damit Schul-
den bei den Krankenkassen auf.
Das wird massive Auswirkungen
auf die Beitragszahlerinnen und
Beitragszahler haben. Sie finanzie-
ren diesen Haushalt auf dem Rü-
cken der einfachen Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer. Das ist
extrem unsozial.

Mit diesem Haushalt produzie-
ren Sie ganz viele Verlierer. Wer
sind die Verlierer Ihrer Haushalts-
politik? Die Verlierer sind die Kin-
der und Jugendlichen, denen es
an guter Bildung und Betreuung
fehlt. Die Verlierer sind die gesetz-
lich Krankenversicherten, die bald
Zusatzbeiträge zahlen müssen.
Die Verlierer sind Beschäftigte mit
kleinen und mittleren Einkom-
men, die nachher die Zeche zah-
len werden.

Die Verlierer sind aber auch Un-
ternehmen, deren Transportwege
kaputt sind und die im ländlichen
Raum keinen Zugang zu schnel-
lem Internet haben. Die Verlierer
sind die Kommunen, deren ver-
sprochene Entlastung von 5 Milli-
arden Euro auf 2018 verschoben
wird. Die Verlierer sind das Klima
und die Umwelt, die weiter zer-
stört werden. Die Verlierer sind
auch die Flüchtlinge in vielen
Kriegen der Welt, weil humanitäre
Hilfe nicht ausreichend bereitge-
stellt wird.

Angesichts dieser vielen Verlie-
rer Ihrer Haushaltspolitik fordere
ich Sie auf, die Haushaltsberatun-
gen für 2015 für Verbesserungen
zu nutzen. Hören Sie auf, sich
selbst zu loben und sich selbst zu
feiern. Gehen Sie die zentralen
Defizite im Haushalt an. Wir wer-
den Ihnen dazu solide und durch-
finanzierte Alternativen vorlegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)
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haben sehr reale
Auswirkungen
auf die Bürger.
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Ralph Brinkhaus, CDU/CSU:

Wir brauchen mehr
Haushaltspolitik 4.0

Ralph Brinkhaus (*1968)
Wahlkreis Gütersloh

Es ist ja notwendig, dass die
Opposition den Haushalts-
entwurf kritisiert, aber zwei

Dringe fand ich sehr befremdlich.
Herr Bartsch von den Linken: Sie
kritisieren die Russland-Sanktio-
nen, weil sie die Wirtschaftskraft
in Deutschland beschädigen?

Selbst als Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitiker muss ich sagen: Es
gibt Dinge auf der Welt, die wich-
tiger sind als wirtschaftliches
Wachstum.

Herr Kindler von den Grünen,
ich finde es drollig, dass die Grü-
nen kritisieren, wir würden hier in
Deutschland nicht genug investie-
ren. Ich nehme in meinem Hei-
matbundesland Nordrhein-West-
falen wahr, dass dort der größte
Investitionsverhinderer Ihr grüner
Bundesumweltminister Remmel
ist.

Ich wollte eigentlich auf etwas
anderes hinaus. Die Fußballwelt-
meisterschaft hat stattgefunden.
Wir haben sie gewonnen und ha-
ben richtig gefeiert – die einen in
Rio und die anderen hier in
Deutschland. Wenn wir in der
Wirtschaft einen schönen Ab-
schluss tätigen, dann wird gefeiert.
Wenn in der Familie ein gutes Er-
eignis stattfindet, dann wird gefei-
ert. Wann feiert eigentlich die Po-
litik einmal das, was gut läuft?

Es ist doch so: Jedes Mal, wenn
etwas gut gelaufen ist, wenn zum
Beispiel die Beschäftigungssituati-
on gut ist, wir wirtschaftlich stark
sind oder wir einen ausgegliche-
nen Haushalt haben, dann rennen
hier alle mit einer Leichenbitter-
miene durch die Gegend und re-
den von der nächsten Katastrophe
und von den schlimmen Dingen,
die da kommen. Es sollte unab-
hängig davon, welcher Partei wir
angehören, zu unserem Selbstver-
ständnis gehören, dass wir uns
auch einmal freuen, wenn etwas
gut gelaufen ist.

Diese Freude manifestiert sich

in drei Zahlen: 299,5 Milliarden
Euro, 299,5 Milliarden Euro und
0 Euro. Das sind die Einnahmen,
die Ausgaben und die Nettokredit-
aufnahme von 0 Euro. Generatio-
nen von Finanzministern wären
froh gewesen, wenn sie heute hier
an der Stelle von Wolfgang Schäu-
ble gesessen hätten.

Ein Finanzminister – diese Spit-
ze muss ich als Nordrhein-Westfa-
le einfach bringen – wäre beson-
ders froh gewesen, und zwar Herr
Walter-Borjans, der nämlich über-
haupt nicht mit dem, was er in
Nordrhein-Westfalen hat, klar-
kommt.

Dieser ausgeglichene Haushalt
ist zustande gekommen, obwohl
wir weder Steuern erhöht noch
neue eingeführt haben. Dieser
ausgeglichene Haushalt ist zustan-
de gekommen, ob-
wohl wir Kommu-
nen und Länder im
mittleren zweistelli-
gen Milliardenbe-
reich entlastet ha-
ben und entlasten
werden. Dieser
Haushalt ist zustan-
de gekommen, ob-
wohl wir in ganz
wichtigen Zukunfts-
bereichen nicht gespart haben,
sondern zum Beispiel im Bereich
Bildung und Forschung draufge-
legt haben. Meine Damen und
Herren, das ist aller Ehren wert.

Es wurde gemeinhin kritisiert,
dass der Haushalt mit Risiken be-
haftet ist. Gab es je einen Haus-
halt, der nicht mit Unsicherheiten
und Risiken behaftet war? Zukunft
hat nun einmal die Eigenschaft,
dass sie unsicher ist. Die Tatsache,
dass es Risiken gibt, ist nicht das
Entscheidende. Das Entscheiden-
de ist, wie wir mit diesen Risiken
umgehen und was wir daraus ma-
chen.

Man kann die Risiken benen-
nen – sie sind von den Rednern
alle aufgeführt worden –: Natür-
lich gibt es ein konjunkturelles Ri-
siko. Das heißt, wir müssen uns
noch mehr anstrengen, damit die
Wirtschaftskraft in diesem Land
erhalten bleibt. Das gilt insbeson-
dere für den Arbeitsmarkt. Der
Haushalt ist vom Arbeitsmarkt ab-
hängig. Natürlich haben wir ein
niedriges Zinsniveau. Wenn ich
mir angucke, was die EZB mo-
mentan so treibt, dann denke ich,
dass es noch lange Zeit so niedrig
bleiben wird.

Es gibt auch noch andere Risi-
ken. Momentan wird zum Beispiel

höchstrichterlich über die Brenn-
elementesteuer entschieden. Da-
mit müssen wir uns beschäftigen.

Wir können auch nicht länger
das machen, was wir in den ver-
gangenen Jahrzehnten gemacht
haben, nämlich die Friedensdivi-
dende ernten und den Verteidi-
gungshaushalt zur Spardose des
Bundeshaushaltes machen. Das
geht nicht.

Es wäre skandalös, wenn wir die
Menschen, die humanitäre Hilfe
brauchen, im Stich lassen, weil wir
sagen: Wir interessieren uns nur
für uns. – Das geht nicht, und das
muss auch im Haushalt abgebil-
det werden.

Wir müssen auch über unsere
Investitionen nachdenken. Das
gilt sowohl für Investitionen im
Bereich der digitalen Welt und der

Energienetze als
auch im Bereich
der Verkehrsinfra-
struktur. Man sollte
aber bei aller Kritik
– auch wenn sie be-
rechtigt ist – eines
nicht aus dem Auge
verlieren: Wir ha-
ben nicht die Infra-
struktur eines Ent-
wicklungslandes.

Wir gehören immer noch zu den
Top Ten dieser Welt. Wir müssen
nur dafür sorgen, dass das so
bleibt.

Jetzt kann man sich überlegen,
wie man mit diesen Herausforde-
rungen umgeht.

Da gibt es zum einen eine Ant-
wort aus dem letzten Jahrhundert,
die uns zu dem Elend geführt hat,
das wir heute bei vielen Haushal-
ten dieser Welt haben: Wenn man
ein Problem auf der Ausgabensei-
te hat, dann erhöht man die Ein-
nahmen, indem man sich mehr
verschuldet oder die Steuern er-
höht. – Das ist ziemlich unintelli-
gent und wird der Gestaltungsfä-
higkeit von uns Haushältern nicht
gerecht. Ich glaube, dass wir das
besser können; wir können andere
Antworten geben. Wenn das die
Politik aus dem letzten Jahrhun-
dert, wenn das Haushalt 1.0 war,
dann können wir auch Haushalt
4.0 machen.

Haushalt 4.0 heißt, dass wir ein-
fach mal intelligentere Fragen stel-
len, dass wir uns die Frage stellen,
wie wir die vorhandenen Mittel,
die wir jedes Jahr ausgeben, besser
einsetzen können, sodass wir die
Aufgaben besser erfüllen können.

Ich gebe Ihnen einige Beispiele
dafür:

Erstes Beispiel: Priorisierung.
Wo gibt es eine Priorisierung der
Themen, die uns jetzt wirklich
wichtig sind? Sind wir bereit, für
die Sachen, die uns wirklich wich-
tig sind, an anderer Stelle Opfer
zu bringen? Wir haben das an ei-
ner Stelle hervorragend durchexer-
ziert: Wir haben in den letzten
Jahren Bildung und Forschung im
Bundeshaushalt priorisiert. Das
war eine Priorisierung, wie wir sie
auch in anderen Bereichen brau-
chen.

Zweites Beispiel:
Effizienz. Wie effi-
zient setzen wir
denn eigentlich un-
sere Mittel ein?
Fangen wir mit
dem Straßenbau
an: Wie effizient
sind unsere Raum-
ordnungs- und
Planfeststellungs-
verfahren? Was verlieren wir da?
Was ist die Zusatzlast, die im Stra-
ßenbau durch gut gemeinte Um-
weltmaßnahmen entsteht?

Wie sieht es eigentlich mit den
Ausschreibungsverfahren in
Deutschland aus? Sind sie effi-
zient, oder bringen sie mittlerwei-
le Nachteile für die Wirtschaft
hier? Wie sieht es mit den Bewirt-
schaftungskosten und ähnlichen
Sachen aus? Da ist noch viel Luft.

Zur Effizienz in der Beschaf-
fung. Wir alle wissen, dass wir bei-
spielsweise im Bereich des Bun-
desverteidigungsministeriums Be-
schaffungsprobleme haben. Ich
bin sehr froh, dass unsere Bundes-
verteidigungsministerin genau das
jetzt zum Schwerpunkt ihrer Ar-
beit macht. Das ist richtig und gut.

Dritter Bereich: soziale Ausga-
ben. Wir schlagen uns – auch das
ist angesprochen worden – mit
dem Problem der Langzeitarbeits-
losigkeit herum; wir schaffen es
nicht, sie zu senken, obwohl wir
dort Milliarden reinstecken. Sie als
Haushälter wissen: Leider stecken
wir viel zu viel in die Verwaltung
und viel zu wenig in Maßnahmen,
die direkt bei den Langzeitarbeits-
losen ankommen.

Meine Damen und Herren, es
gibt viele Bereiche, in denen wir
mit unseren Mitteln effizienter
umgehen können, als wir es bis-
her getan haben. Es ist natürlich
unbequem, da heranzugehen. Es
ist viel einfacher, zu sagen: Na,
machen wir doch ein bisschen
mehr Schulden, und dann wird
das alles schon irgendwie funktio-
nieren. – Das hier ist der unbe-
queme Weg, der untere Weg, der
steinige Weg; aber wenn wir seriös
arbeiten wollen, dann müssen wir
diesen Weg gehen.

Wir müssen uns auch fragen, ob
wir noch in der Lage sind, Struktu-
ren infrage zu stellen. Wir unter-
halten uns über die Bund-Länder-
Finanzbeziehungen. Das kann

sich nicht nur darauf erstrecken,
dass wir einen Verteilungskampf
um den Soli führen, sondern wir
müssen auch bei den Strukturen,
bei der Wettbewerbsfähigkeit et-
was verändern. Wir müssen den
Ländern mehr Handlungsspiel-
raum, mehr Autonomie geben.

Ein letzter Punkt, der für die
Haushaltspolitik 4.0 sehr wichtig
ist: Wir sollten nicht auf jedes
Thema aufspringen, das gerade
durch die Medien und Gazetten

getrieben wird, son-
dern sollten sehr
langfristig agieren.
Da möchte ich
noch mal den Be-
reich von Frau
Wanka, den For-
schungsbereich, he-
rausgreifen. Das ist
ein Bereich, bei
dem Prioritäten ge-
setzt worden sind,

bei dem langfristig gearbeitet wor-
den ist.

Jetzt gibt es einige Leute, die ak-
tuell in den Medien, in Büchern
und wo auch immer sagen: Ihr
seid viel zu sehr auf die schwarze
Null fixiert. – Ich frage Sie, meine
Damen und Herren: Wann ist
denn die richtige Zeit, um einen
ausgeglichenen Haushalt zu ha-
ben, wenn nicht jetzt?

Im Übrigen haben wir das mit
unseren sozialdemokratischen
Kollegen im Koalitionsvertrag ver-
einbart. Wir ziehen das durch,
und zwar ohne Steuererhöhungen
und ohne neue Steuern. Genau
dadurch schaffen wir Vertrauen
bei den Menschen. Die Menschen
glauben an die Wirtschaftspolitik,
wenn man verlässlich handelt,
und nicht, wenn man seine Kon-
zepte alle Nase lang wechselt, wie
das – das ist der nächste Punkt –
auf europäischer Ebene leider viel
zu oft der Fall ist. Die Tatsache,
dass Deutschland der Stabilitäts-
anker in Europa ist, weil wir einen
ausgeglichenen Haushalt vorle-
gen, nützt auch den europäischen
Nachbarländern. Ich denke, wir
haben nicht nur eine Verantwor-
tung in Deutschland, sondern wir
haben auch eine Verantwortung
gegenüber Europa. Wir werden
dieser Verantwortung in den
Haushaltsberatungen gerecht wer-
den.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)
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Fortsetzung auf nächster Seite

Gab es je einen
Haushalt, der

nicht mit
Unischerheiten

und Risiken
behaftet war?

Wir haben nicht
nur eine Verant-

wortung in
Deutschland,
sondern auch
vor Europa.

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Außerdem sprachen: Johannes
Kahrs (SPD), Susanna Karawanskij
(Die Linke), Norbert Barthle (CDU/
CSU), Anja Hajduk (Bündnis 90/Die
Grünen), Lothar Binding (SPD) sowie
Norbert Brackmann, Bartholomäus
Kalb und Antje Tillmann (alle CDU/
CSU).
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Nachrichten

Waffen gegen IS • Ausnahme oder Notwendigkeit?

Das sind wohl vor allem Leute aus 

• Katar,

• Saudi-Arabien,

• und der Türkei.

Das finden viele von den „Grünen“.
Aber auch Gregor Gysi.
Er ist der Chef von der „Linken“.
Und das im Bundes-Tag

Gysi findet auch:
Die Regierung sollte sich vorher 
absichern.
Und zwar im Sicherheits-Rat von den 
Vereinten Nationen.

Was sind die Vereinten Nationen?
Die Vereinten Nationen sind eine 
Gemeinschaft.
In dieser Gemeinschaft sind viele 
Länder.
Es sind 192 Länder.

Deutschland gehört auch zu dieser 
Gemeinschaft.
Die Gemeinschaft legt wichtige 
Gesetze fest.
Sie haben dieses Ziel:
Es soll allen Menschen gut gehen.

Die Vereinten Nationen haben einen 
Sicherheits-Rat.
Im Sicherheitsrat sitzen manche 
Länder immer dabei.
Das sind 

• Frankreich,

• Russland,

• Amerika,

• China,

• und Groß-Britannien.

Die anderen Mitglieder vom Rat 
werden gewählt.

Sie sind also mal dabei und mal 
nicht.
Und das für eine gewisse Zeit.
Dazu gehört auch Deutschland.

Die Aufgabe vom Sicherheits-Rat ist:
Für den Frieden in der Welt sorgen.

Gysi findet:
Man sollte vorher mit dem 
Sicherheits-Rat sprechen.
Er sagt:
Die deutsche Regierung handelt 
einfach alleine.
Das findet er schlecht.

Merkel hat darauf gesagt:
Die UN hat vorher schon einmal 
etwas beschlossen.
Laut dem Beschluss gehen die 
Lieferungen in Ordnung.

Es gibt also viele unterschiedliche 
Meinungen, wie man helfen sollte.
Alle sind sich aber einig:
Es muss etwas getan werden.

Weitere Informationen in leichter 
Sprache gibt es unter:

www.bundestag.de/leichte_sprache

Informationen in leichter Sprache Ausgabe Nr. 3  Beilage für:

Waffen für die Kurden im
Nord-Irak?
Die deutsche Regierung hat sich 
diese Frage gestellt.

Denn:
Im Nord-Irak leben viele Kurden.
Diese werden bedroht.
Und sie werden angegriffen.
Und das von einer Gruppe.

Die Gruppe heißt Islamischer Staat.
Die Kurz-Form für Islamischer Staat 
lautet:
IS.

Was sind Kurden?
Kurden sind eine Volks-Gruppe.
Kurden haben kein eigenes Land.
Kurden leben im Irak.
Aber auch 

• in der Türkei,

• im Iran,

• und in Syrien.

Die Kurden haben im Norden vom 
Irak ein Gebiet.

Über das Gebiet entscheiden sie 
ziemlich alleine.
Deshalb nennt man das Gebiet 
autonom.

IS greift Kurden an
Die Menschen von der Gruppe 
„Islamischer Staat“ wollen die 
Kurden vertreiben.
Oder sogar ausrotten.
Das heißt:
Sie wollen alle Kurden töten.

Denn sie finden:
Die Kurden leben ihre Religion falsch 
aus.
Die Religion ist der Islam.
Das ist auch die Religion von IS.
Sie leben die Religion aber viel 
strenger.

Die Gruppe IS nutzt die Religion aus.
Sie begründet damit ihre brutalen 
Handlungen.
Handlungen gegen Leute , die anders
glauben.

leicht 
erklärt! Waffen gegen IS

Ausnahme oder Notwendigkeit?
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Warum machen sie das?
Sie möchten mehr Land und mehr 
Macht für sich haben.

Denn:
Sie möchten einen Staat gründen.
Deshalb haben sie viele Gebiete 
erobert.
Und das mit Gewalt.
Dabei sind viele Menschen getötet 
worden.
Und das auf eine sehr grausame Art 
und Weise.

Die Regierung von Deutschland hat 
nun etwas überlegt
Soll Deutschland Waffen schicken?
Und zwar an die Kurden?

Eigentlich wurde früher einmal 
beschlossen:
Es werden keine Waffen geliefert.
Und zwar in Gebiete, wo es gerade
eine Krise gibt.
Das heißt:
Gebiete, in denen sich Menschen
bekämpfen.

Das wurde in einem Gesetz 
festgeschrieben.
Das Gesetz heißt:
Kriegs-Waffen-Kontroll-Gesetz.

Die Regierung macht aber eine 
Ausnahme
Sie hat beschlossen:
Es werden Waffen geschickt.
Und zwar Waffen von der Bundes-
Wehr.
Die Bundes-Wehr ist die Armee von 
Deutschland.

Das war am Sonntag vor einer 
Woche.

Diese Dinge werden geschickt:
• 5 Hundert Raketen
(Sie können einen Panzer abwehren. 
Panzer sind große und massive 
Fahrzeuge. 
Sie werden im Krieg benutzt.)

• 16 Tausend Sturm-Gewehre

• 8 Tausend Pistolen

• über 2 Hundert Panzer-Fäuste

• 40 Maschinen-Gewehre

• 10 Tausend Hand-Granaten

• sehr viel Munition

• und Fahrzeuge

Mit diesen Sachen können 4 Tausend
Soldaten gut ausgerüstet werden.
Es sind Soldaten von einer Gruppe.
Die Gruppe heißt „Peshmerga“.
Einige von ihnen sollen auch 
ausgebildet werden.
Und zwar in Deutschland.

Werden auch deutsche Soldaten 
geschickt?
Das schließt die Regierung von 
Deutschland absolut aus.

Sie schickt aber auch viel Geld:
50 Millionen Euro.
Das Geld soll für die Menschen sein.
Die Menschen, die Hilfe brauchen.

Das werden bald immer mehr 
Menschen sein.
Und zwar, wenn IS weiter macht.
Außerdem kommt bald der Winter.
Dann brauchen viele Menschen eine 
Unterkunft.
Menschen, die bisher schon vor IS
geflohen sind.

Viele Menschen werden dann nach 
Deutschland flüchten.
Dort wird ihnen geholfen.

Die Regierung von Deutschland 
möchte aber auch erreichen:
Die Leute sollen in ihrem Land 
bleiben können.

Was sagt der Bundes-Tag zur Ent-
scheidung?
Die Hilfe für die Kurden wurde am 
Montag vor einer Woche besprochen.
Und zwar im Bundes-Tag.

Der Bundes-Tag besteht aus vielen
Abgeordneten.
Sie haben darüber abgestimmt.
Die meisten Abgeordneten stimmten 
für die Waffen-Lieferung.

Manche Abgeordnete sind dagegen
Auch viele Abgeordneten von der 
Partei „Bündnis 90/Die Grünen“.

Unter anderem deshalb:
Die Waffen fallen vielleicht in falsche 
Hände.
Das heißt:
In die Hände von IS-Kämpfern.
Anton Hofreiter ist der Chef von den 
„Grünen“.
Und das im Bundes-Tag.
Er sagt:
Das ist in der Vergangenheit schon 
ein paar Mal passiert.
Und zwar mit Waffen von Amerika.

Das Risiko klein halten
Angela Merkel ist die Bundes-
Kanzlerin von Deutschland.
Damit ist sie die Chefin von der 
Regierung.

Sie versteht die Angst.
Sie findet:
Es gibt tatsächlich ein Risko.
Und zwar, dass dieWaffen verloren
gehen.

Sie sagt aber auch:
Wir müssen trotzdem helfen.
Denn:
IS ist sehr brutal.

Und das vor allem gegen Menschen,
die einen anderen Glauben haben.

Frank-Walter Steinmeier ist auch in 
der Regierung.
Er ist der Außen-Minister von 
Deutschland.
Er sagt:
Das Risiko soll klein gehalten werden.
Und zwar so:
Es soll kein Lager mit Waffen 
angelegt werden.
Und das im Gebiet von den Kurden.

Deshalb sind schon 6 Soldaten dort.
Es sind Soldaten von der Bundes-
Wehr.
Sie sollen die Waffen verteilen.

Die Politiker von der Regierung sagen 
auch:
IS muss jetzt aufgehalten werden.
Sonst können Nachbarländer vom 
Irak Ärger bekommen.
Zum Beispiel die Türkei.
Das wirkt sich dann auch auf Europa 
aus.
Und damit auch auf Deutschland.

Denn:
Wenn IS ein eigenes Gebiet schaffen 
kann, dann werden sie immer
stärker.
Viele Länder in Europa müssen dann 
helfen.
Oder sie werden sogar angegriffen.

Merkel hat auch betont:
IS hat auch schon viele Mitglieder 
aus Deutschland.
Diese Menschen kämpfen auch für IS.
Man kann daran sehen:
IS hat schon einen großen Einfluss.
Das muss schnell aufhören.

Noch mehr Bedenken
Auch Abgeordnete von anderen 
Parteien sind gegen die Lieferung.
Zum Beispiel von „Die Linke“.
Sie fordern:
Man sollte lieber Bank-Konten 
sperren.
Die Bank-Konten von Leuten, die IS
unterstützen.
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